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PRÄSIDENT TESAR (um 10 uhy 04  in- 
ten): Ich eröffne die Sitzung. Das Protokoll 
der letzten Sitzung ist geschäftsordniungs- 
mäßig aufgelegen; es ist unbeanstandet ge- 
blieben, demnach als genehmigt zu betrach- 
ten. 

Wir gelangen zur Beratung der Tages- 
ordnung. 

Ich bitte das Hohe Haus, in die Spezial- 
debatte einzugehen und ersuche jene Mit- 
glieder des Hauses, welche f ü r  das Eingehen 
in die Spezialdebatte sind, die Hand zu er- 
heben. (Geschieht.) A n g e n o m m e n. 

Ich beabsichtige, bei der Spezialdebatte die 
Beratung und Beschlußfassung des ordent- 
lichen Voranschlages über alle Gruppen, des 
außerordentlichen Voranschlages zu den 
Gruppen 0 und 2 bis 9 sowie des Eventual- 
voranschlages zu den Gruppen 2, 3, 4, 5, 6 

und 7 des Gesetzentwurfes über die Ein- 
hebung einer Landesumlage für  das Jahr 
1964 sowie des Dienstpostenplanes ,1964 je 
unter einem abzuführen und nach Verab- 
schiedung des ordentlichen Voranschlages, des 
außierordentlichen Voranschlages und des 
Eventualvoranschlages, des Gesetzentwurfes 
uber die Einhebung einer Landesumlage für 
das Jahr  1964 und des Dienstpostenplanes 
1964 über den Voranschlag des Landes Nie- 
iderösterreich für  das J a h r  1964 als Ganzes 
hinsichtlich Erfondernis und Bedeckung und 
auch über den Antrag des Finanzaulsschusses 
zum Voranschlage Punkt  1 bis Punkt  15, 
Punkt  17 und Punkt  18 sowie Punkt  16 im 
Wortlaut des Gesetaes abstimmen zu lassen. 

Bei der Abstimmung über die einzelnen 
Gruppen des Voranschlages beabsichtige ich, 
zunächst über allfällige Abänderungs- oder 
Zusatzanträge zu den drei Teilen des Vor- 
anschlages, dann über die Gruppe selbst und 
zum Schluß über allfällige zu der in  Beratung 
gestandenen Gruppe eingebrachte Resolutions- 
anträge aibstimmen zu lassen. 

Ich ersuche den Herrn Abg. Marchsteiner, 
zu Gruppe 0, Landtag und Allgemeine Ver- 
waltung, oiidentlicher Voranschlag, außer- 
ordentlicher Voranschlag und Eventualvor- 
anschlag zu berichten. 

Berichterstatter ABG. MARCHSTEINER: 
Hohes Haus! Die Gruppe 0, Landtag und 
Allgemeine Verwaltung, weist ordentlich? 
Ausgaben im Betrage von . . . . S 401,671.800 
aus, denen Einnahmen von . . . . S 31,426.800 
gegenüberstehen. Es ergibt sich daher ein 
Nettoerfordernis von . . . . . . . . S 370,245.000. 
Diese Gruppe enhhält die Ausgaben und E<in- 
nahmen, soweit sie den Landtag, die Landes- 
regierung, das Amt der Landesregierung, die 
Bezirkshauptmannschaften, besondere Ver- 
waltungsbehörden, die Gebarung mit den 
Ruhe- und Versorgungsgenüssen und sonstige 
in diasen Rahmen fallende Aufwendungen 
be’reffen. Die Ausgaben dieser Gruppe be- 
tragen 22,6 Prozent des Gesamtaufwandes, 
wahrend sich die gleiche Verhältniszahl im 
Vorjahr mit 23,8 Prozent bezifferte. 

Die Ausgabensumme der Gruppe 0 weist 
gegenüber dem Vorjahre eine Erhöhung um 
rund 34,8 Millionen Schilling auf. Der Per- 
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sonalaufwand erhöht sich um 29,9 Millionen 
Schilling und der Sachaufwand um 4,9 Mil- 
lionen Schilling. 

Die Erhohung des Personalaufwandes ist 
auf die Aiuswirkung der Abänderung und 
Ergänzung der Dienstpragmatik der Landes- 
beamten durch die DPL.-Novelle 1963 zurück- 
zuführen. 

Im Sachaufwand ergeben sich Mehraus- 
gaben dlurch d!ie Venanschlagung des Auf- 
wandes der Verbindungisstelle der Bunides- 
länder im neueröffneten Unterabschnitt 021 
mit Ausgaben im Sachaufwande von rund 
S 500.000 und )die Vorsorge für die Kosten 
der Landtagswahl 1964 mit einem Betrage 
von S 600.000. Weitere Erhöhungen des Sach- 
aufwandes ergeben isich bei Reisekosten des 
Amtes der Landesregierung um S 1,100.000, 
beim sonstigen Amtsisachaufwiand des Amtes 
der Landesregierung um S 600.000, bei Reise- 
kosten und Amtssachaufwand der Bezirks- 
hauptmannschaften um S 1,200.000 sowie 
beim Zuschuß an (die Landhausküche um 
S 300.000. Aufgelassen wurde der Voran- 
schlagsansatz ,,Leistungen auf Grund des 
Beamtenentschädigungsgesetzes", nachdem 
voraussichtlich keine Leistungen mehr zu er- 
bringen sind. 

Die Einnahmenseite zeligt eine Erhöhung 
um rund S 3,500.000. lEs sind Mehreinnahmen 
bei Pensionsbeiträgen von rund 0,2 Millionen 
Schilling zu verzeichnen, bei überweisungs- 
beträgen gemäß 0 308 ASVG. 0,5 Millionen 
Schilliing sowie höhere Ersätze und Erstat- 
tungen für Bedienstete idurch andere Gebiets- 
körperschaften von 1,3 Millionen Schilling. 

Durch die im Voranschlage neu aufge- 
nommenen Einnahmen der Verbindungwtelle 
der Bundesiländer von rund 0,7 Millionen 
Schilling und eines Ersatzes von der Stadt- 
gemeinde Baden für Arbeiten im Zusammen- 
hange mit 'der Errichtung eines Amtsgebäudes 
für die Bezirkshauptmannschaft Baden von 
0,5 Millionen Schilling ergibt sich eine 
weitere Erhöhung der Einnahmenseite. Der 
Rest von 0,3 Millionen Schilling verteilt sich 
auf venschiieden,e kleinere Erhöhungen (der 
Mehrzahl der Einnah,menansätze. 

Neu eröffnet wurden der Einnahmenvoran- 
schlagsansatz 020-15, Kursbeiträge, Unterab- 
schnitt 021, Verbindungsstelle der Bundes- 
länder, und der Einnahmenvoranschliags- 
ansatz 03-781, Ersatz der Stadtgemeinde 
Baden für Arbeiten im Zusammenhange mit 
der Errichtung eines Amtsgebäudes für  die 
Bezirkshauptmannischaft Baden. 

Eine Reihe von Voranschlagsansätzen dieser 
Gruppe soll aus gebarungstechnischen Grün- 
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Artikel 47 den als gegenseitig deckungsfähig erklärt 
wenden. 

Im außerondentlichen Voranschlag sind bei 
der Gruppe 0, Landtag und Allgemeine Ver- 
waltung, Ausgaben im Ausmaß von 21,380.000 
Schilling vorgesehen, (denen keine Einnahmen 
gegenüberstehen. 

Im Eventualvomanschlag sind bei Gruppe 0, 
Landtag und Allgemeine Verwaltung, keine 
Ausgaben veranschlagt. 

Ich bitte den Herrn Präsidenten, die Ver- 
handlung zur Gruppe 0 einzuleiten. 

PRÄSIDENT TESAR: Ich eröffne die De- 
batte. Zum Wort gemeldet ist Herr Abg. Sig- 
mund. 

ABG. SIGMUND: Hoher Landtag! Meine 
sehr geehrten Damen unld Herren! Es liegt 
uns heute jder Voranschlag für  das Jahr 1964 
zur Beratung und Beschlußfassung vor. Bei 
der Gruppe 0, Allgemeine Verwaltung, 
möchte ich mich mit 2 Problemen beschäf- 
tigen. Erstens mit ldem Finanzkontrollaus- 
schuß und zwe'tens mit der Dezentralisierung 
unserer Verwaltung. Ich glaube, Kritik ist 
notwendig, und sie bringt auch manchmal 
eine Klärung. Wir wissen alle, daß gerade die 
öffentlichen Körperschaften oft !der stärksten 
Kritik ausgesetzt sind, denn die Steuerzahler 
wollen genau wissen, was mit ihrem Geld 
geschieht. Eis muß daher unsere Aufgabe sein, 
Sorge zu tnagen für eine sparsame Verwal- 
tung. In diesem Sinne muß jede Kontroll- 
tätigke,it beurteilt wenden. Dies liegt auch im 
IntereEsse einer sauberen und sparsamen Ver- 
waltung. Und 'an einer isolchen siin'd wir, 
meine sehr geehrten Damen unld Herren, wie 
ich glaube, alle am stärksten interessiert. Wer 
sauber verwaltet, braucht unter keinen Um- 
ständen eine Kontrolle scheuen. In (der Ver- 
fassung unseres Bun'deslandes ist die Kon- 
trolltätigkeit genau festgelegt. Niederöster- 
reich ist aber auch 'das einzige Bundnslland, 
wo frei gewählte Abgeordnete mit einer 
großen Machtbefugnis amgestattet Bind. Wie 
sie ihre Kontrolltätigkeit ausüben können, 
steht genau in den Paragraphen 46 bLs 51 der 
niederosterreichischen LandesverLassung. Eu 
wird genau umschrieben, welche Aufgaben 
#dem Kontrollamt abliegen. Wir sind diaher 
der Aluffimung, idaß ,der Finanzkontrollaus- 
schuß seinen Bericht direkt an den Hohen 
Landtag erstattet. Ich habe des öfteren schon 
im Finanzausschuß 'danauf hingewiesen. Der- 
zeit wird es so praktiziert, daß (der Herr 
Präsident den Kontrollbericht dem Finanz- 
ausschuß zuweist. Ich glaube, auf Grund der 
Ver6assungislnestimmungen wäre es höchste 
Zeit, ,dariiber einmal Klarheit zu schaffen. 
Was sagt die Lanldesverfassung über die Auf- 
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gaben (des Finanzkontrollausschusses? Im 
Artikel 47 lder Landesverfassung heißt es: 
„Der Finanzkontrollausschuß besorgt ohne 
Einflußnahme kauf die Verwdtunpstätigkeit 
der Landesregierung laufend die Kontrolle 
bezüglich der Richbigkeit, Zweckmäßigkeit 
und Wirtschaftlichkeit der Landwgebaning 
und der der Lantdesregierung unterstehenden 
Amter, Anstalten, Stiftungen und Fonds so- 
wie jener Unternehmungen, an  denen das 
Land finanziell beteiligt ist oder für die eis 
eine Ausfallshaftung trägt." Es heißt aber 
auch gleiichzeibig: ,,&s erforderliche Personal 
für das Kontrollamt hat die Landesregierung 
beizustellen." Im Artikel 48 heißt es: „Der 
Vonstand der Landesbuchhaltung ist ver- 
pflichtet, jeden Auftrag, welcher die Uber- 
schreitung einer Post der Voranschläge oder 
eines vom Landtag genehmigten Kredites 
herbeiführen würde, !dem Finanzkontrollaus- 
schuß unmittelbar bekanntzugeben." Es muß 
daher die Aufgabe \aller Abgeordneten sein, 
darauf zu achten, daß idie Verfassungcbestim- 
mungen genau eingehalten werden. Bedauer- 
licherweiise trifft dies nicht immer zu. Unsere 
Forderung muß daher sein: Jede Überischrei- 
tung ist dem F(inanzkontrol1ausschuß zu 
melden. Und zweitens muß endlich dem Kon- 
trollamt das nötige Fachpersonal beigestellt 
werden, damit wir tauf Grund der Bestim- 
mungen der Landesverfassung auch die wirt- 
schaftlichen Unternehmungen einer Prüfung 
unterziehen konnen. Wer dies verhindert, 
meine Damen und Herren, scheut eine Kon- 
trolle. Gerade das Kontrollamt von Nieder- 
osterreich, als größtes Bundesland, ist per- 
sonalmäßig am schlechtesten besetzt. Schon 
während meiner Obmannszeit habe lich selbst 
im Landtag und auch brieflich immer wieder 
darauf hingewiesen, daß man dem Kontroll- 
amt, um dfie Kontrollen, welche (die Verfas- 
sung vorschreibt, auch wirklich durchführen 
zu können, mehr Personal beistellen ~ 0 1 1 ~ ~ .  
Meine Damen und Herren, mit 7 Kontroll- 
beamten ist es unmoglich, dmsen Umfang an 
Aufgaben zu bewältigen. 

Wie groß der Verwaltungszweag ist, sollen 
Ihnen einige Zahlen bringen. Außerhalb von 
Wien haben wir 450 Dienststellen; und auf 
Grund der Verfassung hat das Kontrollamt 
jede Dienststelle einer Kontrolle zu unter- 
ziehen. Es gibt 21 Rezirkshauptmannschaften, 
5 Gebietsbauäumter, 15 Landesberufsschulen, 
4 gewerbliche Fachschulen, 78 Straßenauf- 
sichten, 8 Straßenbauabteilungen, 18 bauer- 
liche Fachschulen und 32 Bezirksaltersheime. 
Ich könnte die Liiste noch weiter fortsetzen. 
Sie ersehen Idanaus, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, Idaß man mit nur 7 Kon- 
trollbeamten bei einem so großen Verwal- 

tungsumfang nicht auskommen k,ann. Ich 
weiß, daß m(anche unsere Kontrolltätigkeit 
nicht gerne (sehen, Idaß es Ihnen nicht ange- 
nehm ist, besonders, wenn solche Berichte 
vorgelegt we'rden, wie (der Sonderbericht über 
die Bezirkshauptmannschaften (Abg.  Stang- 
Zer: W e m  ast das unangenehm gewesen?), wo 
die Bezirkshauptmannschaft Mödling nicht gut 
weggekommen ist. Wem es unangenehm ist, 
Herr Abg. Stanglter, idas kann ich bundert- 
prozentig unterstreichen. Es ist manchem 
nicht angenehm, wenn wir besondere Vor- 
kommniisse aufzeigen und besondens darauf 
hinvkisen. Das ist aber unsere Aufgabe, wenn 
es auch manchem nicht angenehm ist. Ich 
könnte mehrere solcher Fälle anführen. Herr 
Abg. Stangler, im Finanzkontrollausschuß 
hatten wir auch eine einhelliige Auffassung, 
wenn wir auf Unzukömmlichkeiten bin- 
wiesen, wenn dlas Aufzeigen dieser Vorkomm- 
nisse auch manchem Herren nicht gefallen 
hat. (Abg.  Stangler: Nur in der „Arbeiter- 
Zeitung" ast diese Luge gestanden, daß die 
ÖVP eine Kontrolle verhindern will.) Ich 
stehe nicht an, auch hier im Hohen Landtag 
zu !behaupten, wir werden auch in Zukunft 
jede positive Leistung lobend hervonheben. 
Genauso wenden wir aber mit voller Schärfe 
Kritik üben, wenn Steuergelder leichtfertig 
hinausgeworfen werden. Und in Zukunft wer- 
den wir auch verl,anigen, daß bei solchen 
krassen Vorkommnissen auch 'die Verant- 
wortlichen, die Schuldigen, zur Verantwor- 
tung gezogen wenden. Ich bin )davon über- 
zeugt, daß, wenn die Vorschläge (des Finanz- 
kontrollausschusises vom Jahre 1956, wo auch 
ein einstimmiger Beschkß im Landtag vor- 
handen war, eingehalten worden wären, SO 
manche Kritik - das eage ich ganz offen - 
ausgeblieben wäre. Ich empfehle daher 
unseren Bauamtern, in Zukunft streng darauf 
zu achten, die Landtapbeschlüsse einzu- 
halten. 

Ich möchte noch einmal (die Richtlinien, die 
im Tätigkeitsbericht des Finanzkontrollaus- 
Schusses für das Jahr 1955 festigelegt sind, in 
Eninnerung bringen. Damals war der heutige 
Finanzrefterent Landesrat Hilgarth Obmann 
des Finanzkontrollausschussecs. Wir haben in 
einer gewissen Absicht dieses 10-Punkte-Pro- 
gramm in unseren Tätigkeitsbericht aufge- 
nommen; ich aber muß ganz offen sagen, daß 
es leider bei vielen Bauten nicht eingehalten 
wurde. .Ich (bringe dieae 10 Punkte deshalb 
noch einmal in Erinnerung. 

1. In erster Linie wäre ZIU prüfen, ob der 
Kauf eines Objektes notwenidig bzw. ein Neu- 
bau überhaupt erforderlich ist und ob (die 
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Mittel hierfür zur Verfügung gestellt werden 
konnen. 

2. Schon vor der Planung eines Baupro- 
jektels muß klar feststehen, welchen Umfang 
das Projekt haben soll. 

3. Unter Beiziehung aller an (dem Bau 
Interessierten muß das Bauprognamm festge- 
legt werden, wobei auch dlas Finanzreferat 
beizuziehen ist. 

4. Dlie Planung hat einfach, zweckmäßig 
und der Finanzkraft des Landes angepaßt er- 
stellt zu werden. 

5. Je'de koistspielige Neuerung, deren 
Zwechäßiigkeit und Sparsamkeit nicht 
garantiert ist, bat zu unterbleiben. Das Land 
kann es sich nicht leisten, als Versuchs- 
kaninchen für Neuerungen zu dienen. 

6. Nach Fertigstellung der Planung sind die 
Gesamtkosten des Neubaues und der Eiinrich- 
tung auf Grund von Ausschreibungen festzu- 
stellen. 

7. Auf Grund dieser Ziffern nst der Finan- 
zierungsplan zu erstellen, wobei die Durch- 
führung des Baues allenfalls (in verschiedene 
Bauabschnitte zu teilen ist. 

8. Außerdem sind bei jeldem Projekt alle 
dauernden Belastungen zu berechnen, wie 
z. B. erhöhte Personalkosten, erhbhte Erhal- 
tungsalusgaben und Betriebskosten. 

9. Erst dann soll 'das Projekt dem Bauauis- 
schuß bzw. idem Pinanzaluaschuß des Land- 
tages zugehen. 

10. Der Hohe Landtag beschließt dann auf 
Grund des Antrages des Finianzausschusses 
das Bauvorhaben. Xierbei [sollen bei den Pla- 
nungen nach Moglichkeit Zivilarchitekten aus 
Niederösterreich beigezogen wenden. Das zu- 
ständige Landesbauiamt hat die Bauaufsicht 
zu führen. 

Hoher Landtag, ich glaube, hierbei qibt es 
im Finanzkontrollausschuß eine einhellige 
Auffaissung. Wir müssen aber darauf be- 
stehen, daß das, was wir hier im Lanidtag be- 
schlossen haben, auch eingehalten wird. Wir 
konnen nur sagen, viele Millionen Schilling 
hätten bei einer guten Planung eingespart 
werden können, wenn jede kostspielige Neue- 
rung unterblieben wäre. 

Nun zur Unterbringung ider Landes- 
beamten. Diese ist - und das haben wir 
schon im Finanzausischuß erwähnt - alles 
andere als sparsam. Dazu kommt noch - 
und das wissen wir aus unserer Tätigkeit im 
Finanzkontrollausschuß -, daß das Personal 
in den Ämtern sehr schlecht, ja manches Mal 
geradezu menschenunwürdig untergebracht 
ist. 800 Bediienistete sind in Mietobjekten 
untergebracht. Die meisten von uns kennen 

diese Ämter, wenn sie Interventionen machen. 
Ich glaube, ich brauche auch nicht zu unter- 
streichen, daß eine solche dezentralisierte 
Verwaltung sehr kostspielig ist. Nach meiner 
Meinung hätte sich der Aufwand für das 
einst geplante Amtsgebäude, wenn man des 
damals begonnen hätte, sicher schon bezahlt 
gemacht. Wenn wir das Gebäude gebaut 
hätten, wäre (das für (die Landasfinanzen ein 
Vorteil gewesen. Für die Verwaltung und 
diejenigen Personen, die ein Amt (besuchen 
müssen, wäre es bestimmt günstiger, wenn 
die Verwaltung zentralisiert wäre. Auch die 
Teinfjaltstraße, ich sage das ganz offen, bleibt 
nur eine halbe Angelegenheit, da nur 400 Be- 
dienstete untergebracht werden können und 
weitere 400 Beidienstete in Mietobjekten 
untergebracht bleiben müssen. Ich hoffe, daß 
zumindest bei der Einteilung in erster Linie 
die Ämter zusammengelegt werden, die orga- 
nisch zusammengehören, und jene Ämter ver- 
legt werden, die in Mietobjekten unterge- 
bracht sind, die uns sehr teuer zu stehen 
kommen. In der Teinfaltstnaße steht um nicht 
das ganze Gebäude zur Verfügung, ldenn es 
ist dort die Bezirkshauptmanmchaft Wien- 
Umgebung und auch die Leitung der ÖVP 
Niederösterreiichs untergebnacht. Ich bin nicht 
so optimistisch, meine Damen und Herren, 
da6 ich sage, die Instandsetzung des Ge- 
bäudes in lder Teinfaltstraße wind nur 3 Mil- 
lionen Schilling kosten, denn wir sind bei SO 

alten Gebguden immer sehr iskeptisch, da das, 
was man unß gesagt hat, nie gestimmt hat. 
Wir wnssen, diaß dieses Bankhaus, welches 
einmal idort in der Teinfaltstnaße gebaut 
wurde, sehr große Räume hat, und deshalb 
wird die Unterbringung unserer Ämter 
schwierig sein. Wir hoffen nur, ,daß das, was 
uns im Finanzausschuß gesagt worden ist, 
nämlich, daß man mit 3 Millionen Schilling 
das Ausllangen finde, auch stimmt. Vielleicht 
wäre es günstiger gewesen, wenn man die 
Mittel - ich gliaube 35 Millionen haben wir 
durch einen Vertrag zu enhichten -, die für 
das Gebäude und die Instandsetzung notwen- 
dig Weden, für einen Neubau verwendet 
hätte. Einen Neubau hätten wir so planen 
konnen, daß sämtliche 800 Bedienstete, die 
man jetzt in Mietobjekten untergebracht hat, 
dann in einem Objekt beisammen gehabt 
hatte. Wir wissen, meine Damen und Herren, 
viele dringende Landesaufgaben - das haben 
wir auch im Finanzausschuß gesagt - können 
nicht erfüllt wenden, weil die Geldmittel nicht 
ausreichen. Deshalb muß es nunmehr unsere 
Aufgabe sein, darauf zu achten, sdaß mit den 
Landesfinanzen sparsam {umgegangen wird. 
Ich glaube, das ist auch die Aufgabe des 
Finanzkontrol-lausschusses, zu achten, daß die 
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PRÄSIDENT TESAR: Zum Worte gelangt 
Herr Abg. DUp1.-Ing. Robl. 

ABG. D1PL.-ING. ROBL: Hcaher Landtag! 
Meine sehr geehrten Damen un'd Herren! Der 
Herr Finanzreferent hat in seinen gestrigen 
Ausführungen enklärt, Iman möge doch, um 
über das Budget eine genaue übersicht zu 
erhalten, die Ausgaben und Einnahmen dses 
Jahres 1963 mit idenen 'des Jahres 1964 ver- 
gleichen. Im ordentlichen Voranschlag sind im 
Jahre 1964 um 238 Millionen Schilling mehr 
vorgesehen als i n  dem nun zu Ende gehenden 
Jahr 1963. 176 Millionen Schilling stehen für 
Sach- und Zweckaufwtand zur Verfügung. Um 
62 Millionen sind die Personalau'sgaben höher 
als im Jahre 1963 präiliminiert. Wenn wir die 
Ausgaben für Iden Bruttopemonabauflwand 
des Jahres 1963 mit dem des Jtahres 1964 ver- 
gleichen, so können w,ir feststellen, daß 1963 
35,27 Prozent für den Personalaufwand, im 
Jahre 1964 34,05 Prozent, also um 1,2 Prozent 
weniger Ausgaben vom ordentlichen Haushalt 
vorgesehen sind. In [der Gruppe 0 werden vor 
allen Dingen die Ausgaben für den Landtag, 
die Landesregierung, das Amt der Landes- 
regienung, die Bezirkshauptmannschaften, für 
besondere Verwalbngseinrichtungen, aber 
auch für idie Buhe- unld Vensorgungsgenüsse 
der Pensionisten eingesetzt. Der Landtag hat 
im Jahre 1964 für die Gruppe 0, Personalauf- 
wand, 22,06 Prozent 'aufzuwenden. Dieser 
Prozentsatz ist - verglichen mit dem der 
letzten Jahre - keinesfalls der höchste. Im 
verglangenen Jahr waren es 23,8 Prozent, am 
Jahre 1962 24,6 Prozent und im Jahre 1960 
25,8 Prozent. Wir sehen also, daß durch die 
Mehreinnahmen und Mehnausgaben auch für  
den Sachaufwand des Landes prozentmäßig 
mehr Mittel als in den vergangenen Jahren 
zur Verfügung stehen. 

Wenn wir uns den Dienstpostenplan näher 
betrachten, dann müssen wir feststellen, daß 
gegenüber dem Jiahr 1963 eine Vermehrung 
um 293 Bedienstete - d'as sind 2,7 Prozent - 
vorgesehen ist. Die Zahl der Bediensteten hat 
sich - wenn man den Stanid vom 1. 11. 1962 
mit dem vom 1. 11. 1963 vergleicht - u m  336 
erhöht. Das entspricht einer Vermehrung der 
Dienstpusten innerhalb von zwei Jahren um 
rund 600. Im Dienstpostenplan ist die Per- 
sonalvermehrung entsprechend begründet. 
Auch bei (der niederösterreichischen Agrar- 
bezirkisbehörde war iin den letzten Jahren 
eine Erhöhung der Dienstposten notwendig. 
Ich möchte mich mit der Agrarbezirksbehörde 
näher &fassen und auch begründen, warum 

dort eine Personalvermehrung erforderlich 
war. 

Wir wissen, daß gerade in der heutigen Zeit 
der Aufgabenbereich der Agnarbezirksbe- 
hörde von Jahr zu J<&r wächst unld idaß nicht 
genug Bedienstete - Techniker und Jui-asten 
- vorhanden sind, u m  all diesen Aufgaben 
gerecht zu wenden. Es ist doch eines der 
Hauptziele der österreichischen Agrarpolitik, 
daß die Produktivität verbessert wird, daß die 
Agrarstnuktur verbessert wird, und da hat 
die Agrarbezirksbehörde eine sehr wichtige 
Aufgabe. Die Agrarbezirksbehörde war in  
den letzten Jiahren nicht in der Lage, allen 
Anträgen um Zusammenlegung der Grund- 
stücke auch zu entsprechen. Vom Jahre 1946 
bis zum Jahre 1963 !wurden 270 Operate mit 
113.000 Hektar ,und 38.374 Ptarteien durchge- 
fiihrt. Wir müssen aber feststellen, ldaß es in 
Niederöisterreich mindestens noch 400.000 
Hektar Grund und Boden gibt, der zusam- 
mengelegt werden müßte, um sie ordentlich 
bewirtschaften zu können; 'denn gerade die 
Kommassierung ist eine Zeitersparnis, aber 
auch eine Treibstoff- und damit Betriebs- 
kostenemparnis für )die Landwirtschaft, weil 
dann so viele Wege wegfallen, wodurch eben 
auch entsprechenlde Einsparungen möglich 
sind. 

Herr Abg. Sigmund hat davon gesprochen. 
idaß, wenn das Haus in der Teinfaltstraße als 
neues Bürogebäude der nö. Landesregierung 
im nächsten Jahr bezogen wind, gerade dar- 
auf Bedacht m nehmen ist, ldaß alle jene 
Dienststellen untergebnacht werden, die bis 
jetzt schlecht untergebnacht sind und die für 
die nö. Landesregierung infdge der hohen 
Mieten einen groRen Aufwand bedeuten. Die 
Agrarbezirksbehörde hat derzeit 226 Be- 
dienstete, davon 20 Lehrlinge, die ab Herbst 
dieses Jahres erstmals nach (ihrer zwei- 
jährigen Schule im Agrardienst arbeiten, um 
den Zusammenlegungsabteiliungen bei ihren 
Au€gaben wertvole Hilfe zu Leisten. 

Neben den beiden Zucammenlegungsabtei- 
lungen, von denen eine in ,der Agrarbezirks- 
behörde am Fischhuf und die (andere - wenn 
ich so sagen darf - #in (der Außenstelle der 
Agrarbezirksbehörde in der Muthgasse 
untergebracht ist, gibt es noch eine Grund- 
biuchsabteilung, eine kulturtechniische Fach- 
abteilung, die für landwirtschaftliche Bria- 
gungswege, Projektieaungen uni3 die Bau- 
überwtachung zuständig ist, dazu noch eine 
landwirtschaftliche Fachabteilung, eine forst- 
wirtschaftliche Fachabteilung, eine juristische 
Abteilung und selbstverständlich auch eine 
Kanzlei. Die Agrarbezirksbehörde (ist also 
eine sehr umfaissende und personalstarke Be- 
hörde. Die Unterbringung in zwei Gebäuden 
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wirkt sich sehr nachteilig aus. Nachteile der 
räumlichen uad personellen Trennung sind 
das Fehlen 'einer übersichtlichen D,ienstauf- 
Sicht, der Veriust vieler Arbeitssbunden - 
die Tmechniker von der Muthgasse müssen zum 
Fischhof gehen, weil sich ,auch dort !die 
Grundbuchsabteilung befindet, 'das Archiv ist 
in beiden Gebäuden iuntergebracht -, höhere 
Telephongebühren, ,d8ie Aufrechterhaltung von 
zwei Kanzleien unid doppelte Archivarbeit. 
Gerade bei der Agrarbezirksbehörde ist ein 
Archiv unbedingt notwendig, weil die Zmusam- 
menlegungsverfahren oft jahreliang !dauern, 
und zw,ar deswegen, weil sich bei einer ver- 
meintlich ungerechtfertigten Abfin'dung mit 
Grundstücken das Einspruch'sverfahren id,urch 
Jahre hinzieht. Es müssen daher ,alle Unter- 
lagen in den Archiven auf,b,ewahrt werlden. 
Es hat sich gezeigt, daß Koordin,ate, 'die von 
der Agr,arbezirksbehörde errechnet und an 
das Vermessungsamt zu 'an'deren Zwecken 
weitergegeben wurden, nicht greifbar waren, 
als man sie notwen'dlig benötigt hätte. Man 
mußte d'ann an #das Vermessung,samt um 
Unterlagen für lanbdwirtschaft1,iche Zwecke 
herantreten, 'die die Agr,arbezirksbehör,de 
hergestellt hatte. Auch für die vorh,andenen 
Geräte und Instr'umente, 'die Hundert- 
tausende, ja Millionen Schilling wert sind, 
stehen keine geeigneten Räume zur Ver- 
fügung, um sie aufzubewahren und während 
der Winterszeit cichtig zu reinigen. 

Der Landesihanzreferent, Llandesrat Hil- 
garth, hat gestern auch über die Unterbrin- 
gung #der Dienst#stellen in der Teinfaltstraße 
gesprochen. Ich gllaube, jdaß idie .aufgezeigten 
Nachteile #der Agrarbezirkisbehör'de wegfallen 
würden, wenn es möglich wäre, diets'e Di.enst- 
stellen such in der Teinfaltstraße iunterzu- 
briingen. Es wäre ,daher unser W'unsch, daß 
auch diese agr,arischen Dienststellen iin die 
Teinfaltstr,aße einziehen könnten. 

Wenn über ldie Sch'wierigkeiten iim P,ar- 
teienverksehr gesprochen wur'de, 'd'ann ,glaube 
ich, muß schon ,aufgeze,igt wer,den, 'daß ge- 
rade der Fisch,hof die versteckteste Stelle der 
Innemtaldt von Wien ist a n d  Ndaß ,auch di'e 
Muthgasse für unsere lan'dwirtlschaft,lichen 
B;ittsteller, die 'mit 'der Agrarbezirksbehörde 
zu tun haben, verkehrsmäßig nicht die 
günstigste L,age h:at. 

An das Personal 'der Agr-arbezirksbehörde 
weaden immer wieder hohe Anforderungen 
gestellt. Die Beamten sind #doch, ebenso wie 
die Landwirte, allen Unwett'ern ausge,setzt, 
weil sie vom Frühj,ahr bis zum Spätherbst 
mit ihren Geräten und Instrumenten in dfer 
frelien Nat5ur arbeiten müssen. Man erwartet 
gerade von 'diesen Be'amten azich eine ent- 
sprechende Menschenkenntnis unld Umgangs- 

formen mit 'den Landwirten, weil sie bei ihrer 
Tätigkeit täglich mit ihnen zusammen- 
kommen. Wenn diese Beamten vom Frühjahr 
bis zum Spätherbst draußen arbeiten und 
während d'es Winters in ihren Büroräumen 
wieider die Vorbereitungen für 'das nächste 
Jahr  treffen bzw. die Arbjeiten, 'die 'draußen 
in der Praxis erledigt wurden, nunmehr 
aui  Pläne und in Katastermappen zeichnen 
müssen, dann sollen sie auch entsprechende 
Zeichenräume zur Verfügung haben. Ich 
möchte ,daher idie niederösterreichiische Lan- 
desregierung .dringendst bitten, daß sie bei 
der Einteilung der Diensträume in der Tein- 
faltstraße aluch auf 'die Argrarbezirksbehörde 
nicht vergißt. Sollte es aber aus Zwecküber- 
legungen nicht möglich sein, 'd,ie Agrar- 
bezirksbehörde in der Teinfaltstr,aße unter- 
zubringen, dann soll scholn im Laufe 'des 
Jahres 1964 entsprechende Vorsorge getroffen 
werden, 'daß auch di'ese Beamten neue Büro- 
räume erhalten. Die beuerlichen Abgeord- 
neten, urid ich glaube, auch die anderen 
Damen und Herren des Hohen Hauses, sind 
damit einverstanden, wenn ich sage, wir wer- 
den unsere Stimme so lange erheben, bis auch 
die Agrarbehör'de entsprechen'de Unterkünfte 
beziehen kann. Wenn immer wie'der von Ver- 
waltungsvereinfach'ung gesprochen wurde. 
auch hjeute war dlies schon der Fall, glaube 
ich, würde gerade durch eine Unterbringung 
der Dienststelle der Agrarbehörde in neue 
Büroräume auch 'die MögIiichkeit geschaffen, 
auf dem Gebiete des Agrarwesens das eine 
oder alndere zu vereinf'achen. Bei d'er Budget- 
debatte im P'arlament wird alljährlich von 
den Abgeordneten zum Nationalrat immer 
wieder von Verwaltungsvereinfachung ge- 
sprochen. Der Steuerzahler hört solche Argu- 
mente sehr gern, denn er erwartet sich e' Iner- 
seits ein'e Entlastung, anderseits 'aber doch 
auch eine Vereinf ach,ung ,der komplizierten 
Verwaltung von heute. Tatsächlich ließe 'sich 
wirklich bei vielen Agenden in der Verwal- 
tung das eine older #andere vereinfachen. Ge- 
ramde 'wenn man Kompetenzen, idie heute noch 
der Bund inne#hat, den Ländern übertragen 
wollte, wäre damit auch eine viel volks- 
nähere Verbindung mit Iden Gemeinden, mit 
den Simedlern usw. gegeben. Die Lanldeshaupt- 
leute h'aben 'der Bunde.sregierung im Zusam- 
menhang mit 'dem Notopfer für das Jahr  1963 
die Überna'hme von Kompetenzen zur Ver- 
waltungsvereinfachung vorgeschlagen; dar- 
über wird sicherlich bei Iden Finanzaus- 
gleichsverhan~dlungen im Jahre 1964 sehr 
entscheidend zu verhandeln sein. Ich möchte 
für diese Verwaltungsvereinfachung zur 
Gruppe 0 'des Voranschlagels für 'das Jahr 
1964 einen Resolutionsantrag den Damen und 
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Herren des Hohen Hauses unterbreiten, der 
wie folgt lautet (Izest): 

,,Der Hohe Landtag wolle beschließen: 
Anläßlich der Verhandlungen über das Not- 

opfer faßte dije Konferenz der Landeshaupt- 
männer und Landesfinanzreferenten am 
22. 111. 1963 einen einhelligen Beschluß, der 
der Bundesregierung zu Handen des Bundes- 
kanzlem überreicht wurde. In (diesem werden 
Maßnahmen zur Sanierung der Finanzen des 
Bundes vorgeschlagen. Unter anderem wurde 
gefondert, daß folgende Kompetenzen vom 
Bunfd auf die Länder als Beitrag zu einer 
Verwaltuagsvereinf a h u n g  durch Vermeidung 
von Doppel- und Mehrgelfeisigkeiiten über- 
tragen werden, und zwar: 

a) Übertragung der Aufgaben des Wohn- 
haus-Wiederau€baufon'ds Rind des Bun- 
des-Wohn- und Siedlungsfonds gegen 
Überlassung der für diese Fonidis be- 
stimmten Zweckgebundenen Mittel; 

b) Auflösung des Wasserwirtschaftsfonds 
und Übertnagung der zweckgebundenen 
Mittel nach dem Muster der Wohnbau- 
fönderung 1954 an die Länder; 

c) Übertragung der Erhaltung der Bundes- 
straßen und der Bundesbauhilfe gegen 
überlassung eines entsprechenden An- 
teiles am Bundeszuschlag zur Mineralöl- 
Steuer; 

d) Übertragung ider Lasten nach dem 
Wasserbautenförderungisgesetz, soweit 
es sich nfcht um die Donau-Grenzge- 
Wässer und andere gelsetzliche oder ver- 
tragliche Verpflichtungen des Bundes 
hancdelt. 

Die Landesregierung wird aufgefordert, ge- 
eignete Maßnahmen zu treffen, um diesem 
Förderungsprogramm zum Durchbruch zu 
verhelfen, damit insbesondere (die ange- 
führten Vorschläge i i m  Interesse einer Ver- 
waltungsvereinfachung verwirklicht werden." 

Der Herr Abgeordnete Sigrnund hat sich 
vorhin idagegen ausgesprochen, daß Steuer- 
gelder leichtferhig 'hinausgeworfen werden; die 
Abgeondneten der ÖVP sind selbstverständ- 
lich der gleichen Ansicht. Darf ich aber ge- 
rade auf eine Maßnahme hinweiisen, meine 
sehr geehrten Herren der Linken, bei der Sie 
es waren, (die veranlaßt haben, daß Steuer- 
gelder, die wohl erspart hätten werden 
können, ausgegeben werden müwen. Wir 
haben uns doch in den vergangenen Jahren 
mehrmals mit der Einhebung ider Grund- 
steuer befaßt. Es ist ein Weg gefunden wor- 
den, aber dieser war meines Erachtens nach 
gerade nicht der zweckmälitigste, denn balliger 
und ordentlicher als die Finanzämter - das 
haben wir immer betont - können auch die 

nun geschaffenen Gnundsteuereinhebungs- 
ämter die Steuer für die Gemeinden nicht 
einheben. (Abg. Graf: Die Gemeindeautono- 
mie muJ3 gewahrt bleiben.) Wenn Sie sich 
aber den Nachtragsvoranschlag für dias Jahr 
1963 ansehen, werden Sie zwei Millionen 
Schilling darin finden, die zur Anschaffung 
der erforderlichen Geräte und Maschinen für 
dje Grundsteuereinhebungsämter benötigt 
werden. Diese Ausgabe ist notwtpddg, Herr 
Abgeordneter Gnaf, weil Sie unmd Ihr Kollege 
im Parlament es waren, {die verhindert haben, 
d¿iß dias Grundsteuereinhebungsgesetz 1955 
zugunshen ider niederöisterreiichischen Ge- 
meinden wieder verlängert worden wäre. 
(Abg. Graf: Weil es in ganz Österreich so ist.) 
Und die niederölsterreichische Landesregie- 
rung hat eben, um den Gemeinden Mehraus- 
gaben für {die Grundsteuer uu ersparen, bzw. 
um nicht' mehr Spesen als bisher zu haben, 
beschlossen, daß sie \dieses Defivit trägt. Der 
Anfang ist bereits gemacht. Zwei Millionen 
Schilling muß das Land für diesen Zweck zur 
Verfügung stellen. (Zwischenrufe bei der 
SPÖ.) Und wenn Sie sich noch so sehr über 
diese Dinge aufregen, meine Damen und Her- 
ren (Abg. Graf: Sae regen sich ja auf!), es 
wind Zeit und Gelegenheit geben, ldiaß wir der 
n-ederösterreichischen Bevölkerung darüber 
die Wahrheit sagen. (Abg. Graf: Aber die 
Wahrheit!) Die Abgeordneten der UVP haben 
irr1 heurigen Jahr, und zwar am 30. V. 1963, 
einen Antrag auf freiwilliige Vereinigrmgvon 
Ortsgemeinden gestellt. Dieser Antrag wurde 
auch einem Untersuchungsaulsschuß zugemit- 
t d t ,  und dieser hat eine Sitzung rund eine Be- 
rttung abgehalten. Niachdem aber bei dieser 
Ausischußsitzung von Landeshauptmannstell- 
Vertreter Dr. Tschadek den Ausschnhitglie- 
dern ein Beschluß der Landesregierung ziur 
Kenntnis gebracht wunde, haben wir daraus 
ersehen, daß es vorläufig keinen Zweck hat, 
uber diesen Initiativantrag der ÖVP-Abge- 
ordneten weitere Beratungen fortzulsetzen. 
Lan~deshaiuptrnannstellvertreter Dr. Tschadek 
hat damals den Beschluß der Regierung rnit- 
geteilt und erklärt, daß eine finanzielle Be- 
l z t u n g  des Landes von der Gestaltung des 
Finanzausgleiches abhängig ist. Da wir zu je- 
nem Zeitpunkt noch nicht wußten, daß der 
Finanzausgleich für 1964 verlängert wird, 
konnte damals auf die aufgeworfenen Pro- 
bieme und die damit zusammenhängen'den 
Fragen nicht näher eingegangen werden. 

Auch hinsichtlich des abgestuften Bevölke- 
rungsschlüssels, ,der gerade für 'die kleinen 
Gemeinden sehr nachteilig ist, sind, so er- 
klärte Herr Landeshauptmannstdlvertreter 
Dr. Tschaidek, Bemühungen im Gange, daß 
dieser geändert wird. Der Finanzausgleich füi- 
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das Jahr 1964 ist also lder gleiche wie für 
1963, und wir hoffen, daß ab dem Jahre 1965 
für unsere niederosterreichischen Gemeinden, 
vor allem für  {die Klein- und Kleinstgemein- 
den, eiine Besserstellung erreicht wird. 

Was hat aber die Antragsteller bewogen, 
d:esen Antrag für die freiwillige Zusammen- 
legung einzubringen? Eis waren finanzielle 
Maßnahmen, es waren aber auch Verwal- 
tmgszwecke. Es ist bekannt, daß das Land 
NiederÖsterreich das typische Land der Klein- 
und Kleintstgemeinden ist. Fast 82 Prozent 
der 1652 Gemeinden haben nur unter 1000 
Einwohner. Das bedeutet infolge des abge- 
stuften Bevölkerungsschlüssels, daß der Ver- 
vielfältiger für die kLeinen Gemeinden nur 
l'/(- iist, dagegen für Gemeinden von 20.000 
bis 50.000 Einwahnern der Vervielfältiger 2 
beträgt und für die Gemeinde Wien sogar 
2'/3; das heißt, daß nach dem abgestuften Be- 
vdkemngsschlüssel ein Bewohner der Ge- 
meinde Wien genade doppelt soviel wert ist 
al, ein Bewohner österreichischer Gemeinden 
mit weniger als 1000 Einwohnern. 

Nach dem abgestuften Bevölkerungsschlüs- 
sc.1 werden aber auch teilweise Einnahmen 
aus der Lohnsteuer und der Umsatzsteuer 
den Gemeinden zugeteilt. Wir wissen doch, 
d a ß  die Bedürfnisse lder Klein- und Kleinst- 
gemeinden infolge der Entwicklung der letz- 
ten Jahrzehnte spmnghaft (angestiegen sind. 
In der bisherigen Zuteilung der Mittel wird 
aber diesen Umständen in keiner Weise Rech- 
nung getragen. Modern? und fortschrittliche 
Sozialgesetze entbinden die gröeeren Ge- 
meinIden, 'die überwiegend von Arbaitneh- 
mern bewohnt sind, mancher finanzieller 
Lasten, denn die Fürsorgeverpflichtungen 
sind durch die Pensionsversicherung, die Un- 
fallversicherung und die Krankenversiicherung 
nicht mehr so groß wie in den früheren Jah- 
ren. Um so mehr kann für andere Belange, 
zum Beispiel für den Wohnbau, für Kinder- 
garten ww., in den größeren Gemeinden 
heute geleistet werden. Die Aufteilung der 
finanziellen Mittel der öffentlichen Hand 
darf jedoch nicht dazu führen, daß dlas mate- 
rlelle Gefälle zwischen Stadt und Land, das 
heißt zwischen Gemeinden mit größerer Ein- 
wohnerzahl und Gemeinden #unter 1000 Ein- 
wohnern, noch größer wird. 

Aber nicht nur  der abgestufte Bevölke- 
rungsschliisjsel gab den ÖVP-Abgeordneten 
Anlaß, einen Antrag zur Gemeindezusam- 
menlegung zu stellen. Auch andere Faktoren 
waren hierfür noch maßgeblich. Mehr Gesetze 
bedeuten mehr Venwaltungsaufgaben uniA 
eine kompliziertere Verwaltung. Ein Fünftel 
der nieder6sterreichischen Gemeinden hat 
nur hauptamtliche Sekretäre, in allen ande- 

ren Gemeinden haben die Bürgermeister, die 
ehrenamtlichen Funktianäre Rind die neben- 
beruflichen Gemeindesekretäre die Verwal- 
tungsaufgaben zu erfüllen. Diese Verwal- 
tungsaufgaben sind auf dem flachen Lande 
oaer in den bäuerlichen Gemeinden keineis- 
falls geringer als in den Städten. Gerade die 
Agrarstatistik ist es, idie idie Gemeinden 
immer wieder mit neuen Aufgaben befaßt. 
In: letzten Jahr ist die Treibrstoffverbilligung 
-- also eine neue M a ß n a h e  - daaugekom- 
men. Es sind Erhebungen, Steilungnahmen, 
auch für die Sozialvensicherung, nach dem 
Kriegs- un'd Verfalgungsschädengesetz, durch- 
zuführen. Eine Unmenge von Aufgaben wur- 
de \diesen Gemeinden übertragen. Wenn diese 
Aufgaben von Iden ehrenamtlichen Funktio- 
naren und nebenberuflichen Sekretären bis- 
her so mustergültig geleistet wurden, so hat 
das auch zur Folge, daß die Verwaltung in 
den kleinen Gemeinden billiger als in den 
größeren Gemeinden ist. Sie ist vor allem 
deswegen billiger, weil die genannten Per- 
sonen für Bhre Tätigkeit nicht entsprechend 
entlohnt werden. 

Die niederölsterreichLsche Gemeindeord- 
nung läßt 'eine freiwillige Vereinigung von 
Ortsgemeinden gemäß $ 2 in Verbindung mit 
dem Hauptstück bei Vorliegen der Voraus- 
setzungen zu. Es können ,sich 'demnach zwei 
Gier mehrere Gemeinden desselben politi- 
schen Bezirkes in eine Ortsgemeinde vereini- 
gen, wenn idie Lanide,sregierung hierzu dice Be- 
willigung erteilt. Es ist also Voraussetzung, 
daß zuerst übereinstimmende Beschlügse je- 
nei Gemeinden, die sich zu vereinigen baab- 
sichtigen, vorliegen. In den $9 88 (und den 
folgenden (der niederösterreichischen Ge- 
meindeoridnung werden die näheren Vor- 
aussetzungen, idie bei der Vereinigung von 
Gemeinden gegeben sein müssen, bestimmt. 
Die Anregung zur freiwilligen Vereinigung 
kann von einer Ortsgemeinde oder von einem 
Drittel (der in  e h e r  Gemeinde wahlberech- 
tigten Pensonen oder vun der Bezirksverwal- 
tungsbehörde, aber auch von der Landes- 
regierung erfolgen. Von diesen Bestimmun- 
gen der Gemeindeopdnung wurde bis nun 
fust kein Gebrauch gemacht. Sicherlich ist 
dies auch darauf zurückzuführen, daß den Ge- 
meinden kein besonderer finanuieller Anreiz 
gclboten wurde, um die mit 'der Vereinigung 
erfolgte Umstellung und Reorganisation zu 
bewerkstelligen. Die Antragsteller waren da- 
her der Meinung, daß die Gewährung von be- 
sonderen Begünstig,ungen, ja schon der er- 
hoffte Vorteil, bestehende Zusammenlegungs- 
bpstrebungen in einzelnen Fällen sehr för- 
dern werde. Es iist bekannt, daß sich an die 
6 u  bis 70 Gemeinden in Niederösterreich frei- 
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willig vereinigen, wenn die in unserem An- 
trag aufgezeigten materiellen Belange auch 
geregelt werden können. Vor allem soll bei 
der Vergabe van Bsdarfszuweisungsmitteln 
den Gemeinden, die sich freiwillig zusam- 
menlegen, eine Begünstigung insoferne ein- 
geraumt werden, als sie ihre außerordent- 
lichen Vorhaben in den ersten Jahren der 
Zusammenlegung auch unterbringen und, 
wenn es 'die Mittel aus (dem Bedarfiszuwei- 
sungsfolnds ermöglichen, bessere Richtlinien 
für sich in Anspruch nehmen können. 

In diesem Zlusammenhang haben wir auch 
die Anregung gegeben, man möge (die Richt- 
knien über 'die Bedarfszuweisungen einer 
Prüfung unterziehen. Gemäß 3 12 Abe. 1 ides 
Finanzverfassungsgesetzes aus dem Jahre 
l?48 können Bedarfszuweisungen zur Auf- 
rcchterhaltung oder Wiederherstellung des 
Gleichgewichtes im Haushalt, zur Deckung 
außergewöhnlicher Erfordernisse oder zum 
Ausgleich von Härten gewährt werden, die 
sich bei der Verteilung 'der Abgabenertrags- 
acteile ergeben. 

In Ausführung !dieser ganz allgemein ge- 
haltenen gesetzlichen Bestimmungen sind die 
erwähnten Richtlinien für  die Vergebung 
von Bedarfszuweisungen engangen. Die Zu- 
teilung der Bedarfszuweisungen erfolgt in 
einem penzentuellen Verhältnis zu den 
Kosten des außerordentlichen Vorhabens, 
ohne daß hierbei auf die finanzschwachen Ge- 
meinden entsprechend Rücksicht genommen 
wind. Wenn im Jaihre 1963 von den 1652 Ge- 
meinden 1201 BedarfBzuweisungen in Form 
von Beihilfen erhalten haben, dann deutet 
dies idarauf hin, daß immerhin mehr als 
400 Gemeinden enbweder nicht berücksichtigt 
wunden oder daß sie infolge ihrer schwachen 
Finanzkraft nicht in [der Lage waren, einen 
außerordentlichen Voranschlag vorzulegen. 
Es trifft wirklich für sehr viele Gemeinden 
zu, daß sie kaum iimstanide sind, ihren ordent- 
lichen Voranschlag auszugleichen und daher 
überhaupt keine Möglichkeit haben, einen 
außerordentlichen Voranschlag einzureichen 
uncd Bedarfszuweisungmittel anzusprechen. 
Aus diesem Grunde sind wir der Meinung, 
daß bei 'der Beurteilung der Finanziknaft nicht 
nur die Grundsteuer A, die Grundsteuer B 
und die Gewerbesteuer, sondern auch alle 
sonstigen gemeinideeigenen Aibgaben zu- 
grunde zu legen sind. Die Bedarfszuwei- 
sungen wären also im umgekehrten Verhalt- 
nis zu dieser Finanzkraft bei Vorliegen aller 
übrigen Voraussetzungen für außerordent- 
liche Vofihaiben zu verteilen. Der Antrag der 
ÖVP-Abgeordneten enthält auch noch einige 
andere Fonderungen. So sollen Gemeinden, 
die Brücken-, Wasser- und Kanialisations- 

bauten vorhaben, in 'ihren Bestrebungen 
durch Ausanbeitung der Projekte seitens der 
Landesregierung begünstigt wenden. Die 
Wartezeit bis zur Verwirklichung (dieser Pro- 
jekte soll verkünzt werden. 

Hoher Landtag! Um die Verhandlungen 
über die freiwillige Zusammenlegung der 
niederölsterreichischen Ortsgemeinden wieder 
ins Gespräch zu bringen und eine Weiterver- 
b6ndlung im Unteraueschuß zu ermöglichen, 
möchte ich in $diesem Zusammenhang einen 
Resolutioncantrag unterbreiten. Er lautet 
(Izest): 

,,Resolutimantrag 'des Abgeordneten Dip1.- 
Ing. Robl zur Gruppe 0 des Voranschlages 
des Landes Niederästerreich für das Jahr 
1964. 

Am 30. V. 1963 brachten die Abgeondneten 
Schöberl, Laferl, Dip1.-Ing. Robl, Dienbauer, 
Schlegl, Weiß, Reiter, Schebesta, Popp und 
Genossen einen Antrag im Landtag ein, der 
die Förderung der freiwilligen Vereinigung 
von Ortsgemeinden zum Gegenstand hatte. 
Hierzu hat (die Landesregierung gemäß $ 25 
der Geschäftsordnung d.-s Landtages von Nie- 
derösterreich in einem Beschluß vom 2. VII. 
1963 erklärt, daß eine Stellungnahme hin- 
sichtlich der finanziellen Belastung des Lan- 
des unter anderem von der Gestaltung des 
neuen Finanzausgleiches abhängig ist, wes- 
halb im gegenwärtigen Zeitpunkt es als ver- 
früht angesehen werden muß, im einzelnen 
auf die mit den aufgeworfenen Problemen im 
Zusammenhang stehenden Fragen näher ein- 
zugehen. In Anbetracht der nun geänderten 
Situation, so insbesondere 'des Umstandes der 
Verlängerung des Finanzausgleiches und der 
Dringliichkeit des Prablems, wird die Landes- 
regierung aufgefordert, neuerlich sich mit der 
Frage der Förderung (der freiwilligen Zusam- 
menlegung von Ortsgemeinden und damit 
der Verbessenung der Kommunalstruktur in 
Kiederösterreich zu befassen." 

Treten wir an diese Frage mit Sachlichkeit 
heran. Alle Damen und Herren des Hohen 
Lmdtageis wollen doch, daß die niederöster- 
rEichischen Gemeinden und damit auch das 
I a n d  Niederösterreich durch die Zusammen- 
ltgung von Ortsgemeinden bei künftigen Fi- 
xunzausgleiichen eine finanzielle Besserstel- 
lung erreichen. Ich bitte um Annahme des 
Antrages. (Beifall bea der ÖVP.) 

PRkSIDENT TEiSAR: Zum Wcrt gelangt 
Frau Abg. Körner. 

Frau ABG. KÖRNER: Hohes Haus! Zunächst 
eine kurze Bemerkung zu den Alusführungen 
meineis Vorredners, betreffend die Grund- 
steuereinhebung. Herr Kollege! Ich gh ibe ,  
mehr Sachlichkeit und weniger Demagogie 
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hätte in  dieser Frage von Anfang an mehr 
genützt. Durch die (demagogischen Darstellun- 
gen in Ihren Ausführungen könnte der Nicht- 
eingeweihte glauben, die Einhebung der 
Grundsteuer durch die Gemeinden sei eine 
böse Erfindung der Sozialisten. (Unruhe. 
Praszdent Tesar gibt das Glockenzeichen.) Sie 
alle wissen, idaß die Grundsteuereinhebung 
dilrch die Gemeinden auf einem Bundesgesetz 
beruht und die Einhebung durch die Einanz- 
ämter auf Grund einer Ausnahmebmtimmung 
fur NiederGsterreich erfolgt. Das ist Ihnen 
genauso bekannt wie uns. Bwuglich der Ko- 
sten für cdie Einhebung möchte ich nur darauf 
hinweisen, daß auch Ihnen bekannt ist, daß 
es sogar ÖVP-Gemeinden gibt, die die Grund- 
steuer bereits selbst einheben. Von meiner 
Heimatgemeinde, einer kleinen Stadtgemein- 
dc mit 6500 Einwohnern, kann ich Ihnen sa- 
gen, ldaß dieise die Grundsteuer selbst einhebt 
und ihr 'darauts nicht um einen Schilling mehr 
Kosten erwachsen (als bei der Einhebung 
durch das Finanzamt. (Abg. Dipl.-Ing. Robl: 
Erst abwarten!) 

Meine Damen und Herren! Ich habe mich 
eigentlich zu einer anderen Frage zu Wort 
gemeldet. Wir alle wissen, daß infolge des 
Krieges Millionen Menschen ihre Heimat ver- 
lassen miußten. Sie haben in anderen Ländern 
Wiederaufnahme gefunden. Der größte Teil 
der Heimtatvertriebenen wunde in Deutsrh- 
land und in Österreich aufgenommen. Dort 
versuchten sie Fuß zu fassen und eine neue 
Heimat zu finden. Vjiele der Heimatvertrie- 
benen sind auch in Niederhterreich geblie- 
ben. Sie haben hier begonnen, sich eine neue 
Existenz zu gründen, haben sich oft mit vie- 
len Schwierigkeiten unid Hindernissen auch 
ein neues Heim geschaffen und bis zum heu- 
tigen Tag brav und fleiaig gearbeitet. Sie 
haben somit am Wiederaufbau unseres Lan- 
des mitgearbeitet und rnitgeholfen. Daß ihre 
Bestrebungen darauf gerichtet isind, dem Ge- 
setz entsprechend auch österreichische Staats- 
bürger zu wenden, ist daher selbstvemtänd- 
lich und auch begreiflich. Der Großteil der 
Heimatvertriebenen hat bereits (die öster- 
reichische Staatsbürgerschaft erhalten. Es 
gibt aber noch immer viele dieser Menschen, 
die bis heute vergeblich auf die Verleihung 
der Staatsbürgerschaft warten. Dies ist für 
die Betroffmen sehr fdeprimierend, weil sie 
sich benachteiligt und zurückgesetzt fühlen. 
Sie fragen sich mit vollem Recht: Warum 
geht es bei manchen so rasch und einfach, und 
warum und mit welcher Begründung verwei- 
gert man mir die Verleihung )der österreichi- 
schen Staatsbürgerschaft? Arbeite ich nicht 
genauso in diesem und für dieses Land wie 
die anderen? Auf eine diesbezügliche An- 

frage im Finanzausschuß hat der Herr Lan- 
deshauptmann geantwortet, mdaß derzeit zirka 
400 alte, unerledigte Fälle vorliegen und daß 
die Erledigung dieser Ansuchen nicht erfolgen 
konne, weil die Ansuchenden zum Teil we- 
gen kleinerer Delikte vorbestraft seien. Diese 
Antwort ist nicht zufriedenstellenld, denn sie 
mag vielleicht in Einzelfällen zutreffen, aber 
kcineswegs für alle. Es gibt eine große An- 
zuhl von Staatsbürgerischaftsamuchen, wo die 
Akte vollkommen in Ordnung sind und seit 
der Einreihung Jahre vergangen sind. Diese 
Menschen hahen die Staatsbürgerschaft bis 
heute noch nicht erhalten. Die derzeitige 
Praxis bei der Verleihung der Staatsbürger- 
schaft erzeugt nicht nur ibei Iden Wartenden 
das Gefühl des Unrechts und der Benachteili- 
gung, sie wirft auch ein schiefeis Licht auf die 
Vuwaltung (des Landes und letzten Endes 
auf den Herrn Landeshauptmann selbst, weil 
dic Menschen genau wissen, daß er  den Auf- 
ruf für die Landesregierungssitzung und sei- 
ne Unterschrift geben muß. Die Betroffenen 
fragen mit Recht, aus welchem Gruind man 
ihnen jahrelang die Staatsbürgerschaft vor- 
enthält. Zur Unterstreichung meiner Worte 
möchte ich Ihnen auch einige Beispiiele an- 
führen. Im Jahre 1945 ist ein Mann nach 
Österreich gekommen, der seither im Wald- 
viertel, im Bezirk Gmünd, lebt und arbeitet. 
Er ist bei der Firma Widy in Schrems, Be- 
zjrk Gmünd, beschäftigt. 

Der Mann hat 1949, 1 9  4 9, meine Damen 
und Herren, um die österreichische Staats- 
bixgerschaft angesucht. Ich möchte betonen, 
daß er keinerlei Vorstrafen hat, sein Akt 
isr. ,in Ordnung, die Erhebungen sind abge- 
schlossen. Laut Auskunft des zuständigen 
Beamten ist also der Akt in Ordnung unld 
sitzungsreif. Heute, 14 Jahre später, wartet 
der Mann noch immer auf die Erledigung 
stines Ans'uchens. 14 Jahre wartet er auf die 
Verleihung der Staatsbürgerschaft, obwohl 
der Akt in Ordnung unid sitzungsreif ist. 

Das gleiche in einem anderen Falle. Ein 
Arbeiter aus Eisgarn im Bezirk Gmünid, Alois 
Bi-aydic. Er hat 1959 eingereicht. Der Akt ist 
ebenfals in Ordnung, ist sitzungsreif, aber bis 
mim heutigen Tage hat ]dieser Mann die 
Staatsbürgerschaft nicht erhalten. 

Ein anderer Fall. Es ist dies ein jüngerer 
Mann. Sein Ansuchen liegt noch nicht 10 oder 
mehr Jahre zurück. Er hat vor ungefähr 
zweieinhalb Jahren eingereicht. Es handelt 
sich um Franz Kotrba aus Gmünd. Er ist in 
Zuckers, das ist eine jener Gemeinden, die 
niich dem ersten Weltkrieg vom Bezirk 
Gmünd abgetrennt wurden, geboren. Am 
23. Mai 1945, als er 8 Jahre war, ist er mit 
seinen Eltern herübergekommen, ist hier in 
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die Schule gegangen und hier aufgewachsen. 
Heute ist er 26 Jahre, verheiratet, arbeitet 
brav und fleißig und wartet nun seit zwei- 
einhalb Jahren auf die Erledigung seines 
Staatsbürgerschaftsansuchens. Der junge 
Mann, der sehr in Ordnung und tüchtig ist, 
hätte in den Gendarmeriedienst eintreten 
sollen, für den er auch die Voraussetzungen 
gehabt hätte, aber es war ihm nicht möglich, 
weil er die österreichische Staatsbürgerschaft 
nicht besessen hat. Ein anderer wollte in den 
Dienst der Bundesbahnen. Er konnte nicht, 
weil er die Staatsbürgerschaft nicht besessen 
hat. Meine Damen und Herren! Es ist also 
eine tatsächlich schwer? Schädigung, idie man 
den Menschen 'damit zufügt, und ich frage 
Sie, wie verantworten Sie das vor Ihrem Ge- 
wissen, daß man diesen Menschen bewußt die 
Verleihung der Staatsbürgenschaft vorent- 
halt? Meine Damen und Herren! Der eine 
wartet 14 Jahre, der andere ungefähr fünf 
JFhre und der andere zweieinha1,b Jahre. Ich 
glaube, daß man die Menschen so nicht be- 
handeln kann. Eines fehlt nämlich bei ihren 
Akten, das stimmt, nämlich die Bestätigung 
der Hauptbezirksparteileitung der Öster- 
ipichischen Volkspartei Gmünd, ldaß sie in 
der Mitgliederkartei der ÖVP aufscheinen. 
(Zwischenruf rechts: Aber die wom Olah ist 
dabei!) 

Meine Damen und Herren! Man kann so 
djc Fälle nicht erledigen. Es entspricht nicht 
dem Rechtsstaatsprinzip, daß man Ansuchen 
von Bewohnern dieses Landes nach zwei Ge- 
sichtspunkten behandelt. 

Es gibt aber bei den Staatsbürgenschafts- 
akten noch andere Dinge, die ablsolut einer 
Klärung bedürfen. Ich habe hier idie Foto- 
kopie eines Schreibens, auch den Brief- 
umschlag, adressiert an einen Mann in Sankt 
Pölten, und ich möchte Ihnen den Inhalt die- 
se: Schreibens nicht vorenthalten. Der Mann 
ist nicht Mitglied der Österreichischen Volks- 
partei. Er hat sich auch niemals an die Öster- 
reichische Volkspartei in seiner Angelegenheit 
um Hilfe oder Unterstützung gewandt. Er hat 
nun zu seiner tfberraschung am 6. Dezember 
1963 von der Hauptbezirksparteileiitung Sankt 
Pölten folgendes Schreiben erhalten: ,,Oster- 
reichische Volkspartei, Hauptbezirksparteilei- 
tiing St. Pölten. St. Pölten, Domgasse 5. Sankt 
Polten, den 5. Dezember 1963. Sehr geehrter 
Herr! Sie werden gebeten, in Ihrer Angele- 
genheit der Verleihung der österreichischen 
Staatsbürgerschaft am Samstag, den 7. De- 
zember 1963, in der Zeit von 9 blis 10 Uhr im 
Sekretariat ider ÖVP, St. Pölten, Domgasse 5, 
bei Herrn Sekretär Stadler vorzusprechen. 
Für die Hauptbezirksparteileitung: Sekretär 
Stadler. " 

Ich frage Sie, meine Damen und Herren! 
Wie kommt die Mitteilung vom Landesamt, 
wo das Ansuchen eingereicht wurde, in das 
Bezirkssekretariat der ÖVP in St. Pölten? Ich 
frage, wer hat diese Mitteilung weitergege- 
ben? Es scheint hier ein Fall von Amtsmiß- 
brauch vorzuliegen, und ich richte daher an 
den Herrn Landeshauptmann die Frage, was 
gedenkt der Herr Landeshauptmann zu tun, 
~i rn  einen derartigen Mißbrauch und solche 
Mißstände in Zukunft abzustellen und zu ver- 
hindern? Un8d ich frage den Herrn Landes- 
hauptmann: Wann werden jene Menschen die 
Staatsbürgerschaft erhalten, die schon Jahre 
darauf warten, wenn sie auch nicht der Vor- 
ladung der ÖVP Fdge  leisten? Es darf in die- 
sem Lande, meine Damen und Herren, nicht 
zweierlei Einwohner geben, und es muß end- 
lich Schluß gemacht wenden mit isolchen Me- 
thoden, daß man Anspruch nur dann hat, 
wenn maln der Österreichischen Volkspartei 
ar:gehört. Es geht nicht an, und es ist auch 
einer sauberen und ,demokratischen Verwal- 
tung unwürdig, wenn man Menschen 10 Jahre 
iind oftmals mehr warten läßt und sie be- 
wußt schädigt, indem man ihnen die Verlei- 
h m g  der österreichischen Staatsbürgerschaft 
vorenthält. Ich frage - Sie wissen genauso- 
gut wie ich, daß 'das stimmt, was ich sage - , 
wie verantworten Sie das vor Ihriem Giwic- 
Sen? (Zwischenruf: Gemeinde Wien!)  Mein 
werter Kollege, sagen Sie mir einen Fall in 
Wien, wo die Gemeinde einem Mann 14 Jahre 
die Staatsbürgerschaft vorenthalten hat, ohne 
Begründung, wenn der Akt in Ordnung und 
sitzungsreif war. (Zwischenruf: Der Olah 
schmeiflt die Leute hinaus!) Sagen Sie mir 
diesen Fall! Ich glaube, daß es Ihnen unange- 
nehm ist, wenn ich Ihnen des sage, denn Sie 
müssen mir zustimmen, wenn Sie ehrlich 
s,nd, und (bestätigen, daß ich die Wahrheit 
sage. Meine Damen und Herren, es ist keine 
Art, wenn man als Verantwortlicher solche 
Dinge denkt und sie gutheißt. Solche Dinge 
sind auch [nicht gut für das Ansehen ider De- 
mokratie unseres Landes; ich richte daher 
an den Herrn Landeshauptmann die Frage, 
die Aufforderung und die Bitte, er möge da- 
für Sorge tragen, daß sich so etwas in Zu- 
kunft nicht wiederholt. Ich möchte ihn bit- 
ten, dafür zu sorgen, d iß  jene Bewohner un- 
seres Landes, die nicht Mitglied ider ÖVP 
sind, auch zu ihrem Recht kommen. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

PRÄSIDENT TESAR: Zum Worte gelangt 
Herr Abg. Wüger. 

ABG. WÜGER: Hoher Landtag! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte ganz kurz 
auch zurückgreifen auf die Ausführungen des 
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Herrn Kollegen Siigmwnd und der Frau Abg. 
Körner. Es ist richtig, wie Kollege Robl be- 
tont hat, daß für die Einhebung der Grun'd- 
Steuer für Niederösterreich beson'dere Maß- 
stäbe notwendig sind. Man klann nicht verall- 
gemeinem, wenn idie einen o'der an'deren 
sagen, alle Bundesländer haben es b'is auf 
Niederösterreich. Ich w,ill dazu bemerken, 
daß Niederösterreich das Bun'desland mit der 
größten Anzahl von Kleinstgemeinden ist und 
daher auch mit den größten Schwierigkeiten 
kämpfen muß. 

Ich möchte auch lder Frau Kollegin Körner 
antworten, da sie heute den Herrn Landes- 
hauptmann wegen ,der Verleihung der ,Staat,s- 
bürger'schaft angreift. Schauen Sie einmal zur 
Gemeinde Wien. Das möchte ich hier jetzt 
bekräftigen. (Unruhe, Präsident Tesar gibt 
das Glockenzeichen.) Eine sozialistische Ge- 
meinderätin . . . (Präsident Tesar: Ich bitte, 
den Sprecher nicht zu unterbrechen.) aus 
Hainburg - d'amit sie gleich wissen, von wo 
sie herkommt -, die jahrellang in Wien 
wohnt, hat 'sich um die österrefichische Staats- 
bürgerschaft bemüht. Und weil es ihr nicht 
gelungen ist, diese zu erlangen, ist sie mit 
ihrem Mann nach Niederösterreich verzogen, 
und dort hat ihr Mann 'die Staatsbürgerschaft 
bekommen. Also nur nicht immer #sagen: 
Diese ÖV?! (Unruhe, Zwischenrufe.) Ja, den 
Namen, den schicke ich Ihnen mit der Post 
zu,  wenn Sie wollen. 

Ich #stehe aber wegen einem an'deren Zweck 
hier heroben. Dma Herr Kollege Sigmun'd als 
Mitglie,d ides Finanzausschsusses und Finanz- 
kontrollausschiusses vom Sparen gesprochen 
und auch mit $der Beamtenschaft 'abgerechnet 
hat, daß nicht immer das nötige Maß beim 
Sparen gefunden werde, möchte ich ihm ent- 
gegenhalten, es gibt auch P,arteisekretariate, 
wo kein Maß gehalten wir'd. In 'diesem Zu- 
sammenhang wirft sich aber auch die Frage 
auf, Verwaltungsreform un,d Sparen, ob nicht 
die Gemeindeaufsicht zentralisiert werden 
soll, um in erster Linie ]die ersten Instanzen, 
die Verwaltungsbehörden, 'dlamit zu be- 
schäftigen. Dies schon deshalb, weil es 'den 
Beamten der  Gemein'deaufsicht vom Sitze der 
Bezirkshauptmannschaften wesentlich leichter 
ist, .die Gemein'den zu betreuen, und diels auch 
mit geringeren Kosten verbunden ist. Diese 
Einrichtungen haben sich in Oberö'sterreich 
und in der Steiermark, nicht nur i,n Kärnten, 
auch i,n Tirol, #als gut erwiesen, da 'die Ge- 
meinden wesentlich besser organisiert sind, 
ohne Rücksicht ,darauf, ob es 'sich um eine 
große oder kleine Gemeinde handelt. Es 
wäre zweckmäßig, auch bei uns 'diese Me- 
thode einzuführen. Ich erlaube mir 'daher, 

dem Hohen Hause zur Gruppe 0 folgenden 
Resolutionsantrag zu stellen (liest): 

„Zur Gruppe 0 des Voranschlages des Lan- 
des Niederösterreich für das Jahr 1964. 

Die Landesregierung wird aufgefordert zu 
erwägen, ob nicht in Anbetracht des Wirk- 
samwerdens der Gemeindeverfassungsnovelle 
1962 am 1. I. 1966 die Organisation der Ge- 
meindeaufsicht derart einer Änderung zu 
unterziehen wäre, idaß in Zukunft insbeson- 
dere das Aufsichtsrecht der Prüfung der Ge- 
barung der Gemeinden auf ihre Sparsamkeit, 
Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit de- 
zentralisiert und nicht wie bisher von der 
Landesregierung bzw. vom zuständigen 
Referate, son'dern von den Bezirksverwal- 
tungsbehörden ausgeübt werden soll." 

Sie sehen, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, hier finden wir einen Weg, wo wir 
sparen können. Sie von der linken Seite, Sie 
brauchen nur den Willen zeiigen, und das 
Land und die Gemeinden hatten sich soundso 
viele Millionen Schilling erspart. (Beifall 
bei der OVP.) 

PRÄSIDENT TESAR: Zum Worte gelangt 
Herr Abg. Czidlik. 

ABG. CZIDLIK: Hohes Haus! Meine Damen 
und Herren! Bei Behandlung des vorliegen- 
den Voranschlages der Gruppe 0 besteht, wie 
in den Vorjahren, Ursache, sich mit den Be- 
zirkshauptmannschaften au beschäftigen. In 
den vorangegangenen Jahren wunde insbe- 
sondere immer wieder darrauf hingewiesen, 
daß bei den Bezirkshauptmannschaften pau- 
schalierte Kanzleigebühren unrechtmäßiger- 
weise und fälschlich gestützt auf den 
Paragraphen 76 AVG eingehoben werden, 
und zwar als Barauslagenersatz. Weiter 
wurde bemangelt, daß die Gebarungen der 
Amtsblätter der Bezirkshauptmannschaften 
nicht im Voranschlag des Landes enthalten 
seien, obwohl es geboten schien, daß auch dies 
im Voranschlag des Landes aufzunehmen sei. 
Weiter wunde in Zweifel gezogen, ob die Um- 
satzsteuer für die Inserate, die in den Amts- 
blättern der Bezirkshauptmannschaften auf- 
genommen wurden, abgeführt wird. Aus der 
Stellungnahme der Landesamtsdirektion zum 
Bericht des Rechnungshofes - dieser ist noch 
nicht in Behandlung gezogen - ist nun zu 
ersehen, daß die Bezirkshauptmannschaften 
angewiesen wurden, nur mehr den tatsäch- 
lichen effektiven Barauslagenersatz auf 
Grund des Paragraphen 76 AVG einzuheben. 
Ferner wird dabei darauf verwiesen, daß die 
Amtsblattgebamng der Bezirkshauptmlann- 
schaften im Jahre 1965 im Landesvoranschlag 
aufscheinen werde. oberdies wurden die Be- 
zirkshauptmannschaften angewiesen oder 
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darauf verwiesen, idaß die Umsatzsteuer für 
in Amtsblättern laufgenommene Inserate ab- 
zuführen sei. 

Sie sehen also, meine Damen und Herren 
des Hohen Hauses, daß dies ein erfreulicher 
Erfolg unserer hier vorgetragenen Kritik in 
den vergangenen Jahren ist. Wir freuen uns 
deshalb, weil es beweist, daß man nur Geduld 
haben muß und nicht sofort aufgeben darf. 
Berechtigte Kritik hier im Hause vorgetragen 
scheint doch, wenn sie sich auch durch Jahre 
hinzieht, Erfolg zu bringen. Sie, meine Damen 
und Herren des Hohen Hauses, werden daher 
verstehen, daß weitere Knitik zum Kapitel 
Bezirkshauptmannschaften, dort, wo es ge- 
boten erscheint, nur von Nutzen sein kann. 
Es soll noch einmal grundsätzlich festgestellt 
werden, die Bezirkshauptmaanschaften sind 
nach ihrem jetzigen Status (die einzigen 
Fremdkörper im demokratischen Verwal- 
tungswesen in unserer Republik. Vom Bund 
über die Länder bis zu den Gemeinden sind 
sie die Abfallglieder der Kette der demo- 
kratischen Verwaltung, die unser Land uun- 
spannt. Ich habe bereits des ofteren darauf 
verwiewen, daß diese halbautoritären Be- 
zjrkshauptmannschaften, wie sie die Bezirks- 
Verwaltungen mit Iden genannten Beamten als 
Bezirkshauptmänner jetzt (darstellen, eine 
Gefahr für die Demokratie sind, die nicht oft 
genug aufgezeigt werden kann. 

Der vorliegende Voranschlag in seinem 
ordentlichen und außerordentlichen Teil wird 
von der Regierung eingebracht, das Eventual- 
budget mit einem Ausgabenvolumen von 
161,325.000 S kann von den Damen und 
Herren des Hohen Hauses erstellt werden. So  
wurde es zumindest im FinanLausschiuß vom 
Landesfinanzreferenten #dargestellt. Das heißt 
also, daß das ordentliche und außerondent- 
liche Budget schm im Schoße der Regierung 
ausgehandelt wird, zum Unterschied voim 
Eventualbudget. Ich wage allerdinlgs zu be- 
haupten, daß auch das Eventualbudget im 
Schoße der Regierung ausgehandelt wind und 
daß die Damen und Herren des Hohen Hauses 
kaum eine Möglichkeit haben, dieses Budget 
in allen drei Teilen im wesentlichen zu beein- 
flussen. Zwar wird das Eventualbudget 
wenigstens scheiinbar von den Abgeordneten 
des Hohen Hauses erstellt. Es darf festgestellt 
werden, 21 Beamte, die Herren Bezirkshaupt- 
leute in den Bezirksverwaltungen unseres 
Landes, entscheiden praktisch allein über ein 
Gesamtbudgetvolumen von zirka Milliarde 
Schilling. Die wenigen Bezirksbeliräte fun- 
gieren ja priaktisch ohne gesetzliche Grund- 
lage unsd haben kein Beschlußrecht. Ich 
möchte in diesem Zusammenhang darauf ver- 
weisen, daß selbst in den kleinsten Gemein- 

Iden die Ausgabe kleinster Beträge nur durch 
Beschluß des gewählten Gemleinderates 
durchgeführt werden kann. In der Bezirks- 
selbstverwaltung entscheidet ein ernannter 
Beamter über das Bezirkisbudget. Nicht nur 
ini Lande entscheiden sogenannte Bauräte, 
also Beamte, über beideutende Milliarden- 
beträge, sondern es kann, wie nun feststeht, 
der Bezirkshauptmann in der Bezirksselbst- 
Verwaltung auch über beträchtliche Gelder 
entscheiden. Nur in diesem Zusammen- 
hang kann ein Antrag, der beim letzten 
ÖVP-Landesparteitag gestellt wurde - es 
handelt sich um den Antrag Nr.33 und be- 
trifft die Vergabe öffentlicher Aufträge -, 
verstantden werden. Da heißt es: ,,Der 
18. Landesparteitag wolle beschließen, die 
Landesparteileitung mihge sich mit den ÖVP- 
Mitgliedern der niederösterneichischen Lan- 
desregierung ins Einvernehmen setzen, damit 
die niederösterreichischen Landesbeamten 
ofi'entliche Aufträge des Landes Niederöster- 
reich und seiner Körperschaften nur an echte 
niederckterreichiische Firmen vergeben." Es 
soll dem Urteil der Öffentlichkeit überlassen 
wenden, was hier unter ,,echt niederösber- 
reichischen Firmen" zu verstehen ist. Bei #der 
Machtfülle, die ein Bezirkshauptmann unter 
den heutigen Verhältnissen einnimmt, ist es 
weiter nicht verwunderlich, daß er slich ge- 
wählten Bürgermeistern gegenüber manch- 
mal Dinge erbaubt, die nicht vorkolmmen 
sollten. Der Kürze halber will ich Ihnen nur 
einige Beispiele zitieren: 

Der Bezirkshauptmann von Neunkirchen 
benützt die bevorstehende Weihnachtsfeier 
im Bezirksaltersheim Gloggnitz, um von den 
Gemeinden das ziu dieser Feiier notwendige 
Geld in Form einer Kopfquotenumlage her- 
einzubringen. Dies? Weihnachtsfeier, die 
zweifellos eine sehr schöne Einrichtung ist 
und die wir nur begrüßen, wurde auch früher 
durchgeführt, jedoch wurden die hierfür not- 
wendigen Kosten in Form von freiwiilligen 
Spenden diverser Gemeinden abgedeckt. In 
der entsprechenden Zuschrift an die Bürger- 
meister spricht der Bezirkshauptmann davon, 
daß er die entsprechenden Gelder in Form 
djeser Kopfquote aufbringt und teilt gleich- 
zeitig mit, daß er der Ein£achheit halber - 
falls kein Bürgermeister dagegen Einspruch 
erhebt - von den nächstfolgenden Steuer- 
Überweisungen diese Beträge in Abzug 
bringt. Ein Bürgermeister hat aus sehr be- 
gründetem Anlaß dagegen Einspruch erhoben. 
Ich will Ihnen nun den Brief zitieren, den er 
daraufhin vom Herrn Bezirkshauptmann er- 
halten hat. ,,Zu Ihrem Schreiben vom 11. XII. 
1962 gibt Ihnen das Fürsorgelamt Neun- 
kirchen bekannt, daß der Abzug für die 
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Weihnachtsfeier im Bezirksaltersheim Glogg- 
nitz bei der nächsten Überweisung durchge- 
führt wird, obwohl Sie sich dagegen aus- 
sprechen. Das gefertigte Amt weist in diesem 
Zusammenhang darauf hin, daß es sich bei 
der Durchführung der Weihnachtsfeier im 
Bezirksaltersheim 'in Gloggnitz um eine 
Pflichtaufgabe der Fürsorge hanidelt, zu deren 
Finanzierung der Bezirksfürsorgeverband 
bzw. die Gemeinden des Verwaltungsbezirkes 
Neunkirchen gesetzlich verpflichtet sind. Es 
handelt sich auch nicht um eine Samrnlung 
oder Spendenaktion allgemeiner Art, sondern, 
wie bereits oben erwähnt, um eine behörd- 
liche Aufgabe und Maßnahme, welche mit der 
Straßenmisere in der Gemeinde Urschendorf 
nicht in Zusammenhang gebracht werden 
kann. Bei der nächsten Steuer wird also ider 
Betrag als finanzieller Anteil der Gemeinde 
Urschendorf für die Weihnachtsfeier des Be- 
zirksaltersheimes in Gloggnitz in Abzug ge- 
bracht." Ich glaube, es wird dem Herrn Be- 
zirkshauptmann von Neunkirchen schwer- 
fallen, die entsprechenden gesetzlichen Be- 
gründungen zu finden, auf die er sich hier be- 
ruft, denn meiner Meinung nach ist die Weih- 
nachtsfeier wohl eine sehr schöne, humani- 
täre Einrichtung, aber sie gehört nicht zu den 
Pflichtaufgaben, die ihm die Möglichkeit 
geben würden, die Kosten hlierfür in Kopf- 
quoten umzulegen. 

Bei der Eröffnung der neuen Bezirkshaupt- 
mannschaft Mödling konnte der Bürger- 
meister der Stadt, in der die Bezirkshaupt- 
mannschaft ihren Sitz hat, nicht zu Wort 
kommen. Für die übrigen Bürgermeister - 
das ist übrigens keine Einzelerscheinung - 
waren keine Sessel vorbereitet. 

Der Bezirkshauptmann von Neunkirchen 
hat es beli der Eröffnung der Kunstausstellung 
,,Niederösterreichische Künstler" in Neun- 
kirchen - ich war selbst damals zugegen - 
für notwendig befunden, in Gegenwart zahl- 
reicher Bürgermeister eine kleine monarchi- 
stjsche Propaganda durchzuführen. Voll- 
kommen unbegründet, meine Damen und 
Herren des Hohen Hauses, hat er uns von 
seinem bieblingrsmaler, der gleichzeitig auch 
der Lieblingsmaler irgendeines Monarchen 
sei, erzählt. Ich will damit nur darauf hin- 
weisen, welche Aufgaben gewisse Bezirks- 
hauptleute meinen erfüllen zu müssen. (Abg. 
Stangler: War das der Ibn Saud?) Meine 
Damen und Herren des Hohen Hauses, die 
Bürgermeister stehen auf dem Standpunkt, 
daß es besser wäre, wenn die Bezirkshaupt- 
leute sich um ihre fachlichen Belange küm- 
mern würden. (Abg. Reiter: Die sozialistischen 
Bürgermeister!) In gewissen Bezirken, Herr 
Kollege, sind die sozialistischen Bürger- 

meister die Vertreter der überwiegenden 
Mehrheit! Ich bitte, das nicht zu übersehen. 
Sie sind jedenfalls der Meinung, daß sie sich 
mehr um fachliche Belange kümmern sollten, 
als die Durchsetzung gewisser ÖVP-Wünsche 
im Auge zu haben. Daß dies notwendig ist, 
dafür mochte ich auch einige Beweise bringen. 

Wir hatten im Bezirk Neunkirchen - wir 
sind objektiv - über 12 Jahre einen der ÖVP 
nahestehenden Bezirkshauptmann, einen her- 
vorragenden Konner. Es ist meines Wissens 
nie vorgekommen, daß er bei Amtstagen der 
Bürgermeister jemals gesagt hätte, irgend- 
eine Frage, die sich auf die Amtsführung der 
Gemeinden bezog, müßte an ihn im vorhinein 
schriftlich gestellt werden, um beantwortet 
werden zu konnen. Dieser Bezirkshauptmann 
hat meines Wissens alle diesbezüglichen 
Fragen sofort beantwortet. Sein Nachfolger 
hat es für notwendig befunden, diese Neu- 
einführung zu treffen und zu verlangen, daß 
Fragen schriftlich vorher einzubringen sind. 

Wenn ich Ihnen beispielsweise eine andere 
Sache unterbreiten darf: Anläßlich eines 
Wasseraustrittes bei dem Kilometer 1,005 der 
Bundesstraße 227 im Bereich der Katastral- 
gemeinde Purkersdorf wurde die Firma Pittel 
& Brausewetter in Wien IV, GußhausstraRe 
Nr. 16, von der Bunidesstraßenverwaltung be- 
auftragt, einen Entwässerungskanal herzu- 
stellen. Der Kanal wurde im Zuge der Bun- 
desstraße 227 zwischen Kilometer 1,195 und 
1,500 sowie 140 m entlang der Landesstraße 
2107 errichtet, wobei die Bundesstraße 227 im 
Bereiche der Kreuzung der beiden Straßen 
gequert wurde. Bei dieser Querung machte 
die Aufrechterhaltung eines reibungslosen 
Verkehrs die Errichtung einer englischen Be- 
triebsampelanlage notwendig. Die Arbeiten 
wurden Mitte August begonnen und Anfang 
September beendet. Die Bezirkshauptmann- 
Schaft Wien-Umgebung hat idie Bewilligung 
zur Durchführung dieser Arbeiten mit Zahl 
X B 38-63 vom 10. IX. 1963 erteilt. Der kom- 
missionelle Lokalaugenschein wurde am 26. 
VIII. 1963 durchgeführt. Wie sich später her- 
ausstellte, war keine Quelle an dem Wasser- 
austritt schuld, sondern ein Rohrbruch der an 
dieser Stelle verlegten Wientalwasserleitung. 
Sie sehen also, daß die Forderung nach Be- 
schäftigung mit den fachlichen Dingen nicht 
unbegründet ist. (Abg. Stangler: Was hat das 
mzt fachlzch oder nzchtfachlich zu tun?) Herr 
Kollege, Sie wissen genauso wie ich, daß bei 
der kommissionellen Abhandlung dieser An- 
gelegenheit zumindest auch Fachleute ides Ge- 
bietsbaziamtes anwesend sein müssen. Es 
wundert mich sehr, daß sie nicht erkannt 
haben, daß es sich hier um keine Quelle, son- 
dern um einen Wasserrohrbruch handeln 
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mußte. (Abg. Stangler: W i r  werden das 
nächstemal Sie einsetzen!) Es ist weiter nicht 
verwunderlich, daß die gleiche Personal- 
politik, wie sie im Landhaus betrieben wird 
- sie wuride ja auch vor kurzem öffentlich 
gebrandmarkt -, selbstverständlich auch bei 
den halbautonomen Bezirkshauptmann- 
schaften vorzufinden ist. Es ist auch bei Iden 
Bezirkehauptmannschaften kein Beidiensteter 
anzutreffen, der nicht der Bevölkerung als 
der ÖVP nahestehend bekannt ist. Sei es nun, 
daß es einzelne Fälle gibt, die noch aus der 
Zeit 1945/46 stammen, doch auch &er ist 
deutlich sichtbar, daß bei Ausscheiden dieser 
Kräfte - altersmäßiig bedingt - keiner dieser 
Plätze mehr mit Nicht-ÖVPlern besetzt wird. 

Wie bei den Befönderungen vorgegangen 
wind, ist allgemein bekannt, und das be- 
rühmte „Sein oder Nichtsein" schwebt als 
unausgesprochener ÖAAB-Slogan iiber den 
gesamten Bediensteten des Landes. (Abg. 
Wuger: Bei der Bundesbahn siehst d u  es viel 
besser!) Ich habe Gelegenheit, aus einer Post- 
wurfsendung - betitelt ,,Nieder&sterreichi- 
sche Heimatzeitung" -, 'die in alle Woh- 
nungen geflattert ist, etwas zu zitieren (Un- 
ruhe. Präsident gibt das Glockenzeichen. - 
Bitte nicht z u  unterbrechen!), denn ich glaube, 
es ist einmalig, mit welchem Zynismus eine 
Partei hier aufzeigt, wie sie (die Personalbe- 
setzlungen durchführt, wie isie 'die Personal- 
politik im Lande Niederölsterreich erfaßt: 
,,. . . daß die Personalpolitik in Niederöster- 
reich unter gleichen fachlichen Voraus- 
setzungen den weltanschaulich auf seiten der 
ÖVP stehenden Bewerbern den Vorzug gibt." 
Jedler denkende Mensch wird sich da sagen, 
wie muß 'diese Partei dort, wo sie an der 
Macht ist, Ihandeln, wo (die Öffentlichkeit im 
wesentlichen keine Kontrolle hat. (Abg.  Dip1.- 
Ing .  Robl: W i r  haben nichts z u  verbergen!) 
Selbst wenn einmal nur ein kleiner Chauffeur- 
posten zu besetzen wäre, und Sie haben zu- 
fällig keinen, der dem ÖAAB oder Ihrer 
Partei angehsrt, wird nach bewährter 
Methode (der daran Interessierte vorerst da- 
zu gemacht, und dann erfolgt nach den hier 
öffentlich bekanntgegebenen Methoden - 
gleiche Weltanschauung, gleiche Voraus- 
setzung - die Besetzung. (Abg.  Dip1.-Ing. 
Robl: Die Methode Wiens!) Bereits die Wahl- 
ergebnisse bei den Personalvertretungs- 
wahlen - Gleiches gibt es ja nur in den 
Volksdemokratien - wurden von der Be- 
völkerung im Lande Niederösterreich mit der 
Bezeichnung ,,schwarze Volksdemokratie" 
kommentiert. Wie gefährlich idieser Zustand 
bereits geworden ist, zeigen uns noch die Er- 
eignisse anläßlich des wilden Etreiks des 
ÖAAB am 9. Oktober. Hier hat nicht die Per- 

sonalvertretung im Einvernehmen mit der 
Gewerkschaft wegen unzumutbarer Arbeits- 
bedingunge4 oder sburer Nichterfüllung 
lebenswichliger Forderungen streiken lassen, 
nein, hier hqt ider ÖAAB erstmals das Gefühl 
gehabt, daß an seiner ausschließlichen Mono- 
polstellung gerüttelt würde. (Abg.  Schebesta: 
Es  gibt auch ein Streikrecht, oder wollen Sie 
das verbieten? - Abg. Graf: Bei der Polizei 
ist  es anders gesagt worden!) Sie bekommen 
sofort ,die Antwort. (Er nief idaher sein Ge- 
folge auf, und zwar nicht zum Streik, denn 
das Wort haben Sie in seiner Bedeutung bis 
heute nicht begriffen, dieses Wort wurde von 
ganz anderen Leuten erfunden. (Abg.  
Stangler: Sehr gut, da kichern alle, da müssen 
sogar Ihre Kollegen lachen.) Das, was der 
ÖAAB am 9. Oktober gemacht hat, war kein 
Streik, sondern das war die Aktion ,,Kollege, 
du dar1st 2'12 Stunden lringer schlafen". (Abg. 
Dzp1.-Ing. Robl: W i e  bei Gräf und Stift.) 
Um das zlu erreichen, wurde ganz einfach die 
Dienstzeit für  (diesen Tag abgeändert, und 
zwar war an diesem Tag Dienstbeginn ab 
10 Uhr. Und dabei, meine Damen und Herren 
des Hohen Hauses, haben auch die Bezirks- 
hauptleute mitgewirkt. (Abg.  Reiter: Auch die 
roten Mztglieder des Landes, es war niemand 
a m  Buro, das haben wir festgestellt! 
Zwzschenrufe bei der SPÖ und ÖVP. - 
Prasident gibt das Glockenzeichen.) Da wollen 
Sie besser informiert sein als wir. 'Bevor ich 
aber auf die merkwürdigen Chefs !der Be- 
zirkssicherheitsbehörde, die Bezirkshaupt- 
leute, eingehe (Zwischenrufe bei der ÖVP: 
Merkwurdigen!), möchte ich doch zuerst auf 
den Anlaß, der seitens des OAAB für die Er- 
eignisse am 9. Oktober vorgegeben wurde, 
eingehen. (Zwischenrufe bei der ÖVP: W i r  
sznd gespannt!) Ich komme zuerst noch ein- 
mal auf Ihre Wurfsendung ,,Niederöster- 
reichiische Heimatzeitung" zurück. Hier 
wäihlen Sie für #die Bekanntgabe Ihrer Per- 
sonalmethoden ein lsehr pkumpeis Argument, 
Sie sagen, man kann doch dem Herrn Landes- 
hauptmann unmöglich zumuten, daß er sich 
beispielsweise einen Sekretär nimmt, der 
nicht weltanschaulich 'mit ihm übereinstimmt. 
Darf ich daran erinnern, daß beispielsweise 
der Herr Landeshauptmann beim Antritt 
seines Amtes neben kleineren Veränderungen 
in diesem Amt auch den Sekretär, den er ver- 
erbt erhielt, ausgebootet hat. Darf ich die 
Frage stellen, ob er festgestellt hat, daß 
dieser mit seiner weltanschaulichen ober- 
Zeugung nicht übereinstimmt, und darf ich 
bei dieser Gelegenheit auch fragen, warum 
der ÖAAB in diesem Falle keine Aktion ,,DU 
kannst 2% Stunden länger schlafen" idurch- 
geführt hat? (Zwzschenruf bei der ÖVP: Der 



1 OS Landtag von Nicderöstcrreich. VI. Session d e r  V11. ( k e t  zgebuiigsperiode. 9. Sitzung ain 18. Dezember 1963 

ist nicht Jiinausgeschnaissen worden wie der 
Schobel.) Ich glaube schon, daß ihnen das 
sehr unangenehm ist, aber ich kann Ihnen 
nicht helfen. Nun zum Fall Schobel. Es ist 
j ährelang ein persönlicher Streit zwischen 
hohen Bediensteten der Sicherheitsdienst- 
stellen vorangegangen, und zwar in der 
Hauptsache aus persönlichen Gründen und 
aus Prestigegründen. Diese persönlichen 
Streitigkeiten, (die auf das Sicherheitswesen 
des Landes Niederösterreich nicht ohne. Ein- 
fluß geblieben sind, mußten meiner Meinung 
nach bis zum Herrn Landeshauptmann vor- 
gedrungen sein. Es scheint aber nicht mög- 
lich gewesen zu sein, die streitenden Brüder 
von hier aus zur Räson z'cl bringen. (Abg .  
Wüger: Das sind keim Brüder, sondern An- 
gestellte und Beamte. - A b g .  Lhp1.-Ing.  
Robl: Weder Brüder noch Cenosseiz! - Prü-  
sident gibt das Glockenieichen.) Ich habe in 
diesem Fall die Parteizugehörigkeit gcnieint 
und riic!i i den Beamtex (illjg. DipZ.-Ing.  RobZ: 
Wir haben es anders verstanden.) Ich weiß, 
daß  Sie sicn hier sehr ungeschickt stellen. 
wenn von diesen Dingen die Rede ist, aber 
für 'so klug halte ich Sie trotzdem, da6 Sie 
wissen, worum es geht. (Abg. Stangler: Die 
Weisheit haben WUT Sie gepachtet!) Nein, das 
bilde ich mir gar nicht ein. Tatsächlich ist es 
so, daß in diesem speziellen Falle, als näm- 
lich einer davon an das Ministerium das Ver- 
langen stellte, gegobenenfal~ls einen Kolllegen 
einer anderen Dienststelle zu entfernen, hier 
der Minister dann letztlich am 24. Juli  1963 
mit allen Beteiligten eine Besprechung an- 
beraumt hat. Ich möchte, soweit es mir be- 
kannt ist, folgendes mitteilen: Nach Abfüh- 
rung der entsprechenden Besprechung urisd 
Klarstellung dieser Dinge wunde festgestellt, 
ab sofort sei 'das dienstliche Verhältnis zwi- 
schen Sicherheitsdirektion und Landesgendar- 
meriekommando in dienstlichen Erfor'der- 
nissen entsprechend zu gestalten, alle 
Prestigeerwägungen unberüclrsichtigt ZLI 

l a s e n  und aufrichtig zusammenzuarbeiten. 
Sollte ,sich in Zukunft noch einmal ergeben, 
daß man nicht gewillt ist, diese Mahnungen 
auf gute Zusammenarbeit z u  beachten, werde 
durchgegriffen und 'die entsprechenden Maß- 
nahmen verfügt werden. Ich habe auch cine 
Mitteilung, die ähnlich lautet, wobei es hier 
ausdrücklich noch heißt: Es wurden alle An- 
we,senden nochmals zu einer guten Zusam- 
rrienarbeit ermahnt, ansonsten jeder für die 
aus sei8nem Verhalten sich ergebenden Kon- 
sequenzen selbst verantwortlich sei. Und nun 
hat sich irgen'd jemand wieder nicht an die 
Ermahnungen gehalten, und es war not- 
wendig, entsprechende Konsequenzen z~u 
ziehen. Dies'e sind Ihnen bekannt. Wir 

Sozialisten stchen auf dem Standpunkte, daß 
der Herr Innenminister hi'er richtig im Inter- 
esse der Sicherheitsverhältnisse in Nieder- 
österreich gehandelt hat, um so mehr, als es 
gerade Ihre Fr'aktion war, die in  der Ver- 
gangenheit last #alljährlich entsprechende An- 
träge im iiohen Haus gestellt hat.  Darf ich 
beispieikweise anführen, daß am 17. XII. 1958 
Abg. Bachinger folgenden Antrag eingebracht 
hat: „Der Hohe Landtag möge beschließen: 
Die Landesregierung wird aufgefordert, beim 
Bundesministerium für  Inneres zu erreichen, 
daß durch geeignete Maßnahmen die Sicher- 
heitsverhältnis#se im Lande Nielderösterreich 
vornchmlich dadurch verbessert werden, ,daß 
schwere Verbrechen innerhalb kürzester Zeit 
aufgeklärt und die Täter vor Gericht gestellt 
werden." Frau Abg. Schulz: „Die Landes- 
regierung wird aufgefordert, beim Bundes- 
miiiicterium für Inneres zu erreichen, 'daß die 
Sicherheitsverhältnisse im Lande Nieder- 

erreich, die sich insbesondere durch 'die auf 
li rauen erfolgten Uberfälle verschlechtert 
haben, durch alle im Wirkungsbereich des 
Innenministeriums gelegenen Maßnahmen 
verbesert werden." Und solche Anträge wur- 
d m  alljährlich immer wieder gestellt. Nun hat 
der Herr  Innenminister gehandelt, um Ihren 
'is'ünschen zu entsprechen (Heiterkeit bei der 
L'L'P), und er hat von seiner Entscheidung 
;:uch den Herrn Landeshauptmann unter- 
iichtet. (Zwisclzcnrufe bc i  der ÖVP: Aber in 

&er F o r m  U T L ~  u~nni~!) Er hat also auch 
den Herrn Lansdeshauptmann von seiner Ent- 
:?i iieidung uiiterrichlet (Abg .  Stmzgler: U n d  in 
wcicizer Form? - Prüsident Tesar: Ich bitte, 
?~i[.ht iu untei,i)i-cchen!), und zwar in einem 
sehr freundlichen Schreiben, (das, wie ich 
weiß, mit der Anrede .,Lieber Freund" be- 
gonnc-n hat. (Unruhe.) Darf ich aber nun fol- 
gendes zu diesem Fall bekanntgeben: Der 
IIerr L,andeshauptmann hat dem Herrn 
Innenminister in einem etwas erzürnten Brief 
geantwortet und alls SchluiSsatz geschrieben: 
,.h übrigen ist der niederöst'erreichischen 
Landesregierung nicht bekannt, daß die 
Sicherheitsverhältnisse Niederösterreichls ge- 
fährdet sind." 

Meine Damen und Herren! Wie verhält sich 
das mit Ihren jährlich gestellten Anträgen 
~ i n d  mit den Zwischenrufen, die Sie  gemacht 
!i:iben? (Zwiscl icnruJ bei d e r  ÖVP: Da ist 
i!er SLcherheilscIliektor die Ursache gewesen!) 
Sie haben den Anlaß benützt, um zu demon- 
strieren, wie mächtig Sie auf #dem Fersonal- 
sektor bereits geworsden sin'd. Wie ich schon 
tlrwähnt habe, haben die Bezirkshaupt- 
niänner am 9. Oktober mitgemacht. Mit 
diesen Dingen muß ich mich auch noch näher 
beschäftigen. Der Bezirkshauptmann ist 
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gleichzeitig Chef der Bezirksaicherheitsbe- 
hönde. So hat beispielsweise der Bezirh- 
hauptmann von Neunkirchen am 9. Oktober 
auf Grund einer Vorsprache der Personalver- 
tretung, bei der ihm mitgeteilt wurde, daß 
erst um 10 Uhr mit der Arbeit begonnen 
werden sollte, angeordnet, daß das Haupttor 
der Bezirkshauptmannschaft un'd gleichzeitig 
das Haupttor mit dem Zutritt zu den beiden 
Gendarmeriesicherheitsdienststellen, nämlich 
(des Bezirlc,rlc,rlc,rlc,rlc,rlc,rlc,rlc,rlc,andos und des 
Postenkommandos, zu versperren ist. (Zwi-  
schenruf bei der ÖVP: lm Sinne der Sicher- 
heit, weal es eznen Nebenausgang gibt. - 
Abg. Wiiger: Herr Kollege, vielleicht hat der 
Bezzrkshauptmann auch Angst gehabt, daj3 
ihm etwas angezundet wird! - Unruhe. - 
Praszdent Tesar gabt das Glockenzeichen.) Der 
Herr Kollege hat eine merkwürdige Auffas- 
sung vom Sinn (der Sicherheit. Das ist unge- 
fahr so, wie wenn die Feuerwehr mit ihren 
Geräten zu einem Einsatz ausfahren sollte 
und aus irgendeinem ähnlichen Grund das 
Tor verschlossen wird und man Iden Schlüssel 
in die Taicche steckt, weil es ohnedieic einen 
Nebenausgang gibt, bei dem unter Umständen 
ein bis zwei Leute gleichzeitig den Dienst- 
raum verlassen können. Wenn nun infolge 
eines Brandes ausgefahren werden soll, 
müßte epst festgestellt werden, wer den 
Schlüssel hat. Eine solche Auffassung ist 
mehr als merkwürdig. Der Herr Bezirks- 
hauptmann hat aber auch zugelassen, daß 
nicht nur vor dem Gebäude (der Bezirks- 
hauptmannschaft, jenem Teil, wo die Selbst- 
verwaltung untergebracht ist, sondern auch 
in dem Teil der Bezirkshauptmannschaft, in 
idem sich die beiden Gendarmeriesicherheits- 
dienststellen befinden, Plakate angebracht 
wurden, auf denen Beschimpfungen und 
Schmähungen gegen den Innenminister 
standen und aus denen zu entnehmen war, 
daß der Dienst an diesem Tage erst um 
10 Uhr beginne. Diese Mitteilung war weder 
mit einer Unterschrift noch mit dem Amts- 
siegel gefertigt. 

Meine Damen und Herren! Diese Vor- 
kommnisse wurden im Neunkirchner Bezirks- 
boten dargestellt, und ich kann Ihnen sagen, 
daß es nur einem besonders glücklichen Um- 
stand zu verdanken war, daß es in Neun- 
kirchen nicht ähnlich wie in Wiener Neustadt 
zu bedauernswerten Zwischenfällen ge- 
kommen. ist. Der Bezirkshauptmann von 
Wiener Neustadt hat nämlich dasselbe ge- 
macht, nur mit dem Unterschied, daß er auf 
dem Gebäude der Bezirkshauptmannschaft 
keine Plakate, sondern Transparente an- 
bringen ließ. Diese Vorfälle, auf den Sektor 
des Bundesheeres übertragen, würden die 

Situation ergeben, daß es, setzte der Chef 
irgendeiner kleinen Einheit ähnliche Hand- 
lungen, meiner Meinung nach einer Meuterei 
bzw. Aufwiegelung gleichkäme. In diesen 
speziellen Fallen war nicht zu bestreiten, daß 
es sich um eine schwere Pflichtverletzung der 
Sicherheitsbehordenchefs gehandelt hat. Und 
es wäre notwendig, eine entsprechende Unter- 
suchung gegen diese Herren einzuleiten, unfd 
zwar gegen den Herrn Hofrat Mohr, Be- 
zirkshauptmann von Wiener Neustadt, und 
gegen den Herrn Bezirkshauptmann von 
Neunkirchen. (Zwischenrufe.) Wenn Sie pro- 
vozieren, müßte man eigentlich die Frage 
stellen, wie viele von den 21 Bezirkshaupt- 
männern in Niederösterreich am 9. Oktober 
tatsachlich ihre Arbeit erfüllt haben. Wenn 
Sie das bitte feststellen lassen wollen. Mir 
kann es nicht schaden. (Abg. Stangler: Sie 
stellen das ja fest, nzcht wir!) 

Es ist noch interessant zu berichten, daß 
auf Grund dieser Vorfälle (und der Haltung 
des Bezirkshauptmannes 24 Bürgermeister 
des Verwaltungsbezirkes Wiener Neustadt 
den Beschluß gefaßt haben, den persänlichen 
Kontakt mit diesem abzubrechen. Ich weiß, 
daß hier die Meinung vertreten wird, daß dies 
nicht möglich sei. Gestatten Sie mir die Be- 
hauptung: Jawohl, idas ist möglich. Es gAbt 
kein Gesetz, idas einen freigewählten Bürger- 
meister zwcingen kann, mit einem Bezirks- 
hauptmann mehr Kontakt zu pflegen, als auf 
Grund des Weisungsrechtas oder zur Erfül- 
lung gewisser Aufgaben unbedingt notwendig 
ist. (Unruhe.) Sie wollten wieder einmal nicht 
verstehen, was hier bezweckt werden sollte. 

Abschließend darf ich folgendes feststellen: 
Es gibt genug Ursachen, um immer wieder 
auf diese Angelegenheiten zurückzukommen. 
Sie wertden das s o  lange zu hören bekommen, 
bis diese Oeßlerhüte im Land Niederöster- 
reich verschwunden sind. (Beifall bei der 

PRÄSIDENT TESAR: Zum Wort ,gelangt 
der Herr Abg. Laferl. 

ABG. LAFERL: Hohes Haus! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren des Hohen 
Lanldtages! Es war direkt ein erbauender 
Kunstgenuß, dieses Wischiwaschi-hrchein- 
ander des Herrn Kollegen Czidlik mitanhören 
zu können. Man müßte für die Gelegenheit, 
hier tdabiei sein zu dürfen, einfach dankbar 
sein. Er ist jedoch immer an der Kernfrage 
vorbeigegangen. Es ist und bleibt ein Ver- 
bIechen, egal, ob es sich nun um Schobel, 
Schüller, Gräf & Stift ader sonst jemanden 
handelt, wenn ein Mensch um sein tägliches 
Brot gebracht wind. Darüber kommen wir 
nicht hinweg. (Zwischenrufe bei der SPÖ. - 

SPO.) 
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lang an der Front gewesen und haben nicht 
73 Millionen Menschen ihr Leben lassen müis- 
sen? Begraben wir endlich den Hader, fan- wc wir Gott 
gen wir nicht schon wieder damit an. (Prä- Zeiten endlic 
sident Tesar gabt das Glockenzeichen.) Das 
ri2.chste Mal wird sich die Gegenseite etwas 
nicht gefallen lassen, denn es iist klar, daß 
Druck Gegendruck erzeugt. Der kleinste 
Wurm krümmt sich, wenn er getreten wird. 
(Abg.  Wzesmayr: Nur kann der Tretende presse besck 
nzcht zur Verantwortung gezogen werden, nächsten Ta 

Staatssekretar Rosch: Das ast eine Beleidi- 
g u n g  eines Manasters! So  geht das nzcht! - 
Prasident Tesar, das Glockenzeachen gebend: 
Bitte um Ruhe. Es  wurde niemand nament- 
lach genannt. Ich passe sehr auf.) Ich möchte 
dem Gedächtnis des Kollegen Czidlik etwas 
nachhelfen. Im Verwaltungsbezirk Wiener 
Neustadt gibt es nicht 24 sozialistische 
Bürgermeister, sondern nur 23. 24 Bürger- 
meister stellt die ÖVP. 

Hohes Haus! Um auf den Fall Gräf & Stift 
zurückzukommen: Man hat die drei Leute 
entlassen. Die Beweise sind da. (Praszdent 
Tesar, das Glockenzezchen gebend: Ich bitte 
um Ruhe.) In freien demokratischen Staaten 
ist es das gute Recht jedes Menschen, zu 
demonstrieren und auch zu streiken. Gott sei 
Dank, haben wir dieses Recht. Sie sprechen 
von einem wilden Streik und behaupten, daß 
dieser nicht gestattet sei. Die Leute haben 
leider nicht vorher mit dem Gewerkschafts- 
sekretär das Einvernehmen gepflogen. Es ist 
sehr bedauerlich, wenn der Herr Kollege 
Czidlik zwar alles mogliche aufzeigt, auf die 
Kernfrage aber nicht eingeht. Herr Kollege 
Czidlik, es nützt nichts. Wir können darüber 
reden, soviel wir wollen, die Vorfälle in 
Wiener Neustadt lassen sich nicht aus der 
Welt schaffen. Man hat dort Menschen nieder- 
geschlagen und gewürgt, und zwar im Bei- 
sein von zwei kleinen Kindern. Wenn man 
das erzählt, kann man es gar nicht glauben. 
Wir haben aber, Gott sei Dank, Photo- 
graphien. Das Schmachvolle ist, daß man alle 
Zeugen einvernommen hat, alle von A bis Z; 
nur den Beschuldigten hat man noch nicht 
einmal vorgeladen und auch nicht einver- 
nommen, aber Ehrenbttleidigungsklagen wur- 
den gegen ihn bereits abgeführt. Man hat die 
Verhamdlung in den großen Schwurgerichts- 
saal verlegt, 'damit viele Leute dort Piatz 
finden. Und siehe da: Das Gericht war 
objektiv und hat den Mann unter den er- 
drückenden Beweisen aller Zeugen freige- 
sprochen. Freunde, es ist bedauerlich, daß es 
so weit kommen mußte. 

Herr Kollege Rosch, ich kenne die Demo- 
kratie. Ich habe eine ldemokratische Erzie- 
hung genossen, aber nicht auf der NAPOLA, 
sondern in der Schweiz, die ein idemokrati- 
scher Staat ist. Dort war ich jahrelang. 
(Große Unruhe: Prasadent Tesar gibt das 
Glockenzezchen.) Die unliebsamen Vorfälle 
erinnern an vergangene Zeiten, an das Jahr 
1938, wo man am Hauptplatz Bücher ver- 
brannt hat. Heute sind wir wieder soweit: 
Man reißt alles herunter, wirft ea auf einen 
Haufen und zündet diesen an. Es fehlt nur 
noch der Indianerschmuck. Haben wir nicht 
alle genug gelitten? Sind wir nicht alle jahre- 

wenn er Laferl heaßt!) 
.Lieber Kollege Czidlik! Die Angelegenheit 

Purkersdorf hätten Sie nicht ISO herausstrei- 
chen sollen. Das sieht gar nicht gut aus, denn 
die niederöisterreichische Landesbaudirektion 
hat die Gemeinde Wien idarauf aufmerksam 
gemacht, daß die Wasserleitungsrohre, die 
schon vor 70 Jahren verlegt wunden, schad- 
haft sind und es daher notwendig ist, sie aus- 
zuwechseln. Trotzdem hat man die Rohre da- 
mals nicht ausgetauscht, und erst jetzt, nach- 
dem idie Straße fertig ist und die Verkehrs- 
bc hinderungen endlich überwunden wären, 
entschließt man sich, die Rohre doch auszu- 
wechseln. Natürlich hat die Bevölkerung von 
Niederösterreich für solche Dinge kein Ver- 
standnis, da es ja a m  Steuergelder geht.. 
Sehen Sie, Herr Kollege! Ich habe damals auf 
Grund der diesbezüglichen Zeitungsmeldun- 
gen sofort den zuständigen Hofrat angerufen, 
ider mir mitteilte, daß er gedeckt sei, da er 
die Gemeinde Wien aufgefordert habe, die 
alten Rohre auszuwechseln. 

Meine Damen und Herren! Es hat keinen 
Sinn, Haß zu erzeugen, denn schließlich zie- 
hen wir alle an einem Strang, und es ist un- 
sere Aufgabe, jedem ZJU helfen, da wir ja die 
gtwählten Vertreter des Volkes isind. 

Und nun zum Steckenpferd unseries Kolle- 
gen Czidlik, der in jedem Bezirkshauptmann 
einen schwarzen Mann, einen Neger oder so- 
gar ein Gespenst erblickt. (Unruhe, Präsident 
Tesar gabt das Glockenzeachen.) Ich verstehe 
das nicht. Der Bezirkshauptmann von Wiener 
Benstadt, Hofrat Dr. Luidwig Mohr, hat seit 
1945 seine Pflicht restlos erfüllt. Genauso wie 
der Kollege Wehrl in der Stadt hat er im Be- 
zirk für die Bevölkerung gearbeitet. Vom 
ersten Tag an war unser oberstes Gebot, mit- 
zuhelfen, um die Not der Bevölkerung zu lin- 
dern. Damals sind wir in jede Ortschaft ge- 
gangen und haben den Leuten Vernunft ge- 
predigt und ihnen vor Augen gehalten, daß 
dje Bevölkerung zu essen braucht. Ich er- 
innere mich noch sehr gut an einen Wochen- 
aufruf von einem Viertelkilogramm Brot und 
einer Rasierseife. Kollege Wehrl wind es be- 
stätigen können. Die Leute haben die Not 
überwuniden. Heute jedoch scheint es tatsäch- 
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lich so zu sein, daß qichts schwerer zu ertra- 
gen ist als eine Reihelvon ,guten Taglen. Heute, 
wc wir Gott danken yüßten,  daß diese Not- 
zeiten endlich vorüber S-ind und jeder seinen 
Arbeitsplatz unld sein tägliches Brot hat, pro- 
voziert man, indem 'man Plakate herunter- 
reißt und diese verbrennt. (Abg. Graf: Vor- 
her bringt man sie an! - Präsident Tesar 
gibt das Glockenzeichen.) Als die Wochen- 
presse beschlagnahmt wurde, hat sie am 
nächsten Tag geschrieben: „Wie billig ist 
hfute doch die Meinungsäußerung. Man wird 
hbch$stens beschlagnahmt. Wie teuer ist es 
hingegen zu stehen geKommen, wenn man in 
den verganigenen Zeiten die Wahrheit gesagt 
hat." Sehen Sie, meine Damen und Herren, 
man darf die Wahrheit nicht mehr sagen. Wie 
h'eißt es so schön in der Europäischen Men- 
schenrechtskonvention: „Die freie 'Meinungs- 
ät;ßerung muß jedem gewährleistet sein." Bei 
uns ist es offensichtlich nicht so, (denn man 
darf, wenn es einem anderen nicht paßt, auf 
Begebenheiten nicht hinweisen. Es ist nur zu 
wünschen, daß wir in unserem schönen Va- 
terland wiedler Ruhe $und Frieden haben und 
daß auch über diese Affäre das Gras wachsen 
möge und idie Schuldigen ihrer gerechten 
Strafe zugeführt werden. Mehr verlangt das 
I'olk nicht. 

Frau Kollegin Körner! Sie haben Herrn 
Abg. Robl zugerufen: Mehr Sachlichkeit und 
weniger Demagogie! Ich rufe Ihnen jetzt zu, 
Frau Kollegin: Mehr Sachlichkeit und weni- 
ger Politik! Der Herr Landeshauptmannstell- 
Vertreter Dr. Tschadek hat in einem Erlaß (die 
Gemeinden aufigefondert, sie mögen sich dar- 
über äußern, ob sie die Gnundsteuer selbst 
einheben wollen oder ob eine andere Ein- 
hebungsart vorgezogen werden soll. Der Er- 
folg war, ldaß bis zur gegebenen Zeit 77 Ge- 
meinden und 4 IStatuarstSdte geantwortet ha- 
ben. 77 von 1652 Gemeiniden! Dann begann 
die Politik einzusetzen, die Parteimaschinerie 
zu arbeiten, es wurde diktiert und der Ter- 
ror setzte ein, 'denn es mußte sich ja eine 
großere Anzahl von Gcmeinden melden. 
Trotzdem wurden es nicht mehr als 138. Dann 
bekam man plötzlich Fingerspitzengefühl. Es 
gab im Haus Differenzen, und der nächste 
Erlaß war schon feiner abgefaßt. Darin wurde 
verlangt, daß alle jene Gemeinden, die die 
Grundsteuer nicht selbst einheben wollen, 
einen diesbezüglichen Gemeinderatsbeschluß 
zu fassen haben. Der Erlaß des Herrn Lan- 
deshauptmannstellvertreters Dr. Tschadek 
war wesentlich anders. (Abg. Graf: Das ver- 
stehst du nicht!) Ich verstehe das nicht? Aber 
du venstehst es! Ich bin ja erst 19 Jahre Bür- 
germeister. Und siehe da, heute ist die Lösung 
gefuniden worden. Ich rnuß ehrlich zugeben, 

unser sehr verehrter Herr Landeshauptmann- 
stellvertreter Tschadek hat das meisterhaft 
verstanden. Da fällt mir soebien ein Witz von 
zwei Pfarrern ein. Diese haben sich beim Bre- 
vierbeten getroffen. Da sagt der eine zum an- 
idcren: ,,DU rauchst beim Brevierbeten?" Die- 
ser antwortet: ,,Ich darf." ,,Hast idu dem Hei- 
ligen Vater geschrieben?" ,,Ja. Hast du ihm 
aiich geschrieben?'' „Ja. Ich auch. Abler ich 
dhrf nicht rauchen. Ich habe geschrieben, ob 
ich beim BrevieEbeten rauchen darf." Darauf 
der andere: „Das habe ich nicht geschrieben. 
Ich habe geschriebm, ob ich beim Rauchen 
Brevierbeten darf." So ähnlich war  es bei die- 
sen beiden Erlässen. Un'serer lieben Frau 
Abg. Körner möchte ich das nur inls Gedächt- 
nis zurückrufen. (Landeshauptmannstellver- 
treter Dr. Tschadek: Geistlicher Rat bist du 
noch nicht geworden?) Ich kann es noch wer- 
den. Lassen wir die Sache mit den Beför- 
derungen und Auszeichnungen. Darüber wer- 
den wir ein andemal  reden. Das war eigent- 
lich nicht der Grund meinter Wortergreifung. 

Wenn man die Liste über ,die Kopfquoten 
des Steueraufkommens der Bevölkerung in 
bsterreich betrachtet, ist man erschüttert: 
Wien scheint mit 3997 Schilling auf, Vorarl- 
berg mit 2631 Schilling, Salzburg mit 2366 
UPW. An letzter Stelle steht Niederösterreich 
mit einem Stelueraufkommen von 1136 Schil- 
ling pro Kopf der Bevölkenung. Man kann 
sich nur wundern, daß bei dieser geringen 
Kopfquote überhaupt das Auslangen gefun- 
den wenden kann. Wir müssen vor dem Fi- 
nanzreferat unid seinen braven, tneuen Mit- 
arbeitern den Hut abnehmen und eine Ver- 
beugung machen, da sie dieses Budget Jahr 
für Jahr so hinbringen, daß man im großen 
un'd ganzen der Bevölkerung in uniserem Va- 
terland alles das noch bieten kann und daß 
in jelder Gemeinde das errichtet werden kann, 
was unter allen Umständen notwendig ist. 
Die Arbeit, vom kleinsten Beamten angefan- 
gen bis hinauf zum Herrn Landeshauptmann, 
zeugt von einer tadellosen Verwaltung, die 
den Wünschen der Bevölkerung gerecht wird. 
Es lohnt sich zu arbeiten für unser lschönes 
Heimatland Niederösterreich. (Beifall bei der 

PRASIDENT TESAR: Zum Worte gelangt 
Herr Landeshauptmannstellvertreter Doktor 
Tschadek. 

LANDESHAUPTMANNSTELLVERTRETER 
Dr. TSCHADEK: Hoihes Haus! Da im Vorjahr 
die Tatsache, idaß ich (mich zum Wort gemeldet 
habe, Anlaß zu einer Diskussion gewesen ist, 
möchte ich einleitend daran erinnern, daß der 
Paragraph 49 der Geschäftsordnung des 
Landtages ausdrücklirh feststellt, daß die 

ÖVP.) 
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Mitglieder der Landesregierung berechtigt 
sind, zu wiederholten Malen und jederzeit das 
Wort zu ergreifen. Ich glaube, durch diese Er- 
innerung Zwischenrufe und Reklamationen, 
wie sie im Vorjahr erfolgt sind, auiszuschal- 
ten. 

Hoher Landtag! Ich habe mich zum Wort 
gemeldet, weil ich der Meinung bin, daß ein 
verantwortliches Mitglied der Landesregie- 
rung das Recht und die Pflicht hat, zu Lan- 
desproblemen Stellung zu nehmen, und das 
Recht und die Pflicht hat zu sagen, wie es 
sich die Lösung der Probleme vorstellt. Die 
Entwicklung in Niederösterreich ist teilweise 
erfreulich, wir haben sicherlich manchen Fort- 
schritt erreicht, wir haben auch sicherlich seit 
dem Jahre 1955 vieles aufgeholt. Die Ent- 
wicklung erfüllt uns aber auch mit Sorge, 
(denn wir sind gegeniiber dem Lebensstandard 
der westlichen Bundesländer noch immer weit 
zurück \und wir haben vor allem immer noch 
zu kämpfen, damit ider Abwanderung unserer 
Bevölkerung Einhalt geboten wird und daß 
nicht aus (dieser Abwanderung heraus dem 
n;ederirsterreichischen Heimatland neuer 
Schaden und neue finanzielle Einbußen er- 
wachsen. Ich glaube, wir haben daher alle - 
das ist die große Aufgabe und Verpflichtung 
- sehr eingehend zu prüfen, wie wir diesem 
Lande wirtschaftlich helfen können. Es ist 
verständlich, daß ich als Gemeindereferent 
meine Sorgen in erster Linie auf die wirt- 
schaftliche Entwicklung der niederosterreichi- 
schen Gemeinden lenke. Der Herr Präsident 
Kondrak hat gestern schon idarauf hingewie- 
sen, daß man immer wieder sagt, die Ge- 
meinden sind ldie demokratische Zelle des 
Staates, und er hat mit Recht dazugefügt, 
eine Zelle muß leben können, um ihre Funk- 
tionen zu erfüllen. Es ist aber richtig, daß 
{diese Gemeinden nur sehr schwer leben kön- 
nen und nur sehr schwer in der Lage sind, 
ihre Aufgaben zu erfüllen. Meine Damen und 
Herren! Ich glaube, es hätte gar keinen Sinn, 
wenn wir der Meinung wären, ldaß die Ge- 
meinden das, was einmal als sogenannte 
Pflichtaufgahen empfunden wurde, heute 
allein zu leisten haben und Idaß sie ihre Tä- 
tigkeit in Erfüllung dieser Pflichtaufgaben 
erfüllen könnten. Die Zeit ist weitergegangen 
scit der Festlegung der Pflichtaufgaben der 
Gemeinden, und ein gesundes Kommunal- 
wesen verlangt viel mehr von seiner Verwal- 
tung, als daß man die notwendigsten untd be- 
scheidensten Aufwendungen für gesetzliche 
Verpflichtungen vornimmt. Die ganze nieder- 
österreichische Wirtschaft verlangt mehr von 
den Gemeinden. Wenn wir hinsichtlich der 
Entwicklung ldes Fremdenverkehrs in Nieder- 
Österreich gegenüber den westlichen Bundes- 
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ländern noch weit zurückliegen, so müssen 
wir aber doch feststellen, daß wir enorm 
stark aufgeholt haben, und idies war nur mög- 
lxh, weil sich die Gemeinden in den vernünf- 
tigen Dienst dieses Fremdenverkehrs gestellt 
haben. Weil sie ihre Mittel zur Verfügung ge- 
stellt haben, um Bäder zu bauen, um Park- 
anlagen zu bauen, um ihre Orte zu verschö- 
nern und um gute Beleuchtungen zu schaffen. 
Alles, um die Voraussetzung zu schaffen, daß 
der Fremde kommt. Die Schönheit eines Lan- 
des genugt nicht, wenn nicht der nötige Kom- 
fort für den Sommergast, und vor allem für 
den Ausländer, gegeben ist. Hier müssen die 
Gemeinden einspringen, denn wer soll denn 
die Bäder bauen? Wer soll denn die Sport- 
anlagen erhalten? Wer soll denn all dies ma- 
chen, wenn es nicht unsere Gemeinden tun. 
Ich habe e's daher immer bedauert, wenn ich 
gezwungen war, für solche Maßnahmen Be- 
darfszuweisungen zu sireichen, weil man 
argumentiert hat, es hzndle sich um keine 
Pflichtaufgaben der Gemeinden, und wir sind 
in) vergangenen Jahr auch etwas elastischer 
und großzügiger vorgegangen, und die Lan- 
desregierung war sich idarüber vollkommen 
einig, daß man mit einem engen Maßstab 
nicht durchkommen kann. 

Damit, meine Damen und Herren, komme 
ich zur Frage der Bedarfszuweisungen, die 
der Herr Abg. Robl in seiner Rede schon an- 
geschnitten hat. Herr Abg. Robl hat hier 
Klage geführt, daß nur 1200 Gemeinden Be- 
d~rfszuweisungen bekommen haben und daß 
400 Gemeinden unberücksichtigt geblieben 
sind. Meine Damen und Herren, das wird 
immer so sein, denn wenn man idie Bedarfs- 
Zuweisungen nach dem verteilt, wieviel von 
j c  der Gemeinde hereinlangt, dann verliert sie 
ihren Sinn. Es soll dies eine Solidaritätsaktion 
sein, die jeweils notwendige Vorhaben er- 
nioglicht. Und diese Vorhaben verschieben 
sich. Einmal ist es die Gemeinde, die Geld 
braucht, weil sie baut, und die mehr be- 
kommt. Und wenn das Vorhaben abgeschlos- 
sen ist, wird eine andere Gemeinde mit ihrem 
aiißerordentlichen Voranschlag kommen und 
einen Teil ihrer Ausgaben mit Bedarfszuwei- 
sungen decken wollen. Es ist aber auch 60, 

daß eine Reihe von Gemeinden überhaupt 
keinen Antrag gelstellt hat. Die Gründe sind 
mir nicht bekannt, aber wo kein Antrag ge- 
stellt wird, kann natürlich auch keine Zuwei- 
sung erfolgen. Ich möchte aber ausdrücklich 
darauf hinweisen, daß wir in einer ganzen 
Reihe von Fällen Geld gegeben haben und 
Geld geben mußten, um den Ausgleich im 
ordentlichen Haushalt sicherzustellen. Wir 
haben alle Dinge überprüft und haben idie 
Mittel, die uns zur Verfügung stehen, ent- 
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sprechend eingesetzt, um auch diesen kleinen 
Gemeinden zu helfen. Herr Abg. Robl war 
der Meinung, daß durch die Zusammen- 
legung von Gemeinden das Problem erleich- 
tert werden könnte. Hohes Haus, dieser Mei- 
nung sind wir schon lange. Wir reden all- 
jiihrlich von der Zusämmenleguqg, und wenn 
ick eine Bilanz erstellen müßte, ko müßte ich 
)dem Landtag einen negativen Bericht vor- 
legen. Die Gründe dafür sind sehr mannig- 
fdtig. Wir haben im Vorjahr die Landes- 
amtsdirektion aufgefordert, über die Bezirks- 
hauptleute Vorerhcbungen zu pflegen. Es ist 
eine Menge Material für die Zusammenlegung 
gesammelt worden, aber, meine Damen und 
Herren, die lokalen Schwierigkeiten, die be- 
reitet werden, und die sicherlich aus den ver- 
schiedensten Gründen heraus da sind, sind 
nicht so ohne weiteres zu überwinden. Die 
Forderung nach der Zusammenlegung er- 
innert mich an die an mich als Justizminister 
im Parlament immer wieder herangetragene 
Forderung, die kleinen Bezirksgerichte abzu- 
schaffen und zentrale, gute, repräsentative 
Bezirksgerichte mit mindestens drei Richtern 
zu schaffen. Wenn man aber darangegangen 
ist, es durchzuführen, dann konnte man fest- 
stellen, daß jeder Abgeordnete das Gericht 
seines Nachbarbezirkes gemeint hat, welches 
man stillegen sollte. Wenn man aber bei sei- 
nrm eigenen Gericht iden Versuch unternom- 
men hat, dann sind sehr massive Abordnun- 
gen erschienen, und nachdem ja solche Dinge 
auch eine gesetzliche Regelung brauchen, sind 
sie weder bei mir zustande gekommen, noch 
ist es meinem Nachfolger gelungen, auf die- 
sem Gebiete eine Justizreform durchzufüh- 
ren. Ähnlich schaut es mit den Gemeinde- 
zusammenlegungen aus. Es sind sehr viele 
der Meinung, die und die Gemeinden sollte 
man zusammenlegen, aber die eigene sollte 
nicht davon berührt werden. Es ist vollkom- 
men begreiflich, meine Damen und Herren, 
da sind eben gewisse Interessen - seien sie 
politischer, persönlicher, geschichtlicher d e r  
seien sie verkehrsmäßiger Natur -, die die 
Leute dazu bewegen, in der alten Gemein- 
schaft verbleiben zu wollen. Das Problem 
Verwaltungsreform ist ja überhaupt gar nicht 
ldcht zu handhaben. 

Meine Damen und Herren, mir unterstehen 
idie Standesämter. Ich habe mich sehr be- 
müht, gröl3ere Standesämter zu schaffen und 
kleine überflüssige Standesämter - nach un- 
serer Meinung überflüssige - aufzulassen. 
Wir haben festgestellt, daß es Standesämter 
gibt, die sehr wenig Personalfälle haben, weil 
ja durch die Tatsache, daß die Bevölkerung 
heute nicht mehr zu Eause geboren wird, 
sondern im Krankenhaus zur Welt kommt 

un2 zum Großteil auch im Krankenhaus aus 
dieser Welt scheidet, von vornherein die Ge- 
burts- und Sterbefälle nicht mehr im Stan- 
desamt der Heimatgemeinde registriert wer- 
den. Wenn Sie aber erleben würden, mit wel- 
cher Zähigkeit jeder einzelne Bürgermeister 
um sein Standesamt kämpft, dann würden 
Sie verstehen, daß auch dieses Problem nicht 
leicht zu lösen ist. Es wäre sicherlich finan- 
ziell ein groBer Vorteil, man könnte lebens- 
fähigere Gemeindeämter schaffen, und ich 
glaube, man kann die Frage der Zusammen- 
legung in einem Lande der Klein- und 
Kleinstgemeinden nicht außer acht lassen. Der 
Herr Abg. Rabl hat einen Antrag vorgelegt, 
und ich möchte sagen, daß wir diesem Antrag 
zustimmen werden, !denn wir haben 'damals 
- die Herren, die im Unterausschuß gesessen 
shd ,  werden es wissen - die Türe nicht zu- 
gemacht, sondern wir haben erklärt, die Vor- 
aussetzungen finanzieller Natur seien noch 
nicht geklärt, man solle aber weiterreden und 
man solle idas Problem weiterbehandeln. Der 
trnterausschuß könnte jederzeit seine TEtig- 
keit wieder aufnehmen. Ich werde mich be- 
mühen, das Material, das über die Bezirks- 
hauptmannschaften zusammengestellt! wunde, 
bis Jänner zu slchten, damit man vielleicht 
eine bessere Ubersicht über die Probleme hat, 
als es noch im vergangenen Sommer der Fall 
gewesen iist. Ich möchte also ausdrücklich 
sagen, daß ich es durchaus begrüßen würde, 
wenn es möglich wäre, da und dort wirklich 
Zusammenlegungen ziu erreichen, die ohne 
Mißstimmung in der Bevölkerung tdlurchge- 
fkhrt werden. Ich weiß, der Landtag kann 
sogar gegen den Willen <der Gemeinden solche 
Maßnahmen. treffen. Aber, Hoher Landtag, 
auf der einen Seite die Gemeindeautonomie 
groß schreiben und auf der anderen Seite 
durch ein Verfassungsgesetz im Landtag eine 
Gemeinde vernichten, darin sehe ich doch, 
wenn die Bevölkerung selbst nicht will oder 
wenn die Mehrheit der Bevölkerung nicht 
mitgehen will, eine gewisse Gefahr, die uns, 
glaube ich, schon a'us unseren demokratischen 
Grundsätzen heraus nur Vorsicht mahnen 
sollte. 

Ein Problem, das damit zusammenhängt, 
meine Damen und Herren, ist die Raumpla- 
nung. Ich bedaure es immer wieder, daß das 
Gesetz, welches vor zwei Jahren ausgear- 
beitet wurde und das ich eigentlich mit dem 
damaligen Lanideshauptmannstellvcrtreter 
Müllner zieimlich genau abgesprochen habe, 
noch immer nicht verwirklicht wurde, Weil 
man scheinbar gegen das Wort ,,Planung", 
gegen den Begriff der Planung, ein gewisses 
Vorurteil hat. Herr Abg. Stangler hat in 
seiner gestrigen Budgetrede erklärt, Planung, 
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das sei nicht !der Weisheit letzter Schluß, die 
Volksdemokratien planen, aber es komme da- 
bei nichts heraus, überlassen wir alles mrhr  
der Entwicklung der Initiative. Ich möchte 
dazu grundsätzlich sagen, daß Planung mit 
Dirigismus vom grünen Tische nicht ver- 
wechselt werden darl. Dirigismus ist ein 
Machtmittel [der Diktatur. Planung ist vor- 
ausschauende Vorsorge für die Enwicklung 
eines Gemeinwesens. Das, scheint mir, ist der 
grundlegende Unterschied, und wenn wir uns 
das als Richtlinie, auch für  zu planende Maß- 
nahmen, 713i- Augen halten, dann, Hohes Haus, 
bin ich der Meinung, daß es gar nicht schaden 
könnte, v . c m  ~ i r  ums mit dkm Raumpla- 
nungsgesetz wieder eingehender beschäftigen. 

Nun, meine Dsnien und Herren, erlauben 
Sie mir noch, ein paar politische Fragen zu 
berühren, (denn Landespolitik ist zwar in der 
Praxis ein Mosaik von Verwaltung, von Ge- 
setzgebung auf verschiedensten Teilen einer 
Wirtschaft, aber Landespolitili ist doch eine 
Frage der einheitlichen Auffassung, wie man 
an die Lösung der Probleme herangeht. Lan- 
despolitik ist, wie jede Politik, ein Problem 
der Demokratie und 'der demokratischen Zu- 
sammenarbeit. Meiner Meinung nach ist in 
jrder Demokratie das Verhältnis zwischen 
Mehrheit und Minderheit, wenn die Demo- 
kratie funktionieren soll, so zu gestalten, ldaß 
man berechtigte Wünsche und Forderungen 
der einen oder anderen Gruppe sachlich prüft 
und daß man sich bemüht, zu einer einheit- 
lichen Lösung zu gelangen. Ich kann nur  
immer wieder auf ciie lolzte Rede des großen 
Staatspräsidenten Dr. Renner verweisen, der 
14 Tage vor seinem Tode im Parlament gc- 
sagt hat, es möge keine Partei vergessen, daß 
sie nur  einen Teil des Volkes darstellt und 
daß sie kein Recht hat zu beanspruchen, das 
Ganze zu sein. Das gilt für  uns, das gilt 
meiner Meinung nach auch fü.r das Land Nie- 
derösterreich, auch für die Gemeinden, für 
alle demokratischen Gemeinwesen. Die 
Demokratie ist unteilbar, meine Damen und 
Herren, das sage ich immer wieder. Man 
kann nicht eine Frage demokratisch lösen und 
die andere nicht lösen wollen, cder mit aii- 
deren Methoden lösen wollen, denn, wenn 
man einmal den Weg der gesunden Demo- 
kratie verläßt, dann führt  er  in die Irre, und 
das kann niemals zugunsien des Volkes aus- 
schlaggeben13 srin. 

Das, meine Damen und Herren, war auch 
der Grund - gestatten Sie, 'daß ich doch ein 
paar Worte darüber sage -, warum ich zwei- 
mal den Versuch unternommen habe, zu 
einem Arbeitsübereinkommen in Nieder- 
österreich zu gelangen. Das heifil, der Herr 

Landeshauptmann hat den Standpunkt ver- 
treten, daß die Verfassung ja alles regle, daß 
eine Verfassung bei uns in Niederösterreich 
den Proporz vorschrcibe, daß genau feststehe, 
wie eine Regierung zusammengesetzt sei, unld 
daß wir 'deshalb ein solches Übereinkommen 
nicht brauchen würden. Sehen Sie, meine 
Damen und Herren, ich bin genügend Staats- 
rcchtler, um zu wissen, daß die Verfassung 
in formelier Hinsicht die Dinge einwandfrei 
regelt.. Die Verfassung regelt aber nicht die 
niaterielle Art, in der die Fragen gelöst wer- 
den. Und 'darauf wäre es uns angekommen. 
Es geht in Niederösterreich nicht darum, aus- 
zukandeln, ob wir nach dem Proporz soundso 
vielc Leute in die Ausschüsse bekommen. 
Das ist alles durch die VerIassung geregelt. 
Es kommt darauf an, ob es uns gelingt, ein 
einheitliches Arbeitsprograrnm zu erstellen, 
hinter dem dann der ganze Landtag steht und 
dic 13.-irchschlagskraft erzielt wird, wo immer 
wir auftreten, sei es dem Bund gegenüber 
old.er sei es in an'derer Hinsicht. Durchschlags- 
!riäflig zu sein, d r s  mäie unser Anliegen ge- 
wesen. Ich verstehe, daß man jetzt ein halbes 
Jahr  vor Beendigung der Tätigkeit in diesem 
Hohen Hause nicht mehr dazukommen wird, 
ich wollte aber noch einmal klarstellen, wor- 
um es uns gegangen ist, weil ich der Über- 
zeugung bin, daß eine solche Klarstellung 
vielleichl in der einen oder anderen Frage 
doch diese vernünftige und gute Zusammen- 
arbcit herhc,iführen könnte. 

Meine Damen und Herren, es ist bis jetzt 
mit viel Leidenschaft - und das  habe ich er- 
wartet -- über Personalfragen gesprochen 
worden, mit viel Leidenschaft über den Streik 
am 9. Oktober. Ich will mich mit den Details 
nicht auseinandersetzen. Ich möchte nur  eines 
sagen, ich bin davon überzeugt, daß es im 
Land? Niederösterreich eine Beamtenschaft 
gibt. die froh und glücklich wäre, wenn sie 
nur Beamte s e h  müßten. Das was man ein- 
i x i 1  (Bei fal l  bei d e n  Sozialisten) als das große 
Gut des österreichischen Berufsbeamtentums 
hingestellt hat,  das war fundiert in der Ge- 
sinnungsfreiheit der Beamten, in der sie ihre 
Tätigkeit ausüben sol'ten, uni3 da, meine Da- 
men und Herren, sollten wir uns fragen, ob 
n-ir diesen Zust'and noch haben, und wenn 
wir ihn nicht haben, und ich fürchte, die Be- 
antwortung würde nicht sehr positiv sein auf 
diese Frage, dann sollen wir einen Weg im 
Interesse des Landes suchen, der dem guten, 
alten, verläßlichen Berufsbeamten wieder die 
Möglichkeit gibt, seine Tätigkeit frei und ob- 
jrxktiv zu entfalten. Dann, glaube ich, wäre 
;iuch die ganze Debatte über die verschiede- 
nen Bezirkshauptmannschaften nicht immer 
wieder auf {der Tagesordnung. Das ist meine 
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ganz freie und offene Meinung, die ich hier 
dem Hohen Hause sage, und ich glaube, man 
wird mich verstehen. 

Der Herr Abg. Stangler hat gestern davor 
gewarnt, einen vorzeitigen Wahlkampf zu be- 
ginnen. Ich befinde mich hier mit ihm absolut 
auf einer Ebene. Ich verspreche mir gar nichts 
davon, wenn man neun Monate Wahlkampf 
fuhrt; das ist sinnlos. Die Parolen verpuffen 
und sind an dem Tage, an dem sie wirken 
sollen, derartig abgedroschen - hüben und 
druben -, daß sie die Bevölkerung nicht an- 
sprechen. Man idarf aber nicht verwechseln, 
meine Damen und Herren, daß die Aufstel- 
lung von notwendigen und berechtigten For- 
derungen noch kein Wahlkampf ist. Man soll 
nicht alles, was eine Minderheitspartei zur 
Sprache bringt, geltend macht und zu errei- 
chen versucht, schon als eine Art 'des Wahl- 
kampfes hinstellen. Das ist doch die Demo- 
kratie, daß wir unsere Meinung sagen und 
daß man drüben die Meinung sagt und daß 
wir dann versuchen sollten zusammenzukom- 
men. Lassen wir uns also nicht von einer 
Wahlkampfpsychose treiben - wir nicht und 
die anderen nicht -, denn auch hier ist die 
Demokratie unteilbar. Ich bin immer wieder 
der Meinung - das halte ich für vernünf- 
tig -, wenn es im Bund gelingt, die Zusam- 
menarbeit der konstruktiven Kräfte dieses 
Staates zu erhalten, daß dann die Länder 
denselben vernünftigen realpolitischen Weg 
gehen sollen und gehen müssen, denn nur so 
wind uns die Bevölkerung verstehen. Das ge- 
genseitige Spiegelfechten, die gegenseitige 
Herabsetzung ist keine demokratische Erzie- 
hung; sie führt nur dazu, da8 man wieder zu 
singen beginnt: ,,Ein politisch Lied, ein gar- 
stig Lied", und nichts ist gefährlicher für die 
Demokratie als die Furcht vor der Politik. Ich 
habe der Jugend (bei allen Jungbürgerfeiern, 
die ich gehalten habe, gesagt, daß Politik eine 
Notwendigkeit ist für 'den Staat, für die Wirt- 
schaft, für Iden Fortschritt, für die kulturelle 
Entwicklung, idaß Politik und das Mitarbeiten 
in (der Politik - in welcher Gemeinschaft 
man immer steht - nichts anderes ist als ein 
Solidaritätsgefühl für den Nächsten, ein Ver- 
antwortlichkeitsgefühl für die Zukunft. Hal- 
ten wir doch diese Politik, die wir zu ver- 
treten haben, hoch uad halten wir auf unsere 
Ehre alis Politiker so viel, daß wir nicht selbst 
das Ansehen untengraben, das wir brauchen, 
wenn wir beim Volk die nötige Autorität 
haben sollen. Ich denke bei Autorität nicht 
an autoritär, ich denke daran, daß der ver- 
antwortungsvolle Politiker manchmal auch 
unpopuläre Dinge vertreten muß, unid das 
ksnn er nur, wenn er Ansehen hat, wenn er 
gcachtet wird und wenn man sich nicht ge- 

gmseitig vollkommen unnütz herabsetzt. 
Auch das, glaube ich, könnte ein Beitrag zu 
elner guten und besseren Entwicklung in un- 
strem Lande sein. 

Meine Damen und Herren, der Herr Abg. 
Siangler hat - da gebe ich ihm recht - er- 
klärt, wir sollen unseren Blick in die Zukunft 
r!chten. Die Jugend interessiert sich nicht für 
das Vergangene. Wir sollen alles, was hinter 
uns liegt, sein lassen und einen neuen Weg 
suchen. Ich mochte dazu nur eines sagen: Ich 
glaube, jeder Weg in die Zukunft, der sinn- 
voll und gut sein soll, soll begründet sein auf 
den Lehren der Geschichte unid den Erfah- 
rungen der Vergangenheit. Nur wenn man 
den Mut hat, aus der Vergangenheit heraus- 
leuchtend und in die Zukunft hineinleuchtend 
zii schauen, wird man den richtigen Weg fin- 
den. Gerade die Österreichische Volkspartei, 
meine Damen und Herrin, tritt ja so oft und 
bewußt für den Begriff der Tradition ein. Ich 
habe volles Verständnis dafür, nur bin ich 
der Meinung, daß die Tradition nicht bei Kai- 
ser Franz Joseph aufhört. Ich bin der Mei- 
nung, daß man unsere Jugend nicht in Haß- 
gesängen sagen soll, (wie bös einmal die einen 
und einmal die anderen waren. Aber man soll 
ihi sagen, wie in den großen geistigen Strö- 
mungen, (die (die erste Hälfte unseres Jahr- 
hunderts erfüllt haben, die Welt neu geformt 
wurde, wie eine neue Generation heran- 
gewachsen ist, wie aus dem Arbeiter von 
einst, aus dem verhaßten Proletarier, ein be- 
wußter, gleichberechtigter, zukunftsgläubiger, 
staatsbejahender Bürger geworden ist. Zur 
Tradition, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, gehört aliso nicht nur das Symbol 
eines alten Regimes, zur Tradition gehört 
auch, daß man frei und offen die Namen Vik- 
tor Adler, Seipel uqd Otto Bauer ausspricht, 
der großen Gestalter der ersten Republik, 
Renner und Körner - ich stehe auch nicht an, 
den Namen Kunschak zu nennen -, dann hat 
meiner Meiinung nach der Rückblick in die 
Vergangenheit Sinn ucd Wert, denn dann 
wird er in der Lage sein, der Jugend etwas 
zu geben, dann weriden wir aus der Vergan- 
genheit lernen, und dann werden wir, wenn 
wir erkennen, daß aus dem Widerstreit der 
Meinungen eine neue Welt geboren wird, 
auch die gegenseitige Achtung und Toleranz 
aufbringen, die im politischen Leben notw-en- 
dig ist und die man nicht außer acht lassen 
soll. 

Meine Damen und Herren, wir stehen vor 
Weihnachten, und es ist ein alter Brauch, in 
idiesen Tagen 'das Wieihnachtsevangelium zu 
studieren: Friede den Menschen auf Erden, 
die eines guten Willens sind. Es gibt auch in 
der Politik, meine Damen und Herren, den 



Frieden nur  dann, wenn der gute Wille zum 
Frieden vorhanden ist. Und mein Wunsch zu 
Weihnachten an das Hohe Haus ist: Friede 
allen, die guten Willens sind, Friede mit die- 
scm guten Willen auch in Niederösterreich. 
(Beifall bei d e r  SPÖ.) 

PRÄXIDENT TESAR: Zum Wort gelangt 
Herr Landeshauptmann Dip1.-Ing. Figl. 

LANDESHAUPTMANN DDDr. h. c. D1PL.- 
ING. FIGL: Hohes Haus, meine sehr geehrten 
Damen un,d Herren! Sie brauchen keine Sorge 
zi:. haben, daß ich jetzt auch eine große Rede 
halte. Ich fühle mich aber gezwungen, auf 
so konkrete Vorwürfe, die gegen mich erho- 
ben worden sind, zu antworten. 

Herr Abg. Cziidlik, ich habe den Sekretär 
des verstorbenen Landeshauptmannes Stein- 
beck nicht hinausgeworfen. Herrn Sekretär 
Oberregierungsrat bzw. Hofrat Dr. Zeger 
wurde mit Dekret vom 4. I. 1962, als Landes- 
hauptmann Steinböck also noch lebte, wegen 
Dlenstesveränderung seitens der Landesamts- 
d-irektion mitgeteilt: ,,Da Sie sich weiterhin 
Ihrem Aufgabenkreis im Landesamt VIi5 und 
der Einschulung eines neuen Sekretärs beim 
Eer rn  Landeshauptmann wi'dmen werden, 
rwhme ich Ihr  Scheiden mit größtem Bedau- 
ern zur Kenntnis." Also zu Lebzeiten Stein- 
böcks ist Dr. Zeger als Sekretär ausgeschie- 
den, er ist nicht von mir hinausgeworfen 
worden. 

Frau Abg. Körner hat drei besondere 
Staatsbürgerschaftsfälle aufgezeigt. Ich stelle 
dazu fest: Ed,uar8d Grapatin, Schr'ems, konnte 
mch  nicht aufgetragen werden, weil idie Er- 
hc,bungen aus der Bundesrepublik Deutsch- 
land noch nicht eingelangt sind. Am 3. März 
wurde an die Botschaft geschrieben, am 
20. November wurde urgiert. Diese Erhebun- 
gen sintd notwendig, weil sie das Innenmini- 
sterium vorgeschrieben hat. Der Fall Kotrba, 
Gmünd, ist bereits aufgetragen. Er ist bereits 
verstän'digt, wenn e r  seine Gebühr beim Fi- 
nanzamt für  Ge,bühren erlegt hat,  wird er die 
Sta'atsbürgerschaft bekommen; er  hat den 
Schein bereit,s in der Hand. Bei Braititsch 
sind noch einige Unklarheiten beizulegen, er 
hat aber nicht vor 14 Jahren, sondern erst 
ini Jahre  1959 angesucht. Im übrigen idarf ich 
nochmals wiederholen: Vom 13. 11. 1962 bis 
Oktober 1963 wurde an 611 Personen die 
österreichische Staatsbürgerschaft verliehen, 
52 liegen noch - vielleicht sind es jetzt nur  
mehr 51, da ich gesterii nachmittag eine Er- 
ledigung vom Innenministerium h,erüberbe- 
kommen habe - unerledigt im Innenministe- 
rium. So liegen also die Dinge! 

Sie haben von Amtsmißbrauch gesprochen, 
Frau Abeor'dnete. Es ist kein Amtsmißbrauch, 

n e n n  Erhebungen gepflogen werden. Und 
wenn sich lokale Parteiinstanzen für  solche 
Acsuchen interessieren, so ist das niemand 
vrrwehrt,  denn auch Sie interesssieren sich für  
selche Fälle. Sehen Sie, verehrte Damen und 
Herren, darum sage ich nochmals: Gehen wir 
mit diesen Dingen nicht zu sehr in die Öffcnt- 
lichkeit, es schadet dem Ansehen 'der Demo- 
kratie. Denn, ich könnte I,h#nen als Beispiel 
aiich anführen, daß man Wohnungsbesuche 
macht und sagt: „Wenn S i e . .  .", der Mann 
aber sagt nein. M;n hat dann doch Sorge 
gchabt, weil der Betreffende offen erklärt 
hat: Wenn Sie den Akt nicht herausgeben, 
 eil ich nicht zur SPÖ gehe, bringe ich den 
Fall morgen in 'die Öffentlichkeit. Er hat 
dann doch die Staatsbürgerschaft bekommen. 
i a ,  verehrte Freunde, solche Fälle könnte ich 
Ihnen mit Namen aufzählen; von der Gc- 
mtin'de Wien will ich gar nicht reden. Das 
sind (die Tatsachen, und w,eil sie so konkret an 
mich herangetragen wurden, beantworte ich 
s i r d  auch. Über die anderen Dinge will ich 
nicht sprechen. Landeshauptmannstellvertre- 
ter Dr. Tschadek hat von Gesinnungsfreiheit 
gcsprochen. Die Gesinnungsfreiheit ist ge- 
wahrt und Sie werden mir und auch meinen 
Beamten niemals vorwerfen können, daß je- 
n?and gezwungen ist, eine an'dere Gesinnung 
auszuüben. Jeder soll nach seiner Gesinnung 
Icben, aber zuerst muß er  seinen Dienst or'd- 
nungsgernäß und dem Gesetze getreu erfül- 
Ivn. Wenn wir so weiterarbeiten, dann bin 
ich übrrzeugt, daß wir Gutes leisten werden. 
[ ~ c i j ' t ~ l !  bei d e r  OVP.) 

PRASIDENT TESAR: Ich 'unterbreche idie 
Sitzung bis 14 Uhr. 

(Uiiteibrechuiig um 12 Uhr 44 Minuten.) 
( W i e d e r a u f n a h m e  der Si tzung um 14 U h r  

01 Mznzite.) 
PRÄ'SIDENT TESAR: Wir setzen 'die Ver- 

handlungen zum Voranschlag {des Landes Nime- 
derösterreich zur Gruppe 0 fort. Ich erteile 
dem Herrn Abg. Wiesmayr das Wort. 

ABG. WIESMAYR: Koher Landtag! Der 
Herr Landeshauptmann hat ider Fr'au Abg. 
Körner in Sachen Staatsbürgerschaftsangele- 
genheiten geantwortet. Es tut  mir  lei'd, daß 
er jetzt nicht hier ist. Ich möchte ihm folgen- 
des mitteilen: Wir wären sicherlich auch der 
Meinung, daß es nicht tu8nlich ist, mit 'diesen 
Dingen in die Öffentlichkeit zu gehen, wenn 
wir die Sicherheit hätten, daß die im Referat 
vorliegenden Ansuchen tatsächlich in der Rei- 
henfolge ihrer Einbringung und gemäß dem 
Ergebnis der Erhmebungcn erl'edigt würden. 
Die Frau Abg. Körner war erst vor #drei oder 
vier Wochen im zuständigen Refer'at, wo sie 
dezidiert die Auskunft erhielt, daß alle drei 
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von ihr vorgebrachten Ansuchen fertig ab- 
geschlassen seien und nur noch der Unter- 
schrift bedürften. Der Herr Landeshaupt- 
mann hat außerdem eine Behauptung der 
Frau Abg. Körner mißversstaaden. Sie hat 
nicht gesagt, daß sich die ÖVP um solche An- 
liegen nicht kümmern durfe, sondern sie hat 
die Frage aufgeworfen, wieso der Name eines 
Manneis, der sich um die Staatsbürgerschaft 
beworben hat unid der nie zur OVP gegangen 
ist unid auch nicht Mitgliad der ÖVP ist, Un 
das Sekretariat der VolkiFpartei kommt. Der 
hame muß abso der Volkspartei von irgend 
jrmandem aus dem Referat oider der Lan- 
desregierung bekanntgegeben worden sein. 
Das müßte der Herr Landeshauptmann noch 
aufklären. ( A b g .  M a u r e r :  D a s  ist e i n e  V e r -  
m u t u n g ! )  Das ist keine Vermutung, denn die 
Beweise liegen auf ider Eand. Deutlicher als 
ich es gesagt habe, kann man es gar nicht 
mehr sagen. Die sogenannte Vermutung ist 
su gut untermauert, daß es gar keine andere 
M6glichkeit gilbt. Ich glaube, der Herr Lan- 
deshauptmann rnüßte da noch aufklärend 
wirken. 

Der Herr Abg. Laferl hat in seiner wie 
immer betont lässigen Art und Weise unter 
anderem auch an die von Herrn Abg. Czidlik 
aufgeworfene Fr'age, betreffend die StraRe, 
den Kanal und (die Wasserleitung in Pur- 
kensdorf, geantwortet. Ich muß sagen, Herr 
Abg. Laferl, du hast damit der Landesbau- 
djrektion keinen großen Dienst 'erwiesen. Du 
hast behauptet, idaß der Herr Baudirektor 
direkt an die Gemeinde Wien herangetreten 
sei und diese aufgefordert habe, die Rohr- 
leitung neu herzustellen oder sie vorher aus- 
zuwechseln, weil e r  gewußt habe, daß der 
Zustand der Rohre sehr schlecht sei. Wie er- 
klärst du dir aber, daß nach Feststellung der 
Schäden ein Kanal gelegt wurde? Wenn man 
also gewußt hat, daß es sich um keine Quelle 
handeln kann, sondern der Wasseraustritt auf 
einen Rohrbruch zurückzuführen ist, dann 
trifft man letztlich nicht die Anordnung, einen 
Kanal einzulegen. Hier scheinen die Dinge 
nicht so klar auf der Hand zu liegen, und 
man hätte sich rechtzeitig damit befassen und 
dafür Sorge tragen müssen, daß größere Ver- 
kehrsstauungen vermieden werden. 

Der Herr Abg. Dip1.-Ing. Robl hat im Laufe 
seiner heutigen Budgetrede einen Antrag ein- 
gebracht, der sich damit ibefaßt, einige An- 
gelegenheiten, die noch immer in [der Kom- 
petenz des Bundes liegen, aus Gründen der 
Venwaltungsvereinfachung Iden Ländern zu 
übertragen. Herr Abg. Robl, wir sind auch 
für den Föderalismus, wes iSie glauben kön- 
nen. Wir sind aber als Sozialisten gegen den 
Föderalismus (der Österreichischen Volkspar- 

tei, den wir in Niederösterreich ohnehin über- 
all erleben. Wenn Sie wollen, führe ich Ihnen 
gerne Beispiele an, die beweisen, ldaß man 
nur dann zum Zuge kommt, wenn ein OVP- 
Abgeordneter interveniert. ( A b g .  Dipl.-Ing. 
Robl: Schulbau!) 'Sie wissen genausogut wie 
ich, daß der gesamte Schulbaufondis, für den 
der zuständige Landesrat wohl idie Mittel im 
Landesamt verwaltet, 40 zu 60 geteilt ist und 
sich die ÖVP-Gemeinden ohnehin an ihre Re- 
gierungsmitglieider wenden, uim zuun Zuge zu 
kommen. 

Aber auf einem anderen Gebiet, das Sie 
sicherlich interessieren wird, weil es sich um 
das Landesamt VIll2 handelt, könnte ich 
Ihnen Fälle anführen, wo um erklärt wurde, 
;?aß für Stromanschlüisse keine Mittel mehr 
vorhanden seien. Ich stehe nicht an, dezidiert 
festzustellen, idaß ich im Laufe dieses Jahres 
bezüglich der Bereitstellung von Mitteln für 
die Elektrifizierung von Lichtgenossenschaften 
im zuständigen Referat vorgesprochen habe, 
wo mir ldie Aulskunft erteilt wurde, daß für 
das heurige Jahr keine Mittel mehr vorhan- 
Iden seien, (denn sie wären bexeits zur Gänze 
erschöpft. Erst als sich ein ÖVP-Abgeordneter 
dieser Angelegenheit angenommen hat, schie- 
nen plötzlich Mittel vorhanden gewesen zu 
sein. Gegen diese Art von Föderalismus sind 
wir auf alle Fälle. Wir werden daher Ihrem 
Antrag keine Zustimmung geben. 

Ich habe mich aber heute aus einem ande- 
ren Gmnd zum Wort igemelidet. Wie ich schon 
einmal erklärt habe, treten wfir immer für 
Offenheit ein. Der Herr Präsident Wondrak 
hat in seiner gestrigen Generalrede zum Bud- 
get festgestellt, daß wir uns in Niederöster- 
reich in einer parlamentarischen Demokratie 
befinden. Der Herr Abg. Stangler hat das be- 
stätigt und noch hinzugefügt, daß das Budget 
des Landes Niederösterreich für das Jahr 1964 
nicht nur den 56 gewählten Volksvertretern 
dieses Hauses bekannt sein soll, sondern alle 
Landesbürger interessieren sollte. Die Abge- 
ordneten müßten dafür sorgen, daß die 
Budgetansätze ,der nieiderösterreichischen Be- 
völkerung bekanntgemacht werden. So recht, 
so gut. Solange man sich an die Buchstaben 
der Verfassung hält, bin ich vollkommen 
Ihrer Meinung. Ich erhebe für das, was ich 
sage, kein Urheberrecht. Der jetzige Finanz- 
referent hat wiederholt davon gesprochen, 
vor allem dann, wenn ihm anläßlich einer 
Kontrolle verschiedene Dinge nicht gepaßt 
haben. Richtig in Rage gekommen, hat e r  er- 
klärt: ,,Alle Maßnahmen, die auf Grund eines 
Gesetzes irn Lanlde Niederesterreich tdurchge- 
führt werden müssen, haben schließlich die 
Abgeordneten ldes Landes zu verantworten." 
Diese Worte hat er immer an ldie Adresse 
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der Beamten gerichtet, und zwar dann, wenn 
Dinge aufgedeckt wurden, 'die unsere Kritik 
herausgefordert haben. Ich bin vollkommen 
seiner Meinung. Alle Entscheidungen, 'die im 
Lande Niederösterreich getroffen werden, hz- 
ben ldie gewählten Akngeordnet'en zu verant- 
worten. 

Es wird jedes Jahr beredt Klage :darü,ber 
geführt, das möchte ich im Zusammenhang 
mit 'dem vorl,itegenden Budget fesbst'ellen, daß 
dem Hohen Hause ,der Vora,n'schlag reich- 
lich spät vorgelegt wird. Die Zeit zwischen 
den Beratungen im Finanzauslschluß und hier 
im Hause ist so knapp, daß es den Abgeor'd- 
neten kaum möglich ist, d'as umfangreiche 
Konvolut tdjurchzulesen, geschweige ' denn, 
ri-chti'g zu studieren. Wenn idie frei gewähl- 
ten Abgeordneten dieses Hauses 'den Voran- 
schlag, den sie heute und in 'der nächsten Zeit 
beschließen ,sollen, vor der  Bevölkerung zu 
verantworten haben, 'dann, glaube ich, wäre 
es wirklich notwendig, sich mit den Vor- 
schlagen, die wir #schon 'im Finanzausschuß 
gebracht haben, ern,stlich zu beschäftigen. Der 
Herr Abg. Dr. Litschauer hat anlä0lich der 
Behandlun,g 'des Voranschlages 1964 im Fi- 
nanzausschuß den Antrag gestellt, man möge 
dem Hohen Hause den Voranschlag jeweils 
so rechtzeitig vorlegen, daß (die Abgeoridneten 
auch Zeit und Gelegenhbeit haben, die Vorlage 
gründlichst ziu studieren, um (dazu ihre Mei- 
nung abgeben ,zu können. Nun 'steht fest, daß 
es venschieidene Lantdtage gibt, ldie auf Grund 
der Verfasisung gewisser,maßen gezwungen 
s h d  oder wo der Finanzreferent auf Grund 
der Verfassung gezwungen ist, rechtzeitig den 
Voranschlag für mdais nächstfolgende Jahr ein- 
zubringen. In Niederösterreich könnte man 
das gleiche tun. Ich erlaube mir daher fol- 
genden Resolutionsantrag einzubringen (Ziest): 

Der Hohe Landtag wol!e [beschl' ,ie ß en: 
,,Die Landesregierung wird b'eauftragt, dem 

Landtag jewe,ils bis 15. November 'des lauSen- 
den Finanzjahre,s Iden Voranschlag für d'as 
folgende Finanzj'ahr vorzulegen. 

Um 'dieser Entschließung des Landtage,s die 
nötige verf assungsrechtlich'e Grundlage zu ge- 
bcn, wird die Landesregieru,ng beauftragt, 
eine ,entsprechenide Regierungsvorlage, be- 
treffend die Abänderung des Art. 23 des Lan- 
desverfassungsgesetzes, in ,der F'assung von 
1930, vorzubereiten und dem Landtag zur Be- 
ratung ,und B'eschlußsassung vorzulegen." 

Bei den Verhandlungen 'des Finanzaus- 
schumes, das Buldget betreffend, haben wir 
heuer, so  wie alljährlich, wieder unsere Mei- 
nung vorgebracht, Iman möge von der Praxis 
abgehSen, das Buidget in dre#i Teile zu teileSn, 
so wie man es in Miederästerreich schon ,seit 
langer Zeit eingeführt hat, nämlich in ein 

ordentliches, ein außerordentliches und ein 
Eventualbudget. Dias Eventualbu,dget ist in 
Niederosberreich ,so zustande gekommen, daß 
auf der Bundesebene vor langer Zeit ein 
Eventualvoranschlag zur Beratung und Be- 
schlußfaslsung kam. Seit 'die,sem Zeitpunkt 
herrscht auch bei un's diese Übung. Wir sind 
nun ider Meinung, man brauche ldies nicht zu 
tun, 'denn wenn man 'den Rechnungsabschluß 
des Jahres an,sieht, taucht ,das Eventual- 
budget nicht me,hr auf, sondern die Ziffern 
Lind Ansätze des Eventualbud'gets sind im 
außerordientlich,en Voranschlag verarbeitet. 
D.ie Herren der Ö,sterreichi,schen Volkspartei 
haben 8di.eser un'serer IMeinung entgegengehal- 
ten, daß das außerordentliche Buldget sowieso 
schon ehestens freigegeben wind unld idaß 
auch das Eventualbudget, zuminidest im ver- 
gangenen Jahr, schon im Juni freigegeben 
wonden ist. Sicherlich, das ist ,der Fall. Es 
müßte ab.er nicht so )bleiben, darauf möchte 
ich hinweisen, untd im übrigen wäre nichts 
einzuw'enden, wenn idie ,bei,den Buldgets zu- 
sammengezogen würmden un,d wenn ein Teil 
des außeror,dentlichen Buld'gets, in der Rei- 
henfolge wie 'es jetzt (der Fall i'st, freigegeben 
wünde. 

Ich erlaube mir daher aus dem Grunde, 
weil wir der Meinung sind, daß da,s in Zu- 
kunft so geschehen möge, folgenden Resolu- 
tionsantrag einzubringen (Ziest): 

Der Hohe Lan\dtag wolle beschließen: 
„Der Landtag i,st 'der Auffassung, ldaß in 

Hinkunft die außerordentlichen Ausgaben 
un'd Einnahmen nur in e i n e m besondmeren 
Te!il d'es Voranschliages darzustellen sinld. 

Er lehnt idie in Iden letzten Jahren gepflo- 
gene Praxis einer Darstellung #der außeror- 
dentlichen Ausgalben u n i  Einnahmen in zwei 
besonderen Teilen leb. A11f ällige Abänderun- 
gen von Knediten und di'e Aufnahme zusätz- 
lich'er Kredite in den außerordentlichen Vor- 
anschlag sollen imm Wog: der Beratungen im 
Finanzausschuß in 'dem von der Lan'desregie- 
rung vorgelegten Entwurf eines außerordent- 
lichen Vonanschlages ihre Berücksichtigung 
finden." 

Der letzte Absatz (deshalb, we.il bei den 
Verhandlungen ism Finanzausschmuß !die Spra- 
che d'arauf kam, daß dann, wenn unserem 
Wollen Rechnung getnagen würde, 'den Abge- 
ordneten ,das Hause,s nicht mehr !die Möglich- 
keit zuteil wünde, zu dem Vor,anschlag ge- 
wisse Abänderungen zu bringen. Ich habe 
keinen Grund und keine Ursache zu glauben, 
daß man unserem Vorschlag oder unsere'm 
R.esolutionsantra,g nicht zumstimmen könnte, 
weil euch 'das außerondentliche Vorhaben 
schließlich und endlich einer Beh'an,dlung im 
Finanaausschuß zuigeführt wind und weil die 
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Abgeordneten auch dann die Moglichkeit hät- 
ten, [dazu Stellung zu nehmen, und ge- 
wünschte Abänderungen ohne weiteres Auf- 
nahme finfden könnten. Wenn man den Vor- 
anschlag ansieht, macht man alljährlich die 
Feststellung, daß im außerordentlichen Vor- 
anschlag verschiedene Ansatzposten aufge- 
nommen sind, seit Jahr und Tag aufgenom- 
men gind, die nach unserem Dafürhalten, weil 
sie ununterbrochen uni3 immer wieider auf- 
scheiinen, im ondentlichm Budget aufgenom- 
men sein müßten. Unser? Meinung entspricht 
auch ider Auffassung des Rechnungshofes und 
im übrigen auch den Richtlinien, die zur 
Bwdtgeterstellung im Lande Nieiderösterreich 
Gültigkeit haben. 

Um eine Budgetklaaheit zu erreichen, er- 
laube ich mir, in dieser Hinsicht folgenden 
Resolutionsantrag einzubringen (Ziest): 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 
,,Die Landesregierung wind aufgefordert, in 

Hinkunft in Entsprechung des Erlasses des 
Bundesrninisteriums für Finanzen, Z1. 51.400- 
20/49 (Richtlinien für die Erstellung der Vor- 
anschläge und Rechnungsabschlüsse ,der Län- 
der, Gemeindevenbände und Gemeinden), ints- 
besondere im Hinblick auf Punkt IV, Z. 2 
dieses Erlasses, im außerordentlichen Vor- 
anschlag nur Ausgabenkredite aufzunehmen, 
die ganz oder teilweise durch außerordent- 
liche Einnahmen gedeckt werden soillen. Aus- 
gaben für  [denselben Verwendungszweck und 
ihrem Entstehungsgrunid nach gleichartige 
Einnahmen sind ,daher unter einem Aus- 
gaben- bzw. Einnahmenansatz zusammenzu- 
fassen." 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich habe eingangs meiner Reide schon gesagt, 
daß hüben und driiben die Meinung besteht, 
daß alle die Dinge, die hier im Hohen Land- 
tag beschlossen werden und die letztlich ihren 
Niedenschbag in der Landesverwaltung und 
darüber hinaus im Land Niederosterreich 
finden, von Abgeordneten ides Hohen Hauses 
zu vertreten sind. Wenn man sich jetzt die 
Vorlagen ansieht, die uns in der letzten Zeit 
auf den Tisch geflattert sind, dann kommt 
man zu der Feststellung, daß es nicht moglich 
ist, <daß die einzelnen Abgeordneten die Vor- 
lagen richtig studieren konnen, um sie zu be- 
hanideln, um ihnen (die Zustimmung geben 
zu können. 

Zur Durchführung seiner Arbeit hat der 
Lanidtiag verschiedene Geschäftsauisschusse. 
Wie funktioniert die Arbeit in [diesen Ge- 
schäftsausschüssen? Ich greife dabei (den Bau- 
ausschuß heraus. Sie wissen, daß in Nieder- 
Österreich sehr viele Bauten durchgefuhrt 
wenden und daß die niederasterreichische Be- 
völkerung, weil bei diesen Bauten eine Menge 

von Unzukömmlichkeiten vorgekommen ist, 
diese heftigst kritisiert, und zwar mit Recht. 
Wir haben einen Bauausschuß. Der Baiuaus- 
schuß ist in Iden letzten Jahren, ich glaube, 
nicht einmal fünfmal zusammengetreten, 
trotz der vielen Bauvorhaben, die wir haben; 
und nicht nur wir, sondern auch Abgeordnete 
Ihrer Seite führen !die ganzen Jahre darüber 
Klage, daß man die Bauvorhiaben nicht dem 
Bauaumchuß zuführt, daß die Behanldlung im 
Bauausschuß nicht durchgeführt werden kann, 
da die verschiedenen Unterlagen fehlen, unid 
daß man somit die Dinge, die man venmeifden 
könnte funld die vermeidbar wären, nicht ab- 
stellen kann. Wir haben )in der letzten Zeit 
hier im Hohen Hause die Voplage des Finanz- 
kontriollalusschusses behandelt, betreffend die 
Bezirkshauptmannschaft Mödling. Dabei sind 
haarsträubende Dinge zutage getreten, die 
man sicher hätte vermeiden können. Im 
Finanzausschuß ist ein Geschaftsstück ge- 
legen, das sich mit der Errichtung einer 
Außenstelle der Bezirkshauptmannschaft 
Wien-Umgebung in Schwechat beschäftigte. 
Erst bei der Behandlung des Budgets ist an 
uns Abgeordnete die Aufforderung ergangen, 
wir sollten doch endlich einmal diese Vorlage 
behandeln und sie schließlich und endlich 
verabschieden. Die Aldresse an uns war falsch 
gewahlt. Ich kann mich erinnern, daß die 
Vorliage im Finanzausschuß an idie Landes- 
regierung zurückgewiesen wunde mit der 
Aufforderung, diese Vorlage mit Planparien 
zu versehen, mit Kostenvoranschlägen, damit 
die Vorlage dni Bauausschuß gründlichst be- 
handelt werden könne. Bis jetzt ist die Vor- 
lage (aber (dem Finanzausschuß nicht wieder 
vorgelegt worden. So ist es auch teilweise in 
den anderen Ausschüssen. Es hat aber auch 
hinsichtlich der Bezirkshauptmannschaft 
Mbdling und des Kontrollberichteis des 
Finanzkontaollausschusses Meiniungsvenschie- 
denheiten gegeben, daß auch in dliesen Aus- 
schüssen gewissermaßen nicht so gearbeitet 
wind, wie man das vorauissetzen müßte. Ich 
kann mich erinnern, daß ich es hier im Hohen 
Hause schon gesagt habe, tdaß der Herr Abg. 
Schlegl es war, der bei Behandlung ider Vor- 
lage im Finanzkontrollausschuß über Iden 
Bericht über die Bezirkshauptmannschaft 
MOdliing die Feststellung gemiacht hat, na, da 
müssen sich halt (die Herren Abgeordneten 
die Zeit nehmen, m die Vorlagen anständig 
im Finanzausischuß behandeln z u  können. Ich 
habe mir {damals erlaubt, zu erwidern, daß 
das ja bei der Paaxis, die wir in Niederöster- 
reich haben, nicht moglich sei und nlicht mög- 
lich )ist. Wir brauchen uns also keine Selbst- 
Vorwurfe zu machen. Ich glaube, es müßten 
voiiher, bevor Vorlagen dem Hohen Hause 
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zugeleikt werden, all die Dinge berück- 
sichtigt werden, mit denen sich die Landes- 
regierung schon beschäftigt hat, die aber auch 
hier von den verschiedenen Abgeordneten des 
Hohen Hauses immer unld immer wieder #an- 
läßlich der Budgetberatunlgen zur Sprache 
gebracht werden. Der Wille ,dier Abgeord- 
neten ist es, über alle Angelegenheiiten, (die in 
Niederölsterreich passieren, restlos informiert 
zu werden, damit sie tatsächlich euch (die Ver- 
antwortung für  all die Dinge tragen 
können. Und wne sieht das in Nietderöster- 
reich tatsächlich aus? Die Niederösterreichi- 
cche L'andelsregierung hat am 28. 1. 1958 einen 
Runderliaß besprochen und genehmigt. Mittels 
dieses RiuniderLasses wunde ein neues Landeis- 
amt, Bil, mit 7 venschiedenen A'bteilungen 
geschaffen. D~as hat den Zweck gehabt, um 
vor allen r)inlgen 'die Bautätigkeit irgendwie 
koondinieren z'u können. Der Sinn und der 
Zweck dieses Run(derlas1ses wäre also ejin 
guter gewe,sen, wenn ,damit tatsächlich ein 
Erfolg erzielt worden wäre. Im Piunkt 5 ,dieses 
Rumderlas'ses heißt es: Alle Pl'anungen 
mü,ssen Id'as End'stadium vn'd alle notwendigen 
Kostenberechnungen umfassen, e'he 'sie zur 
Budgetierung eingereicht werden. Dabei ist 
auf zweckentsprechende A'usführung, aber, 
soweit wie möglich, sparslamste Ausstattung 
Bedacht zu n'ehmen. Die Mitglieder des 
Finanzkontrollausschusses werden mir recht 
geben, wenn ich sage, da,s scheiint nicht immer 
der F,all gewesen zu sein. Wenn man 'die 
Möglichkeit hat, sämtliche Lanfdesbmauten, 'die 
jetzt errichtet werden sollen, alms Mitglieid des 
Finianzkontrollausschusses besichtigen und 
kontrollieren zu können, ldann kommt man zu 
der Überzeulgung, daß diesem Punkt des 
Runderlasses in keiner WeisNe Rechnung ge- 
tragen wind. Da müßte 'die Landesregierung 
darau'f einwirken, weil 'doch der Wille 'der 
Abgeondneten seit Jahren ,der is t , ,  d'aß so ge- 
arbeitet wird, daß sparsamst mit den Mitteln 
des Lanides umgegangen wind. Im Punkt 7 
diese,s Runderlasses heißt es weiter: Vor Bau- 
beginn ist die Gesemtfinanzieruag, allen€alk 
in Jahresetappen, unbe,dingt sicherzustellen. 
Damit schaut es auch sehr traurig aus. Da:s 
haben wir erst in der letzten Zeit wielder im 
Finanzausschuß und darüber hinaus im 
Finianzkontrollausischuß festge,stellt. Bisher 
hat die Praktik geherrscht, im Hohen Land- 
tag immer wieder 'mit verschiedensten Vor- 
lagen zu erscheinen. Man konnte aus ldiesen 
verschieldensten Vorhgen nicht immer er- 
sehen, was 'danaus tatsächlich werden solle. 
Bei dieser Gelegenheit möchte ich Iden Bau 
der Landesberufstschule in Lilienfeld an- 
führen. Alls wir seinerzeit unsere Zu,stim- 

mung gaben, fdaß in Lilienfeld #die Lande's- 
berufsschule um- bzw. ausgebaut werden 
solle, hat man uns von einem Kostenvoran- 
schlaig v'on ungefähr 800.000 S berichtet. In 
Wahrheit, wenn )der Bau fertig ist, wind er 
rund 30 Millionen Schilling kosten. Das i)st 
ein Zeichen dafür, daß weder Paanung noch 
Finanzierung so getroffen sind, wie 'dies in 
dem Runderlaß !der nie,derösterreichischen 
L'andesregierung 'seit lfange,m gefordert wirid. 
Der Funkt 8 'dieses Run,derlasses, der sprin- 
gende Punkt, spricht von der Sch,affung 'der 
Baubeiräte im Lanlde Nie'derösterreich. Und 
die8se Baubeiräte sind das, was am heftigsten 
kritisiert 'gehört. Wir haben das wiederholt 
festgestellt, und ich möchte Ihnen ein kleines 
Beispiel oder einen kleinen Auszug gelben, 
wie 'diese Baubeiräte - früher haben .sie sich 
als Bauausschüsse bezeichnet - funktio- 
nimeren: Auf unseren heftigsten Einspruch 
seitens 'des Finianzkontrollausschusses hat 
man sich dazu bequemt, nach dem Willen !der 
Landesregierung zu handeln und sich Bau- 
beirat zu nennen. In (diesen Baubeiräten wird 
mit #den Mitteln 'des Lande,s 'eiinfach - wie 
man im Volksmunjd sagt - Schhdluder ge- 
trieben. Die Dramen und Herren 'des Hohen 
Hause,s hätten dabei sein sollen, als 'sich [der 
Finanzkontrolllausschuß bemiihte, anläßlich 
der Kontrolle 'der Bezirksh,auptmannschaft 
MötdlJnmg un'd des Neubauses Licht in diese 
dunkle Affäre zu bringen. Meine Dalmen und 
Herren, ich kann Ihnen sagen - und es ist 
nicht übertrieben -, es. ist beschämend ge- 
wesen, in idelm A'usschuß zu sitzen, Auskunft 
zu verlangen v'on höchsten Landesbeamten 
und 'dabei den Ehdruck zu gewinnen, idaß wir 
einfach für dumm angesehen werden. Daß 
sich {die Herren auf 'die verschiedensten Be- 
schlüsse nicht mehr erinnern konnten, dlas 
konze'diere ich noch. Es haben nicht n,ur Bau- 
fachleute diesem B$aIulbeinat angehört, sondern 
es haben auch Juriisten diesem Bauibeirat an- 
gehört, weil es dabei um juristische Ange- 
legenlheiten gelgangen ist. Und von 'all diesen 
Dingen hat der Hohe L#an(dta#g nichts er- 
fahren, und als wir uns bemühten, 'wie ich 
schon gelsagt habe, Licht in !die Angelegen- 
heit zu tnagen, w8ar es außeror'dentlich 
schwer, ich möchte behaupten, dlaß es uns 
gar nicht gelungen ist, etwas zu erfahren. Das 
aber, was wir 'erfahren baben, war schon 
genug, unid ich möchte noch ein'mal sagen, es 
ist mir unvorstellblar lunld unb'egreiflich, daß 
hohe Beamte !des Landes Niederösterreich mit 
solchen Atuskünften ,aufw,arten müssen. Erst 
als w'ir idann die Baube.iratssitzungsprotokol1e 
verlasen, konnten wir die Herrschaften über- 
zeugen, idaß sie mit in dem Baubeirat ge- 
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sessen haben und diaß sie ebenfalls für die 
verschiedensten Ausgaben gestimmt hatten. 
Es war dies eine lange Sitzung, und trotz- 
dem habe ich Iden Eindruck gehabt, daß man 
auf Iden Kern der Sache nicht gekommen ist 
und daß man das notwendige Licht in diese 
Angel'egenheit nicht bringen konnte. Meine 
Damen und Herren, wir Sozialisten wollen, 
daß man im Landtag auch den Miut hat, die 
Dinge einmal offen auszusprechen. Aber auch, 
daß man endjlich einmal .Iden Mut hat, die 
Dinge beim richtigen Namen zu nennen und 
nötigenfalls diejenigen, die für solche Dinge 
verantwortlich sind, (auch zur Verlantwortung 
zieht. Ich glaube, eis wäre an der Zeit, daß 
man tiatsächlich einmal ein Exempel statuiert, 
daß man in der Angelegenheit tatsächlich ein- 
mal etwas macht, denn so können die Dinge 
nicht mehr fortgesetzt werden. Ich sage 
Ihnen, um was es tatsachlich geht. Einleitend 
habe ich schon gesagt, daß die Verantwortung 
für alle Dinge, die hier im Lande Nieder- 
Österreich geschehen, die Abgeordneten zu 
tragen haben und nicht die Beamten. Und ich 
bin daher der Meinung, daß die Abgeord- 
neten über die Vorgänge informiert sein 
müssen. Ich habe aber den Eindruck, daß das 
nicht immer so itst, sondern daß (da ein ge- 
wisser Machtkampf zwischen Gesetzgebung 
unid Verwaltung eimgetreten ist, und ich darf 
Ihnen sagen, (daß ich glaube, daß die Volks- 
vertretung dabei auf dem kürzeren Ast sitzt, 
denn schließlich und endlich hat (die hohe Be- 
amtenschaft recht, wenn sie sagi, sie sitzt ja 
auf dem längeren Ast, weil Politiker kommen 
uad gehen, &er die Beamten immer bleiben. 
So sind sie auch der Meinung, daß die Be- 
amten mehr wissen müssen als $die Volksver- 
tretung und mdaß man (daher den Abgeord- 
neten des Hohen Hauses gar nicht immer 
alles z u  sagen braucht. Ich bin aiber iclurchaus 
nicht dieser Meinung, und ich glaube, daß 
wir alle, die Mitiglieder von der Rechten wie 
auch die von der Linken, diese Meinung ver- 
treten müßten, um endlich einmial Klarheit 
in #diese Angelegenheit zu bringen und um 
endlich diese von mir besprochenen Dinge 
abzustellen. 

Ich möchte bei der Gelegenheit noch ein 
anderas Kapitel zur Sprache bringen. Der 
Hohe Landtag hat sich auch schon einmal 
damit beschäftigt, und es scheint mir not- 
wendig, (doch einmal 'darüber zu sprechen. Es 
sind ,dies die Dienstfahrzeuge, die wir im 
Lande NiederÖsterreich haben, und auch die 
beamteneigenen Flahrzeuge. Wir haben dar- 
über schon einige Male gesprochen, und wir 
sind zlu der uberzeugung gelangt, daß es not- 

wendig wäre, bei )der Einteilung $der Dienst- 
kraftfahnzeuge, die dem Lanlde zur Ver- 
fügung stehen, eine Koondinierung herbeizu- 
führen, so daß e6 nicht vorkommt, cdaß an 
einem Tlag zu der gleichen Baustelle von den 
verschiedenen Landesämtern, die auf Gmnid 
einer Kommissionierung oder sonst irgendwie 
verpflichtet sind hinauszufahren, ein Wagen 
angefondert wind. Ich glaube, e6 müßte mög- 
lich sein, tdaß man in idieser Beziehung 
koondinieren könnte und daß man dabei 
mit Steuermitteln, die (dem Land in anderer 
Hinsicht wieder abgehen, sparsamer umgeht. 

Eine sehr aiukchlußreiche Darstellung 
haben wir auch vor ainiiger Zeit hinsichtlich 
der beamteneigenen Fahrzeuge erhalten. Ich 
möchte dazu nichts sagen, weil die notwen- 
digen Unterlagen noch nicht beigebracht sind, 
aber !auch (da, glaube ich, täte langsam Ord- 
nung not. Das, was wir bisher zu Gehör be- 
kommen haben, ist nicht diazu angetan, daß 
man ZIU allem ohne weiteres ja sagen ktinnte. 
Es müßte auch Idla eine Koondinienng mög- 
lich sein. Ich glaube, dqß Idieis im Interesse 
des Hohen Hauses ist, und aus diesem Grunde 
bitte ich Sie alle mitauwinken, idiaß I d' ie von 
mir besprochenen Dinge tatsächlich einer 
Änfcienung zum Wohle des Landes Nieder- 
Österreich zugeführt werden, (Beifall bei der 

PRÄSIDENT TESAR: Zum Wort gelangt 
Herr Abg. Resch. 

ABG. RbSCH: Hoher Landtag! Wer den 
bisherigen Verllauf (der iSpeziabdabatte zur 
Gruppe 0 verfolgt hat, konnte feststellen, daß 
auf cder sozialistischen Seite noch imme'r ein 
monarchisches Verfolgungsgefühl )besteht. Ich 
glaube, daß hierzu kein Gnund vorliegt. Be- 
vor ich aber auf die Ausführungen ldes Herrn 
Abg. Czidlik ziurückkomme, gestatten Sie mir 
einige Bemerkungen zur Fr;age der Sicher- 
heitgdirektionen. Diese Frage wurde hier 
schon wiederholt besprochen, sie wuvde auch 
erst kürzlich anläßlich der Budgetdebatte im 
Nationalrat von mehreren Diskussionsteil- 
nehmern behantdelt. In seinem Schlußwort 
hat der Herr Bundesminister für Inneres eine 
Neuordnung des Ekherheitswesens ange- 
künldigt. Seinen Ausführungen war zu ent- 
nehmen, daß er hierbei wieder an eine Be- 
schneitdung der Läniderkompetemen, insbe- 
sondere im Bereiche der Bezirkisverw(a1tung- 
behörden, gedacht hat. Ich glaube, den 
Standpunkt der Österreichischen Volkspartei 
hier nicht noch einmal zur Gänze darlegen 
zu müssen. Ich darf als bekannt voqaussetzen, 
daß wir für die Aibschaffung der Eicherheits- 

SPÖ.) 
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direktionen eintreten, weil wir glauben, daß 
eine Lanidesaegierung auch eine Exekutiv- 
gewalt haben sollte. Ich 'darf daher zlu dielser 
Frage fol'genden Resolutionsantralg stellen: 

,,Die Landesregierung wird aufgefordert, bei 
(der Bun'desregierung dahin zu wirken, daß 
die in den Bundesländern als bundesun- 
mittelbare Behörden errichteten Sicherheits- 
idirektionen aufgelassen un'd die vo'n ihnen 
bisher besorgten lstalatlichen Aufgaben den 
Behörden der allgemeinen Verwaltung in den 
Ländern, de'mnach Iden Landeshauptmännern, 
übertragen werden." 

U'n'd nun zu den Ausführungen 'des Herrn 
Abg. Czidlik. Er hat gemeint, d,aß die Be- 
zirkshauptmannschaften in ihrer derzeitigen 
Kon,struktion Fremdkörper seien. Wenn ich 
mich richtig erinnere, verlan,gen (die Vertreter 
dmer Sozialistischen Partei schon seit mehreren 
Jahren eine sogenannte Demoknatisieautng lder 
Bezirk#shauptman#nschaften. Warum sie ict'as 
nur in Niederösterreich und nicht auch in 
Kärnten beispiielsweise verlanlgen, ist der 
Meinsungsbildung der Zuhörer überlassen. 
Wir gltauben, idaß in dies'er Friage auch ein 
gewisiser Widerspruch zu Ausführungen dels 
Hmerrn Vizekanzlers Dr. Pittermann .besteht, 
der wiederholt festgestellt hat, 'daß die Sozia- 
listen dafür eintreten, ldaß das öffentliche 
Leben nicht noch mehr verpolitisiert wird. 
Eine Demokratisierung ider Bezirkshaupt- 
mannschaften wird zweifellos eine Aulsdeh- 
nung der Verpoliti'siemng mit sich bringen. 
Wir glaulben nicht, daß es zweckmäßig (wäre, 
daß dann bei ld'er Ausgabe von Fischerkarten, 
Nummerntafeln für Kraftfahrzeuge oder 
Führenscheinen lder ,,Bezirkskanzler" nach 
sozial'istischer Variante ein ent'sprechendes 
Machtwort mitzureden hätte. 

Z'u delm Antrag, !der am Landesparteihg 
der Österreichisch'en Volkspartei z'ur Delbatte 
gestanden ist und Iden der Herr Abg. Czidlik 
hier gebaacht hat, darf ich sagen: D'as mit den 
echten Niederasterreichern war schon )so ge- 
meint, wie e,s in dielsem Antrag gestanden ist, 
denn, wenn wir etwas .anderes gemeint 
hätten, hätten wir tauch den Mut gehalbt, es 
auszusprechen und hinzuschreiben. Wir ver- 
wahren uns gegen \solche Unterschiebungen 
sowohl hier im Haulse als in'sbesonidere in der 
,,Arbeiter-Zeitung", wie sie in 'der letzten 
Zeit vorgekommen sind. Die Frage (der Be- 
förderungen im Bereiche der Lande,sbeamten- 
schaft ist ja kein neues Thema. Darf ich hier 
sagen: Wir haben uns die Wu,n,schliste 
des Herrn Landeshauptmannstellvertreters 
Dr. Tsch,adek, eine Wun.schliste der  Sozia- 
listischen Partei für den Beförderungstermin 
1. Jänner 1964, an,gesehen. Es scheinen ver- 

schiedene Namen auf, darf ich einige her- 
ausgreifen. Herr Ober,straßenrneister Pieperna 
Franz soll pragmatisiert, Herr Großeibl Franz 
soll unkündbar angestellt werden. Die Beschäf- 
tigten des Landes, die auf dieisser Wunschliste 
aufscheinen, #sind schon 1,ange vemtorben. Es 
gibt daher awei Möglichkeiten, wie bei ,allem. 
(Abg. Rösch: Die haben es nimmer erwartet, 
die sind früher gestorben!) Entweder m.an be- 
rieinigt ldie Kartei der SPÖ-Betrieblsorgani- 
sation oder man legt Wert diarauf, 'daß dort 
mehr auf'scheinen, als es tatsächlich sind, oder 
aber - auch d4as ist nicht von der Hand zu 
weisen - man versucht, gerade #mit solchen 
Maßnahmen Iden Eindruck zu erwecken, daß 
die Österreichische Volkspartei, die böse ÖVP, 
dagegen ist, idaß die8se Leute, 'die, wie ge'sagt, 
schon längst gestorb,en Isind, beföndert wer- 
den. (Zwischenruf SPÖ: Die anderen, die 
noch leben, lassen Sie auch sterben!) Es hat 
der Herr Abgeordnete Czi'dlik über die 
,,Nie~derösterreichische Heimatzeitung" ge- 
sprochen land auf einen Ausspruch verwiesen. 
Ich kenne einen anderen und ider ist 'mir auch 
noch in guter Erinnerung. Er lautet: ,,Bei 
gleicher Qualifikation nehme ich n,atürlich 
einen Sozialilsten", und zwar .stammt diese 
Äußerung vom lseisnerzeitigen Jlustizminister 
Dr. Tscha'dek. Es gibt also sicherlich eigen- 
tümliche und rnerkwürid,ige Zusammenhänge 
und Panallelen. Ich ldarf grundsätzlich eines 
fesktellen: Lm Niveau - dlas möchte ich den 
sozialistischen Vertretern schon ,sehr deutlich 
sagen - funterscheitdet sich 'die Heimmatzeitung 
merklich vom 'Bildtelegramm der SPÖ. (Abg. 
Pettenauer: Gott sei Dank!) In unserer Zei- 
tung finlden Sie nicht so gehässige Kari- 
katuren, gera'de in einer Zeit, wo Sie #den 
Mund über die Zusammenarbeit so voll 
haben. Zuerst ziehen Sie 'den Landleshaupt- 
mann auf 'die gemeinste Art 'uniCl Weise durch 
den Ktakao und idann streicheln Sie ih'm die 
Wange und sagen: U8nd jetzt aribeite mit uns 
zusammen. 

Ich möchte mich über 'die sozialistische 
kulturelle Ausrichtulng gerade in der Post- 
wurfisendung, 470.000 Auflage ist darauf ge- 
standen - ,,Werbung für \die intime Biblio- 
thek, Bücher über Rosemarie Nittribitt" -, 
nicht gerade verbreitern, darf aber vielleicht 
grundsätzlich eines sagen: Die Personialver- 
tretungswahl, so wie sie der Herr Abge- 
ordnete Cziidlik hier dargestellt hlat, ist von 
niemand in Niederösterreich als Au,sdruck 
,,schwarzer Volk'sd'emokratie" z'ur Kenntnis 
geno'mmen worden. Ich venstehe ü'ber'haupt 
nicht, warum man auf einm,al s o  einseitig 
argumentiert. Meine Damen (und Herren von 
'der Liniken, lesen Sie die AZ der letzten fünf 
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Wochen, jeden Tag finden Sie eine Einschal- 
tung auf Seite 2, z. B. ,,Betriebsratswahl- 
ergebnis von Siemens-Schuckert - alle alb- 
gegebenen gültigen Stimmen für #die SPÖ", 
so geht (das Tag für Tag weiter. Ja, finden Sie 
da nichts daran, ist das keine ,,rote Volks- 
demokratie", wenn man hier Parallelen 
ziehen will? (Heiterkeit bei der SPÖ.) Ja, Sie 
lachen idarüber, Sie, die soviel von Toleranz 
reden. (Abg.  Dip1.-Ing. Robl: W e n n  Sie nichts 
sagen können, lachen Sie!) Vielleicht haben 
Sie schon vergessen, wie (die Toleranz in der 
Praxis aussieht. Ich möchte lhier nicht Bei- 
spiele anführen, diie ich persönlich nicht ganz 
kenne, aber erinnern Sie sich doch, wie war 
es bei der Vi)EST in Krems? Da wurde ein 
Kollege von uns, der vor (dem Werkseingang 
Stimmzettel für Iden 'ÖAAB verteilen wollte, 
vom roten Betriebsobmann mit aller Bruta- 
lität niedergeschlagen. Ich will nicht (davon 
reden, daß die Kollegen, die unsere Liste 
unterschrieben haben, in dilesen Betrieben nie 
mehr beföndert werden, ich will nicht reden, 
welchen Feinidseligkeiten und Gehässigkeiten 
sie ausgesetzt sind. Zeigen Sie mir einen Lan- 
desbeamten in Niederösterreich, der deshalb 
in irgendeiner Weise benachteiligt worden 
wäre, weil er der SPÖ angehört. (Zwischen- 
ruf bei der SPÖ: Und das wagt m a n  zu sagen! 
- Abg. Dip1.-Ing. Robl: Niedergeschlagen wird 
niemand. - SPÖ: Das auch noch! Präsident 
Tesar gibt das Glockenzeichen. - Abg. Dip1.- 
Ing .  Robl: Das ist ein Vorrecht der Sozia- 
lasten. - SPÖ: Ihr habt gehängt. - Abg. 
Stangler: Ihr habt auch nicht mit Speck- 
knödel geschossen. - Präsident Tesar: Bitte 
nicht z u  unterbrechen. - Abg. Wüger: Ihr 
wart die ersten Verräter! - Pras. Wondrak: 
Das ist z u  dumm,  solche Vorwürfe  kann m a n  
sich nicht gefallen lassen, ich habe eine 
Riesengeduld, aber das hört m a n  schon seit 
/I/P Stunden. - Unruhe im Saal - Präsident 
Tesar gibt erneut das Glockenzeichen.) 

Ich darf aber zu der Protestaktion der nie- 
derösterreichischen Landesbeamten einige Be- 
merkungen machen. Vor allem möchte ich mit 
aller Deutlichkeit feststellen, d'aß idie Protest- 
aktion der niederölsterreichischen Landesbe- 
amten keine politische Aktion und auch kein 
politischer Streik war, zu dem wollten sie 
niimlich nur die Sozialisten stempeln. Die 
Landesbemten und auch die Person'alver- 
trebung haben niemals erklärt, sie streiken 
gegen den Sozialisten Franz Olah, sondern sie 
haben gesagt, sie protestieren gegen die Will- 
k ü n n a h ~ h e n  (des Herrn Inneministem 
Franz Olah. (Abg. Staatssekretär Rösch: Das 
ist ein Unterschied!) Herr Staatssekretär, darf 
ich Ihnen dazu sagen, daß das, was später 
daraus gewonden ist, nicht unsere Schuld ist. 

Ich glaube, man wird noch einmal woanders 
darüber reden müssen, wieso es möglich war, 
daß Geimeindearbeiter der Stadt Wiener Neu- 
stadt, aus Steuergehdern bezahlt, während der 
Aabeitszeit dorthin dirigiert worden sind. 
(Zwischenruf SPÖ: W a r u m  streikt m a n  wäh- 
rend der Arbeitszeit?) Ich glaube, daß man 
auch noch idarüber reden muß, wieso es mög- 
lich war, daß haupbberufliche Gewerkschafts- 
Sekretäre, von Mitglieidsbeiträgen der Ge- 
werkschlaftsmitglieder bezahlt, dort wshrend 
der Dienstzeit daran beteiligt waren, wie an 
Hand von Photographien nachgewiesen wer- 
den kann. (Unruhe im Saal - Präsident Tesar: 
Ich bitte um Ruhe.) Ja, das sind die Dinge, 
die Sie nicht gern hören, aber ich glaube, sie 
müssen ausgesprochen werden, wm einmal 
der Wahrheit die Ehre zu geben. 

Gestatten Sie mir noch einige Bemer- 
kungen zu den Ausführungen des Herrn Lan- 
deshauptmannstellvertreters Dr. Tschadek. 
Mir hat ein Teil seiner Darlegungen über die 
Grundsätze in der Demokaatie ausgesprochen 
gut gefallen, abler sind Sie mir nicht böse, das 
gehört auf ein Kursprogramm sozialistischer 
Nachwzichlsfunktionäre, $denn (dort, wo wir in 
(der Minderheit Iihnen gegenüberstehen, wind 
uns mit einer Toleranz, von der Sie hier ge- 
redet haben, leilder nicht begegnet. Auch 
einige Bemerkungen zu dem von Ihnen ge- 
foiiderten Aabeitsüibereinkommen möchte ich 
mir noch erlauben, möchte aber nochmals 
sagen: Ziuenst ziehen Sie die Gpitzenpolitiker 
der Volkspartei nach allen Regeln der Kunst 
durch den Kakao, zuerst war es der gute Figl, 
dann der böse Figl, wir kännten Ihnen diese 
Äufierungen an Hand von Zeitungen so oft 
und so lange Sie wollen nachweisen, und dann 
wundern Sie sich, Idaß Sie selber nicht jenen 
Beitrag, der für die entsprechenden Voraus- 
setzungen notwendig war, geleistet halben. 
Landeshauptmannstellvertreter Dr. Tlschadeik 
sagt, er ist der Meinung, d'aß die Lanidesbrp- 
diensteten nur Beamte sein müssen. Der Auf- 
fassung sind ,wir auch, aber nie werden sie 
das sein wollen, was Sie geglaubt hätten; das 
möchte ich Ihnen hiier mit aller Deutlichkeit 
sagen. Wenn die Ldee (das SoEialismus, die 
beamtenfeindliche Haltung der I S P ~ ,  dazu 
geführt hat, daß die Landesbeamten ihre 
Interessen woanders suchen, können Sie doch 
nicht dem Herrn Landeshauptimann und der 
ÖVP daraus einen Vorwurf machen. 

Lassen Sie mich abschlienend eines sagen: 
ich wünde persönlich auch glauben, daß nicht 
der Haß 'die Dinge regieren darf; es wunde 
iuch darüber schon sehr viel gesprochen. 
,4ber, Herr Staatssekretär, man k a m  nicht 
auf der einen Seite so viel von Demokratie, 
Basis, Baden der Zusammenarbeit usw. reden 
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und dann (gießt man immer wieder Petroleum 
darauf, damit ja nichts wächst. 

Darf ich Ihnen als Beispiel slagen: Wir, die 
Jüngeren, frei von Ressentiments, schauen 
manchmal auf die ältere Generation, die 
schwerere Zeiten durchgemacht hat. Für mich 
ist der Herr Landeshauptmann Dr. Figl, der 
mit Ihren Gesinnungsfreunden im RZ ge- 
sessen hat, das Beispiel eines aufrechten 
Demokraten. Keiner hat damals gewußt, ob 
er wieder herauskommen wird. Aber alle 
mitsarnmen haben sich in dieser schwierigen 
Zeit vorgenommen, daß sie es, wenn sie wie- 
der herauskommen, besser machen werden 
als früher. Den Effekt haben wir ja gesehen. 
Der Herr Innenminister hat einen Erlaß her- 
ausgegeiben, wonach die Figl-Bilder aus allen 
Amtsräumen der Exekutive entfernt werden 
müssen, weil es sich um einen Politiker 
handelt. Nur das Bild des Herrn Bundes- 
präsitdenten (darf bleiben. Wenn das im Geiste 
der Zusammenarbeit liegen soll, dann werden 
Sie uns erst allmählich 'davon überzeugen 
können. (Zwischenrufe.) Ich darf im Namen 
meiner Parteifreiunde erklären, daß bei uns 
der ehrliche Wille zur Zusammenaheit be- 
steht, aber nicht zu einer Zusammenarbeit, 
die von den Sozialisten diktiert wird. (Bei- 
fall bei der ÖVP.) 

PRÄISIDENT TESAR: Zum Wort gelangt 
der Herr Abg. Grünzweig. 

ABG. GRUNZWEIG: Hohes Haus! Ich bin 
dem Herrn Abg. Resch eigentlich sehr dank- 
bar, daß er die Aufimerksarnkeit ,des Hohen 
Hauses auf ein Problem gelenkt hat, das seit 
genlaiu zehn Jahren für das gute Verhältnis 
zwischen den beiiden großen Piarteien in 
diesem Lande eine schwere Hypothek dar- 
stellt. Ich glaube, wir haben uns bereits ver- 
standen. Ich meine die Personalpolitik, die 
Behandlung der Personalangelegenheiten im 
Lanlde Niederösterreich. Es kommt uns sehr 
gelegen, daß es gerade ein Angehöriger des 
ÖAAB war, der dieses Problem jetzt zur 
Debatte gestellt hat. Das gibt uns die Mög- 
lichkeit, in diesem Zusammenhanig die Dinge 
so !darzustellen, wie sie tatsächlich sind. Sie 
kGnnen sicher sein, daß jede von uns aufge- 
stellte Behaiuptung auch \durch entsprechende 
Beweise, die sich ja der Herr Abg. Resch in 
den meisten Fällen geschenkt hat, erhärtet 
wird. Um die Größenverhältnisse ins richtige 
Licht zu rücken, möchte ich zunächst einmal 
ein paar allgemeine Beimerkungen machen. 
Das Jahr  1964 wird ilm Lande Niederöster- 
reich 10.918 Landesbedienstete sehen. Das be- 
deutet innerhalb von vier Jahren, und zwar 
seit 1960, eine Vermehmng um 1300 Be- 
dienstete; in Prozenten awgedrückt, sind es 

12,8 Prozent. Aus idileser Zahl kann ma'n die 
ungeheure Ausweitxmg der Aufgaben der 
öffentlichen Hand lesen. Wenn Sie wollen, 
können Sie, a,uf Niederö'sterreich bezogen, 
eline Reihe anderer Konsequenzen ziehen, die 
ich mir in diesem Zusammenhang erspare. 
Von ,diesen fast 11.000 Bediensteten sind 4083 
in der Hoheitsverwaltung ,beschäftigt, #der 
Rest in der privatwirtschaftlichen Verwal- 
tung, also i8n den ,Landesanstalten, Landes- 
schulen, Kindmergärten und i'm Straßendienst. 
Immerhin geben wir für idie Bedeckung der 
für den Personalaufwaad notwenidigen 
Summe mehr als 600 Millionen Schfilling aus. 
Dieser Betrag ist allerdings iheluer, fw,as schon 
gesagt wurde, 'um 1,22 Prozent niedriger als 
im Vorjahr. 11.000 Menschen sehen also ilm 
Lande Niefdierösterreich iihren Dienstg>b.er 
unld sin'd von ih5m in wirtschaftlicher und 
sozialer Hinsicht abhängig. Hier, glauiae ich - 
und darüber können wir uns mit Worten 
nicht hinwegtäruschen -, erwächst diesem 
Lande eine grundsätzliche Verpflichtung von 
weittragender Berdeutung. Es wurd'e auch an- 
geführt, 'daß in einem Betrieb reine Betriebs- 
ratswahl durchgeführt wurde, wobei 'man das 
Ergebnis genannt hat. Meine Damen und 
Hlerren! Ich glaube, an die öffentliche Han'd 
wlerden noch strengere Nlaßstäbe angelegt, 
als das in ,der Privatwirtschaft ,der Fall ist. 
Die öffentliche Hand ist ihren Dienstgebern 
nicht nur auf besoldsungsrechtlichem Gebiet 
Gerechtigkeit schuldig, sondern sie schuld,et 
ihnen auch eine gleichmäßige und gerecht,e 
Behandlung Naluf dem 'dienst- rund sozialrecht- 
lichen Sektor. Hier ergeben sich im nieder- 
österreichischen Landesdienst seit z8ehn 
Jahren di'e schw'ersten Unzukömmlichlkeiten. 
Von der Mehrheit #dieses Hauses wurde ein 
perfektes System personalpolitischer Ein- 
parteienherrschaft eingerichtet. Ich habe vor 
vier Jahren von dieser StellSe aus gesprochen, 
und les hat sich seit ,dieser Zeit nichts ge- 
ändert. Mit geradezu llückenloser Konsmequenz 
wer'den al18e Bmediensteten )dieses Landeis, 'die 
nicht Angehörige der herrschenden Partei 
sind, ,bei Beför'derungen, Üiberstelliungen und 
allen iibrigen Personalmaßnahmen zurück- 
gesetzt un,d diskreditiert. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In 
Niederösterreich geschieht auf diesem Gebiet 
täglich und stündlich schwerstes Unrecht. Ich 
habe schon angeführt, daß ich meine Behaup- 
t,ungen natürlich au beweisen habe und 
möchte (das nun an Hand einiger weniger 
Beispilele tun, die ich herausgreife und die 
gar keine Extremfälle IbiLden, sondern sich 
im Durchschnitt bewegen. Es han8delt sich zu- 
nächst um ein menschlichles Probl'em, das für 
jeden der Betroffenen von sch,werer persön- 
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licher Tragik ist. Ich habe hier eine Zu- 
sammenstelhng über drei Beamte, die im 
Zahre 1946 gleichzeitig ,in den nietderöster- 
reichtkchen Landesdienst getreten sind. 

Der erste dieser drei Beamten wurde am 
1. 7. 1952 - es handelt sich um Beamte des 
gebobenen Rechnungsdienstes - Rechnungs- 
rat. Bereits nach drei Jahren wunde er am 
1. 1. 1955 Oberrechnungsrat und nach wei- 
teren drei Jahren, am l. 7. 1958, Inspektions- 
rat. Der zweite Beamte wufide fast rum die 
gleiche Zeit wie der erste Rechnungsrat, 
etwas später, und zwar im Jahre 1956, Ober- 
rechnungsrat und am 1. 1. 1963 Inspektions- 
rat. Der dritte Beamte wurde 1953, also eben- 
falls zur selben Zeit, normal zum Rechnungs- 
rat befördert und ist es seither geblieben. Er 
ist mit „ausgezeichnet" und später mit ,,sehr 
gut" qualifiziert, wurde am 1. 1. 1960 Ober- 
rechnungsrat und der Inspektionsrat steht 
nach wie vor aus. 

Meine Damen und Herren! Eine solche Zu- 
sammenstelliung ist überaus aufschlußreich. 
Sie zeigt 'die erschütternde und aufreizende 
Tragik: Hier das politische Protektionskind, 
hier der normal beförderte Beamte und hier 
der Sozialist. Ich habe noch eine ziweite Auf- 
stellung zur Hand, die meine Ausführungen 
erhärten soll. Sie betrifft vier Landesbeamte, 
ebenfalls derseliben Dienstgattung und mit 
nur wenig unterschiedlicher Dienstzeit. Der 
erste Beiamte wurde bereits am 1. 1. 1953 
Oberrechnungsrat, am 1. 1. 1955 Inspektions- 
rat und befindet sich also in der letztmög- 
lichen Befördeningsstufe. Der zweite Beamte 
wurde am 1. 7. 1952 Rechnungsrat, am 1. 1. 
1956, also nach vier Jahren, Oberrechnungsrat 
und nach weiberen isieben Jahren, am 1. 1. 
1963, Inspektionsrat. Der Fall 'des dritten Be- 
amten ist ähnlich gelagert, und !der vierte Be- 
amte wurde am l. 7. 1951 Rechnungsrat, am 
1. 1. 1959 Oberrechnungsrat und die wleitere 
Beförderung steht noch aus. Auch diese Auf- 
stellung, meine Damen und Herren, ist sehr 
interessant. Rechts der bievorzugte Beamte, 
in der Mitte der Normalfall eines Beamten 
und links der Sozialist, dler im niederöster- 
reichischen Landesdienst nicht vorwärts- 
kommen kann. Daß den betreffenden Be- 
amten ein ganz ungeiheuer finanzieller 
Schaden izwgefügt wird, brauche ich nicht bse- 
sonders zu [betonen. Ich will es Iihnen aber 
dennoch erläutern, dalmit Sie sehen, um 
welchie Sum(men es sich handelt. In den zu- 
letzt angeführten Fällen ist ziwischen dem 
erst- und dem letztgenannten Beamten ein 
monatlicher Gehaltsunterschtied von 2232 
Schilling. Das bedeutet für (diesen benach- 
teiligten Beamten einen jährlichen Verlust 

von 31.248 Schilling und bis zum Ende seiner 
Dienstzeit, dem 40. Dienstjahr, von 296.856 
Schilling. Ein in seiner finanziellen Auswir- 
kung noch wesentlich krasseres Beispiel kann 
ich aus dem rechtskundigen Verfassungs- 
dienst anführen, WO es den an Jahren ältesten 
RFgienungsrat des niederösterreichischen 
Landesdienstes g ~ b t ,  der als Sozialist natürlich 
nicht befördert werden konnte, obwohl er bis 
zu dem Zeitpunkt, wo er zur Beförderung 
zum Oberregierungsrat hätte kommen sollen, 
immer ausgezeichnet qualifiziert wunde. Erst 
in den letzten Jahren hat sich seine Qualifi- 
kat<ion etwas verschlechtert, wahrscheinlich 
um ein Mittel zu haben, die Beförderung hint- 
anhalten zu können. Es gibt leine Reihe von 
Beamten mit 'derselben Dienstzeit, die biereits 
seit Jiahren um zwei Dienstklassen ihöher ein- 
gestuft sind und (die sich auch schon seit 
mehreren Jahren in der höchsten Dienstklasse 
befinden. Dem Mann erwählst durch seine 
Benachteiligung ein monatlicher Verlust von 
3000 Schilling, das sind im Jahre 36.000 Schil- 
ling und bis zlum Ende seiner Dienstzeit 
545.000 Schiling. Ich möchte die anwlesenden 
Vertreter der Mehrheitspartei, die bei jeder 
Gelegenheit ihre christliche Gesinnung be- 
tonen, fragen, ab sie es wirklich mit ihrem 
Gewissen vereinbaren können, idaß hier an- 
ständigen, ehrlichen, verläßlichen und gut 
qualifizierten Beamten ihr gerechter Lohn 
vorenthalten wird. In diesem Zusammenhang 
fällt mir ein Ausspruch (der großen öster- 
reichischen. Dichterin Maria E h e r  von 
Eschenbach ein, die einmal gesagt hat: ,,Das 
Recht des Stärkeren ist das stärkste Unrecht, 
und der größte Feind des Rechts ist das Vor- 
recht." 

Ebeaiso weiriden bei Nieuiwfnahmea die w- 
zilaliistisch geisihntien Bewerbles schwer be- 
nachteiligt. Hier wiiirid ldiieses Umecht bis zur 
Unerträglichkeit ges,be@ert. Die Zahlen sind 
bektannt. Imerrhailb von ieiniigen Jahren wur- 
den 2000 Neuaufnahmen durchgefühnt, umd 
nur dlneii von idiiw,en Personen waren Sozia- 
listen. D a  lb'eideut& p,nalktiiwh ehe Aufnahme- 
sperre fiir soziiialiistuisch gesiinntie Bewerber. 
Ich möchte Ihnen nur  zwei ider kramwsten 
Fälle mitteilen, $die die V O U ~  Hlem Lalndes- 
haiuptmatnn so oft heirvorgehioibene Geish- 
nungsfrreiheit in dimem L a d e  m&r aih zwei- 
felhaft erscheinen lasisien. Zuerist ah  Fall laus 
meinem Beziirk. Ein Arbiaiter, Val* von fünf 
Khdern,  bietwirbt sich rn Aufnahme als 
Hausarbeiter in diesem Hiause. Er  het nur 
einen eiinzigea Schbheitsfeihlir, (er ist näm- 
lich sozialisstiischer Geuweiinderat. Er spricht 
beim zustänldigien Bieamten im Lanldhapus vor 
und fragt, wann er mllit Seher Aufnahme 
riechen könne. Er bekommt (die Amtwort, daß 
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zur Zeit kein Bedarf betstunide, es wende nile- 
mand eiingestellt. Nachgewiiiesenerafien wur- 
den jedoch Dutzende von gleichairtigen Be- 
werbern iin den Lamdeisdiemt aufigenommen. 
Ich selbst habe in diiesem Fall bei dem zu- 
starddigen Beamten telefonisch interveniert. 
Kurze Zeit danauf wunde ider Bewerber zu 
seinem Burgermekter gerufen, delr ihm ar- 
klarte, wenn er von der SPÖ aiusträte, wiipde 
er innerhalb 14 Tagen iin iden Landedienst 
eingestellt wenden. Deir Mann hat sich das 
grundlich uberlegt und hat nalch eiinigem 
Zogern, da  er unbdiinigt in den Landesdienst 
treten wolltie, diieisen Schritt geitan. Er  hiat 
von uns eine schriiiftliche Austriittsbestätigung 
verlangt, diese erhialten unid wundie annerhalb 
von 14 Tagen eingesteillit. Das kt glaitter Ge- 
s.nnungsterror. Ich muß schon sagen, in die- 
sem Liande mumen apge Zustände herrschen, 
wenn man, um ih diietseem IEazise nur Holz 
hacken zu dürfen, kein soaiialistiisches Partei- 
buch besi'tzen darf und dieses vorher entfer- 
nen muß. (Abg  Dzp1.-Ing. Robl: Der Olah hat 
es vorexerzzert!) Ein anderer Fall ist ahnlich 
gelagert. Elh Mann hat sich um die Aufniabme 
in den Straßendienist beiwoiibten, weid auch 
sein Vater Stralßenwärter gewesen Ist. Nach 

'iger Zeit h,ak der gutie \Mann vom zustän- 
en OVP-Funktionär duie Mittailung erhal- 

ten, daß er niiicht (aufigenmmien werden 
könne, weil dieir Hterr Niatrmalrat Prader an 
die Lukalorganisiabion geschrieben halbe, daß 
er für eine Aufnahme rnichit vorgeschlagen 
werden konne, weii der sozidktische Abg. 
Andei.1 für ihn interveniert habe. Aus diesem 
Grunde ham idier Mann nicht in Iden Landes- 
dLenst. Dileiser Binief stieht um iin Photokopie 
zur Verfügung. Wenn Siie wollen, konnen wir 
Sie darin Einsicht nidhmen laisisen. Der be- 
sagte Mann ist diann zum Ö A M  übiergetre- 
ten unid befimdet sich heute iim niedeiröster- 
reiichiischen Lamdmdliieast. Ich frage - der 
Henr Landeshaupitimanin [ist leidelr nicht hiier 
--: Wo bleiibt die Giainnungsfrdiheit? 

Meine Damen d Hemen! Es wurlde bei 
Beh(anidi1ung diesier Fragien wiedenholt aiuf 
eime Reihe soziialiwtisch @führher Dienststel- 
len hingewiilesen. Es wurlde auch die Gemeiin- 
de Wien zitiert. Ich habie wiederholt klairge- 
stiellt, daß wiir froh wären, wenn wir als 
Minderheit nur anntäihernd eine solche Be- 
handlung hätten, wire siie idiie Wienier Miinder- 
heit iin PensonaLangenegienhieiten und in allen 
übrigen Fragen geniefit. Dort gibt es ein 
Arbeitfiübereinikommen, das Sie um iimmier 
wiiieder verwielligeim. 

Ein Abgeordneter (der OVP hat hier über 
Karnten gesprochen. (Abg. Dip1.-Ing. Robl: 
Ohne Personalpolztzk!) über  die Personal- 
politik in Kärnten können wir auch reden. 

Ein Sprichwort tauf (dem L8am'dle - Si'e brau- 
chen I ~ S  nicht auf sich zu iblezieheai - heißt: 
,,In ,dier FernNe iiat gut lü,gen ,unid in edleIr Nähe 
gut schießfen!" Da Siie Kärnben stä!ndii(g .ange- 
führt h,aben, relden wir nm über Kärnten. 
Wilr konnten uns niie zur Wehr sieizen, weil 
dile Informaiti,o,nen weit hier,gleholt wierden 
mußten. Ilch will I h e n  'nun leihe ~~b~arsiilcht 
geben, wie idiie D:hge iim Kämtnler Lanidles- 
,d.i'ensit liiiegfen. Der L,and.sa~mtisidirektoir stleiht 
der ,SPÖ n,ahe, ,ebenso :sei'n Ste1lv'entriete.r. Da8 
liegt gaaz aiuf [der Limiie Ihner Auisf iihrungjen 
in der N.iedlerö,sterreichiischen Heiimatzeitung, 
,diaß man ldile Stelllen liin id'er uiiwniitmtmelba8ren 
Umgebtmg des Lainldiesihauptm,a,nnes j8a' nicht 
miit 'andemge,siiinntien Blea,mten ib'elsetzen könne. 
Zugegebmen. Von den 5 ,Gruppienvlorständen 
dels Amtes der Karntriier Lainidiesreg.iiemng im 
Range von ,Hofräten gehört ,einer id'e,r Sozia- 
liistisch'ea P.arteii .an, ldinei der Öisterrieich,ischen 
Volikispartiei und ielinier liist nischt d'ekilariert. 
Das gibt es auch. (Abg .  Dip1.-Ing. Robl: Dorf 
fehlen Ihnen die Akademiker .  - Heiterkeit 
bei der ÖVP. - Präsident Tesar: Bit te nicht 
z u  unterbrech,en.) Es ist klar, daß in Ihren 
Augen &e iSozliiallisten i i m e , r  lduie 'mbegaib- 
teren und unfähigeren Leute haben. (Abg. 
Stangler: Die Begabteren wollen v o m  Sozia- 
l ismus nichts wissen! - Groj3e Unruhe.  - 
Präsident Tesar, das Glockenzeichen gebend: 
Bit te nicht zu  unterbrechen!) Von den 21 Vor- 
ständen geihö,Ten 17 d.er Smoziia81isitrirrchien P,a;r- 
tieli an, ,drei dier ÖVP und e h e r  ist nicht d'e- 
k'1,arh-t. Von ,den 7 B shia,upfflieuten, mein.e 
Damen und Herren, gehören 4 der Sozia- 
listischen Partei an und 3 der Österreichi- 
sch'eln VIoli$sp,airtiei. Ich sehe, ,Siie Lmen mit; 
w8ahrscheiirn!li& h'aben Sie d'ie Zahkn eben- 
f,a,lls 'erhoben. D.ie zwiei L e i k n s t e l h  dler 
Agrarbeziiirkcb,ehör'den siind mwliLslchien den 
b'eiidien Partieilen iim Viephältnilc 1 : 1 Nanif,ge- 
te,ilt. Djiie vier Leiiitierpmten id,ar S'tiiaßenbau- 
ämter sind ilm Vlefiliiltnis 2 : 2 mblasetzt, die 
Lei'tlmstiellen de,r dmi  Wiawerb,auämteT s h d  
zwiischen id)ea bleiiden Rarbeiien itm V'erhältnis 
1 : 1 bseisietzt, ideir 'dritte B,e,xr.de litst nicht dfe- 
k1,asi'ert. F'üir um im Lande lNiieidiei?6sitem%ich 
ist d8ais nahezu unvorsteillbisr. Ein Diirektor 
sd8es Laadiahomtro~lliamBes gehort iden Soziila- 
listen 'an un8d jein Vowtiaind ldler Buchhaltlmg 
ist nicht idekhainiie,rt. iDiie lsekzten Piensmdver- 
tretun,gswahIlen irn Jahirie 1960 bsachten fol- 
gende Er,gebnisise: Auf 'diie Sozialisten ent- 
fEe1,en 727 StimmNein oid,er 65,03 P'nozent und 
auf id1i:e Ö,sbe,rnei,chischle Volkislpiarteti bzw. den 
ÖAAB 391 Stimmein sojdier 34,97 Prozent. W,iir 
freuen unls 'fiir Ihre Kärnltnier Piairteiifreunde. 
Wiiir bittSen iabier nur, idliese Tacisachen biei 
Ihren kiinf tige'n Erö,iitieNrungm ent;sp,nechen;d 
zu b~erüclaichitigen, wenn Sie LIUXS wtiieider mit 
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Kärnten kommen. EE iist aber hiler ein Na[me 
ge£allen, und zwar so oft gefallen, dafi ich es 
mir nicht viersagen ikam, auch ldiie Zustände, 
die imdeissim hiiier iiin Ensicheiinung beten, Ihnen' 
biekanntzugelben. Der Name ,,Olah", unseres 
Innenmnkters, iist wiedierholt hier geniannt 
warden, und ziwar im Zuisammienhaag mit 
diesen unqualifizierten Angriffen, die immer 
wieder gestartet wejddlen. Na, wie sieht denn 
das im Innenmin&terilum aus, Idas seit 
18 Jahren von Somaliiisten geführt wurde? 
Vom Außenmiiniister'ium, vom JustizminiEte- 
rium wollen Siile jia sielbst nicht reiden, meinNe 
Damen unid Hersen. In deir Zentrialstelle irn 
Innenministeniium gehöiren von den leitenden 
Beamten 35 dier Sozialiistischen Partei an und 
36 der Öisterreichiiisrhen VoDkspa,ntei, und von 
den 3 Sektionsleiiiterposten isinid 2 mit ÖVP- 
Mämem beisetzt. Von Iden 20 Abteilungdei- 
terpoisten gehören 14 ÖVP-Leuten. Bei den 
leitenldten Fumktionäiren ider Exekutive, von 
denen ein Teil zum Stand des Miin!iist(eriums 
geh6rt unld hier nicht mehr berückisichtigt 
wind, gehören von 32 iBeamten 17 dier SPÖ 
und 15 dler ÖVP an und 3 isimid iindifferent, 
von \denen iat einie politiiische Zugehörigkeit 
nicht bekannt. Leitenidfe Beamtie der Exeku- 
tive nach i&em Stand vom Deziember 1963: 
Von Iden 750 Beamten gehören 322 ider Sozia- 
listischen Partei an und 380 der Öihrreichi- 
schen Volkspartei, 12 der Kommunis\tiischen 
Partei und 36 sind imdifferent. IMeine Damen 
und Heraem! Das sind die ZahLen, die zeigen, 
wie diais anldenswo im öffentllichlen Dliienst ge- 
handhabt wiiid. unid iich gehe nicht fehl. wenn 
ich Ihnen erklärie, idsiß eine [derartige Perso- 
nalpolitik, wiie isie im Lande Niie,deröisterreich 
betrieben wtirid. etinimslig in aLlien öffentlichen 
Dienststellen Österreichs ist. Es geht aber 
hier nicht nur um persönliche Probleme, 
um diie Traigiiik des eiinizelinen Belamten, der 
durch seinie Gesinnnng iso sichweren fiwanziel- 
len Schaiden zu erleiitden hat, sonidern es geht 
auch um eine andiene Fnage. Dieisie Menischen, 
die heute niicht in Iden niaderösterreiichkxhen 
Landesdifenst aufgenommen weiriden - so 
bitter man siich oft idaipiiber beklagt, diß es 
zuweniig /Leute giebe für den Landeisdienst -, 
finiden sehr bald leinie bessere oder besser 
entilohnte Bieschäftigung in ielznier Zeit der 
Hochkonjunktur. Dais iist (doch niicht das We- 
sentliiche heute, wenn wir von den Neuauf- 
nahmen sprechen. Das Wiesen tliche iis t e t w ais 
anderes. Eis geht {darum, iin welchem Ausmaß 
eine Piartei, die 42 Ppozent dler Wäihler in 
diesiem Lande vertritt, auch in der Verwal- 
tung diiesieis Landes tätiig kt .  Schauen Sie, die 
sozialiistiischen Mitigliieder der Landesregie- 
rung miissen sich eines Beamtenapparabes 
bedienen, der nicht immer ihr Vertrauen ge- 

niießt, und der sehir häufig unid, £ast mochte 
ich saigen iausischliießliich, auf der Geigenceite 
steht. Sie haben keinie Mögilichkeiit, hieir 
irgendieinen Einf luß auf Pensmalmaßruahmen 
in ihren Recisonts zu nehmieui. Diais geht oft 
soweit, meine Damen und Herren, daß - 
unid dlas slmd eiinzelne FäLle, \dem die mehr- 
heit {der Bleamten iist widitgiehiend objektiv - 

atcilieiter, Sozialisten, von 
ihren Beamten in ihner Air'bieit gemdezu sa- 
botiert werden, ohne diaß idiietser #auch nur die 
Möglichkeit hat, hier einzuischneiten.. Meine 
Damen unid Herren, idias Mitregieren, das uns 
verfaisisungismäßig gesiiichart iiict, k a m  nur 
wiiirksaun siein, wenn es auch ein Mitwwwal- 
ten iisit, un,d diiie SoziialiiBten haben auf iihr 
Angebot, ein Parbeienübieneinikmmen awi- 
schen idlen beiIden Fraktionen im Lian,dt,aig zu 
beischliießen, die Antwort erihalten, siie seien 
ahaehin aiuf Grund der Verfaisisning in (der 

miehr ibleidürfe es nicht. 
füir um unbefriedigend, 
Ilauiben, denn schließlich 

und endlich sinid wiir bereit, tin diiwem Lamide 
Mitverantwortung zu tragen. Wir können 
diieise Mitverantwortung nur dann voll un(d 
ganz tragen, 'wenn wir anich in der  Veirwal- 
tung (des Landeis eiine entispinechtenidie Mitwir- 
kung gewährleiis9et habien. Wiir vierlangen 
nichts Unbillilges unid sind uns (auch über die 
Stärkeverhältniisise (in dliwem Baiuise klar. Das 
ist unis bewußt, daiß wir hier idie Minderheit 
sind und der Me!hrhdit nichts vomchreiben 
können und daß wir verhanideln mümen. Wir 
wenden uns abler - und dss nehmen Sie zur 
Kenntniis, dals iist e'n echtes Anhegen des a so- 
zialiistischen Lamdtagsklubs - mit aller Lei- 
denschaft gegen jedces Unrecht unid gegen 
jede ungepechtfertigte Zurücksetzung sonia- 
listiischer \Beamter zur W&r setzen. 

Ich haibe aun Beginn meiner Aufifühningen 
festgestellt, daß diieiseis Prabllem zur echten 
Hypothek, zur echten Laist gewo,riden ist, ldlie 
auf dem Venhältniis u ~ & ~ h q  dem bieiden 
Partieilen liegt, und ich möchbe idilesie Fatistel- 
lung am Schluß meiner Bede unterstTeichen 
Wir Sozialisten betrachten Idiiese Personial- 
Politik a h  winkllichien Prüibstein e h e r  echten 
Zusammenarbeit in Niiieder&terrieiich, um die 
wir auf Grunid der iso unnachgkbiigen Hal- 
tung der Österreichischen Volkspartei ernst- 
haift beisorgt sinid. Ich ghubie, da6 ich im Na- 
men meiner Earttei spEchen kann, daß jedes 
echte Schritt zu eimer positiven Lösung in 
diieser Frage inicht nur  leim iwertvollier Beitrag 
zur Entspannung und zur Abtnagung von 
aufgestauten Ressentiments seiin ikönmte, (San- 
dern daß er e:nte neuie Ära €niadlichex Zu- 
Sam beit zwiischen Iden Parbeien, td6e in 
gew Maße ibledroht [ist, leinkitm könnte. 
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Wir Sozilaliisten siinid jeidenf(a1ls beneiit zu Ge- 
spnächen (darüber, weil wir meihen, daß da- 
durch nicht nur  dier Demakratiie, isomdern un- 
serem Land Nieideröistenreiich ein guter Diienst 
geleistet würde. (Beifall bei den  Sozialisten.) 

PRÄSIDENT TEiSILR: Zum Worte geliangt 
Herr Abg. Gipin. 

ABG. CIPIN: Hohes Haus! Meine Damen 
unid Hierren! Ich hatbe nicht diie Absiicht, heute 
zu isprechien, denn sonst müßte ich (das Klaige- 
liieid, [das von soziialiistiiischer Seite hiier jedeis 
Jahr gesungen wird, in zehnfachem Echo 
wiedenholen. Ich habe iegkläirt, das nicht zu 
tun; jeidoch ldie Herausforderung, idie heute 
von Abg. Caidlik unid Abg. Grünzweiig wie- 
der an uns gerichtiet wunde, zwingt mich da- 
zu, einiges zu isagein, wie man sich diIe Zu- 
sammenarbeit voinstiellt. Wenn man über [die 
Personalvertretung in Niiederöstierneich immer 
so große Worbe spricht, diann brauche ich 
nilcht, so wite verschiiedene Kollegen ider Mei- 
nung sind, von Bundesbahn uad verstaat- 
lichten Bietnieben reiden, sondern wir können 
ganz allein beii Niederosteirneich bleiiben. 
Wenn (ich in der Anbeiterkammer noch dreii 
Kollegen sitzen habe . .  . (Zwischenruf: 
Bauernkammerr) Dort sind bedeutend mehr, 
abfer in der Aheiterkammer sidd drei Kol- 
legen von unis. Wir hatten früher führen,die 
Positionen iinne, idile von uniseirer Seite nicht 

atzt wenden dürfen, wo Präsident 
Fuchs - ischaide, daß er heute nicht ida isst, 
eir ist auf Enhoilungsurliaub gedahren - mir 
immer wiiedier bestätigtie, Idaß das hiervor- 
ragende Kräfte waren und diaß auch derzeit 
beste Kräfte von unis zur Verfügung geistellt 
werden. Wir haben aber von zirka 130 noch 
drei Leute. In {der Fraküion chriistlicher Ge- 
werkschafter sieht es genaiuso ähnlich auis. 
Wir haibien von ziiirlta 70 hgestialilten nur 
zwei. Wenn wiir auch hiier nur  eiin wenig nach 
den Prozentsätzen gehen wiinden, müßte idais 
wesentlich anders (aussehen, unid niur daß wir 
ein haLbes Jahr  nicht m&r lan ider L,anideis- 
exekutive teiiilgenommen unid ienklärt halben, 
das iist einte reiin isozhalistische Angelegenheit, 
das hat mit der Gieiwierkischaift nichts mehr zu 
tun, war es zu idanlken, idaß wiir miit ,Müh' und 
Not zwei Angestiellte uniserier Fraktioin be- 
kommen halben. Zwei Seiknetäre, diie unserer 
Patrtiei angehort haben, idie hat man so lange 
unter Druck und Tiernor gesetzt unid hat sie 
nicht voinwärtsikommen lasisien, b k  sie das 
Parteibuch der Sozialiistiischen Partei iiin Hän- 
den hatten, enst dann wurden sie befördert 
und wenden in Zukunft sehr weisientliche 
Führungsstellen dort einnehmen. Wir kon- 
nen nur froh seiin, diaß es unseren Leuten 
möglich iist, Idiiese Poisiitionen zu eirreiichen, 

aber sie müssen eis epkaukn mit dem sozia- 
listischen Parteibuch. (Abg .  Dzpl.-ing. Robl: 
Da sznd Sie jetzt  ruhig!) Sie reden heute da- 
von, daß (in idieisem Lande kein einziger Be- 
zirkshauptmann der Soziailistischien Partei 
angehört. Kein Amtsetellenleiter der Arbei- 
terkiammeir Nieideröisberreichs gehört der 
Fraktion chris t liicher Gewerkschaif tier older 
dem ÖAAB an. (Zwzschenrufe - Unruhe - 
Prasident gibt das Glockenzezchen.) Kein ein- 
ziger Arbeliiterkammerstellveirtretter, kein ein- 
ziger Bezilrksisekr!etär dies ÖiGB gehört der 
Fraiktion chnistlicher Geiweriksch 
bezahlen unsere Beiträge, laiber Sie kernen 
den Terror, unid ich persönlich als &wie&- 
schaftssekretär weiiß eis auch, un,d wenn Sie 
die Protokollfe nlaichilieisen, können Sie lesen, 

em Pliatze aus sogair idamals 
Herr Landesnat Wenger, noch Lanidessiekretär 
deis ÖGB, mir zugerufen hat: Mit dir werden 
wir noch fiertiilg wenden, wir weirden uns das 
merken, (du wirst schon bezahlen dafür. Auch 
bei mir hat main idiais aliso idauerad versucht, 
nur ist es Ihnen nicht gelungen, weil nach- 
weiisblalr 'ist, daß unisere Fraktion voa Tiag zu 
Tag stärker wird und Sie uns dadurch helfen, 
daß Sie mit Ihrem Terror, mit Ihrem Druck 
in den Betriebein, idiie ibiestie Propaganda f ü r  
uns machen, denn wir haben nieimamd ge- 
zwungen, zu unis zu kommen. Jieider kann 
kommen, und wir wenden ihm nlach Moglich- 
kejt helfen. Bei Iihnen geht leis albeir noch viiel 
weiter. Wenn Ihre soziahstiischen Parteisekre- 
täre zum ÖGB-Seknetar kommen unid von 
ihm eine entspnechienide Arbeitisleiistuing iinner- 
halb idier Partei verlangen und er diem nicht 
Folge lieiisteit, dainn wind iauch {der Gewerk- 
schaftssekretar gekundiigt. Es ist $aber lejtder 
noch nicht vorgekommen, daß es im Prasi- 
dium des ÖGB, soweit dies die Landesexeku- 

reichs bdeuchtiet, biesprochen 
worden ist. Ich habe cabler schon leiinletitend 
bemerkt, ich warte nur noch auf diie Ant- 
wort, oib man nun sagen wirld, ldiaß wir die 
Zustiimmung dazu gegeben ihaben, Idiaß diie 
soziialistilschien Oewierhschiaiftssekrieitäre ge- 
kündigt werden, nur aus dem Grunde, weil 
sie keine Parteiilarbait lebten wollien. Wir 
freuen uns diarüber, diaß es noch Gewerk- 
schafter gibt, Idiie siich zum iiberprteiliichen 
Gewerkschaftsbund bekennen, so wiie es Olah 
fruher immer gesagt hiat unid hieute Blenya 
behauptet, diaß eis auch tatisächlich dabei 
bleiibt unid daß es auch auf Ihrer Seitie noch 
aufrechte Gewerkschafter gibt, die ableh- 
nen, innerhalb der Geweinkschafter Partei- 
politik zu machen. Wir konnen nicht einmal 
so viiiele Angestellte bekommen, idaß wir eine 
Liste ejinreichen können; man hält uns so 
niedrig, diaß wir ja nicht irnstiande sinld, vilel- 
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mit dem sozia- 
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leicht bei ,eher  Betriebsna6sw;ahl zu kanldi- 
am-en. Viele soaialibstlische KolUegen, sei es 
in Iden Gewerkschaften oider slei es tauch in 
der Arbeiberkaunmieir Nieideiröstienreichs, wis- 
sen selbst, dd3 es aehr gut wäne, wenn ein- 
mal ein ÖAAB-Vertreter im idier &terJiei&- 
s&en iGewerkschaft iin dien Betniebbsaat kom- 
men k6nnk. Dann würden ihne Ilnteressen 
wiahrschaimilich auch so igut vertreten wie 
dort, wo chnistliiche Geweiilcschafter am Platze 
simid, sei es jietzt in LianldesgeiselLschaften 
oder siei eis idie Personidver t re tg  in  diesiem 
Landie. Dais will mian aiber nicht, W ieis ist 
eine SeLb&vemtänidilichkeit, diaß sich der 
eigene Genoisse gegen seinen (Genossen Voir- 
sitzenden oder gegen sehen Genossen Ge- 
wenkschaiftsboß nicht id,urchsetzen kam. Es 
wäre also für die Angeisitdlten km diesen ver- 
schiedenen Körperischaften sehr angenehm, 
wenn wir sie dort vertnetien könnten. Diais- 
sdbe gilt hiinsuichtlich $ d a  Protestistrieiks. 
Liebe Freunde, ich bih vor zinkia zwei Jahren 
in minidmbens zehn Viewa~mmlungem gewesen, 
die &ich 'durch idie Bianik gegen idiile Geweiik- 
schaft gerichtet haben. Ich ialis Giewerikschafts- 
Sekretär muß in ,die Betriidbe geben und die 
Leute zur Ruhe unid Oridnung mahnen. Fast 
tsglich halben wir iiirgmidwo einen Protest- 
streiik, ahne deß jemanld diiie Geiwerkschaft 
fragt oder bei der Arbeiterkammer nachfragt 
oder eine Personalvertretung fragt. Es ist eine 
Selbstversitändliichkeit. Wi,r können es iihnen 
auch nicht verwehren und ein, zwei Sbunlden 
nist es ohnie weitereis möglich, idiaß in jedem 
Eiinzellbetriieib gestseikt wind. Wir haben so- 
gar den Nlachweiis, da6 die Streikis von ider 
Gewerkschaft nicht merkiaant wairen und 
>aß man (aiber nachtragliich trotzdem dann 
die Streikunterstrützung bezahlft hat. Das iist 
bei den öffentlichen Beidilenstetien hiler auch 
nicht in Anspruch genommen worden. So 
köninte ich cFie Beirspiele ungiemindert fort- 
setizen. Bei der Staidtgemeinide Schwechat 
wurden zum Beiispiieil seit Idiom Jiahre 1954 
nur Soziia'listen aufgenoimimm. Es iiist kein 
einziger von unserer Seilte gewesen. Einmal 
wurde schon 1dianaiu.f hiingeiwilesien, daß in der 
Heil- und Pflegieamsitailt Ybbs ia. id. Donau, 
welche \der Gameinide Wien zugehörig ist, 
Pensoniailvertretnngiswaihliep durchgeführt 
wurdien. Da wwden schon vorhier, bevor man 
Listen eiinreiichen konnte, Fbugblättm heraus- 
gegeben, in denen gewarnt wurde, und zwar 
eine Warnung an jedermann, ieine andere 
Liste als die (des Sozialiisten Dnalchlsleir zu 
wählen. Sehen Siie, so sieht dle Demokratie 
aus. Dias ist auch Demokratie, wenn suich niie- 
manid mehr traut, ieiine Liisbe einzureichen. 
Von der Exekutive, von unserier Frakluon 
der christlichen Gewerkschafter, hort man, 

diaß auch !dort nur mehr SPÖ-Leute beför- 
dert werden und in idjer letzten Zeit eben 
für untsene Laube keiaorleii Biedönderungen 
ausgesprochen wmden. (Das 1ä13t sich eben- 
f,aills von dem Vorsibeniden der chnistfiehen 
Gewerkschiaif t beiwieiiiYeai. 

Nun könnte ich Ihnen noch erzählen von 
den Pemionsrverbsliicherungsansbalten, ob es 
nun idiie PVA iist, wo ich selibst im Viemml- 
tungsauisschiuß ;bin, oidiar ob ies i n  venschiede- 
nen amderen Paisiionisiversicherungsamtalten 
ist, die voln Ihrer iS1eit.e gefiihrt werden, dort 
ist es nicht mnöiglich, iBeföirdierungen, Eimtietl- 
lungen LEW. zu lerneichen. Ihne P~eirsomlpoli- 
tik und Ihre Aniständigikieit zeigt sich darin, 
wie Siie die Maischen d o r t  behiandieh. Trotz- 
dem haben Siie bei dier Stiimmiembigiaibe nkht  
ein Vielfaches ian Stimmem tbekiommen, weil 
diie (dort Betschäftigten unserer Fmlktion mit 
Ihrer Taiktiik flicht leiweirsbandem sind und 
auch dAe Soziailitsten schön ltan!gwm Ihae Ver- 
tretung, Ihre Personalvertretung, wie Sie sie 
meiinen ader wie Siie siie haadhabem, eatt- 
haben. Wir können gonade 1m-n letzten Beii- 
spiiel beweisein, wile demakratisch wiir simd. 
Es waren idiie BeziTkwdmlnäbe von den Kam- 
meirn vorzuschlagen; Anbieiiterlcmlefr und 
Landarbeiterkammer. Der Präsident Jöstl 
bat milch giefriagt, i d e  dlas bei lu116 gemacht 
wird. Ich habe gieisaigt, wir Waden sie pro- 
porzmäBig zusammensetzen. Die Stimmern, 
die die Fraktion der SPÖ biei Iden hnidiasipei- 
berk<ammienwahlen bekommen hat, wieirden 
beli der Bestellung der Bedirkschulräte ke- 
rücksichtiigt. Was )uns sielibstvemtänidlich er- 
schien, war bei der Arbeitieiikammier gianz 
anders; dont ist (die Angeleg,&eiit iin das 
Präsfidilum gelkommen. Beii uns ht ies kiarnmer- 
ambsmäßiig erledigt wonden, und üiie Amts- 
stellmleiter dier Kammern hialsen den- Auf- 
tnag biekommien. Ich bin hiezibe Yieknfmt da- 
von überzeugt, idaß, nachdem (die Weisung 
nur an die Amtsstelledeiber gegangen ist 
un,d diese alle Soaiahisten sind, soweit ich 
bisher Eiinbliick nehlmen konnte, heim einzi- 
ger von mis nominiert wurde, obwolhl wir 
dolrt auch leinen entspnxhenden Prozentsatz 
halben und mit einem FünFtid vertneten sind. 
Ich hätte gerne gehört, daß man auch in der 
Arbeiterkammer unber sozialistischer Füh- 
rung so anständig und demokratisch h n d e l t  
wie in der Landanbeiterkaimuner, wo wir ge- 
sagt haben, selbstverstänldlich, was euch zu- 
steht, das ;bekommt ihr; das ist die Atuffas- 
sung (der christlichen Gewerhchafter im Ge- 
gensatz zur Auffassung der sozialistischen 
Kollegen, die hier keinerlei Entgegenkom- 
men zeigen. Ich glaubie, ich kann die Worte 
des Kollegen Grünzweig am besten wider- 
lcgea, ohne auf Details einzugehen, die ich 
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auf Lager hätte, wenn ich ihm aus dem Mit- 
teilungsb'latt der Personalvertretung einiges 
vorlese: „Es wird jetzt ,sehr viel über Per- 
sonalpolitik ilm Lande Niederösterreich ge- 
schrieben und gesprochen. Meist werden hier- 
bei in s8ehr gehässiger Form Behauptungen 
aufgestellt, die in keiner Weise den Tatsachen 
entsprechen, die aber geeignet sind, ldie Leser 
oder die Zuhörer gegen die Lanldesverwal- 
tung einzlunehmen." Da hat man noch nicht 
gewußt, mdaß der H'err Abg. Grünzweig heute 
dass wieder vorbringen wird. Nicht zur Ver- 
teidigung der Lan,desverwaltung, s'onder8n zur 
Steuer der Wahrheit und damit die Kollegen 
über die Tatsachen objektiv 'informiert wer- 
den, möchte ich vom Strzndpunlkt der Zentral- 
personalvertretung Stellung nehmen. Nach 
anfänglicher Mitarbeit der 'bei der Personal- 
vertretungswahl 1962 gewählten sozialisti- 
schen Personalvertreter mußten auch diese 
auf höhere Wei,sung zurückziehen, unld es er- 
gab sich ,die Frage, wie 'die Vertretung der 
sozialistischen Kollegen zu erfolgen hätte. Um 
jed'e Schädigung dieser Kollegen hintanzuhal- 
ten, hat sich ,die Zentral-Personalvertretung 
dafür entschie,den, bei allen Verhandlungen 
auch die Interessen dieser Kollegen durch die 
gewählten Vertreter der Liste „ÖAAB-Fach- 
gruppe Niederösterreichische Landesbedien- 
stete unid Fraktion chriytlicher Gewerkschaf- 
ter" zu vertreten. In diesem Sinne sind die 
Dienststellenpersonalvertretungen auch bei 
allen Vorschlägen für Personalmaßnahmen 
vorgegangen. Es kann festgestellt werden, 
aaß die Personalmaßnshmen, wie B'e,förde- 
rungen, Pragmatisi'eriungen, Unkündbarstel- 
lungen ued Üiberstellungen in andere Ver- 
wendungs- und Entlohnungsgruppen, nach 
objektiven Gesichtspunkten und nicht nach 
politischen erfolgen. S 3  sinsd insbesondere 
durch einstimmige Beschlüsse der Landes- 
regierung - hier \dürften Ihre Herren Lan- 
desräte ja ,mitgestimmt habmen, sonst könnte 
man nicht von einer einstimmigen Abstim- 
mung in (der Landesregierung reden - die 
T'oraussetzungen für Pragmatisierungen und 
Unkündbarstellungen gmau festgelegt. Wer 
d-iese Voraussetzungen, z. B. eine min,destens 
zweijäihrige Dilenstzeit für die Pragmatisie- 
rung, nicht erfüllt oder die vorgeschriebene 
Dienstprüfung nicht abgelegt hat, kann na- 
tü.rlich auch dann nicht pragmatisiert werden, 
wenn er der sozialistischen Fraktion an,ge- 
hört. Das gleiche gilt, wenn eine Unkündbar- 
Stellung vor der hierfür vorgeselhenen Dienst- 
zeit angestrebt wird. 

Es ist f'erner schon allen Ko!legen bekannt, 
daß mit dem Inkrafttreten 'der Allgemeinen 
Dienstordnung für Vert,ragshedienstete des 
Bundeslanides Niederösterreich vor fünf Jah- 

ren Pragmati,sier'ungen in den Verwen,dungs- 
gruppen E #und D nicht me,hr durchgeführt 
werden, weil di'e Bestimmungen ,der Allge- 
meinen Dienstordnung eine Gleichstellung 
der Kollegen in den Entlohnunigsgruppen e 
und d mit 'den pragmatischen Bediensteten 
garantieren. Wenn dann noch lbeispielsweise 
zu.m 1. Juli 81 Kollegen die,ser Entlohnungs- 
gruppen und des Schemtm I1 genannt werden, 
die deshalb pragmatisiert werden sollen, weil 
sie der sozialistischen Fraktion angehören, 
während alle anderen Kollegen zur Kenntnis 
genommen haben, daß in di'esen Gruppen 
keine Pragmatisierungen lmöglich sind, so 
zeigt dies, wo in Wirklichkeit n,ur nach poli- 
tischen Gesichtspunkten vorgegangen werden 
solll. Selbstverständlich kann #man auf diese 
Weise auch eine sehr wirklsame, alber eben 
völlig unrichtige Statistik über Persoaalmaß- 
nahmen im Lande Niederösterrmeich konstru- 
ieren. Weitere Verfälschungen der 'Statistik 
sind dadurch gegeben, daß von solziali'stischer 
Seite Kollegen genannt werden, ldie bereits 
ausgeschieden oder suspendiert sind. 

Bei ,der Beurteilung von Personalmaßnah- 
men scheint mir aber vor all'em entscheiden#d 
zu sein, daß 'diese eben nicht nach dem Pro- 
porz, sondern nach gesetz,lichen oder durch 
Beschlüsse 'der Landesregierung festgelegten 
Grundsätzen vorzunehmmen sind. Und nach 
djesen Gmnidsätzen ,wird im Lande Nieder- 
Österreich vorgegangen. Wenn dies von 60- 

zialistischer Seite bestritten wird, dann 
mögen B'elweise für ,das Gegenteil vorgebracht 
werden. 

Außerdem war bei der jeCzt aus rein poli- 
tischen Gründen so viel gelschmähten Perso- 
nalpolitik der Landesverwaltung noch nie ein' 
Kollege wegen seiner politischen Ein'stellung 
bcnachteiligt und noch weniger in seiner Exi- 
stenz gefährdet. Der Zentralpersonalvertre- 
tung sied vi'elmehr eine Reihe von Äußerun- 
gen sozialistischer Kollegen bekannt, und sie 
verfügt bereits über Unterlagen, aus denen 
hervorgeht, 'daß diese Kol'legen die objektive 
Tätigkeit der Personalvertretung und idie für 
die Kollegen erzielten Erfolge ibesonders wür- 
digen un,d anerkennen. 

An'derseits sind der Personalvertretung 
aber Fälle aus verstaatlichten Betrieben und 
Dienststellen )der Gemeinde Wien in Nieder- 
Österreich bekannt, wo Kollegen schwersten 
Pressionen ausge,setzt waren, weil sie ibei Be- 
i.riebsratswahlen für eine andere alls 'die Liste 
soaialistischer Gewerkschafter kandidierten. 
Und bei dieser Sachlage, ,die in ähnlicher 
Weise in allen von 'den Sozialisten geleiteten 
Körperschaften unid Organisationen gegeben 
ist, wagt es die Sozialistische Partei, die Per- 
sonalpolitik der Landesverwaltung in Nie- 
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derösterreich anzugreifen. Dielse Dinge sind 
zu blekannt, als daß die Methode ,,Haltet den 
Dieb" noch Glaubwürdigkeit für die SPÖ er- 
zeugen könnte. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich glaube, 
auch meine praktischen Ausführungen haben 
das unterstrichen, unterstützt und bestätigt, 
daß wir als christliche Gewerkschafter (Zwi- 
schenruf Präsident Wondrak.) - Herr Präsi- 
dent, du kannst jederzeit im Gewerkschafts- 
bund, in der Arbeiterkammer, in jeder Sozial- 
Versicherungsanstalt nachfragen, ab ich dort 
mehr als zwei oder drei Beschäftigte habe 
und ob ich irgendeine Moglichkeit habe, dort 
jemanden unterzubringen. Wir wissen ganz 
genau, daß man hier nur Politik lbetreiben 
will um billiger Worte Willen, um in der 
Presse schreiben zu können, wie undemokra- 
tisch hier vorgegangen wirtd. Schauen Sie, 
liebe Freunde aus der sozialistischen Frak- 
tion, wir könnten genau dasselbe in vielen, 
vielen Fällen sagen. Tatsächlich bekomme ich 
Briefe von Terrorakten ir. den Betrieben, wo 
man uns keine Liste aufstellen läßt; Sie ha- 
ben die Möglichkeit gehabt, ohne Unterschrif- 
ten zu kandidieren. Wir wünschten, daß Sie 
bereit sind, [das Betriebsrätegesetz zu novel- 
lieren, daß wir keine Unterschriften mehr 
brauchen wiirden. Wir könnten Ihnen auf 
Grund der Mandate, die wir idann hätten, be- 
weisen, wie viele Kollegen heute zwangsläufig 
Ihre Liste wählen müssen, weil keine andere 
da ist, oder nur leere Stimmzettel abgeben 
können; denn die Anbeitnehmerschaft in Nie- 
derösterreich hat längst ei kannt, daß lsie über- 
all dort, wo unsere Vertreter am Werke sind, 
unterstützt werden unid daß auch unsere ge- 
samte Österreichische Volkspartei hinter den 
Arbeitnehmern von Niederösterreich steht. 
(Beifall bei d e r  ÖVP.) 

PRÄiSIDENT TEiSAR: Zum Wort gelangt 
Herr Abg. Pettenauer. 

ABG. PETTENAUER: Hohes Haus! Im 
Sprachschatz der Niederosterreicher gibt es 
viele Wörter, die Sie weder im Duden noch im 
Osterreichischea Wörterbuch finden. Zu die- 
sen Wörtern zählt das Wörtchen ,,daweil", 
hat mit ,,dawei" nichts zu bun, das ist russisch 
und heißt: gemma. Ich habe einen Mathe- 
matikpmfessor gehabt, der von Deutsch etwas 
versteht; der hat mir gesagt, da könnte man 
ohne weiteres das Wörtchen ,,vorläufig" ver- 
wenIden. Weil nun (diese ibeiden Wörter je- 
weils von einem anderen Herrn auf die glei- 
che Frage ausgesprochen wuriden, bin ich et- 
was unruhig geworden. „Daweil" hat der 
Herr Landeshauptmann gebracht, die vorneh- 
mere Sprache wandte unser verehrter Herr 
Landesrat Wenger an, der hat ,,vorläufig" ge- 

sagt. Die Frage lautete: Was geschieht mit 
der Bezirkshauptmannschaft Wien-Umge- 
bung? Diese Frage interessiert nicht nur mich, 
sondern rund 79.000 \Menschen, die in dieser 
Bezirkshauptmannschaft Wien-Umgebung zu- 
sammengefaßt sind. Herr Landeshauptmann 
hat auf meine Frage im Finanzausschuß ge- 
sagt: ,,Wir lhaiben halt dclweil die Geschichte 
stehenlassen." Der Herr Landesrat Wenger 
sagte damals nach (der Regierungssitzung: 
,,Wir haben die Sache vorläufig zurückge- 
sldlt." Weil aber weder ,,daweil" noch ,,vor- 
laufig" ebwas Endgültiges ist und wir in die- 
ser Frage aber ebwas Endgültiges wollen, 
muß ich (den Hohen Landtag bei dieser Ge- 
legenheit mit einer kleinen Geschichte be- 
schäftigen, und zwar mit der Geschichte der 
Entstehung der Bezjrlwhaupbmanmchaft 
Wien-Umgebung, !damit Sie erkennen, was 
uns diese Bezirkshauptmannschaft bedeutet. 
Das ist eine schöne Geschichte, ldie viel Posi- 
tives enthält, und ich möchte nur wünschen, 
daß über alles, was in diesem Lande Nieder- 
osterreich errichtet, gefördert und isubventio- 
nwrt wird, so viel Gutes gesagt werden kann 
wie über die BH Wien-Umgebung. Ich möchte 
schon betonen, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, daß es im Rahmen dieser De- 
batten heute keine weltbewegende Angele- 
genheit ist, denn in diesem Budget geht es 
ja um Millianden. Bei der Bezirkshauptmann- 
schaft Wien-Umgebung geht es laut Erhebun- 
gen des Finanzkontrollausschusses um ein 
Gebiet, das 485 km' ujmfaßt, ldas sind kaum 
2,5 Prozent der Gesamtfläche Niieideröster- 
reichs. Es sin,d nur 79.000 Einwohner, eben- 
falls nur 5,7 Prozent der Gesamteinwohner. 
Das sind Ziffern, die nicht gerade er- 
schütternd sinld. Im Jahre 1955 waren es 
41 GemeinIden, dann sind welche (dazu- und 
weggelkommen, so daß im Jahre 1963 nur 
mehr 26 Gemeinden dieser Bezirkshaupt- 
mannschaft Wiien-Umgebung angehören, 
also lauter Gemeinden, (die ehemals als 
Wiener Randgemeinden bezeichnet wurden. 
Und mit diesen Wiener Bandgemeinden 
fängt nun !diese Geschichte ider Beainkshaupt- 
mannschaft Wien-Ulmgebung an. Sie wissen 
ja, 1947 wurde das Gebietsänderungsgesebz 
beschlossen, es konnte nicht durchgeführt 
werden, weil die Besatzungsmächte dagegen 
waren; aber 1954 trat dann ein Wandel in der 
Ansicht der Besatzungsmächte ein, so daß 
! 055 das Gesetz realisiert werden konnte. 
Diese Abtrennung tat damals einem Teil der 
Bevölkerung sehr weh, unid es ist manchem 
sehr nahegegangen, nun von Wien wegzu- 
kommen. Später hat sich aiber gezeigt, daß 
diese Schmerzen sehr rasch übepwun'den wa- 
ren. Die Klosterneuburger, in ihrer Mehrheit 
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s f i t  eh und je der Österreichischen Volkspar- 
tei zugeneigt, waren froh, ,daß sie von der 
,,roten Gewaltherrschaft'' endlich weggekom- 
men sind - so haben wir imimer gehört -, 
und die Sch'wechater sind 'daraufgekommen, 
daß s,ie eigentl'ich gar nicht so arme Leute sinjd, 
im Gegenteil, 'daß sie sehr reich sind und da- 
mit auch angemhene 'Bürger einer angesehenen 
Stadt werden, ,die ein rie'siges Einkommen 
hat, das ihnen allerhand ermöglicht. Es kön- 
nen nun manche Wünsche erfüllt werden, die 
vielleicht früher nicht so leicht durchzuführen 
o,der ,durchzubringen waren. Aber i:m allge- 
meinen hat man damals versucht, die Rand- 
gr-meiniden zu trösten, die nun vor einer voll- 
kommen anderen Situation stanfden. Was imt 
man da? Man verspricht, Iman hat Millionen 
versprochen. Es war 'so ungefähr wie damals 
im Jahre 1938, als Hitler kam, Perlen ver- 
sprach und 'den Eintopf brachte. Heute sehen 
wir auch, daß viel Eintopf dabei war. Kloster- 
neuburg hat es im Gegensatz zlu Schwechat 
schr schwer. Nun war aber etwas anderes zu 
entsche,iden, es hätte nämlich jsede dieser 
neuen Gemeinden 'wieder einer Verwaltungs- 
behörde zugeteilt werden mümssen. Der ein- 
fache Vorgang wäre der ge'wesen, daß man 
die Klosterneuburger zur Bezirkshauptmann- 
Schaft Tulln und !die Schwechater zur Bezirks- 
2; auptmannschaf t Bruck wieder zurück,f ührt. 
Meine Herren, wer es damals im Jahre 1955 
gewagt hätte, dieses Ansinnen an die Ge- 
meinden zu richten, hätte 'mit einer sehr 
schweren Abfuhr rechncii müssen. Wer sollte 
denn den reichen 'Schwechatern sagen: Zu- 
rück nach Bruck! Das war einfach nicht mög- 
lich Nun ist man zu einer Lösung gekommen, 
d.ie man vielleicht damals als Notlösung an- 
gesehen hat, und man ist heute noch geneigt, 
die Schaffung (der Bezirkshauptmannschaft 
MiTien-Umgebung als Notlösung zu bezeichnen. 
Es wurde die Belzirkshauptmannschaft Wien- 
Lrmgebmung geschaffen, es ist ein Geburtshel- 
fer geholt worden, 'der sein Geschäft verssteht, 
namlich der Herr Bezirkshauptmann von 
Gänserndorf, Hofrat Dr. Baumgartner, der 
heutige Präsiirlialchef. Er hat die Bezirks- 
hauptmannschaft Wien-Umgebung eingerich- 
tet, und ich muß sagen, er hat ein Meister- 
werk ge,schaffen. Dieser Ausdruck ist nicht 
von mir erfunden, ,das hat lder Finanz- 
kontrollausschuß anläßlich eines Besuches 
glaubliich ism Jahre 1960 felstgestelllt, und er 
hat sogar noch gesagt, adaß die,se Bezirks- 
hauptriiannschaft mustergültig eingerichtet 
ist, und es könnte sich so manche Bezirks- 
hauptmannschaft e t w a  abschauen. Und 
diese in acht Jahren soslehr bewährte Be- 
zjrkshauptmannschaft sollte nun aus Erspa- 
rvngsgründen aufgelöst werden, Klosterneu- 

hurg sollte wieder nach Tulln, Schwechat 
nach Bruck kommen, die Purkersdorfer hät- 
ten es sich a'uswählen können, ob sie nach 
Mödling oder nach St. Pölten wollen, und 
Gei-asdori und Seyring, diese 'Gemeinden drü- 
ber 'der Donau, wären nach Korneuburg ge- 
kommen. Die Ersparnisse können laut Kon- 
trollbericht ja nur gleich dem Nettoaufwand 
sein, der im Jahre 1960 rund 2,100.000 Schil- 
ling betrug. Dafür hätten nun die Klosterneu- 
burger statt Iden Katzensprung nach Wien 
nach Tulln fahren müssen. Welche Möglich- 
keiten haben wir Klolsterneuburger? Wir haben 
nur die Bahn, die jed:: Stunde einmal mit 
einem Züglein verlkehrt. Die Strecke lbeträgt 
ca. 28 km. Nach Wien haben 'wir ,die Eisen- 
ba,hn, wir haben zwei Autobuslinien, die von 
cien Ortsgemeinden Gugging und Weidling 
iiA den stark frequentierten Zeiten 'direkt ige- 
hen, wir haben einen Zehnminutenverkehr, 
der Weg selbst 'beträgt nur 13 km bis in das 
Herz von Wien, in den ersten Bezirk, in die 
Löwelstraße. Dasselbe trifft für Schswechat 
zu. Ich glaube sogar, daß die Verbindung von 
Schwechat nach Bruck noch schlechter ist. Ich 
n:uß zugeben, beide Städte, so'wohl Kloster- 
neuburg als auch Schwechat, haben Außen- 
stellen. Klosterneuburg bekolmmt nun eine 
ntue, d:.r Bamu ist schon sehr weit fortgeschrit- 
cm, vorläufig müssen wir allerldings noch das 
Provisorium in Anspruch nehmen. ADer wie 
ist es nun mit den Außenstellen wirklich? 
Wem stehen sie zur Veyfügung? Sicherlich 
cjner großen Zahl von Klcsterneuburgern, #die 
aort wohnen und dort beschäftigt sind. ABer 
von den Bewohnern Klosterneuburgs sind 
viele in Wien tätig. Unsere Kaufleute, !unsere 
Grwerbetrei'benden haben ihre Geschäftsver- 
biiildungen nach Wien ausgericht'et, es drängt 
d i e s  nach Wien, jeder will seine Dinge in 
Wien erledigen. Die Beschäftigten in Wien 
können mit ein, höchstens zwei Stunden Ar- 
beitszeitverlust zur Bezirkshauptmannschaft 
iri die Löwektraße fahren, währenld die Klo- 
sierneuburger baw. die in Klosterneuburg 
Beschäftigten in die Aufienstelle Klosterneu- 
burg gehen können. Für  )die Gewenbbetreiben- 
den wücden die ISchwierigkeiten noch ,größer 
werden, denn mit .der Bezirkshauptmann- 
Schaft Wien-Umgebung würde selbstverständ- 
lich auch das Finanzamt für Wien-Umgebung 
aufgelöst lund nach Tulln verlegt werden. 
Der Gewerbetrei'benlde, der nun seine Ge- 
schäitsfreunde in Wien hat, der alles in Wien 
eriedigt, müßte für seine Angele'genheiten 
finanzieller Natur nach Tul'ln fahren und da- 
durch viel Zeit verlieren. Dasselbe gilt auch 
fur Schwechat und Bruck. Wir (danken selbst- 
verständlich allen zuständigen Stellen für die 
Errichtung dieser Amußenstellen, die aber un- 
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serer Auffassiung nach eine Außenstelle der 
ßezirk&aupt,mannschaft Wien-Umgebung 
bleiben soll und nicht zu einer Außenstelle 
der Bezirkshauptmannschaft llulln werden 
darf. Man hat auch den Schwechatern eine 
Außenstelle versprochen; sie existiert zwar 
schon und war in einem ldamals der Gemeinde 
gehörigen Haus untergebracht. Dieses Haus 
wurde niedergerissen, weil ldort die neue Au- 
ßenstelle hinkommen sollte, und sie wurde 
nun vorläufig in die ,,Kohlstaude" verlegt, die 
der Firma Mautner Markhaf gehört. Ich höre 
aber, daß diese Firma die Lokalitäten drin- 
gend braucht und, wenn nicht ehestens eine 
Entscheidung getroffen wird, wird sich die 
Außenstelle Schwechat Lim eine neue Unter- 
kunft umsehen müssen. 

Nun hat man im Finanzausschuß wegen Er- 
richtung dieser Außenstelle bereits im Mai 
1962 einen Beschliuß gefaßt, ich glaube, es 
sollte um den Betrag von Ca. 10 Millionen 
Schilling diese Außenstelle errichtet werden; 
zwischendurch haben sich einige Meinungs- 
verschiedenheiten bezüglich des Einbaues des 
Vermessungsamtes ergeben. Bruck wollte 
diese Amtsstelle in Bruck, Schlwechat in 
Schwechat haben. Man konnte sich lange 
nicht einigen, darum hat man im Finanzaus- 
schuß im Juli 1963 diese Vorlage vorläufig zu- 
rückgestellt. .Die Auskunft, die der Herr Lan- 
deshauptmann im Finanzausschluß gegeben 
hat, ist nicht ganz richtig gewesen. Der Fi- 
nazausschuß hat die Vorlage mit der Bitte 
an die Landesregierung, an den zuständigen 
Referenten - das ist der Herr Landeshaupt- 
mann -, zurückgestellt, daß diese nun dem 
Finanzausschuß und später dem Bauausschuß 
Pläne vorlegt. Dieser Auftrag des Finanzaus- 
schusses wurde bis dato noch nicht erledigt. 
Wir sind der Meinung, rnan sollte sich doch 
etwas beeilen, um so mehr, als der Herr Lan- 
desamtsdirektor selbst im Ausschuß die Bitte 
vorgebracht hat, man soll lkloch endlich die 
notwendigen Arbeiten für die Errichtung die- 
ser Außenstelle in Angriff nehmen. Auch der 
Herr Präsidialvorstanid ist daran interessiert, 
daß diese Außenstelle errichtet wird, am mei- 
sten aber natürlich die Bevöhkerung der Stadt 
Schwechat und Umgebung. Man soll es doch 
nicht darauf ankommen lassen, daß Iman sich 
kündigen läßt. Vor allem aber möchte ich 
folgendes endgültig dazu sagen: Wir bitten, 
von diesem Plan, die Bezii kshauptmannschaf t 
Wien-Umgebung aufzulassen, sie anders ziu 
iormen, Abstand zu nehmen, wenn auch 
2, l  Millionen Schilling erspart wenden könn- 
ten. Wenn ich nun hier gegen Ersparnisse, 
die wir doch alle vertreten sollten, sprechen 
niuß, so möchte ich doch feststellen, daß Er- 
sparnisse, die man aus der Tasche der Be- 

d 

völkerung nimmt, von uns nicht gelbilligt wer- 
den können. 

Ich erlaube mir daher im Zuge dieser An- 
gelegenheit Schwechat einen Resolutions- 
antrag zu stellen, der lautet (Ziest): 

„Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Die Landesregierung wird aufgefordert, in 
Entsprechung 'des Beschlusses des Finanzaus- 
sch,usses vom 3. Juli 1963, .mit welchem eine 
Zurückweisung der Vorlage, (betreffend die 
Errichtung eines Amtsgebäudes für die Un- 
terbringung ,der Außenstelle der Bezirks- 
hauptmannschaft Wien-Umgebung in Schwe- 
chat (Ltg. Z1. 376), an die Landesregierung 
erfolgte, ehestens eine ,berichtigte Landtags- 
Vorlage zu erstellen, damit (dieses nunmehr 
seit zwei Jahren geplante Vorhaben endlich 
einer Verwirklichung zugeführt werden 
kann. '' * 

Hohes Haus! Was unser Freund Grünzweig 
vor wenigen Minuten hier ausführte, klingt 
für den, der 'die Dinge nicht kennt, beinahe 
unglaublich, aber ab'sol'ut glaubiha£t für den- 
jenigen, 'der selblst in einem Gabiet wohnt, wo 
sich eine Landesanstalt befindet, und der über 
die Methoden, wie dort Personalpolitilk be- 
trieben wird, genau Bescheild weiß. Ich möchte 
Ihnen auch noch ganz kurz einige Beispiele 
zitieren, damit 'Sie nicht glauben, daß alles, 
was hier ülber Personalpolitik g,esagt wird, 
BUS !der Luft gegriffen ist, aus 'dem Hand- 
gelenk geschüttelt oder aus irgendeiner Zei- 
tung herausgelesen !wurde. Ich möchte von 
d.er ,Einstellung eines Heizers in der Landes- 
heil- und Pflegeanstalt Gugging berichten. 
Cort wurde vor zirka fünf Jahren dringendst 
ein Hoch'dnuckkesselwärter mit Prüfung ge- 
sucht. Es hat sich ein Bewerber, der in Kier- 
l?ng, al'so in unmittelbarer Nähe \der Landes- 
anstalt wohnt, gemeld.et. Dieser Mann, 
2b Jahre alt, gelernter Schlosser, brachte die 
Voraussetzungen für ,diese Aufgabe mit, da 
er eine Reihe von Prüfungen, so die Schlos- 
serprüfsung unld die verlangte Hochdiiuckkes- 
sdwärterprüfung, bereits abgelegt hatte. Alle 
seine Fähigkeiten, worüber er auch Zeug- 
r,isse aufweisen kann, hat er in seinem An5su- 
chen angeführt. Die aufnehmenden Stellen 
waren also über die Kenntnisse ,dieses Man- 
nes informiert. Wahrscheinlich (hat ,man aber 
d-urch Umfrage ,erfahren, daß er nicht nur 
die Hochdruckkesselwärterprüfueg be.sitzt, 
sondern auch Mitglied der W Ö  ist. Dem An- 
su.chen wurde #daher nicht entsprochen. Ein 
zlveiter Bewepber, \der sich gemeldet hat, ist 
gelernter Schmied, hat aber seinen Beruf 
schon seit 15 Jahren nicht ausgeübt und auch 
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keinen Hammer mehr in der Hand gehabt. 
Dieser Mann war zum Unterschied vom er- 
sten Beweriber nicht 28, sondern 50 Jahre alt. 
Er wunde anifgenommen, obwohl er von einem 
Hochdruckkessel keine Ahnung hatte. Er 
niußte vom alten Heizer ein ganzes Jahr lang 
eingeschult werden. Nach einem Jahr ist er 
zu der erforderlichen Hochdruckkesselwärter- 
Prüfung angetreten, hat sie aber, nachdem er 
halt theoretisch und praktisch ein bisserl 
schwach war, nicht bestanden. Er mußte da- 
her weitere 15 Monate neben dem bisherigen 
Kesselwärter arbleiten. Dann erst ist es ihim 
- vielleicht mit einiger Untemtützung - ge- 
lungen, (die Prüfung abzulegen, worauf er 
eingestellt wurde. Man hat also statt dem 
jungen, wirklich fäihigen 28jährigen Bewer- 
ber einen 50jährigen Mann aufgenommen. 
Wäre der erste IBiewenbier eingestellt worden, 
hätte man sich außerdem 15 Monatsgehälter 
ersparen können. In weiteren Fällen könnte 
ich Ihnen ohne weiteres die Namen nennen, 
du sich die Betreffenden bereits in Pension 
befinden und ihnen nichts mehr passieren 
kann. Ich möchte Ihnen von einem Kollegen 
berichten, der am 31. Dezember 1959 pensio- 
niert wurde. Dieser hat zehn Jahre hindurch 
aE schwerer, verantwortungisvoller Stelle 
selbständig als Oberpfheger geanbeitet und hat 
dje Abteilung auch lange Zeit als Oberpfleger- 
Siellvertreter zur vollsten Zufriedenheit des 
Herrn Direktors und des Primarius geleitet. 
Er war immer mit ,,sehr gut" qualifiziert und 
ist trotzdem, ohne auch nur einmal befördert 
worden zu sein, als {Pfleger in Pension gegan- 
gen. Ein Kollege von ihm, dessen politische 
Vergangenheit, ich glaube, so ziemlich alle 
Farben, die es gibt, widergespiegelt hat, ist 
mit gleichem Dienstalter als Oberpfleger in 
Pension gegangen. Wie mir bekannt ist, war 
dieser Mann bis 1934 Sozialist, was bis zu 
diesem Zeitpunkt nicht schwer war. Was er 
bis (zum Umbruch im Jahre 1938 war, weiß 
ich nicht. Ich nehme an, wahrscheinlich An- 
gehöriger der Vaterlänidischen Front. Wie 
dem auch sei, war e r  1938 sofort in der Lage, 
das Mitgliedsbuch der NSDAP vorzuweisen. 
Und von 1945 bis 1947? Was war man da 
schon? Da hat man doch Chancen gehabt, 
wenn man ibei (der KP war. Also war er Mit- 
glied der KP und ab 1947 bieim ÖAAB. Ein 
guter Freund von mir wuride auch im ver- 
gangenen Jahr per 31. Dezember pensioniert. 
Obwohl er die Oberpflegerprüfung gehabt 
hat, ging er nur als Stellvertreter in Pension. 
Der Schaden, der ihm dadurch für seine wei- 
tc ren Lebensjahre emvächst, beträgt monat- 
lkh 350 Schilling. Ein sehr guter Bekannter 
von mir, für den ich mich außerordentlich 
bemüiht habe, geht am 31. 12. 1963 in Pension 

und ein zweiter ebenfalls. Beide verfügen 
über die beste Dienstbeschreibung, (die es gibt, 
leider gehören sie aber nicht dem ÖAAB an, 
weshalb sie, oibwohl sie alle Prüfungen abge- 
legt haben, nur als ganz gewöhnliche Pfleger 
in Pension geschickt werden. Solange sie ihre 
Pension beziehen, erleiden sie dadurch einen 
Schaden von monatlich 500 Schilling. Ich 
könnte noch zwei Namen nennen, wenn sich 
jLmand 'dafür interessiert, bin ich gerne dazu 
bereit. Es handelt sich um Bedienstete, die 
schon 15 Jahre im Landesdienst stehen und 
nicht ein einziges Avancement erhalten ha- 
ben, obwohl sie (die nobwenldigen Prüfungen 
aufweisen. Ein Oberpfleger-Stellvertneter mit 
13 Dienstjahren, der vielfach in der Funktion 
eines Oberpflegers verwendet wurde, wurde 
ebenfalls ziurückgestellt. Wir kennen aber 
eine Reihe von ÖAAB-Mitgliedern, die nicht 
einmal noch 10 Dienstjahre halben und trotz- 
dem schon zu Oiberpfleger-Stellvertretern er- 
nannt wurden, ckmwohl sie dienstjünger unld 
qualifikationsmäßig auch nicht besser als die 
anderen beschrieben sind. Dabei weiß man ja, 
wie Qualifikationen zustande kommen, wenn 
bekannt ist, daß der Betreffende der SPÖ 
bzw. dem ÖAAB angehört. Ein besoniders 
krasser Fall, sozusagen ein klassisches Bei- 
spiel, hat sich in der jüngsten Zeit ereignet. 
Wenn mein Freund Grünzweig feststellte, daß 
ir! dem niederösterreichjschen Landesdienst 
ein Mann, der ein „Roter" ist, nicht einmal 
zum Holzthacken aufgenommen werdien kann, 
dann muß ich sagen, daß in d'er Landesheil- 
und Pflegeanstalt Gugging eine Frau nicht 
c inmal zum Abwaschen aufgenommen wer- 
den kann, wenn sie eine ,,Rote" ist. Der 
Xüchenbeamte der Anstalt suchte zur Aus- 
hilfe eine Küchengehilfin, die man in der heu- 
tigen Zeit kaum mehr findet, denn es ist 
kaum ein Frau bereit, solche schwere Dienste 
in (der Küche zu leisten. Eine Bewerberin hat 
sich gefunden und erklärt,. sie stehe jeder- 
zeit ztur Verfügung. Nach einiger Zeit wurde 
s i ~  benachrichtigt, idaß man mit größtem Be- 
dauern - oh, wieviel Herz ist da dabei - 
ablehnen müsse, sie auch nur aushilfsweise 
einzustellen. Eine prominente Persönlichkeit 
in (der Verwaltning sagte (dem betreffenden 
Küchenbeamten, der gar nicht daran gedacht 
hat, daß eine Abwascherin ihr politisches 
Glaubensbekenntnis mibbringen müsse: ,,Ja, 
wissen Sie denn nicht, das ist ja die Frau von 
einem Roten, die können wir doch nicht neh- 
men." 

Meine sehr geehrten Damen unid Herren! 
Wie ist es nun bei den Gemeinden? Nehmen 
wir zum Beispiel die Gemeinde Klosterneu- 
burg. Dort war es uns am Freitag in der Ge- 
rrieinderatssitzung auch nicht möglich, eine 
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Aushilfskraft, die sich bewährt hat, als Ver- 
ti agsbedienstete einzustellen, weil sie nicht 
Mitglied der Österreichischen Volkspartei ist. 
SO liegen ldie Dingle wirklich. Ich gla(ube, die- 
sen hier durch Unterlagen belegten Anschul- 
digungen werden Sie !kaum entgehen können. 
Es ist nur bedauerlich, daß der Herr Landes- 
hauptmann, der für alle ciiese Dinge in erster 
Linie verantwortlich zeichnet, nicht zugegen 
ist. Ich glaube, daß seine Erklärung, die er am 
Vormittag hier abgegeben hat, für 'das, was 
iii der Gruppe 0 an Anwürfen unid Anschul- 
diglungen gegen ihn vorgebracht wurde, nicht 
ausreichend ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

PRÄSIDENT TESAR: Zum Wort gelangt 
der Herr Abg. Peyerl. 

ABG. PEYERL: Hoher Landtag! Sehr ge- 
ehrte Damen und Herren! Ich habe mich ver- 
anlaßt gesehen, mich zum Kapitel 0 zum Wort 
zu melden, weil es auch in meinem Bezirk, 
iiisbesondere in unserer Landesanstalt Mauer- 
Öhling, mehrere Personalprobleme gibt, nicht 
zuletzt auch deswegen, weil von einigen Ab- 
geordneten )behauptet wurde, daß in Iden ver- 
staatlichten Betrieben volksdemokratische 
Zustänide iherrschten. Sawcihl (der Herr Abg. 
Resch als auch 'der Herr Abg. Cipin sind der 
Meinung, daß, wenn im Hause iiber Perso- 
nalpolitik gesprochen wird, vor allem auch 
die verstaatlichten Betriebe genannt werden 
müssen. 

meine Damen und Herren! Ich bin gerne 
bereit, darüiber einige Aufklärungen zu 
geben. Ich selbst bin in der Firma Böhler, 
einem Unternehmen mit 16.000 Beschäftigten, 
tätig. Wenn Sie wissen wollen, wer unser 
Vorstandsdirektor ist, dann kann ich Ihnen 
mitteilen, 'daß dieser Dr. Mayer-Mallenau 
heißt und der Österreichischen Volkspartei 
angehört. Wenn Sie iiber Beforderungen, Ein- 
stufungen oder Gehaltsnachziehungen in 
unserem Betrieb Bescheid wissen wollen, 
dann kann ich Ihnen ganz offen versichern, 
daß es keinen einzigen Arbeiter und Ange- 
stellten gibt, der hierbei zuerst um seine Ge- 
sinnung gefragt wird. Es /wird vielmehr die 
Eignung nn Iden Vordergrund gestellt. Wir 
sind der Meinung - und das können Sie in 
unserem Unternehmen selbst üiberprüfen -, 
daß es nicht danum gehen kann, daß die poli- 
tische Gesinnung die Hauptrolle spielt, son- 
dern vielmehr die Eignung und Tüchtigkeit 
ausschlaggebend sein müssen. Sie können 
feststellen, daß ibei uns viele Mitglider des 
OAAB - ich könnte Ihnen vier Namen von 
Ortsgruppenabmännern Iihrer Fraktion 
nennen - Beschäftigung finden und verwen- 
dungsmäßig in sehr (guten Positionen stehen. 
Ich kann daher nicht umhin, verwundert auf 

Dinge hinzuweisen, die sich in der Landes- 
anstalt Mauer-Öhling zutragen. Es konnte 
festgestellt werden, daß von etwa 300 in den 
Ictzten Jahren erfolgten Aufwhmen lediglich 
eine einzige der SPÖ angehörende Bewer- 
berin berücksichtigt wurde, (und dies nur des- 
wegen, weil es sich um eine Frau handelte, 
'die im Jahre 1945 mit ihrem Vater, dem be- 
kannten Landtagsabgeordneten Gruber aus 
Amstetten, von den Russen verschleppt 
wurde. Ansonsten wäre sicherlich auch sie 
nicht (berücksichtigt worden. Wir konnten 
weiter feststellen, daß sich zwei Pfleger dieser 
Anstalt Jahre hindurch bemühen, zu Ober- 
Pflegern befordert zu werden, was ihnen nur 
deswegen nicht gelingt, weil sie 'der Sozia- 
listischen Partei angehoren. Ich glauibe daher, 
daß es unser gutes Recht ist, uns als sozia- 
listische Abgeordnete in so entscheidender 
Debatte mit diesen wichtigen Fragen zu be- 
schäftigen und auf idiese Probleme hineu- 
weisen. Während die beiden von mir ge- 
nannten Bewenber, die nun 32 Dienstjahre 
aufweisen, nicht befördert wurden, weil sie 
nicht dem ÖAAB angehören, wurden zwei 
andere Pfleger, der eine mit 8 und ider andere 
mit 10 Dienstjahren, nur deshalb, weil sie 
Mitglieder der Österreichischen Volkspartei 
sind, zu Oberpflegern befördert. Wenn sich 
die Wäscheleiterin dieser Anstalt, die nach 
einer ÖVP-Wäscheleiterin, welche emtens im 
definitiven Dienstverhältnis stand und zwei- 
tens in lder Dienstklasse 4 eingestuft war, die 
Nachfolge angetreten hat, seit Jahren be- 
müht, ihre Entlohnung zu verbessern, da sie 
noch immer nach dem Vertragsbediensteten- 
schema in ider Gruppe 11, Entlohnungs- 
gruppe 4, bezahlt wird, dann glaube ich, daß 
ein solches Bemiihen wohl tberechtigt ist. 
Dieser Frau widerfährt ohne Zweifel großes 
Unrecht, da sie als Wäscheleiterin schon 
jahrelang dieselbe Tätigkeit wie ihre Vor- 
gängerin ausübt, aber entlohnungsmäßig um 
vieles schlechter gestellt ist. Die Frau verliert 
durch diese Benachteiligung nicht weniger als 
12.000 \bis 14.000 Schilling. Ich (glaube, daß 
man auch in einer Landesanstalt keine der- 
artige Personalpolitik betreiben darf. 

Ich möchte mich nun der Direktorstelle 
dieser Anstalt zuwenden. Um (diese Stelle hat 
sich der bewährte Primarius Dr. Steppan be- 
wonben. Oibwohl er auch nicht der Sozia- 
listischen Partei angehört, aber auch kein er- 
klärter OVPler ist, hat er diese Stelle nicht 
bekommen. Statt ihm wurde Herr Dr. Frenes 
mit einer viel kürzeren Dienstzeit zum Leiter 
der Anstalt bestellt. Ich könnte noch weitere 
Beispiele aus der Landesanstalt Mauer- 
Öhling bringen. Ich bin der Meinung, daß idie 
Verantwortlichen in diesem Hohen Haus da- 



f ü r  Sorge tragen müßten, dalJ solche Zu- 
stände abgestellt werden und eine gerechtere 
Personalpolitik in Ni'ederösterreich betrieben 
wird. Es ist auch kein Geheimnis, daß die 
Staatsbürgerschaftsangelegenheit Gosch aus 
Waidhofen a. 'd. Ybbs im Bezirk Ain- 
stetten nicht nur  in diesem Hausc, sondern 
auch in der Bundesregierung kritisiert wurde. 
Ich glaube, es ist kein unbilliges Verlangen, 
daß dem Staatsbürgerschaftswer,ber, dfssen 
Ansuchen bereits seit 1954 lauft und der ciri 
sehr tüchti,gcr, braver, fleißigPr Österreicher 
geworden isi, endlich der Staatsbürgerscliafls- 
nachweis zuerkannt wird. Ebenso wie in 
vielen anderen heute schon angeführten 
Fällen ist auch seine Akte sitzungsreif und 
wird nur dpswegen nicht vom Herrn Landes- 
haupl.mann aufgerufen, weil der Mann ein 
Sozialist ist unid nicht di.r OVP angehört. 
Darf ich nun den Fall eines Straßenwärte. . 
dessen Kamen sie auch erfahren können, an- 
führen. Es handelt sich um einen Mann 
namens Stix aus dem Bezirk Amstetten, der 
seit 1956 als Straßenwärter tätig ist und dcr 
sich bem'üht, in eine höhere Gruppe, und 
zwar in die Gruppe K 3, überstellt zu werden. 
Obwohl er vom Beruf Sprengmeister ist, 
wurde ,die Vorrückung abgelehnt. Bei seinen 
Kollegen je'doch, die eine weit kürzere 
Dienstzeit haben und keinen erlernten Beruf 
nachweisen können -~ einer dürfte dabei ge- 
wesen sein, der Kraftfahrer war  -, war die 
Vorrückun'g in diese höhere Verwenldungs- 
gruppe möglich. Dieser wlurde ebenfalls nur  
deshalb -- und ich sage es ganz offen - zu- 
rückgestellt, weil er  eben der Sozialistischen 
Partei angehört. Ich glaube daher, meine ge- 
ehrten Damen und Herren des Hohen Land- 
tages, so soll und kann man nicht Personal- 
politik machen. Es i.st sicher nicht angenehm, 
wenn sich heute einige Abgeordnete zum 
Wort gemeldet haben und hier die Dinge auf- 
zeigen, die sich in dicsen Anstalten und 
Körperschaften abspielen. Es ist aber mc' m e r  
Meinung nach notwendig, ldaß m m  einmal 
darübPr spricht und daß, wenn man so vit.1 
von Demokratie redet, auch die Personal- 
politik eine entscheidene Rolle spielt und 
spielen soll. Wenn die verstaatlichten Be- 
triebe angeführt wurden, dann kiirinen Sie j a  
jederzeit dorthin gehen und köiinen sich die 
Verhältnisse ansehen. Nicht allc.in, daß die 
Führung in der Hand eines OVP-Mannes 
liegt, worüber wir 'gar nicht gekränkt sind. 
Wir sinid deshalb nicht böse, weil wir wissen, 
daß dieser Mann etwas kann und in diesem 
Unternehmen etwas leistet. Das ist für uns 
die erste Voraussetzung und dcshalb sind wir 
nicht gekränkt, obwohl er dcr OVP angehört. 
In  den anderen Betrieben ist es scheinbar 

riichi so. Da ist es mehr odcr weniger iiot- 
wendig, daß man, wenn man einen entcpre- 
chenden Posten haben will oder wenn man 
gerecliterweise eine Vorrückuiig begehrt odcr 
Lolinvcrbesserungen verlangt, der CVP an- 
gvhöri. ich glaube also, da6 die Verhältnisse 
in dt'r vcrslaatlichten Industrie von denen im 
öffent liehen Dienst dcch etwas verschieden 
sind. Es mögen sich daher die zuständigen 
Hrrren dic>ser unserer Aulfassung mehr be- 
dienen und mögen, wenn von Demokrat,ie ge- 
s p r o ~ i ~ c i ~  wird, sc) demoliratisc!i vorgehen, wie 
das bci uns irn i:ihi~.rwerk der Fall ist. (Bei- 
J'o!I 1ic.i d e n  S ~ > i i ~ T i s t ~ ~ i . )  

PRRSIDENT TESAR: Zum Worte gelangt 
Herr Abg. Mondl. 

ABG. MONDL: Hohes Haus! Gestatten Sie 
mir, daß ich Ihre Aufmerksamkeit wieder von 
dc.r Personalpolitik etwas ablenke Sund einem 
allgtrneineren Problem zuführe. Die Offent- 
lichkcit beschäftigt sieh immer wieder mit 'der 

Sind wir eine demokratisch? Republik? 
E-Iaben wir einen demokratischen Parlamen- 
iurisrrius? Sind die Abgeordneten in den ge- 
sc'tzgebenden Organen wirklich freie unab- 
hängig? Abgeordnete? Im Rundfunk, im 
Fernsehen wird das diskutiert, und die ab- 
sondeilic1i.sien Meinungen werden darüber 
vertwlen. Lange Abhsndlungen unfd Artikel 
werden von Fachleuteii geschrieben, und die 
politischen Parteien werden von der soge- 
nannten unabhängigen Presse bezichtigt, die 
Totengräber der parlamentari8schen Einrich- 
tung in Osterreich zu sein. Nun, kürzlich 
haben wir die Fraktionsführer aller politi- 
schen Parteien, die im Parlament vertreten 
sind, gemeinsam vor dem Fernsehschirm ge- 
sehen, und dort versuchten sie zu beweisen, 
daß die freie, unabhängige Meinungsäuße- 
rung dcr Abgeordneten gewährleistet und da- 
mit eine Meinungsbi!¿tuiig in den Fraktionen 
und in den gesetzgebenden Organen gegeben 
x i .  Dies alles zusammen ergibt ein ver- 
wirrendes Bild fiir den normalen Öster- 
reicher. Man darf sich nicht wundern, daß da- 
durch immer wieder Unbehagen, besonders in 
den Rvihen der heranwachsenden uni5 reifen- 
den Jiigend, gegenüber den politischen 
Partvien erzeugt wird und damit auch gegen- 
über der Staatsgewalt an und für sich. Dabei 
ist dir österreichische Bundesverfassung so 
klar. Der Artikel 1 des österreichischen Bun- 

k,rfassungsgesetzes lautet: ,,Österreich ist 
eine demokratische Republik, ihr Recht geht 
vom Volke aus." Und das fömderalistische 
Sysieni wird lciadurch zum Ausdruck gebracht, 
indem PS heißt: „Ostrrreich ist ein Bundes- 
slaat." Der Bundesstaat wird aus den selb- 
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ständigen Ländern gebildet, und wir haben 
auch einen demokratischen Parlamentarismus. 
In den gesetzgebenden Organen wird die Ge- 
setzgeibung von freien, unabhängigen Abge- 
ondneten durchgeführt. Auch das finden wir 
klar mun'd {deutlich in der österreichischen Bun- 
desverfassung verankert. Das Volk lbedient 
sich zur Amusübung der höchsten Staatsgewalt 
eigener gewählter Organe. Die Gesetzgebung 
des Bundes iibt gemäß Artikel 24 des Bundes- 
verfassungsgesetzes der Nationalrat ge,mein- 
sam mit dem Blundesrat aus. Die Gesetz- 
gebung ,der Länder wird gemäß Artikel 95 
des Bundesverf,assungsgesetzes von den 
Landtagen ausgeübt, (deren Mitg,lieder, die 
Abgeordneten, auf Grund des gleichen, un- 
mittelbaren, geheimen und persönlichen 
Wahlrechtes gewählt wurden. Die Vollziehung 
des Landes übt gemäß Artikel 101 der Bun- 
desverfassung die vom Landtag zu wählende 
Landesregierung aus. 

Somit könnte man glauiben, wäre alles in 
bester Ordnung un'd jede D,is,kussion darüber 
würde sich erübrigen. Trotz,dem aber ist unil 
bleibt dla,s Unbehagen vorhanden. Dies kommt 
vor allem daher, daß trotz dem Prinzip der 
Gewaltentrennung, Gesetzgebun'g und Voll- 
Ziehung, wolbei das Primat bei der Gesetz- 
gebung zu liegen hätte, die Vollziehung 
immer mehr darangeht, die Rechte der Ge- 
setzgabung einzuengen. Das ist keine Erschei- 
nung nur im Lande, das ist auch eine 'Erschei- 
nung auf !der 'Bundesebene. Dadurch entsteht 
aber 'bei ider Bevöhkerung 'der Eindruck, daß 
im Nationalnat als auch im Landtag sehr viel 
gesprochen und beschlossen &wird, daß aber 
die Vollziehung nicht daran denkt, ein'hellige 
Entschließungen zu beachten. Obwohl der 
Artikel 24 der ,LandesVerfassung über die 
Mitwirkung ,des Landtages an der Vollzie- 
hung des Landes (besagt: „Der Lanldtag ist 
befugt, die Geschäftsfü'hrung der Landes- 
regierung zu überprüfen, die Mitglieder über 
alle Gegenstände ZIU ,befnagen und alle ein- 
schlägigen Auskünfte zu verlangen sowie 
deren Wünschen iiber die A'usübung der Voll- 
Ziehung in den Entschließungen Ausdruck zu 
geben." Wie sieht aber die Wirklichkeit aus? 
Im Rahmen der letzten Budgetdebatte für das 
Jahr 1963 wurden 24 Resolutionsanträge be- 
schlossen, einhellig beschlossen. Nur in sieben 
Fällen kam ütberhaupt ein Verstänldigungs- 
schreiben. Ich frage nun 'die Vollziehung: Was 
geschah mit den iibrigen 17 einhellig be- 
schlossenen Entschließlungen? Ich hatte beii- 
spielsweise einen Resolutionsantrag, betref- 
fend ein Feuerwehrgesetz, vorgehgt. Es 
wurde einstimmig )beschlossen. Wo .ist {der 
Entwurf? Wir wissen, daß ein solches Feuer- 
wehrgesete eine unbedingte Notiwendigkeit 

ist und baß die technische Ent'wicklung auf 
dem Gebiete des Feuerwehnwesens das Bis- 
herige weit gesprengt hat, und wir haben bei- 
spielsweise ,bei den letzten Übungen im nord- 
östlichen Niederösterreich unld im nördlichen 
Niiederösterreich gesehen, daß die gesetzlichen 
Voraussetlzungen, 'die augenblicklich gegeben 
sind, nicht ausreichen. Aber nicht nur im ver- 
gangenen Jahr wlurde den Resolutionen nicht 
entsprochen. In den früheren Jahren war es 
nicht viel ,besser. Der Hmerr Abg. Pettenauer 
forderte am 18. 12: 1958 und am 16. 12. 1959 
einen Gesetzentwlurf zur gesetzlichen Rege- 
lung $des Sportwesens. Bis beute sieht man 
aber nichts davon, abwohl bereits 4 Jahre 
darüber vergangen sind. Aber auch Abg. 
Marchsteiner, also ein Abgeor,dneter Ihrer 
Seite, hat am 21. 12. 1961 'die vordringliche 
Bekämpfiung der Bangseuche un,d Rinider- 
tuberkulose gefordert. Der Herr Albg. Fahrn- 
berger hat am 14. 12. 1962, also ein Jahr 
später, ,einen ähnlichen Antrag eingebracht, 
die Herren Staatssekretär Abg. Rösch und 
Dip1.-Ing. Robl haben einen gemeinsamen 
Antrag, betreffend die Abänderung bzw. 
Ergänzung der niederösterreichischen Land- 
arbeitsordnung, vorgelegt. Ich glaube, dem 
allen ist bisher noch nicht entsprochen 
worden. Viele Re,solutionsanträge der Abge- 
ordneten beinhalteten Erledigungswünsche 
dringender Baiuvorhaben bzaw. Regulierungen, 
Straßenbauten, Bachregulierungen und son- 
stiges. Der Herr Abg. Hrebecka hat am 21. 12. 
1961 in einem Resolutionsantrag (die sofortige 
Regulienung des Kremsflusses im Ortsgebiet 
Senftenberg so'wie die Regulierung des Unter- 
laufes der Flaldnitz, ,der Herr Atbg. Bachinger 
am 13. 12. 1962 die Regulierung des Urd- 
flusses, der Herr Abg. Grü,naweig im Herbst 
1959 die Entwässerung des östlichen Tullner- 
fel'des beantragt. Obwo,hl diese Anträge ein- 
helli,g 'beschlossen wunden, 'merkt man bisher 
nichts davon. Das sind nur einige Beispiele, 
die Liste könnte bis ins Unendliche fortgesetzt 
werden. Möglicherweise ist sogar (da iund dort 
etwas geschehen, aber die llrrren Abgeord- 
neten #halben (bisher ,keinerlei Kenntnis 'davon 
er'halten. Bei [dieser Frage geht es nicht um 
die Dringlichkeit des einen oder anderen Pro- 
blems, es geht nicht nur um die Mitteilung 
über eine positive #Erledigung, ,sondern dar- 
um, ob überhaupt etwas durchführbar ist und 
wann es ldurchgefüdhrt wird. Es geht auch 
nicht um 'die Zuilücksetzung irgendeiner 
Fraktion, .die Nichtbeachtung von Entschlie- 
ßungen .des ;Landtages trifft nämlich alle Ab- 
geordneten, am meisten aber trifft es ,die Be- 
völkerung. Sie hört und liest, daß im Land- 
tag am sounclsovielten etwats ib'eschlossen 
wird, an de'm sie höchstes Interesse hat, und 
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nun wartet sie e,in Monat, zwei Monate, freut 
sich, daß - um ein Beispiel zu nennen - der 
Bach demnächst regul'iert wird, daß die 
Straße gebaut wind, und nun muß sie fest- 
stellen, daß nach einem Jahr nichts geschehen 
ist, hdaß nach zwei Jahren, nach drei Jahren 
nichts geschehen ist, und so geht ,das weiter. 
Kann man sich daher wundern, wenn in der 
breiten Masse [der Bevölkerung ein Miß- 
trauen, ja m'an kann sogar sagen, eine Ab- 
neigung gegenüber der Gesetzgebung und der 
Vollziehung besteiht? Ich fordere die Dienst- 
stellen 'der Vollziehung daher aluf, in Zukunft 
gewissenhaft nach den Entschließungen der 
Gesetz,geblung zu handeln. Ich habe bereits 
ausgeführt, daß das keine Erscheinung ist, 
dlie nur im Landtag zu sehen ist, son'dern das 
ist eine Emcheinung, die allgemein üblich ist. 
Wir konnten bei 'der letzten Debatte im 
Hohen Hause am Ring drüben erleben, daß 
auch idort berechtigte Kritik gegen 'die Regile- 
rung geführt wurde und daß auch dort ein 
Entschließungsantrag eingebracht wurde, der 
die Abstellung dieser Mifistänlde forderte, 
und ich möchte idaher d.ie Herren Abge- 
ordneten dieses Hohen Hauses bitten, einem 
Resolution,santrag, Iden ich im Zusammenhang 
mit ,die,sem Problem einlbningen Wall, Ihre 
Unterstützung angedeihen zu lassen. Der 
Resoluiioiisantrag lautet (Ziest): 

,,Die Landesregierung wird ersucht, dem 
Landtag einen Bericht vorzulegen, der in 
einer Übersicht über die vom Lanldtag in der 
laufen'den Gesetzgebungsperiade zum Be- 
schluß erhofbenen Reualutionsanträge Gründe 
für die Nichterledi,gung older nur teilweise 
Erledigung dieser Entschließungen anführt." 
Ich bitte nochmals um Unterstützung dieses 
Antrages. (Beifal l  bei  den  Sozialisten.) 

PRÄSIDENT TE'SAR: Z'um Worte gelangt 
Herr Abg. Graf. 

ABG. GRAF: Hohes Haus! Sehr geelhrte 
Damen unid Herren! Ich kann es mir leider 
nicht erspiaren, nochmals über das The'ma 
Verlei,hung der Staatsbürgerschaften zu 
sprechen. Zunächst hätte ich eine Mitteilung 
an Herrn Kollegen Wüger. In Hainburg ist 
eine Frau Gemeinderätin, es ist dies 'die Frau 
Maria Lud,wiig, ihr Mann ist gestorben. Das 
ist die einzige Frau im dortigen Gemeinderat, 
und sie ist sozialistische Vertreterin. Ihr Mann 
ist - wie gesagt - gestorben, aber es konnte 
festgestellt werden, daß beide in der Heimat- 
rolle eingetragen sind, daher müssen sie 
schon im Jahre 1938 die österreichische 
Staatsbürgerschaft ibesessen haben. Ich 
möchte daher den Kollegen Wüger ersuchen, 

die entsprechende Mitteilung bekanntzu- 
geben, das heißt den Namen zu nennen. 
(Zwischenruf Abg .  W ü g e r  - Unruhe  im Saal 
- Prüsident gibt das Glockenzeichen.) Ich 
habe gesagt, ich kann mir und Ihnen nicht er- 
sparen, das Thema der Verleih'ung der Staats- 
bürgerschaften noch einmal zu behandeln. 
(Neuerliche Zwischenrufe.)  Nein, das sind 
nicht 'dieseliben Fälle, meine Herren. Ich sehe 
ke'inen anderen Ausweg. Diese Leute warten 
jahrelang. (Unruhe  im Saal.) Ich werde Ihnen 
das gleich sagen. Sie können ,mich berichtigen, 
wenn Sie wollen, können wir zum Landesamt 
hinübergehen und dort die Fälle überprüfen. 
Ich lai3e jeden Vertreter der ÖVP dazu ein. 
(Zwischenrufe:  „Die sind schon gestorben!" - 
Unruhe  im Saal.) Nein, Sie brauchen keine 
Angst zu haben, Herr Kollege, #dIie sind nicht 
gestoriben. Ich habe einige Fragen an den 
Herrn Landeshauptmannstellvertreter im 
Finanzausschuß gestellt, wie viele Ansuchen 
in Behandlung sind, wie viele Ansuchen 
silzuiigsreif sind . . . (Landeshauptmannstel l-  
ve:-treter Dr.  Tschadek macht  ihn auf einen 
Fehler au fmerksam. )  Ach, entschuldigen Sie 
bitte, an den Herrn Landeshauptmann Ing. 
Dr. Figl habe ich im Finanzausschuß die 
Frage gestellt, wie viele Ansuchen im Jahre 
1963 erledigt wurden. Darauf erhielt ich 
folgende Antwort: Im Jahre 1963 wurden 
386 Ansuchen eingebracht, es gab zirka 400 
rückständige Akte, und im Jahre 1963 wurden 
384 Ansuchen erledigt. Ich gebe zu, die Ant- 
wort ist bestechend. Wenn man bedenkt, 
386 Ansuchen sind neu eingelangt und 384 
Ansuchen wurden erledigt, da kann sich der 
Leser dieser Zeilen oder der Zuhörer denken, 
na, die Sache ist doch in Ordnung. Gegen 
400 Ansuchen kommen herein und gegen 400 
werden erleidigt. In Wirklichkeit ist es aber 
so, daß eine Reihe von etwa 100 Ansuchen - 
ich weiß nicht genau wie viele - Jahr für 
Jahr liegenbleiben, 'denn ansonsten - ich 
muß noch einmal sagen, ich werde es Ihnen 
belegen - wäre es nicht mäglich, daß man 
zum Beispiel in einem Bezirk Gänserndorf 
nichts von erledigten Staatsbürgerschafts- 
akten merkt. Wenn es 400 in ganz Nieder- 
Österreich sind und verteilt im Durch- 
schnitt auf rund 20 Bezirke, so müßte das 
doch pro Bezirk zirka 20 erledigte Ansuchen 
ergeben. Die Erledisgungen, die tatsächlich er- 
folgten, sind Tropfen auf einen heißen Stein. 
Ich komme gleich zu einzelnen Fällen. Viel- 
leicht ab'er noch etwas anderes. Es wurde 
schon einige Male über Verwaltungsverein- 
fachung gesprochen. Ich glaube, eine Ver- 
waltungsvereinfachung wäre, [die noch 
offenen Staatsbürgerschaftsansuchen endlich 
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zu erledigen. Dann hätten die Beamten um 
100 Akte weniger. Das wäre einmal eine 
Verwaltungsvereinfachung. Nun zu einem 
anderen Fall. Da ist ein Mann im Jahre 1924 
geboren - bitte vielleicht ist der Herr Kol- 
lege dahinten ruhig, Herr Präsident. (Präsi- 
dent Tesar mahnt  zur Ruhe.) Also der Mann, 
der 1924 geboren wurde, kam als %jähriger 
nach Österreich und ist heute 40 Jahre alt. Er 
lebt 20 Jahre in Österreich, hat im Februar 
1952 um die österreichische Staatsbürger- 
schaft angesucht und wartet nun 12 Jahre 
vergebens. Der Mann lebt ordentlich, gibt 
keinen Anstand in der Gemeindie. Der Akt 
ist sitzungsreif, meine Herren. Man könnte 
vielleicht sagen, er ist irgendwo liegenge- 
blieben. (Abg .  Stangler: W i e  heibt er?) Er 
heißt Jasef Bartosch, wenn Sie es wissen 
wollen. Damit mir nicht vielleicht der Vor- 
wurf ge,macht wir,d, ich hätte mich nicht ge- 
kümmert: Ich habe an Iden Herrn Landes- 
hauptmann am 3. 7. 1962, 5. 9. 1962, 26. 11. 
1962, 28. 1. 1963, 2. 4. 1963 und am 17. 9. 1963 
Schreiben gerichtet, in denen auch dieser 
Name angeführt war. Zweimal habe ich auch 
persönlich vorgesprochen. Meine Herren, wir 
bemühen uns um die staatsbürgerliche Erzie- 
hung junger Leute, wir führen Jungbürger- 
feiern durch, und dann behandeln wir Men- 
schen, die es auf Grund ihres Vorlebens ver- 
dient haben, Staatsbürger zu werden, auf 
diese Art und Weise. 

Ich kann Ihnen über einen anderen Fall 
berichten. Ein junger Mann, der im Jahre 
1935 in Österreich geboren wurde, hat am 
27. März 1962 um die österreichische Staats- 
bürgerschaft angesucht. Er lebt also fast 
29 Jahre untunterbrochen in Österreich; sein 
Akt ist sitzungsreif. Der junge Mensch will in 
die Dienste der Österreichischen B'undesbahn 
eintreten, kann aber nicht, weil ihm die 
Staatsbürgerschaft nicht verliehen wurde. 

Ein anderer Mann, 31 Jahre alt, kam sechs- 
jährig nach Österreich. Er lebt nun seit 
25 Jahren in Niederösterreich. Der Akt ist 
sitzungsreif. Er {will in den öffentlichen Dienst 
eintreten, kann aber nicht aufgenommen wer- 
den, weil er (die österreichische Staatsbürger- 
schaft nicht besitzt. 

Ich nenne Ihnen einen weiteren Fall. Der 
Mann ist 44 Jahre (alt, seit 17 Jahren in Öster- 
reich; der Akt ist sitmngsreif. Er wartet fast 
12 Jahre vergebens. Und so gibt es den Mann, 
der 20 Jahre in Österreich ist und 18 Jahre 
wartet, den anderen, ,der 17 Jahre in Öster- 
reich ist und 17 Jahre wartet und einen 
weiteren, der in asterreich geboren, 25 Jahre 
alt ist und 3% Jahre vergebens wartet. 

Einen Fall, sehr geehrte Damen und 

Herren, mochte ich Ihnen nicht vorenthalten, 
weil er wirklich eine menschliche Tragödie 
darstellt. 

Da lebt in einem Ort ein Ehepaar. Der 
Mann ist blind und wird von seiner Gattin 
betreut. Dieses Ehepaar, (das nach dem 
1. Weltkrieg aus Ungarn gekommen ist, ließ 
dort ihr außereheliches Kind zlurück. Weil 
nun der Mann blind war, holte man den Sohn 
aus Ungarn zurück. Er kam irn Jahre 1957 
nach Österreich, konnte aber seine Frau nicht 
mitnehmen. Ihm wunde zugesagt, wenn er 
die österreichische Staatsbürgerschaft besitzt, 
kann auch die Frau nachkommen. 

Die Tragödie ist noch nicht zu Ende. Die 
Frau des Blinden ist nämlich gestorben, und 
nun lebt dieser mit seinem Sohn zusammen. 
Die beiden Menschen müssen alber auch von 
etwas leben, daher geht der Sohn tagsüber 
in die Arbeit. Während dieser Zeit ist der 
blinde Vater sich selbst überlassen. Hie und 
da kommt eine Nachbarin, die ihn betreut. 
Das Häuschen steht ganz allein auf weiter 
Flur. Ich habe in diesem Fall am 26. 11. 1962, 
am 28. 1. 1963 und am 2. 4. 1963 geschrieben. 
Weil mich die Nachbarin mit gefalteten 
Händen gebeten hat, doch etwas zu tun, weil 
der blinde Mann im Haus allein umherirrt, 
habe ich in einem Schreiben vom 17. 9. 1963 
diesen Vorfall neuerlich geschildert. Ich habe 
einmal persönlich vorgesprochen - ich weiß, 
daß der Akt sitzungsreif ist -, doch wurde 
der Akt, sehr geehrte Damen und Herren, bis 
heute nicht erledigt. Ich glaube, diese Fälle 
- ich habe sie alle mit der Aufrufungs- 
nummer hier - berechtigen wirklich zu einer 
Kritik. Man kommt zur Überzeugung, daß 
nur der die Staatsbürgerschaft bekommt, der 
einen Vertreter der ÖVP kennt. Ich erinnere 
an die Anschriet, die die Kollegin Körner ver- 
lesen hat. Ich kenne so manche Äußerungen 
von ÖVP-Funktionären - ich will keine 
Namen nennen -, die so lauten: Wenn du 
eine Staatsbürgerschaft willst, verschaffe ich 
sie dir in ein paar Tagen. Man gewinnt den 
Eindruck, daß man dem Staat einen 
schlechten Dienst erweist, wenn man Men- 
schen, die Iden Wunsch haben, Österreicher zu 
werden, die sich seit Jahren um die Staats- 
bürgerschaft bemühen, die Staatsbürgerschaft 
nicht gibt. Es sind Menschen - das wurde 
heute auch schon gesagt -, die meist dlurch 
Not und Elend gegangen sind, die vor 15, 
20 Jahren ihre Heimat verlassen mußten und 
sich hier eine Existenz gegründet, ein Häus- 
chen angekauft haben. Nach so vielen Jahren 
wollen sie auch österreichische Staatsbürger 
werden. Ich glaube, wer mehr als zehn Jahre 
in Österreich ist und auf Grund seines Vor- 



Landtag von N 140 Landtag von Niederösterreich. VI. Session der VII. C;esetzgebungsperiode. 9. Sitzung am 18. Dezember 1963 

lebens die Gewähr bietet, ein guter Öster- 
reicher zu sein, 'sollte nicht mit so großen 
Schwierigkeiten zu kämpfen haben. AUS 

diesen Gründen möchte ich auch einen Reso- 
lutionsantrag stelaen: 

Der Hohe L,andtag wolle beschließen: 

,.Die Landesregierung wird aufgefordert, 
(dem Herrn Landeshauptmann als ,den zu- 
ständigen politischen Referenten für Staats- 
bürgerschaftsangelegenheiten zu ersuchen, die 
beim LA. I13 erliegenden Ansuchen um Ver- 
leihung der österreichischen Staatsbürger- 
Schaft, soweit lsie bereits aibgeschlo,s,sen und 
sitzungsreif sin,d, bis spätestens 31. 3. 1964 in 
eine Sitzung der Landesr,egierung zu bringen 
und von dieser b'eschließen mzlu lassen." 

Sehr geehrte Damen und Herren! Die Fälle, 
die ich hier #aufgezählt habe, sind sitzungsreif. 
Es liegt nlur an Ihrem guten Willen, auch 
,diesen Menschen die österreichische Staats- 
bürgerschaft zu geben. (Beifall bei der SPÖ.) 

PRÄSIDENT TElSAR: Zum Wort kommt 
Herr Ab'g. Wiesmayr. 

ABG. WIESiMAYR: Hoher Landtag! Es ist 
heute ein langes Klagelied. Ich glaube schon, 
daß es Ihnen langsam zuwider wird. (Heiter- 
keit rechts. - Abg.  Wüger:  Aber  nein,  wir 
sitzen nach den Feiertagen auch noch da!) Ich 
nehme das gerne zur Kenntnils, denn wir 
haben noch eine ganze Menge zu sagen. Ich 
habe :bis jetzt immer etwas an,deres von Ihrer 
Seite gehört, aber wir sind gerne bereit, 
unser Klagelied fortzusetzen. (Zwischenruf 
bei d e r  ÖVP:  W i e  a n  der Klagemauer!) An 
der Klagemaluer! Ja ,  so ist es bald in der 
Demokr,atie bei uns in Niederösterreich. Sie 
reden zwar viel - besonders an Sonntagen 
- von der Demokratie, aber wenn man wirk- 
lich hinsieht, dann schaut es 'um die Demo- 
kratie !in Niederösterre,ich nicht sehr schön 
aus. (Abg .  Wüger:  W i e  weiland bei der 
Christcnwerfolgung!) Ja, so ist es, wie weiland 
bei der Christenverfolgung. (Unruhe.  - 
Präsident Tesar gibt das Glockenzeichen. - 
Bitte nicht zu  unterbrechen!) 

Hoher Landtag! Wir Soziali,sten sind der 
Meinung, daß wir, wenn das Landesbudget 
für 'da's kommende Jahr  'zur Beratung steht, 
die 'Gelegenheit dazu nutzen, all das, was wir 
bei (der Gruppe 0 am Herzen haben, hier vor- 
zubringen. Es ist heute von unserer Seite 
schon viel in Personalangelegenheiten vorge- 
bracht worden. Ich könnte nun fortsetzen, 
weil ich eine Reihe von Aufzeichnungen habe, 
die sich mit ,der Ben,achteiligung bei den Be- 
förderungen der Sozialisten hier in diesem 

. 

Hause beschäfti'gen. Ich führe al,s Beispiel 
noch einen Fall an, 'der allerdings nicht 
negativ, 'sondern positiv zu beiwerten ist und 
will damit nur unter Beweis lstellen, wie man 
behandelt wird, wenn man gewissermaßen als 
verdienter ÖAkB-Funktionär gilt. Ein Lan- 
desbeldiensteter, er i'st 1920 geboren, ist am 
2. 11. 1945 in den #Landesdienst eingetreten, 
,dann kurze Zeit darauf Rechnungsrat, am 
1. 1. 1959 Oberrechnungsrat unld im Frühjahr 
1960 sogar Inspektionsrat geworden. Er ist 
allerdings dann msof Ort in Pension gegangen, 
um jetzt einen hohen Posten bei d'er NIOGAS 
zu beklei,den. Den Namen kann ich Ihnen 
nennen, wenn Sie wollen. 

Die Herren, die Ihrerseits bislang auf 
unsere Reden repliziert haben, halben es sich 
leichtgemacht. Herr Abgeordneter Cipin, 
seines Zeichens Vizepräsident der Nieder- 
österreichischen Arbeiterkammer, spricht hier 
beim Landeslbiudget über Anigelegenheiten ,der 
Arbeiterkammer oder der Gelwerksch'aft. Ich 
empfehle dem Herrn Kollegen Cipin, daß er 
bei der Arbeiterkammer, wenn dort (der Vor- 
anischlag beraten wird, seine Sorgen vorträgt. 
Hier im Landtag bringen wir die Dinge vor, 
die mii dem Lande in personalpolitischer 
Hinsicht im Zusammenhang stehen. Herr Ab- 
georidneter Resch hat sich auch be'müßigt ge- 
fühlt, besonders auf andere Dinge zu kommen, 
nach der altbewährten Methode „Haltet 'den 
Dieb!" Reden wir lieber von etwas anderem, 
reden wir nicht von dem, was hier im Lande 
paasiert. Interessant wäre es, wenn Abge- 
ordneter Resch über die NEWAG-Situation 
gesprochen hätte, ida hätten wir sicher noch 
größere Augen gemacht. Er war ja zu der 
Zeit noch nicht im Landtag, als wir uns damit 
beschäftigt #haben. Bei der NEWAG war es 
genauso, wie man es hier im Lan'de Ni,eder- 
Österreich praktiziert. Wenn nur irgend j'e- 
rnanld in dem Verdacht gestaniden ist, Sozialist 
zu sein oder mit der SPÖ Kontakt zu haben, 
konnte er e>infach nicht mehr befördert, wer- 
den, und so hat 'man die Diinge weiterge- 
trieben! Wie? Na, Sie wissen schon wie. (Abg.  
Wüger :  W i r  werden es d,och nicht von  euch 
gelernt haben?) Wenn wir von Ihnen lernen 
würden, meine Herren, würiden Sie sich wun- 
dern, was dabei herauskäme. Es ist heute 
schon eh ige  Mal,e darüber gesprochen 
worden. Auch ich bin der Meiniung, m'an soll 
nicht immer in der Vergangenheit herum- 
stöbern. Wenn man nicht provoziert wird, soll 
man es lieber nicht tun. 

Es w,ird in der letzten Zeit #sehr viel, be- 
sonlders auf der Bundesebene, von der Zu- 
sam'menanbeit 'und der F'orts,etzung der Zu- 
sammenarbeit gesprochen. Beweisen Sie doch 
im Lande Nieiderösterreich, was Sie von der 
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Zusammenarbeit halten, beweisen Sie es da- 
durch, daß Sie 'die Personalangelegenheiten 
endlich ein,m,a!l in Ordnung br;ingen. 
(Zwischenrufe bei der ÖVP. - Präsident 
Tesar gibt das ,Glockenzeichen.) Wenn Sie 
das unter Beweis stellen, dann werden wir 
Ihnen auch endl'ich glauben, idaß Sie w'irklich 
für die Zusammenarbeit eintreten, solange 
Sie das aber nicht tun, werden wir Ihren 
Worten keinen Glauben schenken. (Unruhe 
i m  Haus. - Präsident Tesar gibt erneut das 
Glockenzeichen.) 

Der Herr Cipin hat sich mit (der Arbeiter- 
kammer ,be,schäftigt. Raden wir einmal von der 
Bauernkammer. (Abg .  Dip1.-Ing. Robl: Die ist  
in Ordnung!) Reden wir von der Gewerbe- 
kammer, wie sieht es da aus? (Abg .  Dip1.-Ing. 
Robl: Ist in Ordnung!) Es ist überall genauso, 
wie Sie uns vopwerfen, ldaß es in der 
Xrbeiterkammer oder in der Gewerklschaft 
ist. Aber reden wir in Ni'ederöst,erreich von 
den niederösterreichischen ,Problemen (Zwi -  
schenruf bei der ÖVP:  Das sind ja nieder- 
österreichische Dinge!), da könnten Sie Be- 
weise liefern, ,damit wir tatsächlich ldas 
glauben, was Sie uns immer wieder sagen. 
Bei der Bauernkemmer, bei der Gewerbse- 
kammer, nirgends finldebrnan einen, Soziakten. 
Da werden unsere Leute, wenn els überhaupt 
irgendwo jemand gibt, sowi,eso vom Anfang 
an benachteiligt. (Zwischenruf Abg.  Dip1.-Ing. 
Robl.) Herr Abgeordneter Robl, wenn Sie 
reden wollen, ibitte kommen Sie dann vor und 
sprechen Sie, Sie müssen r4ich dann nicht so 
plagen und so schreien, hier haben Sie ein 
Mikrophon, 'da können Sie alle Ihre Dinge 
vorbningen. 

Der Abgeordnete Maurer hat heute, als wir 
die Personalangelegenheiten angezogen 
haben, stereotyp nichts anlderes zu lsagen ge- 
wußt wie „#der Olah, der Olah, ,der Olah". 
Ja, meine Herren, d8as ist Ihre altbewährte 
M,ethotde. Was hat Ihnen .denn der Herr 
Innenminister Olah gemacht? Daß er den 
Herrn Hofrat Schobel abgesetzt hat, dafür 
wird er Eicherlich seinen Grund gehabt haben, 
darüber ist auch im Hahen Haus am Rinig ge- 
sprochen worden. Ihr Nation,alrat Dr. Prader 
hat angefragt,. und er hat keine Zulsatzfrage 
gestellt, als ihm ider Herr Minister geant- 
wortet hat. Was wollen Siie dann noch hier, 
warum reden Sie dann noch und )schreien 
immer „ider Olah"? Beweisen Sie ,doch erst 
einmal, daß Sie Demokraten sin,d und dann 
beschuldigen Sie erst andere. (Beifall bei der 

PRÄSIDENT TESAR: Zum Worte gelangt 

SPÖ.) 

Herr Abg. S t a n g 1 e r. 

ABG. STANGLER: Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Es könnte für Zuhörer 
an dieser Sitzlung (der Eindruck entstehen, daß 
die ÖVP auf die einzelnen Angriffe nichts zu 
anworten wüßte, wenngleich ich ider M,einung 
bin, daß man hier zur Zeit etwas vord,emon- 
striert, was mit der Bu,dgetidebatte eigentlich 
nicht al1zuv:iel zu tun bat. Ich möchte ver- 
suchen, in Ruhe und Sachlichkeit zu einigen 
Fragen Stellung zu nehmen. 

Zu den zwei Staatsbürgerschaftsange,legen- 
heiten hat heute vormiittag ,der Herr Landes- 
hauptmann als zuständiger Referent berelts 
Antwort gegeiben. Ob ein Akt sitzungsreif ist 
und die Vorerjh,e(bungen abgeschlossen sind, 
muß man nun wohl doch dem zuständigen 
Referenten überlassen. Er hat ausdrückl'ich 
feistgestellt, d,aß der Großteiil ,der Akte, die 
nicht behandelt werden können - er hat 
auch eine Zahl genannt -, noch im Innen- 
mini.steri,um liegen, und die Landesregierung 
muß Neben warten, ibis diese Fälle vorgelegt 
werden. Meine Herren, untenhalten Siie sich 
auch (darüb'er mit dem zuständigen Refe- 
renten, ,dem Herrn Lanjdeshauptmann, er 
wind Ihnen sicherlich Auskunft geben können. 
Man braucht doch nicht so zu tun, als hätte 
die SPÖ üibenhaupt 'kein Mitspr,acherecht in 
der Landesregierung. Aber meine verehrten 
Damen und Herren, es sitzen doch nach 
unserer Verfassung in der nach ldem Proporz 
zusammengesetzten Landesr'egierung drei 
gle,ichberechtigte Mitglieder Ihrer Partei, und 
es kann in jeder Sitzung von ihnen zu jeder 
Frage Stelllung genommen werden. Es gibt 
sogar eine Vertiimbarung, die vorsieht, daß 
ein Einspruch und ein Rückstellungswunsch 
von ihnen genügt, daß der Fall von der 
Tagesordnung abgesetzt und in einer anderen 
Sitzung, nach vorhergehenlder Verhandlung, 
beraten wird. Es ,ist das ütberdiies nicht die 
einzige Parteienvereinbarung in Niederöster- 
reich, nach äer Sie so sehr 'in der Presse 
rufen. Wenn 'Sie darüber einmal au sprechen 
wünschen, könnten wir sicherlich eine ganze 
Reihe solcher Vereinbarungen bekanntgeben, 
die existent sind unid sich als zweckmäßig er- 
wiesen halben. Wir stehen zu ,d,iesen Verein- 
barungen, meine sehr geehrten Herren, aber 
tun Sie ,doch in der Öffentliichtkeit nicht 'so, als 
rnüßte Überhaupt erst eine Vereiinb,arung iin 
Niederösterre:ich getroffen werden, 'damit die 
SPÖ mitsprechen kann. Stellen Sie es doch 
in der Öffentlichkeit nicht ,immer so (dar, als 
wären Sie iständiig die Verfolgten. Ich könnte 
Ihnen gle.ich das Aarteiübereinkommen von 
Wien zwischen ÖVP Sund SPÖ vorlesen. Das 
wäre ein sehr interessantes Kapitel. Das sagt 
für die ÖVP gar nichts; am Ende steht näm- 
lich bei den ganzen Parteienvereinbarungen: 
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abgelegt. Eis konnte nicht nur Ihr Ober- wir uns gese 
siraßenwärter Stix keine Berücksichtigung ' mehr Slicheihi 
finden, sondern auch der Oberstraßenwärter 
Karner mußte abgelehnt werden, weiil es nun 
einmal in der Amtstitelverordnung klar und 
eindeutig heiißt, daß für solche Überstel- 
lungen ein Gesellenprüfungszeugniis nachzu- 

aus Ideal ism~ 

nkh t  leisten. 

,,Wenn keine Einigung erzielt wird, dann 
w,irtd den einzelnen P<arteien ,die Abstimmung 
fre:igegeben." Das heißt mit anderen Worten, 
wenn wir uns nicht einigen, machen 'wir von 
unlserem Mehrheiitsrecht Gebrauch und 
stimmen alb. Na, .meine Verehrten, gibt els 
Vere:inbarungen oder gibt es keine? Unfd in 
Niederösterreiich wind 'doch genauso gehan- 
delt. Meine se,hr Verehrten! ,Gibt es niun Ver- 
einbarungen oder gibt es keine. Herr Staats- 
sekretär Rösch, wenn Sie so wenfig über diie 
praktkche Abwicklung der Landesregierungs- 
Sitzungen inf,ormiert sind, dann unterhalten 
Sie sich .darÜiber mit den Landemegierungs- 
mitgliedern Ihrer Partei. Ich glaube, Sie 
vitzen auch in genügend Ausschüssen, wo Sie 
d;ie Erfahrung gemacht haben müssen, daß es 
über die praktische Durchführung .der Politik 
in Niederösterreich doch Vere,inbarungen gibt. 
Ich betone nochmals, idaß ich sie im e,inzelnen 
nicht aufzählen will, aber Sie müssen sich 
endliich einmal 'dazu bekennen, daß nicht nur 
eine, sondern viele Vereinbarungen bestehen, 
diie sich 'im Laufe dieser Jahre !bewährt 
haben, und Sie dürfen vor der Öffentlichkeit 
nicht etwas anderes behaupten. Es gelhört 
auch zur Demokratiie, ,daß man in .der Öffent- 
lichkeiit ldafür einsteht, was man zwischen 
vier Wänden abspricht. 

Nun zu einer anderen Sache. Es sind hier 
eine ganze Reiihe von personalpolitischen 
Fäillen angeführt wonden. Auf alle diese Fälle 
einzu'gehen, ist him Moment nicht möglich, und 
zwar aus dem einfachen Grunld, weil man 
Eicht sofort alle Enhebungen durchführen 
kann, 'die zur uberprüfung 18hrer Behaup- 
tungen notwendig sind. Meine Herren! So ein- 
fach kann man das nicht machen, daß man 
Behauptungen aufistellt und sich dabe8i denkt, 
die anderen haben das zu fressen. Zur Be- 
antworhng müssen Siie uns schon eine ent- 
spr.echenide Zeit lassen. Aber iin einem Fall, 
der symptomatisch ist, kann iich Ihnen sofort 
eine Antwort geben. Die bei'den Vorredner 
aus ,den Reihen tdels Arbeiter- {und Ange- 
stelltenbunde's, und zwar sowohl der Kollege 
Resch als auch 'der Kollege Cipin, haben dar- 
auf hingewiesen, daß zwischen der Personal- 
v'ertretung )und dem Dienstgeber Grundsätze 
festgelegt wurden, die auch von der Persona'l- 
Vertretung zur Kenntnis genommen werden 
müslsen. Von sozialilcti,scher Seite !wurde der 
Fall des Oberstraßenwärterls Kar1 Stix ange- 
schnitten, der von Ihnen vertreten worden ist 
un,d dessen Überstelliung Sie be8antragt haben. 
Wie gerecht hier vorgegangen wird, bewelist 
der gleichgelagerte Fall de's Oberstraßen- 
Wärters Karner aus Annaberg im Bezirk 
Lilienfeld. Er hat genauso wie Ihr Ober- 
straßenwärter Stix d,ie Sprengmeisterprüfung 

weisen ist un)d e'in Sprengmeisterkurs mit 
Prüfiung nicht genügt. Noch 'dazu 'ist !der 
Oberstraßenwärter Karner aus Annaberg 
nicht nur Obmann in der zentralen Pensonal- 
Vertretung für d,ie Straßenwärt,er, sondern 
auch Sektionsvorsitzender der Gewerkschafts- 
Sektion 24 iin der Landesgruppe der Gewenk- 
schaft der öffentlich Bediensteten. Siie sehen 
also, daß nicht einmal ein Spitzenfunktionär 
der Gewerk'scbaft berücksichtigt werden 
konnte, weil eben {die grund'sätzlichen Bestim- 
mungen dagegen sprechen. Und 'so ist es in 
vielen Fällen. Derartige Ansuchen können 
nicht erle,digt wenden, selbst wenn es sich um 
einen politischen Wunsch von Ihnen handelt, 
denn es muß der Grund,satz der gleichen 
Rechte un,d gle,ichen Pflichten für alle ge- 
wahrt werden, so daß man ke'ine politischen 
Ausnahmen machen kann. An diesem Bei- 
spiel habe ich Ihnen nachgewiesen, daß solche 
Ablehnungen ,mit Politik nichts zu tun haben, 
sondern aus reiin fachlichen Gründen er- 
folgen. 

Der Herr Ablg. Mondl hat in se,inen sach- 
lichen Aiusführungen auch iiber 'die Notwen- 
digkeit der Schaffung von Landesgesetzen für 
den Sport und das Feuerwehrwesen ge- 
sprochen und sich dafür einge,setzt. Es gibt 
sicherlich solche Möglichkeiten. Herr Kollege 
Mondl, ich wür,de e,s miir aber tausendmal 
überlegen, diese Bereiche gesetzlich zu regeln. 
Daraus würde nämlich ein Recht'sanspruch 
entstehen, und aus Er£ahrun,g wissen wir: je 
mehr gesetzlich geregelt ist, ldsesto mehr wird 
im Wege des Rechtsanspruches gefordert, und 
dann ist es geilade in diesen beimden Bere:ichen 
wahrscheinllich mit dem Ildealismus und der 
Freiwilligkeit vorbei. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich weiß dicht, ob Sie mjir zusüimmen, aber 
mir persönlich ist es lieber, wenn wir auf 
dem Gebiete .der Feuerwehr !und des Sports 
keine gesetzlichen Regelungen haben. Ein aus- 
gezeichnetes und gut funktion,ierendes Feuer- 
wehrwesen, wie wir es heute iin "iederöster- 
relich idank (des großen Idealismus der Feuer- 
wehrmänner, d,ie iihre Pflicht aus Nächsten- 
liebe erfüllen, haben, ist besser als gesetz- 
licher Zwang. Sol'ange es solche Idealisten 
gibt, können wir uns ein 'Gesetz ohne 
weiteres ersparen. Daslselbe g,ilt auch für den 
Sport. W4ir erleben heute auf 'dem Sport- 
sektor schon so  manche Auswüchse. Je  mehr 
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wir uns gesetzlich festlegen würden, desto 
mehr Sicheih,eiten wüiiden gefordert werden, 
und die sport'lichen Leistungen würden in den 
Hintergrun,d treten. Was der Sportler nicht 
au8s Ideali,smus und Freiwilliigkeit zustande 
bningt, wird 'er auch a'uf Grunld von Gesetzen 
nkht leisten. Das sied meine Gedanken, die 
ich eu diesem Gegenstand zum Ausdruck 
bringen wollte und über die man disk'utieren 
kann. 

Meinte Damen und Herren! Seit den Vor- 
mittagstunden ist sehr viel über Demokratie 
und Freiheiit gesprochen worden. Das ist 
unser giutes Recht (und auch un,sere Pflicht. 
Wir haben alle gemehsam ,dazu beigetragen, 
daß die Demokilatie und idie demokratischen 
Rechte wohl verankert sind. Niemand von 
uns - (darin, glaube 'ich, ,sind wtir uns einig 
-. ,wünschte jema1,s wieder e,ine Zeit, wo in 
'diesem Staate die demokratischen Rechte ver- 
hindiert oder unmöglich gemacht weaden. Wir 
alle ,haben in 'der Vergangenheit ILehrgdld be- 
zahlt. Ich Sbleiibe bei (dem, was ich s8chon gestern 
als IGenenalredner gesagt halbe. Alle mitein- 
ander sollten wiir eigentlich au,s dmieser Ver- 
gangenhdit ebwas gelernt \halben. Es ist be- 
trüiblich, wenn wir uns gegenseitig immer 
wieder Vorwürfe machen, elinm'al die 'eine, 
einmal die andere Seite. An und für sich 
sollten wir schon soweit sein, daß über den 
Begriff Demokrabie 'unid Fraihseit nicht mehr 
gestritten werden muß. Eiine Feststellung 
möchbe ich jeidoch machen: Demakratie .ist ein 
Begniff, der unteilbar ist, genauso w8ie #der 
Begniff der Freiheit. Beide müs,sen in allen 
Bereichen iin gleicher Weise Gültigkeit 'haben. 
Sie haben heute wieder einige massive An- 
griff egegenidie Bezirkshauptmannschaften und 
einige Beiirkshauptleute geführt. Ich d8arf da- 
zu einen kleinen Vergleich bringen. Ich 
möchte aber nicht auf die Frage d,er Zweck- 
mäßigkeit der Demokratisierung (der Bezirks- 
hauptmannschaften eingehen. Zsu diesem 
Thema habe ich schon voriges Jahr, nachdelm 
10 Jahre hin,durch immer wieder debattiert 
wurde, gesagt, d4aß ,damit Schluß gemacht 
werden m'iisse. Unseren Standpunkt kennen 
Sie, nehmen Sile iihn als glute Demokraten 
endlich elinmal zur 'Kenntnis. Solange wiir das 
Vertrauen .der Bevölkerung haben, werden 
wir di'esen Standpunkt vertreten. Wenn Sie 
schon 'so sehr für die Demokraüisierung d.ieser 
Bereiche ,eintreten, dann gestatten Sie mir, 
einen kleinen Blick über das Land Niie'dser- 
österr,eich binaus iin diie N(achbansch'aft zu 
werfen. Mlan soll dich nicht auf den Stand- 
punkt stellen, nur über die Verhältnisse in 
Niederösterreich reden zu können. Ich .darf 
al,so noch einmal wiedenholen: D'er Begriff 
Demokratiie und Freiheit :ist unteiiLbar. Man 

kann e8s doch nicht so machen, idlaß man nach 
der Wahl d'ie Wmurst verteilt. Dias Volk hat ja 
entschieden, wie groß 'der Antaeil #der Salami 
für 'die eine Partei und wie groß für #die 
andere sein soll. Bei 'der Landta'gswahl im 
Jahre 1959 wurde diese Entscheii,dung ge- 
troffen und die G'esetzperiode läuft erst dm 
nächsten Jahr ab. Dann soll die rdieederöster- 
reichische Bevölkening neuerlich entscheitden. 
Es geht nicht an, daß man, 'weil man mit ,der 
Verteilung der Salami nicht zufrieden ist, 
nach dem berühmten komuntisti,schen 
Muster fordert und probiert, jedes Jahr eine 
weitere Scheibe herunterzujschneiden, um 'die 
ursprünghiche Verteilung .zu korrigieren. Wir 
erleben ähnliches wieder in Berlin. (Staats- 
sekretär Rösch: Gott sei Dank haben Sie die 
rote Katze noch einmal erwischt. - Unruhe. 
- Präsident Tesar gibt das Glockenzeichen.) 
Herr Staatssekretär, wenn Ihnen das so sym- 
pathisch i8st, dann sallen Sie es haben. Machen 
wir eine kileiine Exkursion iiber ,die Wiiener 
Rhgstraße z'um Rathaus. Dam,it Sie ja nicht 
behaupten, #ich betrdbe Greuelpropaga'nlda 
gegen Wien, habe ich ,mir beim Verlag Jugen'd 
Lind Vollk eine Alusgabe (der Verfassung ,der 
Bund'eshauptstadt Wiien besorgt, um aus ,dem 
Original zitieren zu können. Alles, was Sie 
he,ute über das undemokratische Verhalten 
der Beziriksbauptleiute :gesagt haben, wird 
e'igentliich diurch .die Beispiele, d8ie wir Ihnen 
hier vorllegen können, entkräftet. Ich schlage 
den 5 92 der Verfassung der Bundeshaupt- 
stadt Wien auf, wo iiber Iden Wtirkungsbereich 
de,s Bürgerme.isters, der 'zugleich auch Lan.des- 
hauptmann von W:ien )ist, folgendes afusigesagt 
wind: ,,Dem Bürgermeister", ejs steht hier 
,,Ih,m'', ich w'ill d\as nur erklären, ,,sind die 
Amtsfü'hrenden Stadträte, dlie Beairksvor- 
steher, sämtliche Beamten und sonstigen An- 
gestellten lder Gemeinde ,sowie ihrer An- 
stalten untergeordnet. Sie haben siich seinen 
Wteisu.ngen und seiner V,enantwortung zu 
fügen." Ich snuß sagen, daß ich noch in keiner 
Verfassung gefunden habe, daß sich frei ge- 
wählte Vertr'eter, Stadträte oder IBezirksvor- 
steher, die Sie .so gerne als Beispiel anführen, 
zu fügen haben, wenn es dem einen 'Herrn da 
oben gerade paßt. (Staatssekretär Rösch: Wie 
in. der niederösterreichischen Gemeindeord- 
nung!) Ich komme noch weiter, meine Herren, 
und zwar auf 0 94, wo die Beschlüsse des 
Bürgermeisters auf idie gesamte Verwdtung 
von Wien ausgedehnt werden. Es heißt bier: 
,,Der Bürgermeister bat ,das Recht der Slstiie- 
rung von Bekhlüissen des Gerneindierates, und 
zwar ka,nn er diese ohne jede weitere Mit- 
wirkung durchführen." {Staatssekretär Rösch: 
Wie in der niederösterreichischen Gemeinde- 
ordnung!) Ich habe gesagt, er ist nicht nur 

. 
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Bürgermeister, sondern auch Landeshaupt- 
mann von Wien. (S taa t s sekre tär  Rösch:  A b e r  
S i e  l e sen  a u s  d e r  G e m e i n d e o r d n u n g  vor!) Das 
ist die Verfassung der Bundeshauptstadt 
Wien. U8m en,dlich 'in Wien demokratische 
Verhältnisse herzustellen, hat sich die Öster- 
reichmische Volkspartei in Wien erlaubt, eiinen 
Antrag EU stelleil, der durch den Zweiten 
Prä'sidenten des Wiener Lanidtages, Mühl- 
hauser, am 21. April 1961 eingebracht wurde. 
Laut 0 127 ,dBersellben Verfassung, 'die ich 
Ihnen mehrmals zitiert habe, isollte ein 
solcher Antr,ag vom Präsidenten sofort dem 
zusländigen Amtsführenden Stadtrat vorge- 
legt bzw. überwiesen werlden, welcher hier- 
üb,er, wie es hier wörtlich heißt, binnen 
Jahresfrist dem zuständigen Ausschuß zu be- 
richten 'hat. Sie irren sich, meinte sehr ge- 
ehrten Da'men und Herren, wenn Sie glauben, 
man hätte in Wien (dieGe Verfassungsbestim- 
mung eingehalten. Monatelang hat es kein 
Amtsiührender Stadtrat der Sozialistischen 
Partei ider Mühe wert gefun,den, auf ldiesen 
Antrag überhaupt einzugehen, auch nicht der 
für ldiesen Aufigabenbereich zuständiige Stadt- 
rat Sigmund. Man hat monatelang dara'uI 
warten lmüssen, bis eine verfassungs'mäßiig 
selbstverständliche Sache zur Kenntn!is ge- 
nommen wurde. Ich würide wahrsche,inl'ich 
sehr staunen, was Sie aufführen würden, 
wenn wir im niederösterreichimschen Landtag 
klare Verf assungsbesüimmlungen 'so über- 
gingen. (S taa t s sekre tär  Rösch: F r a g e n  S i e  d e n  
H e r r n  L a n d e s h a u p t m a n n ,  w i e  lange  e r  mit 
d e r  V e r l a u t b a r u n g  d e r  Niederösterreichischen 
G e m e i n d e o r d n u n g  z u g e w a r t e t  ha t .  E r  h a t  da-  
mit e ine inha lb  J a h r e  g e w a r t e t .  - Präs iden t  
T e s a r ,  d a s  Glockenze ichen  gebend:  R u h e ! )  
Nun möchte ich Ihnen mitteilen, auf welche 
Art das Kapital abigeschloslsen worden !isst: 
echt sozialistisch-demokrabisch! Nach'dem man 
den Eall monatel'ang überhaupt n,icht be- 
handelt hat, wurde ldie Mitteilung gemacht, 
daß die Slosialisten an einer Änderung lder 
Verfassung n,icht \interessiert seien. Sie haben 
also geanbwortiet, sin'd über klare Bestiim- 
m'ungen der Verfassung hinweggegangen, 
haben die vorgesehenen Fristen nicht einge- 
halten und idieses Kapitel einf,ach mit 'der Be- 
gründung abgeschlossen, d'aß sie daran nicht 
interessiert seien. 

Meiine Herren! Wenn man dort, wo man 
die Mehrheit hat, mit 'der Demokratie so 
großzügi'g umgeht, steht es einem n,icht Z~U, 

h'ier so zu tun, als wäre 'man ein Muster- 
demokrat. Beweisen Sie Ihre demokraüische 
Gesinnung zuerst dort, wo Sie diie Mehrheit 
haben. ( L a n d e s r a t  K u n t n e r :  Z u m  Beispiel  im 
Schu lausschuß! )  Im niederösterreichischen 
Schulausschuß? ( L a n d e s r a t  K u n t n e r  u n d  

S taa t s sekre tär  Rösch: N e i n ,  im W i e n e r  Schul-  
ausschuß!)  Sie haben keinen Grund, festzu- 
stellen, Idaß die Schulfrage iin Niederöster- 
reich anderis als nach den Bundesgesetzen ge- 
regelt wurde, oder wollen Siie, Herr Landes- 
rat, behaupten, daß wir in 'unserem Aus- 
Iührungsgesebz gegen die bundesgesetzlichen 
Grundsatzbestirnmungen verstoßen haben? 
Das müßten Sie erst beweisen. (Landesra t  
K u n i n e r :  i n  d e r  B e h a n d l u n g ! )  

Ich möchte daher (abschließend meiner Hoff- 
nung Ausldruck geben, daß es sehr 'schön 
wäre, einm'al feststellen zu können, daß wir 
üfTene Fragen a,uf allen Geb'ieten als gute 
Demokraten prinzip,iell einvernehmlich gelöst 
haben. Vielleicht erreichen wir es einmal. Ge- 
legenheiten hierzu hätten Sie in  reichliche,m 
Ausmaße, 'meine sehr geehrten Damen und 
Herren, als erste einmal einen SchEitt zu tun 
oder mitzuhelfen, daß solche Schritte unter- 
nommen wenden. 

D=r Herr Albg. Peyerl hat )auf #die verstaat- 
lichte Industni,e hingewiesen. Ich #weiß nicht, 
ob Ihnen der Herr Naiionalaat Gramm a'us 
de,mselben verstaatlichten Betriebe nicht etine 
Reihe von Beispielen 'bringen könnte, die Ihre 
Behauptungen widerlegen. Ich bin sicher, daß 
er darü'ber einiges berichten könnte. Mir 
scheint, daß Sie Ihre Bemerkung, daß bei den 
Bählerwerken alles 'in bester Ocdnung 'sei, 
auch niur der Zweckmäßigkeit halber ge,macht 
haben. Der Herr Nationalrat Gramm kann 
leider hier nicht sprechen. Aber ich weiß, daß 
es iin ld,er USIA-Zeit geme'insame Forderungen 
gegeben hat ( A b g .  P e y e r l :  Er ist in d e r  USIA- 
Z e i t  be förder t  worden! ) ,  den heutigen Natio- 
nalrat Gram,m aus dem Betriieb zu entfernen, 
w8ail er es gewagt hat, christlicher Gewerk- 
schafter zu sein. Und ,dies'e Forderung war 
nicht nur von den Kommunisten unter- 
schrieben! Meine sehr Verehrten! Also so ,ist 
es nicht, daß überall dort, 'wo Sie an der 
Macht sind, adie Demokratie gesichert ist und 
daß es keinerlei Verfolgung gibt. Unterhalten 
Sie sich üiber diese Frage bei der nächsten 
Versammlung in Iden Böhlerwerken. Der 
Kollege Nationalrat #Gramm hat für  eine Be- 
triebsversammlung genügend Beispiele, u'm 
darüber vor der Belegschaft 'diskutieren zu 
können. Ich wollte nur feststellen, daß es 
dies'bbezüglich unteialbare Begriffe gibt un,d 
daß es zweckmäßiiger wäre, einmal zu ver- 
suchen, zu gemeinsamen Entsche#i,dun'gen au 
kommen und gleichartige Wünsche einer be- 
fniedigenden Lösung zuzuführen. Das wäre 
ein Fortschritt für unsere D'emokratie. E s  
würde dann 'nicht vorkommen, 'daß Sie Dar- 
stellungen bringen, als würde in der niiteder- 
österreichischen Landesverwaltung die Frei- 
h'eit mit Füßen getreten. Meine Herren, so 
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geht es nicht, daß man so lange fordert, bis 
man seine Wünsche erfüllt bekommt, ohne 
dabeii selbst Konzessionen zu machen. Wenn 
Sie den Weg enner echten demokratischen Ge- 
sinnung beschreiten wollen, wenden Sie bei 
uns sehr große Bereitschaft finden. Das muß 
allerdings über die niederösterreichische Lan- 
desverwaltung hinausgehen. (Bezfall bei der 
OVP.) 

PRÄGIDENT TESAR: Zum Worte gelangt ' 

der Herr Landesrat Wenger. 
LANDESRAT WENGER: Hohes Haus! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ent- 
schuldigen Sie bitte, daß ich mich zu so vor- 
gerückter Stunde zur Gruppe 0 auch zum 
Wort melde. Ich mußte es aus einem inneren 
Bedürfnis heraus tun. 

Wenn ein unvoreingenommener older nicht 
eingeweihter Zuhorer den Aulsfühnungen des 
Herrn AEag. Stangler zu Personalfragen ge- 
lauscht hat, mußte er zwangsläufig den Ein- 
druck tgewinnen, idaß hier alles iin bester 
Ordnung ist und die ganzen Reden um die 
Personalpolntik überflüssig wären. Ich gebe 
gerne zu, daß es für (die Mehrheit ganlz an- 
genehm sein mag, wenn die kleinen und 
kleinsten Personalfragen das Landes hier des 
langen unld (breiten erörtert werden. Mir selbst 
ist es nicht angenehm, wail Erörterungen 
nichts ergeben. Es mag möglich sein nachzu- 
weisen, idaß (der Straßenwärter, der Straßen- 
meister, der Pfleger oder Oberpfleger in 
irgendeiner bestimmten Sache nicht berück- 
sichtigt worden nst. Auf der anderen Seite 
kann dem entgegengehalten werden, daß der 
eline Straßenwärter vielleicht bei der stren- 
gen Kälte dreimal in das Wirtshaus gegan- 
gen ist, während der andere nur zweimal im 
Wirtshaus (war, (und daraufhin ist berechtiig- 
terweise die Befönderung untenblieben und 
so Shnliiche Dinge. Daraus ergibt sich aber für 
den Zuhörer nicht das, was wir bzw. unsere 
Fraktion idazu wirklich sagen wollen. Ich 
möchte noch eiinmal in Eninnerung rufen, daß 
der verewigte Herr Landeshauptmann Stein- 
böck, bevor er von uns gegangen ist, noch eine 
große Aktiim im Rahmen der Personalpolitik 
auf höchster Beamtenebene gesetzt hat. Es 
sind damals auf einmal 15 Hofräte ernannt 
worden. S e  haben im Kreise der Beamten- 
schaft den ,,Ehren"+Spibznamen ,,Hannes- 
Gedächtnis-Hofräte" bekommen. Es war aber 
- Sie brauchen nicht zu erschrecken - kein 
einziger Sozialist dabei. Das waren nur ÖVP- 
Angehörige, obwohl Angehönige der SPÖ im 
hoheren Beamtenstande schon anspruchsbe- 
rechtiigt waren. 

Hie und da passiert es mxr als Referent, 
daß ich einen Personlalakt in 'die Hände be- 

komme. In der Regel ihat der Präsidialbeamte, 
d2r damit befaßt iist, die Aufgabe, idie soge- 
nznnten Eingeweiide dieires Personalaktes zu 
überprüfen und herauszunehmen, was für 
den sozialiistischen Landesrat nicht geeiignet 
ist. Manchesmal geschieht \es aber doch, daß 
irgendein Stück drinnen {bleibt, das überse- 
h m  wurde. Ich will dem Beamten keine 
Schutlfd beimessen. Da liegt idann ein Akten- 
stück oder ein Dienstzettel drinnen, aus dem 
hervorgeiht, ldaß zuerst bei der ÖVP-Beairks- 
partailetitung angefragt wird, wie der Betref- 
fende aussieht, olb er für die Aufnahme nach 
ihrem Gesichtspunkt geeignet ist und daß 
sondei.barerweise - auch dafür haben w'ir 
Unterlagen - von der ÖAAB-Leitung hier 
im Hause due Weisung an die Anstalt hünaus- 
geht, wiie diie Reihung der Aiufnahmeansuchen 
durchzuführen ist. Also, nncht nach den 
d;enstlichen Erfordernissen, wie sie draußen 
festgestellt wenden, sondern zweifellos nur 
nach (den poliüischen Erfordernissen. Das ist 
¿tber unserer Meinung nach nicht alles, was 
uns bedenklich erschaint. Wenn beiispielisweise 
ein Mann wie der pensionierte Oberregie- 
rungisrat Dr. Hauberl bedlenkliich nahe an die 
Stelle eines Bezirkshauptmannes oder Be- 
zirkshauptmannstellvertreters heransteht, die 
Gefahr also riesengroß ist, daß hier ein Durch- 
bruch durch eiinen Sozialisten erfolgen könnte, 
dann legt man diesem Mann niaihe, er solle in 
Pension gehen. Man sagt, er hat nichts zu er- 
warten, man gibt ihm den Hofratstitel drauf, 
und damit ist die furchtbare Gefahr gebannt, 
daß der Kreis der der ÖVP angehörenden 
Bezirksheuptmänner (in Niederösterreich ein 
einziges Mal von ainem Angehörigen der So- 
zialistiischejn Fraktion durchbrochen würde. 
Die Tatsache, daß nur Beamte in Niederöster- 
mich Bezirkshauptmänner werden können, 
die der ÖVP angehoren, ist unbestritten. Sie 
laßt sich auch nicht bestreiten und wir sa- 
gen dazu, daß die Funkbion eines Bezirks- 
hauptmannes auch eine politische Funktion 
ist und wir mit Recht (daran interessiert sind, 
daß die Funktionen, dem Stärkeverhältnis 
der Sozialisten iim Lande entsprechend, auch 
von Angehörigen der Sozialustischen Fraktion 
ausgeüibt werden. Wenn (Sie dem entgegen- 
halten, daß Sie nicht daran denken, diese 
Funktionen odler Reamtenposten zu verpoliti- 
sikren, dann glaube ich, siind wir um einig, 
daß dies eiin lächerliches Beginnen wäre, 
denn eine stärkere Verpolitisierung, als sie 
jetzt schon (durch Ihre Personaipolitik besteht, 
könnte damit auf keinen Fall herbeigeführt 
werden. Aufierdem besteht ja das ganze Le- 
ben im Staate und iin den Ländern darin, daß 
die pohitiischen Vereinigungen die Wiillens- 
bildner sind, mit iihren Mitgliedern, aus de- 
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nen ischlimeßllich die ganze Bevölkerung besteht. 
Die Tatsache läßt sich also nicht 'bestreiten, 
d a  ß sämtliche Beziirkshauptmänner im Lande 
Niederösterreich sorgf ält,ig ausgesucht un'd 
nur Angehörige ider ÖVP sind. Wenn aber 
auxh alle Bez,irkshauptmänner krank würden 
und die B,ezirksha,uptmannstellvertreter zu 
einer Dienstbelsprech'untg zusammentreten, 
auch ldann wäre keine Gefahr, 'denn auch die 
sind nur ausgesuchte Angehönige 'der löster- 
reichiischen Vol'kspartei. Und wenn Sie mei- 
nen, daß ein einziger Referatsledter hier <im 
Hanse oder ,draußien in d'en Ämtern uin An- 
gehöriger der Sozialistischen Partei wäre, ob- 
wohl #solche Beamte lmit den entsprechenden 
Voraussetzungen dla sind, 'dann täuschen Sie 
sich. Es gibt ke'ine, 'und ,darum ist unsere Mei- 
cung begründet, tdaß die personalpol'itischen 
Maßnahm'en in Niderösterreiich nur partei- 
politische Beweggründe hjaben. Die kl'eiinen 
Pemon,alfälle lassen sich in Besprechungen 
zwedfeillois da unld dort erle'digen, obwohl bei 
weitem nicht im gewünschten Ausrriaße. Bei 
den laitenden Funktion.:n aber, 'durch die un- 
ter Umständen andere (unter Druck gehalten 
werden können, da  ist es höchst be,denklich, 
wenn die Personalpolitik, wie 'sie i8m L a d e  
betrieibe,n wind, ihre Fortsetzunlg #finden sollte. 

Der Herr Landeshauptmann Steiin'böck imst 
von uns gegangen. An seine Stelle ist Herr 
Landeshauphann Ing. Dr. nigll 'gef'olgt. Ich 
habe die große Ehre - und iich darf 'e's hier 
im Hause sagen -, von ihm Freund genannt 
zu werden. Das mit einiger Berechtigung, und 
zwar deshahb, weil w,ir lange J,ahre zusam- 
men großes Lei'd ertragen haben. Miit Recht 
könnte ich also auf diesen Titel ,,Freund" 
stolz sein. Ich abin aber der Meinung, daß die- 
ser Titel auch einen g e w h e n  Inhalt hab'en 
muß. Einen Inhalt insof'erne, als nicht nur 
das b'este Einvernehmen zw,i,schen dem 
Freund auf der einen Seite !und dem Freund 
auf (der anderen Seite in persönllicher Hin- 
sicht bestehen soll, sondern auch einen Inhalt 
haben soll iin bezug auf die Überbrückung all 
der Schwierigkeiten, die beim Regieren iinner- 
halb eines Iianides nun einmal b'estehen. 
Schwierigkeiten, die dazu da sind, um im 
gemeinsamen Wolihen überbrückt zu werden. 
Wir sind der Meinung, daß ,in der Frage der 
Personalpolitik endlich einmal eine 'entschei- 
dende Äderung  heribaigeführt werden muß. 
Ich habe im 'Schoße ,der Landesregierung ,die 
Forderung gestellt, <wir verlangen - und ldas 
ist ein Trnstes Wort -, 8 Beairkshauptmänn'er 
in Niiederösterreich mülssen von Sozialisten 
gestellt werden. Es list nicht unbedingt eine 
dogmatisch fe8stmzulegende Zahl, ialber zumin- 
dest in jenen Bezirken, [in 'denen die sloziali- 
stisch orientiierte Bevölkerung die Mehrheit 

darstellt, in diesen Bezirken ist es meiner 
Me,inung nach wohl eine Sellbstverständliich- 
keit, idaß uns'eren Forderungen endlich Rech- 
nung getragen wind. Wenn nun der Herr 
Landtagsabgeordnete Stangler, so sanftmütig, 
uqie ich ihn nie gehört habe, an uns appel- 
lierte, wir sollten als gute Demokraten alle 
dhe Probleme lösen und regeln, die u n s  tren- 
nen, dann sage ich ohne weiteres: Ja, sie 
können bereinigt werden, w,ir sind die ersten, 
die die Hand dazu reichen, aber erst 'dann, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, 
wenn den Worten auch ,die 'entsprechenden 
Taten folgen, (die 'ich als notwendig angeführt 
habe. Darauf kommt es uns a n  und (das ist 
uns, um idiese Fragen zu lösen, wert, uns mit 
I'hnen auch weitenhin auseinandenzusetzen. 
Ich ho,ffNe, daß idiiese Auseinandersetziungen 
dazu führen, daß wir letzten Endes zusam- 
menfinden. (Beifall bei der SPÖ.) 

PRÄSIDENT TESAR: Zum Worte gelangt 
Herr Abg. Reiter. 

ABC. REITER: Hoher Landtag, meine Da- 
men un,d Herren! Ich wollte Nm8ich ursprüng- 
lich nicht zum Kapitel 0 meilden und 'werde 
Sie auch n,icht sehr lange aiufhalten. Herr 
Abg. Peyerl hat aber über die verstaatlichte 
Wirtschaft gesprochen ,und ich gllaub'e, daß 
wir seinen Ausführungen Idioch etwals er- 
widern müßten. 

Er hat die Feststebluiig getroff'en, jdsaß iin 
der verIstaat1,ichten Wirtschaft nicht um Ge- 
sinnung gefragt wind, sondern nur ,die Eig- 
nung entscheidet. Die Sozialistiische Partei hat 
von der Österreiichiischen V,olmkspartei heute 
einige Male gefordert, Beispiele zu bringen. 
Kun, meine sehr geehrten Damen und Her- 
ren, ich 'darf Ihnen nur ain Beispiel zur 
Kennt nk bringen. 

Der verstalatlichte Betnieb Siemens & 
Halske, ein Großibetaieb in W'ien, hat in Zi- 
stersdor€ (Abg. Rösch: Mit einem schwarzen 
Generaldirektor!) - ja, mit einem schwarzen 
Generaldirelktor, Herr Staatssekretär, alber 
das ist kelin Verdienst der Souialistisch'en Par- 
tei, sondern eine P'arteienvereinbarung, meine 
Herren, da,s will1 ich hier fe,stgestellt haben. 
(Zwischenrufe. - Unruhe. - Präsident gibt 
das Glockenzeichen.) Dieser Betrieb hat nun 
gegen den Willen ides Herrn Vizekanzlers iin 
Zisters,dorf einen Zweigbetr'ielb errichtet. Der 
Herr Vizekanzler ist nicht angestanden, das 
iii seiner Re'de bei der Grun'd'steidegung in 
Zistersdorf ö'ffentliich zu beh'aupten. Ich hin 
ir. der Lage, idas Tonband ,der Soidialist8iischcn 
Partei, aluf dem diese Behauptung des Herrii 
Vizekanzlers aufgenommen wurde, !abzuspie- 
len. D,ie Errichtung dieses Betriebes h8at bei 
d.er Sotiialiisbisch8en Rartei furchtbare Aufre- 

gung hervo 
Schlüsse mii 
chen waren, 
Sektionschef 
Generaldirel 
stimmt, da1 
wurde, won: 
Zen Stadtgen 
eingestellt w 
natürlich nie 

Der Betrii 
maBgeblichei 
meinde -, U 

Das Arbeits: 
haben sich s 
hat auch die 
Personalabte 
1:sten vorgei 
alle postwem 
Sekretariate 
überprüft ur 
Die Aufnahr 
nach rein pol 
gehönige der 
rücksichtigt 1 

sozialisi~ischei 
der 2. Vizeb 
Sie sehen, H 
dorfer sind 
mensetzung 1 
Sozialistische 
ster gegeben, 
bitten, das in 
aiich Herrn 
das nn der I 
zuahmen -, j 
Lkhtenwarth 
ausgegangen 
sozialistischen 
trien - es i 
Frauen - v 
so2iialistkchen 
SPÖ-Parteiob 
Ingenieur vor 
woden.  Da d 
rnens & H,alsE 
der Herr SP 

j Testheftchens 
nach wurde c 
der Stadtgeme 
den Ausbau 4 

und des Endg 
njcht mit die: 
wird, hat m: 
Leute von dei 
ich Ihnen, lit 
Frage der  Ein 
Wirtschaft sag 

Nachdem icl 
kurz eine an( 

E 



. Dezember 1963 Landtag von Niederösterreich. VI. Session der VII. Gesetzgebungsperiode. 9. Sitzung am 18. Dezember 1963 147 

st es meiner 
werstän'dlich- 
endlich Rech- 
m der Herr 
o sanftmütig, 
n UM appel- 
nokraten alle 
die u n s  tren- 
eres: Ja, sie 
nd die ersten, 
:r erst dann, 
und Herren, 
itsprechenden 
diig angeführt 
1 und !das ist 
wert, uns mit 
ndenzusetzen. 
idersetmngen 
Indes zusam- 
.) 

Yorte gelangt 

iig, meiine Da- 
ich ursprüng- 
In und werde 
fhalten. Herr 
verstaatlichte 

glaube, daß 
h etwais er- 

offen, ($aß in  
nicht um Ge- 
nur 'die Eig- 

ehe Partei hat 
spartei heute 
e zu bringen. 
ien und Her- 
Beispiel zur 

Siemens & 
M, hat in Zi- 
?m schwarzen 
em schwarzen 
ekretär, alber 
iistischen Par- 
barung, meine 
estellt haben. 
3räsident gibt 
trieb hat nun 
izekanzlers iin 
errichtet. Der 
estanden, das 
iteinlegung in 
ipten. Ich bin 
Soaialistischen 
ing des Herrn 
rde, ,abzuspie- 
riebes hat bei 
itbare Aufre- 

gung hervorgerufen. Noch bevor (die Ab- 
schlüsse mit ldem Konzerribetrieib abbespro- 
chen waren, hat ider iinzvdischen verstorbene 
Sektionschef Schopf ider Sektion 4 beim Herrn 
Generaldirektor angerufen und gefragt, ob es 
stimmt, daß eine Vereinbarung getroffen 
wurde, wonach in diesen Betniab der schwar- 
zen Stadtgemeinide Zistersdorf niur Sozialisten 
eingestellt wenden. Eine solche Absprache hat 
natürlich nie stattgehnden. 

Der Betrieb wurde errichtet - mit sehr 
maligeblicher Unterstützung der Sbadtge- 
mainde -, und nun ging es um das Personal. 
Das Arbeitsemt !hat sich eingeschaltet, Leute 
haben sich selbst angemelidet, und natürlich 
hat auch dlie Österreiclaische Volkispartei der 
Personalabteilung des Betniebes Wunsch- 
1:sten vorgelegt. Diese unsere Listen gingen 
alle posbwendend an die sozialistischen Partei- 
Sekretariate der Ortschaften hinaus, wurden 
überprüft und dann wieder hereingesch-ckt. 
Die Aufnahmen erfolgten unsprünglich nur 
nach rein poilitischen Richtlinien, also nur An- 
gehönige der Sozialistischen Partei sollten be- 
rücksichtigt wenden. Das ging soweit, daß ein 
souialisbischer Parteiobmann, mein Freund, 
der 2. Viaebürgermeister laus Ziisters,dorf - 
Sie sehen, Herr Staatssekretär, wir Zriisters- 
dorfer sind Demokmten, bei einer Zusam- 
mensetzung von 15 zu 6 haben wir sogar der 
Sozialistischen Partei einen 2. Viizeibürgermei- 
ster gegeben, iich würide Herrn Kollegen Graf 
bitten, das in der Gemeinde Gänserndorf, und 
awh Herrn Landesrat Kuntner efmpfehlen, 
das in der Marktgemeinde Hohenau nach- 
zuahmen -, in die einzelnen Gemeinden Alt- 
Lichteuivnarth, Hausbrunn usw. auf Werbung 
ausgegiangen ist. In das Gemeiindeamt der 
sozialistischen Gemeinden sind nun diie Par- 
teien - es handelte sich hauptsächlich um 
Frauen - vorgeladen wonden. Von einem 
soziialisbischen Büngermcister ist (der Herr 
SPÖ-Parteliobmann von Zistersdorf sogar als 
Ingenieur von Siemeaw & Halske vorgestellt 
wonden. Da die Bediensteten {der Firma Sie- 
mens & Hgalske gute Augen brauchen, führte 
der Herr SPÖ-Parteiobmann mittels einels 
Testheftchens einen Vortest \durch, und dar- 
nach (wurde eingestdllt. Enst als ich seitens 
der Staidtgeimeinde dem Betrieb gedroht habe, 
den Ausbau der Wasserleitung, des Kanals 
und des Endgases sofort eiinzustellen, wenn 
nicht mit diesen Methoden Schluß gemachl 
wirid, hat man sich bequemt, auch einige 
Leute von fdier ÖVP einzustellen. D a  wollte 
ich Ihnen, lieber Freund Peyerl, nur zur 
Frage ider (Einstellung bei der verstaatlichten 
Wirtschaft sagen. 

Nachdem ich aber schon da bin, will ich 
kurz eine andere Feststellung machen. Diie 

Soziifalistische Partei hat heute in einer stun- 
denlangen Debatte die Pensonalpolitik dieses 
Landes beleuchtet. Bei 11.000 Angehör'igen, 
Herr Staatssekretär, iist es nur gelungen, ganz 
wenige Beispiele hier anzuführen. (Zwischen- 
rufe. - Präsident gibt das Glockenzeichen.) 
Ich stimme dem Herrn Landesrat Weiniger 
vallkommen )bei, wenn er meint, idaß eine 
solche Debatte nichts ibringt. Sie lbiiingt näm- 
lich wirklich nichts, meine Herren. Ich mache 
Sie aufmerksam, diese Angriffe gegen die 
Personalpolitik dieses Hauses haben sich nicht 
gegen die Verantwortlichen dieser Regierung 
gerichtet, lsondern iin erster hin& gegen das 
Personal selbst, und ich sage Ihnen, Sie ha- 
ben wahrscheinliich nur )dazu (beigetnagen, diaß 
die wenigen, die noch nicht in unseren Reihen 
stehen, merken werden, daß cstie tatsächlich 
bei der OVP und beiim ÖAAB besser vertre- 
ten werden. (Zwischenruf Landesrat Kunt- 
%er.) Sehr geehrter Herr Landesrat Kuntner, 
Sie können ruhig dazwischen Bemerkungen 
machen, aber ,auch ich kann einige Feststel- 
lungen, zahlenmäßiig, hier vorbringen. Die So- 
z ialistiische Partei hat ein Plakat herausge- 
bracht, darauf steht: In  Österreich kann jeder 
Bundespräsident werden, aber nicht Straßen- 
Wärter iin Niederösterreich. Meine sehr geehr- 
ten Herren van (der Sozialistischen Partei, ich 
glaube, Herr Landeshaiiptmiannstellvertreter 
Wessely aus dem Burgenland gehört nicht (der 
ÖVP, sondern der Soziialistiiischen Partei an. 
Besagter Herr, sozialistisches Regierungsmit- 
glied vom Burgenland, hat zum Beispiel die 
Straßenwärter im Bezirk Obenvarth unter 
sich; und da haben nun auch Waihlen statt- 
gefunden, Herr Staatssekretär. Bei diesen 
Wahlen hat sich ergeben, daß 120 soaialisbi- 
sche und 15 ÖVP-Stiimmen abgegeben wur- 
den. Wiir imüßten jetzt mit gldichem Recht sa- 
gen: Vergewaltigung des Landespersonals im 
Burgenland. Wiir tun es nicht, weil wir der 
Meinung sind, idaß unsere Beamtenschaft, ab 
iri Niederöaterreich oder (im Burgenland, frei 
entscheiden kann und das letzten Endes auch 
verantworten (muß. Daß sich die n'ieder6ster- 
reichischen Landesbeamten für die OVP und 
den OAAB entschieden haben, ist ihr gutes 
Recht, und )ich kann schon verstehen, daß 
Ihnen das große Sorgen macht. Aber ich darf 
hier feststellen: Wiir sind idieser niederöster- 
rdchischen Beamtenschaft zu Dank verpflich- 
tet und ,ich ihätte mich gefreut, wenn Sie 
neben Ihrer vielen negabiven Kritik igegen die 
Personalpolitik ,dieses Hauses auch ainige an- 
erkennende Worte über die positive Arbeit, 
die von diesen Beamten geleiistet wurde, ge- 
sprochen hätten. 

Ich komme zum Ende und {darf noch eines 
feststellen: Herr Landeshauptmannistellver- 
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überlegt wenden müssen, 'damit wir uns kein 
Eigengoal ,schießen. Ich würde daher dem Ho- 
hen Hawe ,den Vorschlag machen, ,,derweil" 
oder, wenn du willst, Pettenauer, ,,vorläufig" 
diese A.nträge abzulehnen. (Abg.  Pettenauer: 

tieter Dr. Tschadek {hat am Vormittag sehr 
gute Ausführungen, die wir bns zu einem ge- 
wissen Graide sogar iunterschreiiben ktinnen, 
gebracht. Er hat aber auch gesagt, idie Beam- 
ten in Niiederösterreich sollten froh sein, oder 
wären froh - so hat er wörtlich gesagt -, 
wenn sie nur Beamte seiin könnten. 

Meine sehr geehrten Herren, wSr haben im 
Landhaus keinen Beamten zu einer politi- 
xhen Arbeit gezwungen, aber es wäre gut, 
wenn Sie Ihre Vertreter, Herr Landesrat, 
zum Beispiel Ihren elinzigen Personalvertre- 
ter, Hofrat Rohaaik, in dieser Personalvertre- 
tung rnitarbaiten lassen würden, der ur- 
sprünglich dazu bereit war, sich auch senner- 
Zeit (beim Herrn Landeuheuptmann vongestellt 
hat und dann über Weisung der Zentrale in 
der Löwelstraße bekanntgelben mußte, daß er 
Auftrag erhalten hat, hier nicht mehr mitzu- 
wirken. Wir glauben Ihren Worten nicht ganz, 
die Sie zu vielen Dingen sprechen. Ich darf 
Sie nur an Iihren Chefideologen Nationalrat 
Czernetz erinnern. Er hat zwei Thesen aufge- 
stellt, wie idier Sozialismus in Osterreiich zum 
Erfolg kommen kann. nie enste Stufe ist, auf 
demokratiischem Weg die Macht zu erreichen, 
und die zweite Stufe ist die Versozialiuierung 
der Verwalltung. Meine sehr geehrten Herren, 
wir wfksen, was Siie darunter verstehen, aber 
eines darf üch Ihnen hier sagen: Die nieder- 
österreichrische Beamtenschaft wird dafür sor- 
gen, daß Ihr Wunschtraum nicht in Erfüllung 
geht. (Beifall bei der OVP.) 

PRÄiSIDENT TESAR: Herr Landesrat Hil- 
garth spnicht zu dein gestellten Resolutkons- 
anträgen. 

LANDESRAT HELGARTH: Hohes Haus! 
Glauben Sie nicht, daß ich \die gesamte DP 
batte, die siich jetzt abgewickelt (hat, wieder 
von vorne beginne. Ich werAe mlich niur auf 
die Dinge beschränken, idie mich ials Finanz- 
referenten beisonders interessieren. 

Herr Abg. Wiesmayr hat eine Vorlage von 
drei Anträigen eingebracht, die mich als Fi- 
nanzreferenten betreffen und die sich im 
engsten Zusammenhang mit dem in Behand- 
lung stehenden Vcramchlag beschäftigen. Ich 
führe daher die Debatte auf ihren iirsprüng- 
lichen Ausgangspunkt, auf den Voranschlag, 
wieder zurück und möchte hier wiederholen, 
was iich bereits im Finanzausschuß davu ge- 
sagt und iin mdner Eiinleitungsrede angedcu- 
tet habe. Diese Anträge betreffen formale 
Angelegenheiten lder Vorlage des Voranschla- 
ges. Ich habe im Finanzausschuß erklärt - 
habe es auch hier tim Hause wiederholt -, 
daß man über idiese Dinge sprechen kann. 
Aber es sinld iso weittragende Bestimmungen 
in diesen Anträgen enthalten, daß Sie gut 

Also nicht endgültig!) Ich habe keinen Mathe- 
matikprofessor gefragt, wie du, vielleicht 
hätte er noch eine (drfitte Form für diesen 
Ausdruck. (Abg.  Stangler: Einstweilen, bitte!) 
Da haben wir sie ja schon! Diarnit glaube ich, 
würden wir (der Sache iin künftiger Zeit in 
einer richtigen Beband.lung des Voranschlages 
Rechnung tragen. 

(Meine Damen und Herren, ich bin natür- 
lich als Fiinanzreferent auch an 'der gesamten 
Personalgestaltung das ' Landes (interessiert, 
denn letzten Endes bleibt ja nichts anderes 
übrig, als dem, was hier ausdebattiert, ange- 
stellt, befördert wird, in einer monetären 
Form {die Z'ustimmung zu geben. Das ist na- 
türlich wtieder die Asufgabe des Finanzref,e- 
rates. Ich möchte ldazu nur eine Feststellung 
machen. Auf Grund ,der D'ebatte, die heute 
hier abgeführt wmde, sieht es balld so aus - 
wenn 'man sie abjektiv laingehört hat -, als 
wäre es direkt ein Verbrechen, wenn man ein 
ÖVP-Angehöriger (und gleichzeitilg eiin Beam- 
ter ist. Ich möchte feststellen, Ndaß es bei die- 
sen massiven Angriffen, 'die gegen ,die Olbjek- 
tivität, manchmal sogar gegen #die wirklich 
ernste Überzeugung des ,betreffenden B,eam- 
ten gehen, ein Nachteil ist, wenn er sich zur 
ö'sterreiichilschen Volkispartai bekennt. W'ir 
siiild unter ,solchen U8mstän8den immer dazd 
bereit, das Recht ider Beamteln - soweit es 
sich objektiv ergibt - auch zu vertreten. Es 
wurden hente auch Bseispiele genannt, wo ,di.e 
ÖVP bei ihren eigenen AngehÖni#gen !dafür 
sorgt, daß iin diesem Haus Ondnung iherrscht. 

Ich möchte ,mich nicht mehr auf Eiinzelhai- 
t t n  einlassen - ,die Fragen sind genügend 
a-bgeisprochen worden -, aber ich würde 
den Herrn Ab,g. Grünzweig ersuchen, er mirge 
es - wenn er schan Fälle anfiihrt - seiner 
Kollegin Könner niachmachen und die Namen 
der beanstandeten Fälle bekanntgeben. Auf 
eine so unverläßliche Art hier AnschuMigun- 
gen allgemeiner Natur zu treffen - wenn sie 
vjelleicht auch auf dine Person bezogen wer- 
den -, ist etwas so Unsicheres wie eine Pro- 
zentrechnung, wenn nämlich ein Bürgermei- 
ster ,draußen erklärt, in 'meiner Gemeinde h'at 
sich vom Vorjaihr auf heuer der Fremden- 
verkehr um 100 Prozent erhöht, #und zwar 
deswegen, weil vonigeis Jahr nur diie Ehegat- 
tin dort gewesen ilst ued heuer auch ihr  Mann 
m,itgeko'mmen ist, so ,kainn man damit natür- 
lkh nichts anfangen. Sie haben gehört, daß 
vwschie8dene Fälle, di'e namentlich ,angeführt 
wur,den, auch eine sachliche Aufklärung ge- 
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funden haben. Mit den Worten, Herr Kollege 
Grünzweig, „Beweisen Sie Ihre christliche 
Gesinnung!" ist gar nichts getan. Das Wort 
,,christlich" soll man in dem Zusammenhang 
nicht in den Mun,d nehmen. Für mich iist (der 
Begriff ,,chnistLich" die (innere Angeilegenheit 
ein= jeden von um. Er  m6ge sich dazu stel- 
len wie immer, aber meine persönlichen An- 
gelegenheiten - hier bezeichne ich mit dem 
Wort „chpistlich" meine Weltanschauiung, diie 
nur mich selbst interessiert - soll man mit 
einer politischen Angelegenheit nicht in Ver- 
quickung bringen. 

Meine Damen und Herren, (das wäre rmeiine 
Meinung zu rdiesfen Anträgen. Ich möchte noch 
einmial aus sachlichen Gründen, die ich schon 
angedeutet, im Finanzauschuß auch näher 
(bezeichnet habe, ersuchen, 'diese Anträge des 
Kollegen Wiesmayr derweil, 'einstweilen oder 
vorläufig zurückziustellen und nicht anzuneh- 
men. 

Nun noch ein kurze Mitteilung. Ich möchte 
die OVP von einem Verdacht, der jetzt ent- 
stehen köinnte, gleich reiinwaschen. 

Hohes Haus, vor wenigen Minuten iist im 
4. Stock dieses Hauses ein Bnand ausgebro- 
chen. Er ist gelöscht, es besteht keine Gefahr 
mehr. (Abg. Rösch: Aber nicht von den So- 
zialisten!) Er war interessanterweise im Zim- 
mer jenes Hofrates, (der Ihrer Partei ange- 
hort. Ich bitte Sie, uns nicht zu beschuldigen, 
daß wir ein rotes Feuer angezündet haben. 
(Heiterkeit. - Beifall bei der ÖVP.) 

PRMIDENT TESAR: Die Rednerliste ist 
erschwft, der Herr Berichterstatter hat das 
Schluhort .  

STEINER: Ich verlaichte. 
PRASIDENT TESAR: Wir haben 10 Reso- 

lutionsanträge, die nach der Gruppe 0 zur 
Abstimmung kommen. Ich bitte nun den 
Herrn Berichterstatter, seinen Antrag zur 
Gruppe 0, Landtag und Allgemeiine Verwal- 
tung, im ordentlichen, außerordentlichen un'd 
Eventuiakoranschlag zu stellen. 

BERICHTERSTATTER ABG. MARCH- 
STEINER: Gruppe 0, Landtag und Allge- 
mdine Verwaltung, weist im ordentilichen 
Voranschlag Ausgaben iim Betrage von 
001,671.800 S auis, denen Einnahmen von 
31,426.800 S gegeniiberstehen. 

Im außerordentlichen Voranschlag weist die 
Gruppe 0, Landtag und Alilgemeiine Venval- 
tung, Ausgaben in der Höhe von 21,380.000 S 
aus, {denen keine Einnahmen gegenüber- 
stehen. 

Im Eventualvoranschlag weist die Gruppe 0, 

BERICHTERSTATTER ABG. MARCH- 

L,andtag unld Allgemeine Verwaltunlg, keine 
Ausgaben für das Jahr 1964 aius. 

Ich ersuche den Herrn Präsidenten, die Ab- 
stimmung eiinzuleiten. 

PRASIDENT TESAR (nach Abstimmun,g 
über Guppe 0, Landtag und Allgemeine Ver- 
waltung, ordentlicher, außerordentlicher und 
Eventualvorianschlag, in Erfordernis und Be- 
deckung): A n g  e n o  m m e n. 

Wir kommen nun zur Abstimmung #der 10 
Resolutionsanträge. Ich ersuche Iden Herrn 
Berichterstatter, sie nummernweise zur Ver- 
lesung zu bringen. (Geschieht.) 

(Nach Abstiimmung über Iden Resolutiions- 
antrag des Abg. Dip1.-Ing. Robl, betreffend 
Maßnahmen zur Sanierung der  Fiinanzen des 
Bundes): Mit Mehrheiit a n g e n o m m e n. 

(Nach Abstimmung über den Resolutions- 
antrag des Abg. Dip1.-Ing. Robil, betreffend 
Forderung der freiwilligen Vereinigung von 
Ortsgemeinden): A n g e n o m m e n. 

(Nach Abstiimmung über den Resolutions- 
antrag des Abg. Wüger, betreffend Organi- 
satiion der Gemeiindeaufsicht): Mit Mehrheit 
a n g e n o m m e n .  

(Nach Abstimmung iiber den Resolutions- 
aiitrag des Abg. Wiesmayr, betreffend Ände- 
rung des Art. 23 des Landesverfassungsgeset- 
zes, bis 15. 11. (des laufenden Finianzjahres den 
Voranschlag für das folgende Finamjlahr vor- 
zulegen): A b g e 1 e h n t. 

(Nach Abstimmung über den Resolutions- 
antrag des Abg. Wiesmayr, betreffen13 die Dar- 
stellung der außerordentlichen Ausgaben und 
Einnahmen in eiinem besonderen Teil des 
Voranschlages): A b  g e 1 e h n t. 

(Nach Aibstimmung über den Resolutiom- 
antnag (des Ajbg. Wiesmayr, betreffend Ent- 
sprechung des Erliasses des Bunldesrniniste- 
riums für Finanzen, Zahl 51.400/20/49, betref- 
fend Richtliniien für die Erstellung der Vor- 
anschläge und RechnungFabschlüsse der Län- 
der, Gemeindeverbänjde und Gemeinden): 
H b g e 1 e h  n t. 

(Nach Abstiimmung über den Resolutions- 
antrag des Abg. Resch, betreffend Einleitung 
erforderlicher Schritte an die Bundesregie- 
rung wegen Auflassung der Sicherheitsdirek- 
tionen und Ubertragung der von ihnen bisher 
besorgten öffentlichen Aufgaben an die Be- 
hbrden der allgemeinen Verwaltung in den 
Ländern, demnach an die Landeshaupt- 
männer): Mit Mehrheit a n g e n o m m e n. 

(Nach Abstimmung über den Resolutions- 
antrag des Abg. Pettenauer, betreffend Vor- 
lage wegen Ernichtung eines Amtsgebäudes 
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für die Unterbringung der AuRenstelle Wien- 
Umgebung in Schwechat). A n g e n o m m e n. 

(Nach Albstimmung üb'er den Resolutions- 
antrag des Abg. Mondl, betreffend Vorlage 
einer Übersicht ülber die vom Landtag in der 
laufenden Gesetzgebungsperiode zum Be- 
schluß erh'obenen Resolutions,antriige unter 
Anführung 'der Grünlde für die Nichterledi- 
gung oder nur teilweise Erledigung): A n -  
g e n o m m e n. 

(N,ach Abstimmung über Iden Resolutions- 
antrag des Abg. Griaf, betreffend Erledigung 
von Staatsbüngerschmaftsansuchen - Einbr,in- 
bung !in dlie Sitzung dein Landesre'gierung bis 
spätestens 31. 3. 1964): A b  g e 1 e h n t. 

PRASIDENT TESAR: Somit 'ist dlie 
Gruppe 0, zu der 20 Redner gesprochen haben, 
erledigt. 

Ich erbitte ]die Übernähme ,des Vorsitzzs 
durch Präjsident M ü 11 n e r.  Wir kommen zur 
Gruppe 1, 'Öffentliche Ordnung und Scher- 
heit, ordentlicher Voransch!ag. Den Herrn Be- 
richterstatter ersuche ich um seinen B'ericht. 

STEINER: Hoihes Haus! Die Gruppe 1, Öf- 
fentliche Ordnung und Sichenheit, beinhaltet 
die Kosten für den Zivilschutz im Betrage von 
S 610.000. Gegenüber dem Vorjahre zeilgt sie 
keine wesentliche Änderung. 

Sowohl im außerordmtlichen als auch im 
Eventual-Budget sind weder auf der E:'nn?.h- 
men- noch auf der Ausgebenseilte Ansatz- 
posten vorgesehen. 

Ich ersluche den Herrn Präsidenten, die Ver- 
hanidlung zur Gruppe 1 einzuleiten. 

DRITTER PRÄSIDENT MÜLLNER: Zum 
Wort ist bis jetzt niemand gemeldet. - Das 
Mrort hat Herr Absg. Dip1.-Ing. Robl. 

BERICHTERSTATTER ABG. MARCH- 

ABG. D1PL.-ING. ROBL: Hoher Landtag! 
E;j isl anzundirnen, d29 die Grupp- 1 schneller 
crledigt sein wird 'als 'die Gruppe 0. Im Jahre 
1963 war im ordentlichen Vorlanschlag des 
Landes Nliederösterreich das erstems! ein? 
Ansatzpost für den Zivilschutz cnthdten. Die 
Herren Ambgeordneten Maurer und Mond! hz- 
bcn sich dazu zum Wort gemeldet und d x  
Hohe Haus mit den Fragen 'des Z,ivilschtitzes 
vertraut gemacht. Ich kann feststeillen, 32; 
die Anfangsschwierigkeiten für den Ziv'il- 
schutz inzwischen überwunlden sin,d. Es ist 
mit geringm Mitteln gelungen, eine Organi- 
sation aufzubauen, Funkt'ionäre auzubilden 
ur,,d Teile der Bevölkerung darüber aufzuklä- 
ren, daß die Behörden, die mit dem Zivil- 
schutz zu tun haben, und auch die verschiode- 

nen Vereine, wie die Freiwilligen Feuer- 
wehren, das Rote Kreuz un'd dergleichen, in 
gewissen Fragen mit dem Zivilschutz keines- 
fc,lls konkurrieren, so'ndern vielmehr zusam- 
menarbeiten slollen. Der Zivilschutz dlient dem 
Schutz lder gesamten Bevölkerun'g vor allen 
Gefahren, 'die dler Alltag mit slich briingt, sei 
es infolge Elementarereignissen oder kriege- 
r:schen Auseinandersetzungen, in die wir 
trotz unserer Neutralität verwickelt werden 
könnten. Denken wir doch 'daran, daß es im 
heurigen Jahr  nicht weniger als (drei ganz ge- 
waltige Katastrophen gab. Ob els nun der Erd- 
rutsch im Piavetal, 'das Endbeben i n  Skoplje 
d e r  in jüngster Zeit die Sturmflut über die 
Inselwelt wfar - diese Elementarere'ignisse 
haben uns gezeigt, 'daß auch wir in löster- 
reich nicht für alle Ewi,gkeit auf einer Insel 
d.er Glückse(1iigen leben, wo nichts passieren 
knnn. Es lmluß auch )bei uns Vorsorge getrof- 
fen werden, daß im Falle von katastrophalen 
Ereignissen H4ilfe zur Stelle 'ist. Wenn auch 
Österreich seine Neutralität gesetzlich veran- 
kert hat unld, so Gott will, in keline kriege- 
rischen Auseinandersetzungen verwickelt oder 
miiteinbez'ogen Iwird, müssen wir doch für alle 
Eventualitäten Vorsorge treffen. Man könnte 
vielleicht fragen: Wozu haben wir ein Bun- 
desheer, wenn Össterreich doch ein neutraler 
Staat ist? Neutral bedeutet nicht, 'daß die 
Grenzen von anderen gexhützt werden, son- 
dern daß wir diese selbst 'schützen müssen. 
Man weiß nie, ob unSere Grenzen ,infolge 
einer ernsten Auseinandersetzung von einem 
unserer Nachbarstaaten aus strategilschen 
Gründen überschnitten werden. Man weiß 
auch nicht, ob 'unser Luftraum von feindlichen 
Flugzeugen überflogen und somit dlie Neu- 
tralität verletzt wind. Österreich müßte dann 
selbst seine Ne,utralität schützen. Wir kennen 
nicht die Waffen e,ines künftigen Krieges. Es 
wertden Atombomben erzeugt, und wenn sie 
auch weit entfernt von unsere,m Heimitland 
zur Explosion gelangen, so kann es unter Um- 
s!.änden doch sein, ldaß diese Bomben unser 
L m d  und unsere Bevölkerung in Mitleiden- 
schaft zbiehen. Treffen nicht auch andere neu- 
trale Staaten auf 'dem Gebiete des Zivilschut- 
zes entsprechen'de Vorkehrungen? Ich möchte 
hier nur erwähnen, daß Schweden 'im Jahre 
1963 50,50 Schilling pro Kopf der Bevölke- 
rung und die Sch,weiz sogar 65 Schilling pro 
Kopf unld Jahr  für den Zivilschutz ausgege- 
ben haben. Österreich hat dagegen nur einen 
Betrag von 1,70 Schilling aufgewendet. Der 
Iriformationsdienst des &terreichischeln Zivil- 
schutzverbandes hat <in se;inen Bserichten vom 
November unter dem Titel ,,Meldungen aus 
aller Welt" gezeigt, was Holland gegenwärtig 
iür  den Zivilschutz tut. Es wurde für vier 
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Jahre ein Plan aufgestellt, ,der {der Bevölke- 
rung im ErnstfaLl Schiutzmaßnabmen bieten 
soll. Die Kosten für 'den Ziviilschlutz in Hol- 
land belaufen sich in den nächsten vier Jah- 
ren $auf nicht weniger als 310 Millionen Gul- 
den, das sind weit mehr als zwei Milliarden 
österreichische Schilling. Der Regierung be- 
reitet vor .alleSm Sorgen, daß gefährliche atmo- 
sphänische Verändemngen durch nadioaktive 
Niederschläge in [der unmiittelbaren Nachbar- 
schaft das Landles bzw. die Explosion von 
Atombomben iim Lande salbst nicht recht- 
zeitig erkannt werden. Es wenden nicht weni- 
ger als 300 Kommantdoposten unld 6000 moto- 
risierte r,a,diologische Kundschafter in Bereit- 
schaft gehalten. Wur sehen aiso, daß lauf dem 
Gebiiete des Zlivilschutzes in dlen letzen Jah- 
ren viele Länder (dazu iibergegangen sind, 
Vorkehrungen zu tre£fen. 

Ohne 'finanzielle NIittel ist man natürlich 
nicht imstande, etw,as für ,den Zivilschutz zu 
tun. Im Bwdget {haben wir zwei Ansatzposten. 
Den einen für allgemeine Z,wecke sde,s Zivil- 
schutzes und 'den zweiten für 'den Zivilschutz- 
veEband. Welche Aufgaben hat :der behörd- 
llche Ziviilschutzverband in Österreich und 
wie hat er seine Mittel im abgelaufenten Jahr 
verwendet? Allen Gemeinden, Behörden und 
den zuständigen Landesämtern wurden zur 
Aufklärung der Bevölakerung über den Atom- 
schutz Broschüren mit dem Titel ,,Atom- 
Schutz, setz dich zur Wehr" überm'ittelt. Dar- 
über hinaus wurde damit begonnen, Bur 
Wiiederinstands'etzung von Anlagen, die im 
zweiten Wteltkrieg .als Lazarette ge'dient ha- 
ben, Subventionen z8u gewshren. Letzten En- 
des ist es auch notwendig, #bei Bauten, 'die Un 
der nächsten Zeit errichtet werden sollen, 
Vorkehrungen für einen 'entsprechenden 
Splitter,schutz zu treffen. Das zuständige Lan- 
idocamt hat in V'erbindung mit der Baudirek- 
tion einer Forschungsge,sellschaft entspre- 
chend,e Aufträge erteilt, um für .den Sp,litter- 
schutz Richtliniien auszuarbeiten. Die Baiu- 
direktion hat sich auch bereit erklärt, auf die- 
sem Gebiiet beratend mitzuwirken. Um dlie 
Bezirkshauptmannlschaften und den amts- 
ärztlichen Dienst in 'den #Gesundheitsämtern 
entsprechend auszurüsten, wurden auch 
Strahlenschutzgeräte angekauft. Die Aufga- 
ben des Zivilschutzes und des Zivilschutzver- 
bmdeis sind also sehr mannigfacher Art. Um 
diese ,im Jahre 1964 erfüllen zu können, ist es 
notwendig, daß öffentliche Mittel bereitge- 
stellt Weden. 

Der Nie8derösterremichische Zivilschutzver- 
band hat i'm laufenden Jahr eine sehr rege 
Tätigkeiit entfaltet. In 600 niedieröstjerreichi- 
schen Gemeinden wurden nicht weniger als 
4700 Funkbionäre in achtstündigen Kursen 

ausgebildet und geschult. Diese Schulung und 
Auiklärung soll im kommenden Jahr in allen 
25 Bezirken ibw. Stäsdten mit eigenem Statut 
fortge,setzt (werden. Hierzu ist eine fahrende 
Schule vorhanden, eine weitere soll ange- 
schafft werden. Um ,die Bezirksfunktionäre 
noch eingehender ausbilden zu können, steht 
auch Eilrnmalerial zur Verfügung, so daß sie 
'dann .in ,der Lage sind, die Bevölkerung selbst 
mit den Fragen de,s Zivilschutzes vertraut zu 
machen. Ich muß leider darauf hinweisen, daß 
diie dem N,iederösterreichischen Zivilschutz- 
venbmand für das Jahr 1964 zur Verfügung ge- 
stellten Mittel nicht ausreichen wenden, um 
alle im nächsten Jahr 'geplanten Vorhaben 
durchfü'hren zu können. D'er Herr Landes- 
finanzreferent hat von Verstärkunlgsmittedn 
gtsprochen, d'ie im Jahre 1963, wenn die vor- 
gesehenen Beiträge in dem eiinen oder ande- 
ren Fall nicht ausgereicht hatten, ebenfalls 
herangezogen wurden. Darf ich ihn von die- 
ser Stelle aus b,itten, Iden Zivilschutzvterband 
NiederGsterreich an den Verstärkungsmitteln 
im Jahre 1964 teilihaiben zu lassen. 

Wer sich e'inmal ,dafür (interessiert hat, wo 
der Niiederösterreichischs Zivilschutzverband 
untergebracht i'st, urird finden, daß die,se 
Räume für den U,mfang der erforderLichen 
Verbandstätigkeit bei weitem nicht ausrei- 
chen. Der Präsident, der geschäftsführende 
Präsident und {der Landessekretär amtferen 
praktisch im Vorraum des ehemaligen Lan- 
desstallmeisters, ,der nicht größer ist als 4 mal 
2,20 m, und ,die beiden im Verband tätigen 
Schreibkräfte haben einen Raum von unge- 
fähr der gleichen Größe. Wenn die Landes- 
regierung um kommenden Jahr durch das 
Beziehen des von der NEWAG erworbenen 
Hauses in der Teinfaltstraße in der Lage ist, 
Diensträume freizubekommen, möchte ich 
das Ensuchen stallen, auch dem Ziv'ilschutz- 
verband entsprechende Räumlichkenten als 
Subvention ,der Landesregierung zu überlas- 
sen. Die Landesregierung hat den Zvi!sch,uta- 
verbland im Jahre 1963 schon in einer anderen 
Weise unterstützt, und zwar dadurch, daß sie 
'den Sekretär, der ~aks Landesbe,diensteter vom 
Lande NiederÖsterreich bezahlt w,ird, zur Ver- 
fügung gestellt hat. 

Ich gbaube, es wäre nicht nur {die Aufgabe 
des behöndlichen Zivilschutizes, sondern auch 
aller aiufrechten Österreicher, (der gesamten 
Revölkerung, oh'ne damit eine Panikstim- 
mung auseulö,slen, nahezubringen, Lebensmit- 
telvorräte, id'ie für mindestens 8 bis 14 Tage 
reichen, anzulegen. Wir sind heüte in Öster- 
reich in 'der glücklichen Lage, keine Versor- 
gungsschiwierilgkeiten zu haben, weil unsere 
Lan,&wirtsch,aft durch ihren holhen Prioduk- 
tionsstand dafür sorgt, daß wir auf N,ahrungs- 
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mitteleinkäufe aus \dem Ausland nur zu 
einem geriingen Maße angewiesen s'ind. Wie 
U ür'de es ,aber anderseits aussehen, wenn 
irgentdwo ein Krieg ausbricht und der erfor- 
derliche Schiffsraum nicht zur Verfügung 
steht, um unsere ,,Fettlücke" - es müssen 
immerhin jährlich 50.000 bis 60.000 Tonnen 
Fett eingeführt werden, das sind 50 Prozent 
des Gesamhbedarfes - zu schd,ießen. Es wür- 
den sofort allergrößte Versorgungsschwier;ig- 
keiten eintreten. Das gleiche gilt für die 
Fleischversorgung. Wenn wir auch hier in der 
Lage s,ind, Viehexporte zu tätigen, so nur des- 
wegen, weil Osterreich viele Tausend Tonnen 
Futterm'ittel einführt und (in der Land,wirt- 
schaft veredelt. Heute ist es unseren Haus- 
frauen sehr leicht gemacht; es ist natürliich 
bequemer, täglich oder höchstens jeden zwei- 
ten Tag einzukaufen, was zur Versorgung des 
Haushaltes benötigt wird. Aber, geschätzte 
Damen und Herren 'des Hoh'en Hauses, das 
muß nicht ,immer so sein, und es könnten 
auch an'dere Zeiten kommen. Daher soll auch 
die Bevölkerung dazu beitragen, daß für eine 
gewisse Übergangszeit die notwendigste Le- 
bensrnitteJversorgung betroffener Gebiete ge- 
währleistet ist. 

Welche Au£gabenbereiche umfaßt nun ei- 
gentlich der Ziv411schutz? Vor allem muß der 
Warn- und Alarrndienst funktionlieren. Ist 
nämlich im Katastrophenfall der Alarm&enst 
nkht  'in Ordnung, dann ist jede anldere Be- 
niühung, Menschenleben und 'Sachwerte zu 
retten, letzten Endes vergeblich. Die Grund- 
lagen für die Warnung liefert ,das in Öster- 
reich vornehm,lich auf das Radarnetz ge- 
stützte Luftraumbeobachtungsnetz des B'un- 
desheeres. Darüber hinaus müssen alle vor- 
handenen Fernm,eldeverbinduntgen für Zivil- 
schutzzwecke siichergestellt werden. Schließ- 
llch möchte ich darauf hinweisen, idaß zur 
hbwendung und Einschränkung ider die Be- 
vdkerung bedrohenden Gefahren ein Selbst- 
schutz notwadig ist. Zur Beseit'ig\ung ent- 
standener Schäden und zur Versorgung Ver- 
wundeter un'd Strahlengeschädigter reichen 
die 'bestehenden Ehnichlungeri wohl n,icht 
aus. B'ei Kr'iegsereiignissc-n können die Ein- 
satztrupp,s, ob sie nun von der Feuerwehr, 
d.em Z'ivilschutzverbanld &er der Rettung gge- 
stellt weriden, leider nur in !den Hauptkata- 
sirophenorten eingreifen und Schutz bringen. 
Es muß daher praktisch in jedem Haus und 
in jeder Wohnung eine Gemeinschaft vorhan- 
den sein, die, aiuf sich selbst gestellt, Erste 
Rilfe leistet. Um den bestmöglichen Schu!- 
ZLI erreichen, sind natürl'ich slehr viele Maß- 
nahmen erforderlich, ob es nun des Sanitäts- 
wesen, den Veterinärdienst, den IBrandschutz, 
den technischen Hilfsdienst, den Ordnungs-, 

Sicherungs- und Erkurdunigsdienst, die Le- 
bcnsmittelversorgung, das Sozial- und Ver- 
kehrswesen, d,ie Sanitäts- und Sicherheitszone 
oder den Schutz brandgefährdeter Anlagen 
der Energiewirtschaft betrifft. 

Sechr geehrte Damen und Herren! Aus all 
dem haben Sie ersehen, daß der Zivi1;chutz 
eine sehr komplizierte Materie darstellt. Der 
Zi#ilsch#utzverband hat berechtigte Sorge, da 
sein Aufgabenbereich bisher noch in keiner 
gesetzlichen Bestimmung verankert ist. Daß 
man bisher noch keine Lösung gefunden hat, 
ist vi'elleicht fdadurch verständlich, daß es s,ich 
nicht nur um Aufgaben des Lanides, der 
Sti-idte und Gemeinden handelt, sondern auch 
Kompetenzen fast aller Ministerien berührt 
werden. Es w'ird daher möglicherweise noch 
einige Jahre dauern, bis man be'i den vielen 
Zuständigkeiten eine einheitliche Auffassung 
Endet und die ganze Mat'erie eiiner ge,setz- 
lichen Regelung zugeführt werden kann. 

In Niederölsterreiich 'sind in den beiden letz- 
ten Jahren durch Schulung und A'ufklärung 
schr be,achtliche Erfol'ge erzielt worden. Ich 
möchte 'daher von dieser Stelle aus allen Ble- 
hörden, Förderern und Fiunkti'onären, die 
durch die Bereitstellung der Mittel e'inerseits 
Lind durch ihre Tätigkeit anderse,its Großes 
geleistet haben, herzl'ich danben. Möge die 
erfolgreich begonnene Aribeit auch im Jahre 
1964 zu relichen Früchten führen. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

DRITTER PRÄSIDENT MÜLLNER: Zum 
Worte gelangt Herr Abg. Monidl. 

ABG. MONDL: Maine sehr geehrten Da- 
men und Herren! Herr A.bg. Dip1.-Ing. Robl 
hat im aldgeme,inen .den Zivilschutz sehr aus- 
führlich beh,anIdelt und sich auch m,it dem 
Zivilschutzveriband beschäftigt. Zivilschutz ist 
aber eine Angelegenheit, dite man nicht im 
Lande, nicht im Bezirk und nicht in dler Ge- 
meinde regeln kann, 'denn Ziviilschuta ist eine 
weltumspannende Sache. In Österreich wunde 
der Zivilschutz vor ungefähr 2 Jahren von 
der gesamten Bundesregierlung bejaht, und 
zwar genaide zu eine'm Ze,itpunkt, wo die 
außenpolitischen Ereignissle so waren, d,aß 
man nicht gut nein dazu sagen konnte. Man 
konnte sich 'im Schoße der Regierung aller- 
dings nicht über das , ,Wie"  einigen, denn 
erstens sind d(ie technischen Entwicklungen 
auf diesem Gebiet dauernd im Fluß und zwei- 
tens ist [der Ziviilschlutz seihr maßgeblich von 
der allgemleinen poliibischen Entiwicklung ab- 
hängig. Wie schon Abg. BpL-Ing. Robl er- 
klärt hat, erinnert man sich immer dann, 
wenn k,atastrophale Ereignisse a'm Horizont 
stehen oder plötzlich stattgefunden haben, 
ganz plötzlich, daß man #auf (diesem Gebiete 
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auch etwas unternahmen müßte. Nun ist es 
aber so, daß der österreichilsche Zivilschutz in 
der Bundesverfassung keinerlei Verankerung 
findet. Es ist darüiber keine Einigung erzielt 
worden, obwoihl man sich sehr konkret, und 
zwar auf Grund der Tätigkeit des Zivilschutz- 
venbandes, im allgemeinen in ästerreich seit 
dem J<ahre 1961 mit Zivilschiutzfragen be- 
schäftigt, wie man den Zivilwhutz in Öster- 
reich auf Bundesebene, auf Landesebene und 
auf Bezirks- und Ortsebene organisieren 
wind. Man hat, um eine eiinheitliche ARiffas- 
sung erzielen au können, am 7. 12. 1961 eine 
Zivilschutzenquete einberufen. Ich habe schon 
vor Jahren darüber gesprochen. Man wollte 
dort mit den Landewerantwortlichen, mit den 
Landeshauptleuten und den befaßten Mini- 
sterien ein EUnvernehmen herstellen, um zu 
klären, wie man idiese Sache Un Österreich 
wirkungsvoll angehen könne. Es wurde auf 
dieser Zivilschutzenquete die Feststellung ge- 
troffen und der Beschluß gefaßt, daß man 
diese Angelegenhe'it - sozusagen zum Ex- 
perimentieren - auf Landesebene auf ein 
Jahr zurückstellen solle, um Er£ahrungen 
sammeln zu können. Nun, seitdem ist nicht 
ein Jahr, sondern es sind mehrere Jahre ver- 
gangen. Mittlerweile hat man eingesehen, daß 
auf diesem Gebiete nichts zu machen sei. Man 
hat aber anich eingesehen, daß die föderalisti- 
schen Hürden in  der nächsten Zeit leider 
nicht zu übenspringen sein werden. Man ver- 
tritt auch die Meinung, daß ja augenblicklich 
die politische Lage nicht so sei, daß man un- 
bedingt in die Sache einsteigen müsse. Außer- 
dem sSea ein wirkungsvoller Zivilschutz ja mit 
sehr, sehr via1 Geld verbunden. Nun haben 
der Bund und die Läntder ein langfristiges 
finanzielles Programm. Natürlich müssen auch 
die Gemeinden zum Bezahlen herangezogen 
werden. Auch diese haben ihr Bndgetpro- 
gramm auf lange Jahre hinaus erstellt, und 
wenn die jetzt eiinen ganz empfindlichen Teil 
ihres Budgets für diese Angelegenheit zur 
Verfügung steLlen Cmüßten, idiann wäre dieses 
Konzept sehr erschüttert. Es bedarf also schon 
emes gewichtigen Anlasses, um auf dem Ge- 
biete des Zivilschutzes irgend etwas Wir- 
kungsvolles ins Rollen zu bringen. So  be- 
schränkte man sich zunächst danauf, um In- 
nenministerium einen Planungwtab zu schaf- 
fen. Dieser hat zweifellos gewissle Voraus- 
setzungen für einen wirkungsvollen Zivil- 
schutz gehabt. Er hat sich sogar in der letzten 
Zeit mit einem Selbstschutzkonzept befaßt 
und es den Ländern zur Verfügung gestellt. 
D,iese sollten begutachten, ob es sich auch in 
den Ländern wirkungsvoll anwenden ließe. 
Man befaßt sich in den Liindern, und speziell 
in NiederÖsterreich, sehr konkret mit dem Zi- 

vilschuta. Man hat  eigene Abteilungen ge- 
schaffen, man hat Bezirksstäbe und Ortsstäbe 
ins Leben gerufen und es hat sich auch sehr 
maßgeblich - wie Abg. Dip1.-Ing. Robl schon 
ausgeführt hat  - der Zivilschutzverband als 
Verein in iduese Entw'icklung eiingeschaltet. Er 
hat aber neben der Kompetenzabtrennung 
vorläuiig nur eine bzw. zwei Aufgaben, näm- 
lich Aufklärung und Schulung der Bevölke- 
rung hinsichtlich des Seltbstschutzgedankens, 
des freiwilligen Mitanbeitens im Zivilschutz. 
Herr Abg. Dip1.-Ing. Robl hat auch ausgeführt, 
ciaß sich in Niederösterreich an die 5000 ,,auf- 
@Märte'' Menschen befinden. Ich selibst bin 
sehr maßgeiblich und aktiv bei der Sache. Ich 
stehe aber diesen Aufklärungs- und Gchulungs- 
ftldaügen,- nichtnur i+ Niederösterreich, son- 
dern im allgemeinen - sehr mißtrauisch ge- 
geniiber. Man klärt die Bevölkerung auf. 
Worüber aber? Über den Sinn, über das 
,,Wie" und ,,Was" dM Zivilschutzes. Man will 
sie gewinnen, aktiv etwas zu tun, aktiv sich 
selbst für Idee Sache einzusetzen - $und auf 
dem Gebiete geschah bisher sehr wen'ig. Ich 
hc?tte vor kurzer Zeit -Gelegenheit, an einer 
Schulungs- und Aufklärungsreise ins Aus- 
land tdmunehmen und habe mir dort (die 
Sache angesehen. In einem westlichen Nach- 
barstaat bespiebweise betreibt man #den Zu- 
vibchutz und den Zivilschubzvenband oder 
Luftschutz, wie man ihn dort nennt, schon seit 
13 Jiahren. Ich konnte feststellen, daß dort 
schr wirhngsvolle Organisationen bestehen. 
Ich mußte fieststellen, daß, abwohl diese Or- 
ganisation im Jiahre 24 Millionen DM ver- 
schlingt und obwahl in diesem Lande die 
gesetzlichen Voraussetzungen gegeiben sind, 
d'ie in Osterreuch noch nicht vorhanden sinld 
und auch in den nächsten Jahren gar nicht 
vorhanden sein werden, der Widerhall bei 
der Bevölkerung fast als Null zu bezekhnen 
ist. Ein wirhnigisvoller Selbstschutz ist aber 
nur dann gegeben, wenn sich die Familie, 
wenn sich die Frau, der Mann, d'ie emachse- 
Tien Kinder mit der Materie beschäftigen, 
wenn sie Wissen, wonun es geht, wenn sie 
sich nicht der ,,ProzedurLL unterwerfen, sich 
aufklären zu lassen, sondern wenn sile selbist 
bereit sind, aktiv bei der Sache etwas zu tun. 
Und, sehr geehrte Damen und Herren, da 
bezweifle ich es, ob diese Bereitschaft 'durch 
einen achtstündigen Aufklärungsfeldzug er- 
reicht werden kann. Wir bemühen uns sehr 
um die Sache und wir hoffen, daß unsere Vor- 
trage auf fruchtbaren Boden fallen. Ich bin 
aber skeptisch und ich glaube, daß es sehr 
schwierig ist, diese Aufklärungsfeldzüge 
durchzuführen, denn auf der einen Seite darf 
man die Grenze der Angst und Kriegspsychose 
nicht überschreiten, weil man sonst allzu- 
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leicht als einer, 'der nichts anderes als ci nen 
zukünftigen Krieg heraufbeschwören will, 
hingestellt wird, auf 'der anderen Seite 
braucht man aber einen wirkungsvollen 
Grund dafür, warum die Bevölkerung über- 
haupt die'ses untd jenes -- Herr Asbag. Robl hat 
es hier angeführt - tun soll. Daher wird es 
sehr maßgeblich auf die „Verpackung" an- 
kommen, wie wir die Bevölkerung davon 
überzeugen wollen, dalj Zivilschutz in Oster- 
reich notwendig ist. Hoffentlich gelingt es 'uns 
in der nächsten Zeit, die richt3igc Verpackung 
zu finden. (Beifull bei :!er SPO.) 

DRITTER PRÄSIDENT MÜLLNER: Es 
liegt keine Wortnieldung mehr vor. Ich bittc 
den Herrn Berichterstatter, nunmehr seinen 
Antrag zur Gruppe 1: Öffentliche Ordnung 
und Sicherheit, ordentlicher Voranschlag, zu 
stellen. 

STEINER: Die Gruppe 1, öffentliche Ord- 
nung und Sicherheit, si-ht Auslagen für  diie 
Kosten des Zivilschutzes irri Betrage von 
601.000 S im ordentlichen Voranschlag vor. 
Es sind kvine Einnahmen und Ausgaben im 
außerordent1,ichen und keine Ansatzpost im 
Eventualbudget. Ich 'bitte den Herrn Präsi- 
denten, iiber 'die Grupp- 1 die Abstimmung 
herbeizuführen. 

DRITTER PRÄSIDENT MULLNER (nach 
Abstiimmung über die Gruppe I ,  Öffentliche 
Opdnung und Slkherh-it, des ordentlichen 
T'oranschlages in Erfordernis und Deckung): 
A n g e n o m  m e n. 

Ich ersuche 'den Referenten, Herrn Abg. 
Marchsteiner, zur Gruppe 2, Schulwesen, or- 
dentlicher Voranschlaz, außerordentlicher 
Voranschlag und Eventualvoranschlag, zu be- 
richten. 

BERICHTERSTATTER ABG. MARCH- 

BERICHTERSTATTER ABG. MARCH- 
STEINER: Die Gruppe 2, Schulwesen, weisi 
ordentliche Ausgaben im Betrage von 
S 37,729.800 aus, d e n m  Einnmahmm von 
S 8,029.700 gegenüberstehen. Es ergibt sich 
daher ein Nettoerfordernis von S 29,700.100. 
Diese Gruppe behandelt 'die Gebarungen. wel- 
che sich auf Volks- und Hauptsch'ulen, Beruf,';- 
schden, Fach,schulen, BJdstellen und sonsti;:c 
in diesen Rahmen fallende Gebarungsarten 
beziehen. 

Im Verhalriis zum Gesamtaufwand b-tra- 
gen die ordentlichen Ausgaiben 2,1<{ gcgen- 
über i,SC/; im Vorjahr. 

Diiese Gruppe weist Mehrausgaben von 
rcnd 9,7 Millionen Schilling aus. Der Perso- 
nalaufwand in dieser Gruppe steigt um rund 
1 Million Schilling, während der Sachaufwan 3 

2ine Vermehrung um rund 8,7 Millionen 
Schilling verzeichnet. Im Sachaufwand zeigt 
die Sonldersschule für  Körperbehintderte 
Wr. Neustadt eine Erhöhung um S 700.000, 
d c'r Sachaufwand der Berufsschulen eine sol- 
che L i i n  S 500.003 sowie der Beitrag zum Per- 
sonalaufwand der al~Lgemeinen gewerblichen 
Bcrufssch'ulen eine solche um 1,8 Millionen 
S c h i l h g .  Neu erfolgt im Jahre  1964 die Präli- 
minieiung des Beitrages an den Landels- 
Schulbaufonds in der Höhe von 5 Millionen 
Schilling im ordentlichen Teil des Voran- 
seiilag.cs unter der neiieröffneten Voran- 
schlagspost 2119-62. Die schließlich verb'leii- 
bende Erhöhung im Sacha,ufwand #dieser 
Gruppe von runld S 700.000 betrifft verlschie- 
dene Voranschlagsansätze mit geringeren Be- 
trägen. 

Unter Voranschlagsansatz 2312-62 wurde 
eine nrue Verrechnungsposition für Leistun- 
gi-n auf  Grund des Bcamtenentschädigungs- 
gcsctzes an Berufsschullelhrer Nliederöster- 
reichs geschaffen. 

Die Einnahmen zeiigen eine Erhöhung um 
rund 1,s Mill'ionen Schilling. Es betrifft dies 
die Einnahmen 'der Sonderschmule fü r  Körper- 
behinderte in Wr. Ne'ustadt miit run,d 1,3 Mil- 
lionen Schiilling, Mehr'einnahmen für #die Er- 
ciattungsbeiträge von Gemeinden und son- 
stige kleinere Mehreinnahmen bei den Lan- 
des- bzw. Gebietsberufsschulen von rund 
s 200.000. 

Im außerordentlichen Voranschlag der 
Gruppe 2, Schulwesen, sind Ausgaben in der 
Höhe von S 16,525.000, denen keine Einnah- 
men giiO""iiberste!iril, und im Eventualvor- 
anschlag S 11,800.000 an Ausgaben vorgese- 
hen. 

Ich ersuche den Herrn Präsidenten, diie De- 
batte einzuleiten. 

DRITTER PRÄSIDENT MÜLLNER: Das 
Wort hat Herr Abg. Reiter. 

ABG. REITER: Hoher Landtag! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Die einz,elnen 
Ansätze zum Kapitel 2 liegen Ihnen vor. Der 
I-lerr Berkhterstatter hat schon mitgeteilt, 
d a ß  im ordentiichen Haus,halt im Vergleiich 
zum Jahre  1962 eine Erhöhung von 1,8 Pro- 
zent auf 2 , l  Prozent, in1 außerord'entlichen 
Faushaltsplan von 3,2 auf 7.1 Prozent und im 
Eventualbudget eine Verminderung von 
S 19,150.000 auf S 11,800.000 elingetreten ist. 

Zusammenfassend darf ich feststellen, daß 
ii; allen drei Ansätzen - orderitlliches, außer- 
ordent'1,iches und Eventualbu'dget - im Ver- 
gleich zum Jahre  1963 eine Erhöhung von 
2,81 Prozent auf 3,4 Prozent eingetreten ist. 
Als Lehrer müljte ich cigentlich sagen, daß 
das nicht scihr viel #ist. als V'ertreter unld Mit- 
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gliied dieses Hohen Hauses aber darf ich wohl 
feststellen, idaß isich auch [in diesem Kapitel 
der Landesfinanzreferent, die Beamtenschaft 
und auch lder Schulreferent bemüht haben, 
die notwenldigsten Dinge für  unser Schul- 
wesen einzubauen. Wir wissen auch als Leh- 
rer, daß (die Anforderungen an )das Land im- 
mer größer werden und daß mir !als Mit- 
glieder dieses Hauses durch viele Gesetze, 
Beschlüsse und Anträge iim Laufe des Jahres 
auch sehr wesentlich (dazu beitragen, daß die 
Geldmittel immer zu gering werden. Ich habe 
mir diese Klapitel auch im Ausschuß ange- 
hört unid hier ist mir aufgefallen, daß der 
Schulreferent ein wenig iin Opposition zum 
Finanzreferenten geistanden 'ist, obwohl die- 
ser Voranschlag einstimmig in der Landes- 
regierung beischlossen wurde. Ich möchte dar- 
aii keine Kritik üben, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, vielle'icht mache ich mir 
falsche Vorstellungen; ich bin ja erst kurz in 
diesem Hause, und wenn meine Meinung 
r,icht ganz richtig ist, bitte ich vorweg schon 
um Entschuldigung. 

Ich möchte nun zu den einzelnen Schul- 
typen in NiederGsterreich kurz Stellung neh- 
men. 

Wir haben in Niederösterreich 1264 Volks- 
schulen, davon 445 oder 35,s Prozent ehklas- 
sjg. Von idieisen einklassigen Schulen s,ind wie- 
der 94 mit unter 20 Kindern, also ebenfalls 
wieder 21 Prozent. Wir haben weiter 347 
zweiklassige Schulen, das sind 27,5 Prozent, 
und 156 dreiklassige, das sind 12 Prozent. Wir 
sehen (daraus, daß 75 Prozent, also drei Vier- 
tel der gesamten niederöisterreihischen Volks- 
schulen, verhältnismaßig niederorganisiert 
smd. Vierklassige Schulen haben wir 97 oder 
8 Prozent, unid mehr als vierklassige 219 oder 
17 Prozent. Das ergibt etine Gesamtzahl von 
3474 Klassen. Diese werden von 107.658 
Volksschülern besucht. Davon sind in den 
einklassigen Schulen, die ich gen\annt habe, 
12.862 Schüler, in einklassigen Volksschulen 
unter 20 Schülern 1426 Schüler. Dazu kom- 
men noch einige Privatschulen, und zwar 15 
mit zusammen 54 Klassen und insgesamt 1376 
Schülern. 

Sie sehen aus dieser Zusammenstellung, 
daß wir iim Vergleiich mit anderen Bundeslän- 
dern eine venhältnismäßig hohe Zahl an nie- 
derorganisierten Volksschulen haben. Diese 
Tatsache ist teilweise histoilisch bediingt, teil- 
weise durch die Vielen Kleingemeinden in 
Niederösterreich. Historisch dadurch, daß alte 
Bestllmmungen bestehen, wonach der zumut- 
bare Schulweg für Kiinider mit 4 km begrenzt 
ist. Diese Bestimmung, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, stammt allerdings aus 
einer Zelit, wo Pfendefuhrwerk und Ochsen- 

gespann oder dea Schusters Rappen die lan- 
desüblichen Verkehrsmittel waren. Wenn wir 
auch heute auf idem Standpunkt steihen, dlaß 
der Schulweg zu'mutbar sein muß, so gl,aube 
ich, daß sich ,der Hohe Landtag bei der Be- 
schlußfassung mde,s Ausführung,sgesetzes zum 
Schsulo8ngianisatiiomgesetz mit einer neuen 
Regelvng in sdiesier Frage beschäftigen wird 
müssen, iund zwar )derart, daß sie den heu- 
tigen Verkehrsmitteln und .dser heutigen Ver- 
kehrslage auch tiatsächlich ,angepaßt ist. Es irt 
nämliich - das möchte ich beson,d'ers unter- 
streichen - nicht vertretbar, md'aß un'sepe nie- 
derÖist#erreichischen Kinder in einer Zeit, wo 
die Anf'opderungen an das tägliche Leben 
immer größer werden, wo ldie Technisierung, 
die Automatiisierung um sich gre'ifen und wo 
wir unsere Jugend für eine Großraurnwirt- 
Schaft vorbereiten müssen, keine nonmali- 
sierte Volksschul'e besuchen können. Ich 
glaube, 'daß wir Abgeordnete hier eiine groß? 
AuEk1äriungsar;beit in unseren Wahlkreisen, 
in un'seren Gebieten haben. 

Einige Worte zur Hauptschule. Wir haben 
in Niederösterreich 204 Hauptschulen, 'davon 
werden 122 mit 1431 K,las,sen unld einer 
Schülerzahl von 40.896 zweizügig gefühit. 
Dazu kommen noch 11 Privathauptschulben mit 
44 Klassen und 1254 Schülern. Von den insge- 
samt 204 öffentlichen Hauptschulen in Nieder- 
Österreich steihen noch 87 unter gemeinsamer 
Leitung mit der Vo#lksschul#e. Das Schul- 
orgianis.aaionsge!setz - das $wissen ,die Diamen 
End Herren - sieht aber vor, ldaß jede Schul- 
type eine meiigene Leitung zu besitzen hat. Es 
wird dalher Aufgaibe der Lande,sregierung 
sein, die entsprechenden Beschlusse zur Tren- 
nung 'dieser Schulen in Kürlze zu fassen, weil 
eine Verzögerung ,die,ser Frage nach Inkraft- 
treten dses neuen Dienstrechtels für Lanlde,s- 
lehrer am 1. 2. 1964 auch verwaltungsmäßiig 
Shwierigkeiten bringt. 

Usm \in der Onganisationsform Iden Bestim- 
mungen des Schulorganisationsgesetzes ge- 
recht zu werden und um diie Kinder ,des Lande,s 
gegeniiber den Kindern 'der Stadt nicht zu 
benachteiligen, wird in Hinkunft den zwei- 
zügig geführten Hauptschulen besondere#s 
Augen,merk zu (schenken ;sein. Wir werden 
uns bei ,den kommenden Ausfiihrungslgesetzen 
auch über tdiiesle Frage unterhalten müssen. 

Es wäre an dieser Stelle angebracht, glaube 
ich, dem Landesschulrat von NiederÖsterreich 
zu danken, daß er schon vor Jahren versuchs- 
weise nach Möglichke'iten gesucht hat, !um 'die 
zweizügiige Führung einer gauptschule a,uch 
dann zu erreichen, wenn #die Schülerzahl hier- 
zu nicht #ausreicht. Der Versuch - 'das darf 
ich wohl feststellen - iist vollkommen ge- 
lungen; ,er hat d,ie Anerkennung 'des Burudes- 



156 Landtag von Niederosterreich. VI. Session der VII. Geserzgebungsperiode. 9. Sitzung am 18. Dezember 1963 Landtag von N 

ministerilums für  Unterricht ,sowie Nach- 
a.hmung in anderen Ländern igefunden. 

Neben dem Landesschulrat ist von dieser 
Stelle aus auch i e n  Lehrern zu (danken, d'ie 
sich für die,se Aufgabe zur Verfügung ge,stellt 
und eine brauchbare Lösung gesucht haben. 

Sondenschulen haben wir in Niiederö'stler- 
reich 18 mit 196 Klassen und 3291 Schülern. 
Meine srihr geehrten Damen und Herren! Seit 
1. 1. 1963 ist für das Sonderschulwesen in 
Gesanitösterreich eine bede'utungsvolle Neue- 
rung ohgetreten. Mit dem Inknafttreten des 
Pfl'ichtschulgesetzes ist nämlich erstmalig die 
Pflicht zum Besuch der Sonderschtulen für 
jene Schüler ausgesprochen worden, die aus 
psychischer oder physischer Behinderung delm 
normalen Unterricht nicht zu folgen ver- 
mögen. Dielse Sonderschulpflicht - 'das muß 
ich dazu sagen - ibei'nhaltet aber auch sehr 
viele Verpfiichtungen für \die Schmulverwal- 
tung und für 'die Sch,ulerhalter. Es muß näm- 
lich Vorsorge getroffen werIden, fdaß die lson- 
derschulpflichtigen Schüler auch tatsächlich 
Sonderschlulen besuchen können. D1ie.s be- 
deutet, daß das verhältnismäßig kleine Netz 
an Sonderschulen - wie ich za,hlen~mäßii,g 
schon asusgelührt habe - iin der nächsten 
Zeit ausgebaut werden muß und daß vor 
allem auch genügend Dienstposten für Son- 
derschsullehrer geschaffen werden müsisen, da- 
mit (die Ausibilsdmung 'dieser Lehrkräfte recht- 
zeiitig forciert werden kann. 

Bei dielser Gelegenheit darf ich 'das Inter- 
I 2 d'es Landtages auf diie Sonderschule der 
körperbehindcrteri Kin8der iin Wiener Neu- 
stadt lenken. Ich glaube, daß einige Herren 
zu dieser Frage noch in einem anderen 
Kapitel Ste1,lung nehmen werlden. Ich d,arf 
n'ur kurz sagen, daß wir 'dafür eintreten 
müßten, mit d e n  Neubau recht,zeitig z~u be- 
ginnen. Gerad: dies? Schule genießt einen 
ausgezeichneten Ruf;  sie wurde von ausländi- 
schen Fachleuten besucht und gelobt. Es ilst 
da!-i?r nur billig, wenn wir dieser Schule, in 
der ein so guter Geist herrscht und die SO 

hwvorragende Erfolge aufzuweisen hat, end- 
lich auch ein entsprechen'des und zweck- 
mäßiges Heim geben. 

Ich darf nun, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, einige Worte zum PersonaMand 
sagen. Die Sorge für die Pflichtschulen Nie- 
derösterreichs - jetzt und vor allem in den 
nächsten Jahren, das wurd,e bei an'dereri Ge- 
legenheiten schon wiederholt ausgeführt - 
ist die Zurverfügungstellung der entsprechen- 
den Lehrer. Z'ur Zeit führen wir lin Nieder- 
Österreich 6379 literarische Lehrer unmd 
Arbeiitslehrer im Stand, wozu noch ungefähr 
$00 Rdigion,slehrer-Dienstposten kommen. 
Von dieser Zahl allerdings sin,d regelmäßig 

5 Prosent kr'ank, f'allen also für 'den normalen 
Dienstbetrieb aus. Dieser Anzahl von Lehrern 
stehen - wie Ihnen der vorhergehende Be- 
richt ,schon gezeigt hat - 3474 Volksschul- 
kl,assen, 1431 Hauptschulklassen und 196 
Klas,sen , an Sonlderschulen, also insgesamt 
5101 Klassen zur Betreuwng gegenüber. Diese 
Zahl kann kaum ein richtigels Bilmd vermitteln. 
Ich darf alber doch 'dazu sagen, ld'aß bei Ein- 
hd tung  des Organkationsplanes des Landels- 
schulrates keine Klasse über 50 Schüler hat 
und ,daß sogar der Lan,de,sdurchschnitt der 
Klassenschülerzahl bei den Hauptschulen - 
entgegen einler zwingenden verfass,ung,s- 
gesetzlichen Bestimmung - u,nter 30 liegt, bei 
den Volks.schulen knapp über 30. Daß wir 
diese Zahlen nicht überall einhalten können, 
liegt in \der Tatsache, daß wir eben,so viele 
niederorganiis'ierte Schulen haben unld auch 
so viele kleine, achwache Hauptschulen. 

Die Personallage wird sich aber in den 
näch.sten Jaihren verschärfen. Der Grund da- 
für itst Ihnen ebenfalls b'ekannt. Es sind die 
Begünstigungen, die (das neue Lehrertdienst- 
rechtsgesetz bringt. Durch das Hinaufsetzen 
der Schülerzahlen nach 'dem Schulorgani- 
sationsge'setz wirld also der Bedarf an Lehrern 
weiter zunehmen. Auß'ei-dem müssen wir ab 
dkm Jahre 1966 die polytechnischen Lehr- 
gange führen, wozu auch eine Erhöhung der 
Lehrer notwen,dig sein wirid. Es müssen d'a- 
her alle Amtrengungen unternommen wer- 
den, um diesen zusätzlichen Bed.arf wenig- 
sI ens #annähernd decken zu können. Ich darf 
dezu sagen, daß man sich auch darümber recht- 
zeitig Gedanken gemacht hat. Der L,ande,s- 
schulrat hat bereits seit Jahren all'e ihm zu 
Gebote stehenden Maßnahmen getroffen, um 
'die größtmöglich,e Anzahl an Lehrern heran- 
bilden zu können. An den Lehrerbildungsan- 
sta'lten wertden parallele Lehrgänge geführt, 
d b  erstmalig im nächsten Schuljahr zum 
Tragen komimen. Darüber .h'inau,s laufen an 
den Bun~desleinrerbilduigsanstalten, swiie a8u& 
im vergangenen Jahr,  wieder die Maturantmen- 
lchrgänge, die iin 'den 1e';zten beiden J Na h ren 
schon niitge,holfen haben, die Lehrernot zu 
vermindern. In  dem Zusammenhang ,dlarf ich 
f:isthalten, daß s,lch die Stipenlduen, die seitens 
des Landt8agels speziell für die Lehrer- 
s!.udenten 'beschlossen wurden, sehr segens- 
reich awgewirkt lhaben, und iich darf jetzt 
scho8n die Bitte au,sspr,echeii, in )den kommen- 
den Jahren auf ,diesem Gebiete noch mehr zu 
tim. Trotz dlieser vielen Anstrengungen der 
lptzten Jahre seitens des Landesschulrates 
s e h t  die Situation folgendermaßen aus. Ich 
habe schon amgefiihrt, weswegen wir mehr 
Lchrkräfte brauchen; nämlich eiinerseits 
wegen der Auswirkung 'der Schulgesetze, 
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anderseits wegen des Ansteigens der Schüler- 
zahlen von jährlich 1500 bis 3000 Kindern 
und des jährlichen Ausscheidens von Lehr- 
Personen. Darf ich Ihnen zum Vergleich ein 
Beispiel laus dem Schuljahr 1962/63 bringen. 
Es hätten 49 Lehrpersonen in Pension gehen 
sollen, tatsächlich sind 225 Lehrpersonen aus- 
geschieden; 136 sind in den zeitlichen oder 
dauernden Ruihestanid getreten, 29 sind aus 
dem aktiven Dienst und 25 aus anderen frei- 
willigen Gründen ausgeschiefden, 35 wurden 
in andere Bundesländer versetzt. 

Nun hat der Landesschulrat eiine Reihe von 
Maßnahmen gesetzt, wofür ich ihm ebenfalls 
namens des Hohen Hauses Dank sagen dsrf. 
Im Schuljahr 1963/64 wird zum Beispiel in 
den Lehrerbildungsanstalten St. Pölten der 
1. Jahrigang (in drei Klassen, der 2. Jahrgang 
in zwei Klassen, der 3. Jahrgang in zwei 
Klassen, der 4. Jahrgang in einer Klasse und 
der 5. Jahrgang ebenfalls in einer Klasse 
geführt. Darüber hinaus werden an diesen 
beiden Anstalten auch Maturantenlehrgänge 
für Barschen abgehalten. 

An der Lehrerbilldungsanstalt Wiener Neu- 
stadt wind der 1. Jiahrgang in drei Klassen 
für Burschen und Mädchen, alle übrigen 
Jahrgänge mit je einer Klasse geführt. Aller- 
dings, das darf ich dazu sagen, trägt Wiener 
Neustadt nicht voll zur Bescerstellung des 
Lehrermangels iin Niiederöisterreich bei, weil 
gcrade aus dieser Schule ein Teil !der Lehrer 
ins Burgenland und in diie Steiermark ab- 
wanidert. Weiter werden in der Bundes- 
Irhrenbibdungsanstalt Wiener Neustadt zwei 
Maturantenlehrgänge für Mädchen geführt, 
davon ist ein Jahrgang einjähnig und ein 
Jahrgang ziweijährig. Die Teiilnehmer des 
zweijährigen Maturantenj ahrganges legen im 
Arbeitsjahr 1963/64 die Reifeprüfiung für 
Volksschulen ab. Es ist dies ein erster Ver- 
such, und ich glaube, wir dürfen heute schon 
sagen, daß er sich bewährt hiat. An der Bun- 
deslehrerbildungsianstalt Krems werden alle 
Jahrgänge mit einer Klasse und außerdem ein 
Maturantenjahrgang für  Burschen geführt. 
An dieser Anstalt ist eine zusätzliche Füh- 
rung von Klassen nicht möglich, weil ja iim 
gleichen Gebäude bekanntlich das Mädchen- 
realgymnasium und die Frauenoberschule 
untergebracht sind. An der Privatlehreninnen- 
bildungsanstialt Krems werden im 2. und 3. 
Jahrgang zwei Klasen geführt; damit ist auch 
dtieses Haus voll ausgelastet. Sie sehen also 
aus den Bemühungen des Landesschulrates, 
daß viel geschahen ist und daß wir kaum viel 
mehr auf diesem Sektor tun können. Es sind 
wirkilich alle Anstrengungen unternommen 
worden, um - ich darf es wohl so nennen - 
die Lehrenbildung in Niederösterreich auf 

breiteste Basis zu stellen und dem großen 
Lehrermangel einigermanen zu steuern. Mit 
1. 9. 1968 tritt aber die neue Ausbildung der 
Lehrer in Kraft, bis #dorthin soll (die pädago- 
gische Akademie ernichtet sein. Wenn auch 
diese päidagogische Akademie eine Ange- 
legenheit des Bundes ist, so müssen wir doch 
vom niederösterreichischen Landtag aus im 
Interesse der Eltern, der Lehrer und der 
Schule darauf drängen, daß diie Realisierung 
ehestens in Angriff genommen wird. Ich 
glaube, daß noch in {diesem Monat im Mini- 
sterium eine Besprechung über #diese Frage 
stattfinden soll, und ich darf die Beteiligten 
heute schon bitten, die Interessen Nieder- 
Österreichs bestens zu vertreten. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang noch 
auf eiines hinweisen: Es ist bedauerlich, daß 
diE Frage der ehemaligen Bundeseraiehungs- 
anstalt Traiskirchen im Zusammenhang mit 
der Lehrerakademiie bis heute nicht positiv 
bphandelt werden konnte. Ich will1 in dieser 
Frage nicht sehr viel sagen. Sicherlich könnte 
man einwerfen, daß es sich um ein altels Ge- 
bäude handle usw. Darf ich aber darauf hin- 
weisen, daß das Areal 38 ha  Grund aufweist 
und alle Möglichkeiten einer Ausdehnung be- 
stehen, daß eine Reihe von Turn- un(d Sport- 
anlagen vorhanden ist und daß diese Frage 
sicherlich finanziell leichter zu lösen wäre. Ich 
möchte die Interessen anderer Gemeinden 
nicht herabmindern, glaube aber im Interesse 
der raschen Erleldigung auf diese Molmente 
hinweisen zu müssen. Warum ,das Bundes- 
ministerium für Inneres soviel Wert (darauf 
legt, dieses Areal als Flüchtlingslager zu ver- 
wenden, wo man derzeit für die wenigen 
Flüchtlinge 11 Tonnen Kohle pro Tag biiaucht, 
weiß ich nicht. Es wäre wünschenswert, wenn 
w-ir in dieser Frage ebenfalls einen Schritt 
weiterkommen würden. 

Ich könnte nun auch einige Zahlen zu den 
höheren Schulen sagen, es wurde a!ber iin den 
letzten Jahren auf diesem Gebiete schon alles 
aufgezeigt. Ich qöchte nur nochmals daratuf 
h;nwe)isen, daß unsere Verantwortlichen auf 
dem Schulisektor in Niederösterreich auch 
hier im Bund sehr massiv vorstellig werden, 
damit auf (dem Gebiete der höheren Bildung 
eine Entlastung eintritt. Ich glaube, unsere 
niederösterreichiischen Kinder sind bestimmt 
Eicht unbegabter als die Kinder der anderen 
Bundesländer, und gerade weil Niederöster- 
reich geographisch das größte Bundeslanld ist, 
müssen wir auch diese Schulen mehr steuern. 
Wenn ich die Zahlen nennen wiiride, würden 
sie sicher sehr (imposant klingen, bei näherer 
Betrachtung müssen wir aber ,doch feststellen, 
daß  das höihere Schulwesen in Niederöster- 
reich noch sehr lausbaubedürftig ist. Man 
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kbnnte natürlich zu dieser Frage sagen, d'ie 
Bundeshauptstadt Wien schafft eiine Ent- 
lastung. Sicherlich, und das list auch zu unter- 
streichen! Aber vergessen wir nicht, daß der 
junge Mensch, lder Stadtluft gerochen hat, 
lieber in der Stadt 'bleibt, daß wir aber die 
Intelligenz auch auf dem Lande brauchen und 
daß wir gerade in Zukunft bei dem rasanten 
Fortschritt auf allen Gebieten sehr viele intel- 
ligente Menschen auch in Niederöstcrreich 
brauchen. Schaffen wir die Möglichkeit, daß  
die niederösterreichischen Kinder und 
Studenten auch in Niederösterreiich studieren 
können: und sie werden uns in Niederöster- 
reich erhalten bleiben. 

Gestatten 'Sie mir  noch ein Wort zur 
Lehrerfortbildung. Wir finden auch hier wie- 
der Ansätze, ich brauche sie zwii! mmäßig nicht 
z u  nennen. Die Summe ist nichl sehr hoch 
und ich freue mich, 'daß im Aucschuß erklärt 
wurde, daß Verstärkungsmittcl fiir diesen 
Zweck gegeben werden. Diese Fraqe ist um so 
bedeutungsvoller, weil wii, feststellen müssen, 
daß wir in Niederösterr:,ich gegeniiber drm 
Lande Wien sehr benachteilirt sind. Die 
Wiener haben ihre Biil'dunqsinstitute. die sie 
täglich erreichen können. In Niederöslerreich 
ist das infolge 'der weite11 Streiluiig nicht so 
einfach. Wenn wir d'ie Frage der Rauptschu- 
lehrer betrachten und festst~llen. daß von 
unseren gesamten FSaiiptschullchrern nur  
50 Prozent die Hauptschiillehrerpriifun~ 
haben, so glaube ich, d.iß das alleiin enlsprc- 
chende Mlittel Iür die Lehrerfortbilduny 
rcchtfertigt, so daß weiterc Begründungen, 
die ich natürlich noch in reichem Maße an- 
iühren könnte, rxicht not\wendig sind. 

Ein Wort auch zum Schulhaufonds. Ich darf 
d r m  Herrn Landesrat Kuntnclr 'sehr dafür 
danken, 'daß er  'im Ausschuß und 'auch bei 
einfr Reihe von SchulPcöffnungen öff ent1,ich 
&rauf hingewiesen hat. daß der Schmulbau- 
fonds im Lan,dtag von Riederösterrcich ein- 
stimmig beschlossen wurde. Ich betone das 
deswegen, wei'l es noch einige Freunde in der 
Sozial'istlischen Partei gibt, die immer wieder 
behaupten. daß der Schu1baufond.s ein 
alleiniges Verd'ienst der %zialistqischen Partei 
sei. Ich glaube jedoch, daß das durchaus keine 
Ursache zu einem Streit ist; es iist nur  eine 
rein sachliche Feststellurig. Wir freuen uns 
alle über die Tatsache, da8  d4.e Mittel für den 
Schulbaufonds immer ,qröfler nw-den. Waren 
t3s im Jahr(> 1 q60 4 Milliarden Schill'ing~ neiir_ 
4 Millionen -~ ,die Milliarden kijnnten wir 
br,auchen, ich habe mich nur  versprochen -. 
irn Jahre 1961 6 Mil!ionen. im Jahre  1962 
8 Millionen, 1963 10 Millionen und im Jahre 
1864 13 Mill'ionen Schiil!ing, so darf ich dazu 
sagen, daß auch einiges damit geschehen ist. 

Um nur einige Zahlen zu'nennen: Es wurden 
zum Beispiel im Jahre  1963 insgesamt 
3 4,5 2 5.0 fi 0 Schi1 1 ing vergeben , davon 1 8.2 0 8.000 
Schillling als Subventionen und 16.317.000 
Schilling als Darlehen. 1964 werden d,ie 
Sch'ul bau~beihil fen ivin noch gröfleres Ausmaß 
erreichen. Wenn wir die Beiträge der Ge- 
meinden dazuzählen, so glaube ich, daß wie- 
?er  cinr stattliche Summe für den Neubau 
und Au s b au unls er er nie dcrijs t erreiichiis chen 
Schulen zur Verfügung stehen wird. Hierzu 
noch eint- Bitt:? an die Verantwortlichen im 
Schulwesen unseres Landes. Bei den kom- 
i?;endcn Verhandlungen zum Finanzausgleich 
müßtci, wie 'schon wiederholt angeregt wurde, 
auch über diL1 Schulbaufrage verhandelt wer- 
dm7 weil w i r  dtlr Meiinang sind, daß auch der 
Bvmd auf diesem Sektor zusätzliche Lei- 
stungen erbringen sollte. 

Nun einige Wort[> zum Lehrwvorschlags- 
ausschuß. Ruf Grund der heutigen Debatte 
in1 Kapitel 0. Personalangelegenheiten, biin 
ich davon überzeugt, daß auch zu dieser 
Frages von sciten eines dc,r sozialistiischen 
Red-ner, ich möchte fast sagen. über die Ver- 
gewaltigung der Sozialistischen Partei, ge- 
sprochen werden wird. Herr Kollege Grün- 
Zweig, ich habe miir 'das Ftenographische Pro- 
tolioll aus d m i  Vorjahr durchgelesen und 
knnnte feststcllen. daß wir dazu sehr aus- 
führlich gesprochen haben. Ich bin überzeugt, 
c!aß Sie auch heuer sehr ausführlich darühw 
sprcychen werde?, Ich miichte dazu einige Be- 
mtrkungen machen. Dnr Lehrervorsehlags- 
avsschuß hat ja seine Funktion beendet. Um 
ZL: zeigen, daß die Personalpol'itik seitens der 
ÖVP nicht so unsanft pcführl wird: wie Sie 
immer behaupten, möchte ich bekanntgeben, 
c'aß im Jahre  1963 625 Dienstposten ausge- 
schric,ben waren, wovon nur 339 besetzt wer- 
d.en konnten. Von diesen 339 Besetzun,gen 
wurden 318 im Lehrervorschlagsausschuß ein- 
slimmig beschlossen un?  nur  21 Besetzungen 
er folgten durch Reihungen. Ich glaube, diese 
%ahl.en allelin bt-weisen. daß hier wirklich ein 

iches Verhältnis herrschte und keine 
brutale Unterdrückung seitens der OVP statt- 
gefunden hat. Sehr interessant aber ist die 
Tatsache. ,daß 268 Dienstposten nicht besetzt 
wc,rden konnten. Die Verteilung der zu be- 
seiwnden Dienstposten auf die beiden politi- 
schen Parteiien erfolgte auch im Jahre  1963 
ähnlich wie in den vorhergegangenen Jahren 
im Verhältnis 80 : 20, was ungefähr #dem Er- 
gebnis der Lehrcrwahlen entspricht. Diese 
Zahl stimmt aber gar nicht ganz. Ich verweise 
darauf, 'daß zum Bcii'spi-l von den 27 im Vor- 
jahr ausgeschriebenen Haupt,sch'uldirektor- 
posten 18 von der ÖVP un'd 9 von der SPÖ 
hrsetzt  wurden. Also ein volles Drittell. Von 
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den ausgeschriebenen 63 H'auptschullehrer- 
stellen wurden 48 von der IÖVP und 15 von 
der SPÖ besetzt, ,dals ist ebenfalk ein Drittel. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Dazu ein offenes Wort. Wenn in den letzten 
Jahren 'bemhauptet wurde, daß im 'Lehrervor- 
schlagisausschuß Schwierigkeiten v,orge- 
kommen seien, ,so m,uß ;ich dazu f'e,ststellen, 
daß es natürlich nicht angeht, ldaß sich die 
sozialistischen Bewerber die (schönen Bezirke 
aussuchen unid (die IGrenzbezirke jd.er ÖVP 
verbleiben. 286 unbesetzte Dienstposten, 
meine Herren! Ich weiß, daß die 8SozRaliistische 
Partei bei der  Lehrerschaft nicht sehr viele 
Mitglieder hat, glaube aber, 'daß sie im letzten 
Jrhr  alle 'ihre Beiwenber auf die,sen 286 Dienst- 
posten hätte unterbringen können, wenn (die 
Bewerber auch in die entlegenen Gerne.inden 
und Gebiete von NieIderö,sterreich gehen 
würden. (Landesrat Kuntnei:  Auf die ein- 
klassigen Lehrerposten im Bezirk Mistelbach 
oder Hollabrunn!) Nein, nein. Auch hierüber 
liegt eine Statistik vor, Herr Landesrat. Es 
würde jedoch zu weit führen, meine 'sehr ge- 
ehrten Damen unid Herren, wenn ich Sie jetzt 
damit belästigte. Ich hätte Materiall bereit, 
um Lhnen das zu widerlegen. 

Nun noch einiges 'zur Studienbeihiilfe bzw. 
Studienförderung. Wir konnten feststellen, 
daß durch das iStud,ienförderungsge'sebz 'des 
Bundes eine Entlastung für  Nielderö,sterre;ich 
eingetreten iist und daß, wenn .auch die Höhe 
der Studienbeihilfen gleichgebkieben ist, eine 
größere Stre,uung erfolgen kann. Allerdings 
muß ich 'darauf hinweisen, daß wiir es gerne 
sähen, wenn 'diese Förderungsmittel in den 
nächsten Jahren erhöht werden würsden. Vor 
allem müßten diie Vergabericht'linien etwas 
geändert werden, #da sie den heutigen Ver- 
hältnissen nicht mehr entsprechen. Freudig 
begrüßen und anerkennen darf ich den Um- 
siand, ldaß heuer für di'e ,musisch-piidagogi- 
schen Re'algpmnasien 800.000 Schilling zur 
Verfügung stehen. Auch diese Summe 'ist noch 
zi: klein, um alle lbeteilen 'zu können. Wenn 
wir die Lehrerfrage positiv und erfol'greich 
lösen wollen, müasen wir die Landesregie- 
rung bitten, iin 'den nächsten Jahren auch auf 
diesem Gebiet etwas mehr zu tun. 

Ich kann es mir ersparen, über jd.ie Aus- 
fiihrung,s,gesetze zu sprechen, da diese ja nach 
Weihnachten ,dem Hohen Hause zur Beratung 
und Beschlußfassung vorliegen werden. Ich 
darf also zum Schluß kolnimen. Ich babe mich 
bemüht, über dals Schulwesen einen rein sach- 
lichen Benicht zu geben und die Verhältnisse 
SG aufzuzeigen wie sie wirk'lich sin,d. Alle 
unseren schönen Schulgesetze werden uns 
aber nichts nützen, wenn wir nicht a,uch die 
notwendigen Lehrer zur Verfügung ,stellen 

können. Ich eninnere an einen Ausspruch ld8es 
Philosophen Leibniitz - einer meiner Vor- 
redner hat ja heut'e schon ähnliche Aus- 
sprüche zitiert -, Id'er einmal gesagt hat: 
„ÜberLaßt mir die Erziehung und in einem 
Jahnhunidert ist Europa umgestaltet." Ich 
d.arf d'as vielleucht auf NiederÖsterreich ader 
Gesamtösterreiich umän'dern und sagen: „Ver- 
nachläs,sigt die .Erziehung und iin ,einigen 
Jahrzehnten ist Österreich verloren." 

Meine sebr geehrten Damen 'unid Herren! 
Schul- und Lehrerprabbeme sind keine poli- 
bische Angelegenheit, sondern Fragen, die 
eine große Verantwortung verlangen, an der 
wir alle mittragen 'müssen; eine Ver,antwor- 
t m g  für das Ko.siibarste, ldas wir besitzen, 
nämlich unsere Jugend, 'die morgen ,das neue 
Gebäude unserer H'eimat vollenden soll, de.s- 
Sen Grundstein gestern gelegt Swurd'e und 
ar, des,sen Rohbau wir heute alle pflaichtbe- 
wußt arbeiten dürfen. (Beifall rechts.) 

PRÄSIDENT TESAR: Zum Wort gelangt 
Herr Abg. 'GrünZweig. 

ABG. GRÜNZWEI'G: Hohes Haus! Ich hätte 
kein Sakrileg begangen, wenn ich 'mir er- 
laubt hätte zu sagen: ,,Hohes le'eres H,aus!" 
Ich bitte, mir 'das nicht zu verübeln, denn die 
Anwesenden sind 'damit nicht gemeint. Der 
Herr Abg. Reiiter hat der Meinung A>usidruck 
gegeben, daß ich heute auf je8den Fall üb'er 
die Frage des Lehrervorschlags,ausschusses 
sprechen werde. Ich kann ihm versichern, daß 
(ich keine,slwegs diese Absicht gehabt habe, 
und zw.ar 'deshalb nicht, weil es sich um ein 
Problem handelt, das in allernächster Zeit 
eine völllige Neuondnung erfahren soll, und 
weil ich mir außerdem schon in 'der vorigen 
Budgetdebatte erlaubt habe, ,diesem Gremium 
einen ,Schwanengesang zu singen. Es 'ist [da- 
mals ,die An,sicht vertreten wonden, d'aß der 
Lehrervorschlagsausschuß noch weiter be- 
ste'hen würde. Aber so einfach, Herr Abg. 
Reiiter, liegen die Dinge nicht. Dieser Aus- 
schuß war jahre1,ang unter 'dem Einfluß des 
ÖAAB ein Instrument der Ausweitung Ihrer 
Pensonalpoltitik. Ich habe das schon deutliich 
zum Ausdruck gebracht, und wenn Sie wol- 
len, kann ich Ihnen auls dem Stegreif mit 
Dutzenden von Beispielen auf diesem Gebiet 
dienen. Ich halbe zwar erklärt, darüber nicht 
zu sprechen, will aber, um Ihnen die wahre 
Situation vor Augen zu führen, #das Beispiel 
Ihres eigenen Bezirkes Gänserndorf - ich 
glaube, Sie stammen von dort - nennen. 
Dort hatten 'die Sazialisten ursprünglich von 
ll! Ha,uptsch'ujldiirektorposten 5 besetzt und 
jetzt haben sie nur noch zwei. Von 91 Volks- 
schuldirektorposten ,sind lediglich 7 von So- 
zialisten besetzt. Das be,deutet ein Verhältnis 
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von 1:12 bei einer Bevolkerung mit einem 
Wählerverhältnis von rund 50:50! Sie sehen 
also, wie hier die Dinge liegen. Wenn ange- 
führt wird, daß von 318 Reihungsfällen 21 
nicht einstimmig wareii, dann darf icn, der 
ich die Ehre hatte, 'in diesem Gremium für 
die Sozialistische Partrti verantwortlich zu 
wirken, erklären, 'da6 es sich hier weitge- 
hendst 'um Verhandlungsergebnisse liandeli, 
die nur  durch ein bis zur Sel'bstaufoplerung 
reichendes Entgegenkommen der Sozialisten 
zustande g e k m m e n  sind. Und auf diese 21  
E'älle kommt es letzten Endes an. Der G r o b  
teil der Fälle konnte dedurch leiicht gc~iusL 
werden, daß nur ein odir  zwei Bewerber vur- 
h m d e n  waren. Die daneben angelührtc. Zahi 
von 286 bedeutet, da13 sich um d 
niemand beworben hat. Wenn n 
Werber vorhanden ist, der die Voraussctzun- 
gen erfüllt, ist es wohl kein Verdierisl, einen 
Sozialli.sten zu ernerineri. Die strittig,in E 'ä l i~~  
sind keine Reihungsfälle, und da slind w i i  iri 
den mcisten Fallen nied erges timmt wordcii. 

Eine Fcsistellung drs Abg. Reitm kann ich 
sehr begrülkn, und zwar jene, wo er sich zur  
Frage der höheren Organisai!;oii unreri.r 
Volksschulen Liuilerst positiv ausgespruchiii 
hat. Er  hat ganz richtig zum Ausdruck gc- 
bracht, daß die Frage der Grundausbildung 
unserer Jugend von eminenter Bediutung ist. 
Ich darf dazu gleichzeitig an die zuständigen 
Mandatare und Bürgc,rmeister appellliercn, 
sich diesem echten SchuLAortschritt n81cht durch 
lokalpolitische Erwäguqgen entgegeiizustei- 
l tn .  Dasselbe Problem, das uns heutr bezüg- 
Lch der Aullassung voii BczL-ksgerichien und 
:Zusammenlegung von Gt.nir:inden vor Augen 
geführt wurde, besteht auch hinsichtlich der 
Zusammenlegung von einklassiigtm Schulen. 
Auch hier ist man von der Notwendigkeit 
überzeugt und hat die b c s t m  Absichten, aber 
im Ernstfall ist keine GC3riieinde bereit, auf 
ihre eigene Schule zu vei-zichten, auch wenn 
zwei; Kjlom-ter weiter eine größc:rp hö1-it.r- 
organisierte Schule vorhanden ist. ich glairbe 
daß i's unbedingt notwendig 'ist, diese Pro-. 
blkme in aller Öffentlichkeit zu behandeln. 
Es geht nicht an, daß man hier im EIausc 
coer vor den zuständig,ri ri Fachleuten d ~ i ~ w  
durchaus positive Auff~.ssuiig vcrtritt, und 
wenn es darauf ankommt, in dcln Gc>meiiide.n 
ZL: erklären, da13 es keinen Zweck hat, cxinc! 
kleine Volksschule weikrbestehen z t i  la 
plötzlich gegen sesine inrieri. PIIc~i i iu i i~  dcii 
Fürsprecher gerade f ü r  die klein'ii Geni:in- 
den zu machen und nunmchr zu erk1äix.i: 
diesen müsse geholfen M erden und sit' mii& 
t t n  ihre Volksschule bzw Hauptschule bi'h:ii' 
ten. Dabei wird manche 'der Sachc ganz ui;  .i 
gar nicht dienliche Demagogie betrieben. 

Es ist natürliich auch darauf hingewiesen 
worden, da13 sich der Landtag in der näch- 
sten Zeit mit einer Reihe von Vorlagen auf 
d:tm Geblete des Schulwerens zu 'beschäftigen 
haben wird. Durch die Verabschiedung der 
Scliulgesetze im Vorjahr wunde eine Anzahl 
von Ausführungsgesetzcn des Landes notwen- 
dig, von denen das erste bereiits im vergan- 
g!rant!ii Summer beschlossen worden ist. Meine 
Damen un;l Herren! Die Art und Wei,se, wie 
man von seiten der Mehrheitsparteii bei der 
Eehandlucg 'dieses Gesetzes, namlich des 
Schulaufsichts-Ausführungsgesetzes, im zu- 
standigen Ausschuß vorgegangen ist, stellt 
citir demokratischen Reife dieses Hauses kein 
besonders gutes Zeugnis aus. Die Vorkornm- 
r i m c ,  dmie ausi ührlich dargestellt wurden, las- 
icn für  die Bclhandlung der ko,mmenden Vor- 
iagen das Schlimmste befürchten. Ich hoffe 
,jedoch, da13 ich mich diesbezügkch täusche 
und c s s  möglich sein wird? über 'die zum Teil 
hi hr  komplizierten Fragen ein eiinigerm#aßen 
Zi~.i'rit.denstellendes Einvtrnehmen herzustel- 
lcn. Es befinden sich derzeit folgende Vor- 
iagen mehr oder weniger lang in Vorberei- 
f~i i ig .  Vor allem ist die Vorlage über ein 
Sehulorganisations-Auslührungsgesetz zu er- 
wähnen. Hierbei geht es  zunächst um die for- 
niale Frage, ob die Besiiinmungen #des Schul- 
i i  haltungsgesetzes 1957 zum Schulorgani- 
>:ations-Ausführungsgeset;: daz,ugenommen 
werden sollen, um daraus ein niederöster- 
reichisches Pflichtschulgextz zu machen. Ich 
persönlich halte diese Lö,sung für zweck- 
nid3ig. Im gleichen Zusammenhang harrt  ,die 
Frage der Organisabion der Berufsschulen, wo 
(.benf alls organisatorische Bestimmungen er- 
l x s e n  werden sollen, einer Lösung. Schließ- 
lich sollen auch die Berufsschulerhaltung,sbe- 
sl immungeii eine entsprechende Novellierung 
criahren. Auch hier wäre es zweckmäßig, ein 
elnz'iges Gesetz zu schaffm. Leider sinld die 
hleinungm in der nilehrheitsfraktion nicht 
.;.iiirner einheitlich, und es ist bis jetzt noch 
nicht möglich, eine klare Linie in !der Stel- 
liingnahme zu erkennen. Ich hoffe aber, ,daß 
v:. bald so weit sein. wird. Eines der termin- 
i?iäiiig wichtigsten Gesetze, das  unbedingt in 
nächster Zeit verabschiedet werden muß, ist 
d 2 s  niederösterreichische Lehrerd,iensthoheits- 
. i sAz ,  da rnil I .  Ecbiuar 1964 das Lan- 

chtsüberleitungsgesetz in 
Kraft tritt und zur Ausführung dieses Bun- 
desgesetzes die landesgesetzliichen Bestiim- 
iiiungen unlbedingi benötigt werden. Lei,der 
ist damit zu rechnen, daß es gerade bei die- 
sL,m Gesetz zlwischen den beisden P'arteien zu 
sc.hr divergenten Auffassungen kommen 
vcird. Die ersten Fühlungnahmen haben das 
mit aller Deutlichkeit erkennen lassen. Die 
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Verabschiedung dieses Gesetzes, die unbe- 
dingt noch im Jänner erfolgen muß, wird 
nach alilen Anzeichen nicht sehr leicht seun. 
Schließlich ist dann noch idas schon jahrelang 
in Voribereitung stehende Kinidergartengesetz 
zu nennen, welches nun endlich in einigen 
Wochen s6 weit sein wird, daß es verabschie- 
det werden kann, womit uns allen damit Be- 
schäftigten ein Stein vom Herzen fällt. Vor 
allem soll damit auch die Frage der Kinder- 
Wärterinnen einer Lösung zugeführt werlden, 
wodurch sich der Landtag endLich dieser seii- 
ner Verpflichtung entledigen wird. Ich glaulbe, 
daß es bei der Behandlung aller der von mir 
aufgezeigten Fragen Gelegenheit genug gibt, 
die einzelnen schulischen Probleme ausführ- 
lich in diesem Hause zu erörtern, und ich darf 
mir daher ersparen, Ihre Au£merksamkeit, 
was die Zeit betrifft, in Anspruch zu nehmen. 

Ich möchte nur erinige Dinge zur Sprache 
bringen, die ich für wichtig halte, daß sie 
den Landtag beschäftigen. Der Kollege Reiter 
hat zum Beispiel darauf Bezug genommen, 
in der klaren Erkenntnis, daß es stich hier 
um sehr wichtige Fragen handelt, die im nie- 
derösterreichischen Schulwesen ,eine bedeut- 
same Rolle spielen. Es ist dies die Frage des 
Lehrernachwuchsas. Er hat hier den wunde- 
sten Punkt der ganzen Echulangelegenheiten 
der kommenden Jahre getroffen. Schon zu 
Beginn des Schuljahres 1963/64 gab es einen 
ausgesprochenen Engpaß auf dem Personal- 
sektor des Schulwesens. Auf Grund von Mel- 
dungen aus Schulbenirken und auf Grund des 
Dienstpostenplanes ergab sich am Beginn die- 
ses Schuljahres ein Bedarf von 320 Lehrkräf- 
ten. Es Ist )leider so, ldaß ,die Meldungen -;uii 
den Bezirken für definitive Anstellungen 
nicht sehr zahlreich sind. In dem Augenblick 
aber, wo es darum geiht, die Lehrer anzustel- 
len, haben siie den größten Bedarf. Zum Bei- 
spiel braucht der Bezirk St. Pölten-Land mit 
Schulbeginn 31, der Bezirk Melk 28, h s t e t -  
ten 25 und Horn 24 Lehrer. Das sind Land- 
bezirke, die zum Teil großstadtfern liegen, 
zum anderen Teil e Ihe  ur,günstiige Verkehrs- 
lage aufweisen, klimatische Ungunst zeigen. 
In solche Bezirke geht der Junglehrer nicht 
sehr gern hin, in solche geht leider auch oft 
cier ältere Lehrer auf einen definitiven Posten 
nicht sehr gern hin. Daher ist es wichtig, daß 
man für diese Bezirke Vorsorge trifft und das 
Manko gleichmäßig auf alle Schulibezirke ver- 
teilt. Es kann daher sehr wohl vorkommen, 
daß der Bezirk Wien-Umgebung oder der Be- 
zirk Mödling eiinen ungeheuren Andrang von 
Lehrern hat, die gerne ,dorthin wollen, daß 
aber der Bedarf dieses Bezirkes genauso we- 
nig ganz befriedigt werden kann wie der Be- 
drtrf des großstadtfernen Bezirkes. Leider 

war es nur möglich, 240 Neuanstellungen 
durchzuführen. Das ist eine verhältnismäßig 
große Zahl, da bisher immer viel weniger 
Lehramtsanwärter zur Verfügung gestanden 
sind, und es hat sich zum Unterschied von den 
letzten Jahren gezeigt, daß auf )diesem Ge- 
biet schon ein Wandel eingetreten ist. Noch 
vor 2, 3 Jahren sind diese Lehrkräfte in an- 
dere Berufe übersiedelt, in andere Bunde,s- 
lander, zum Bundesheer oder sie haben ihr 
Studium fortgesetzt, begründet durch d,ie 
schlechten Aussichten, die sie im Lehrberuf 
hatten. Heute ist das nicht mehr ganz so. Der 
Großteil derjenigen, die sich Izum Studium des 
Lehrberufes entschlossen haben, ist bereit, 
auch in den Schuldienst zu treten. Das ist 
erfreultich! Trotzdem aber hatten wir noch zu 
Schuhbeginn ein Manko von 80 Lehrkräften, 
das natürlich, wie ich schon gesagt habe, aus- 
geglichen werden mußte, so daß es heute so 
extreme Schülerzahlen, idie über 50 gehen, 
nicht mehr gibt; es iist mir zumindest momen- 
tan kein Fall bekannt. Es könnte sich nur um 
eine vorübergehende Maßnahme handeln. 
Trotzdem haben wfir keine genügende Leh- 
rerreserve. Es kommt heute wiederholt zu 
Wechselunterricht, Zusammfenlegung von 
Klassen und auch zum Ausfail von wichtigen 
Schulstunden. Das ist eine Feststellung, die 
sehr, sehr Ibetrüblich iist und durch den Leh- 
rwmangel erklärt werden kann. Leider 
wurde nicht genügend Vorsorge getroffen, um 
die Probleme in nächster Zeit meistern zu 
können. Nach meinen informationen ist in 
dlesem Schuljahr mit 268 Maturanten von 
den letzten Jahrgängen der Lehrerbildungs- 
anstalten oder von den Maturantenlehrgän- 
gcn zu rechnen. Davon werden voraussichtlich 
höchstens 50 in der Lage sein, in den nieder- 
österreichischen Schuldienst zu treten, wenn 
man Wr. Nleustadt iberiicksichtigt, wo einige 
auswärtige Studierenide sind, oder wenn man 
die Tatsache mit in Betracht zieht, daß eine 
Reihe von Leuten ein weiterführende,s Stu- 
dium ergreift oder unter Umständen die Prü- 
fungen nicht besteht. Der Lehrerbedarf 
würde aber im kommenden Jahr durch die 
voraussichtlichen Pensionierungen mindestens 
auf derselben Höhe wie im heurigen Jahr 
liegen, nämlich um 320. Dazu kommt aber 
noch ein Problem, das uns im Februar schwer 
trifft. Es ist das Inkrafttreten des Lehrer- 
dienst-nberleitungsgesetzes angedeutet wor- 
clen, das eine Reihe von Bestimmungen 
bringt, die zusätzliche Lehrrer notwendig 
macht. Ich möchte nur elne anführen. Es ist 
dies die Dienstfreistellucg. Die Freiistellung 
von 'der regelmäßigen Dienstleistung für alle 
Direktoren, ,die einer Schule mit mehr als 
8 Klassen vorstehen, gleichgültig ob es Volks- 
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o0.er Hauptschulen sinld. Die Herabsetzung 'der 
Höchststundenanzahl für, Hauptschullehrer, 
besonders für  die Volksschullehrer, ergibt 
einen zusätzlichen Lehreibedarf, der rein pa- 
piermäßig für Niederösterreich auf 700 ge- 
schätzt wird. Das ist aber, wie gesagt, eine 
p;piermäßiige Schätzung und wird in der 
Form natürlich nicht zum Tragen kommen. 
Ich persönlich schätze auf Grund von Erfah- 
rungen und Unterlagen, die ich mir beschafft 
habe, daß wir vielleicht, mit einer Zahl von 
300 zusätzlichen Lehrkräften zur Erfüllung 
dieses Gesetzes auskommen. Das ergibt einen 
Gesamtbedarf von mindestens 600 Lehrern. 
Nun haben wir aber cinen Zuwachs durch 
Neueinstellungen von 250. Sie sehen, hier 
klafft eine Lücke, von der man heute noch 
nicht weiß, wie sie geschlossen werden kann. 
E: wird vor allen D'inge:i notwcndlig sein, daß 
die Lehrer eine entsprechende Mehrdienst- 
kistung erbringen, um wirklich diese Lei- 
stung, die von ihnen verlangt wird, erbriingen 
zu können. Ich möchte die Ausführungen des 
Kollegen Reiter in  bezug auf das 9. Schul- 
jahr und ,die Herabsetzung der Klassen- 
schülerhöchstzahl auch unterstreichen. Die 
Kmlassenschülerhöchstzahl wird herabgesetzt, 
nämlich z'unächst auf 40 und mit 1. Septem- 
ber 1968 auf 36. Ich glaube, das, was auf 
djesem Gebiete bis jetzt geschehen ist, ist 
leider noch nicht ganz genug. Ich möcht'e nur  
darauf hinweisen, daß nicht nur  wir in Nie- 
derösterreich diese Problcrne haben. Mit Aus- 
nahme von Wien, wo dar auch bald heran- 
steht, haben alle übrigen Bun,desländer der- 
zeit schon einen empfindlichen Lehrermangel. 
Ein ungeheurer Lehrerrnsngel ist auch in den 
westlichen Ländern, die einen sehr hohen Le- 
bensstandard haben, wir zum Beispiel in 
Deutschland, wo die Konferenz der Kultur- 
miniister festgestellt hat, daß man bis zum 
Jahre  1970 zusätzlich 5O.CiOO Lehrcr braucht 
und heute noch nicht genau weiß, wo man sie 
herbekommt. Allerdings werden dort eine 
Reihe von Maßnahmen lang- oder kurzfristi- 
ger Art getroffen, um Vorsorge dafür zu tref- 
fen. Ich möchte zunächsi nur  au l  die !ang- 
fristigen Maßnahmen hinweisen. Man wird in 
Deutschland ein weitazs engeres Netz von 
höheren Schulen errichten, als das bisher der 
Fall war, denn in Deutschland ist die Lelirer- 
bild,ung bekanntlich in all en Ländern hoch- 
schulmäßlig und dazu bedE,rf es der .Ablegung 
einer Matura an einer höheren Schule. Dann 
will man vor allem auch die Übergangsmög- 
lichkeiten von der mi?i.leren zur höheren 
Schule intensivieren. Sie haben das ?.Lieh 
schon in der österreichischen Schulgcsetz- 
gebung gehört. Sie sehen, die Schaffung von 
Brücken von dcn niederen Schulen zu den 

höheren Schulen liegt im Trentd der he'utigen 
Zeit. Auch in Deutschland ist man daran, 
diese Dinge auszubauen, und man will vor 
allen Dingen auch Ndle gymn,asiale Mädchen- 
bildung wesentlich staigern, weil man f'est- 
gestell t 'hat,  daß derzeit erst ein Drittel der 
Maturanten weiblichen Geschlechtes ist, und 
man meint, daß keine so großen Begabungs- 
unterschiede vorliegen. Es wäre interessant, 
diese D'inge auch in Österreich und in Nieder- 
Österreich zu untersuchen. Eigenartig sind 
manche der kurzfristigen Maßn,ahmen - aus 
der Not erklärlich -, die man in Deutisch- 
land getroffen hat. Hierher gehört zum Bei- 
spiel die Aushildung von technisch-musischen 
Lehrkräften, die keine Reifeprüfung haben 
und für den Unterricht in den technischen 
Fächern für Hanldarbeiten, Zeichnen und in 
den musischen Fächern iiir Kunsterziehung, 
Musiik und eventual1 für  Turnen e'ingesetzt 
werden. Das wäre in Österreich unter den 
jetzigen Verhältnkslen nicht vorstellb.ar, aber 
man greift ,dort zu diesen Auswegen. Man 
stellt auch Lehrerinnen, 'die aus irgendwel- 
chen familiären Gründen aus )dem Dsienst ge- 
lreten sind, wieder ein, ja man wirbt förmlich 
um sie. Ich glaube, das wäre auch ein Ge- 
danke, der in Österreich nicht von $der Hard 
z ü  weisen wäre: die Teilzeitbeschäftigung von 
Lchrern. Es gibt weibliche Lehrkräfte, 'die 
Kinder h a b q  und diese Kin8der sind unter 
limstän,den schon so groß, daß 'sie nicht mehr 
der unmittelbaren Pflege bedürfen. So  sind 
diese Lehrerinnen ohne weiteres bereit, eine 
gewisse Tei'lbeschäftigung auf 'dem Schul- 
sektor ziu iibernehmen. Daz'u bedarf es na- 
türlich entsprechender gesetzlicher Grund- 
lagen, die man in Deutschland auch zu schaf- 
f c r  geden,kt. Man will für gewis'se Dinge 
eigene Schulhalfer einführen, sogenannte 
..Teacher-Assistents", nach dem Vorbiild in 
skandinavischen und anderen westlichen Län- 
dern, vor allem in England un,d A'merika. Vor 
allen Dingen will man aber diesem Problem 
mit moderner Werbetechnik zu Leibe r ü c l r n  
So  wie man in Deutschland *in den Zeitun- 
gcn schon Anzeigen zur Werbung für  ldie 
dtutsche Bundwwehr lesen kann, so will man 
auch für  den Lehnberuf, der dort ein ,starker 
Mangelberuf geworden ist, werben. 

Ich habe diese Beispiele n'ur interessehal- 
ber aufgezeigt, um Ihnen die Problematik vor 
Augen zu führen, die auch in anderen Län- 
dern auf diesem Gebiete lbesteht und wie 
man sich überall bemüht, nach Auswegen zu 
suchen. 

Die Fr'age, 'die derzeit 'die brennendste Ak- 
tualität besitzt, ist die #der pädagagischcn 
Akademie. Herr Ab'g. Reiter #hat von Trais- 
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kirchen gesprochen und gemeint, daß es doch 
möglich sein müßte, vom Innenministerium 
die Zusage zu bekommen, daß dieses Ge- 
bäude, das für diesen Zweck wirklich ganz 
ideal wäre, freigegeben (wird. Leilder ist d z  
nicht so einfach, weil die Plüchtlingshilfe in 
Traiskirchen vor einigrn Jahren in die alte 
Bundeserziehungsanstalt Iden Betrag von 
mehr als 35 Millionen Schiilling hinenngesteckt 
hat und ihr Veto einlegt. Es liegt also gar 
nicht in der Macht des Innenministeriums, 
hier zu entscheiden bzw ein Entgegenkom- 
men zu zeigen, das bestimmt vorhanden wäre. 

Das Bundesministerium für Unterricht ist 
die erste Instanz für diese pädagogische Aka- 
demie, die viersemestnig ist. Es obliegt auch 
dem Bund, die Anstalt 2iu errichten. Das Land 
selbst hat nur indirekt damlit zu tun, und 
zwar ist für (die Schulerhaltung ein Kura- 
torium zuständig, das aus <dem Herrn Landes- 
hauptmann, dem Präsidenten des Landes- 
schulrates und aus zehn weiteren Mitglie- 
dern besteht, (und nun meine auch ich, daß es 
uoch an der Zeit wäre, in dlieser Sache tätig 
ZL werden, weil wir - das habe ich von 
verschie[denen Seiten erfahren - schon hoff- 
nungslos möchte ich fast sagen, im Hinter- 
treffen sinld. Es ist bereits eine Rangordnung 
in (den Bauvorhaben der einzelnen Bundes- 
länder fixiert, in der Niederösterreich wegen 
Mangels an einem geeigneten Vorschlag lei- 
der nicht aufscheint. Ich (habe gehört, daß 
Vorarlberg die erste pädagogische hkademie 
bekommt, daß Kärnten fdlgt, daß Wien an 
dritter Stelle steht, dann sollen (die Steier- 
mark und einige andere Länder kommen. Nie- 
derösterreich existiert für  das Bundesministe- 
rium für Unterricht praktisch noch nicht. Es 
ist also hoch an der [Zeit, idaß man hier tätig 
wird, ohne vorgreifen zu wollen, wie die 
lokale Festlegung vorgenommen wind. Es ist 
klar, daß verschieidenste Gesichtspunkte, 
hauptsächlich lokaler Natur, eine Rolle spie- 
len, aber man muß sich zunächst einlnal zu- 
sammensetzen, um über diese Dinge zu be- 
raten. Ich persönlich wäre der Auffassung ge- 
wesen, daß man nicht unbeJdingt auf die 
Konstituierung des Landesschulrates hätte 
warten müssen, 'der ja auch dieses Kurato- 
rium zu nominieren hat, sondern daß - provi- 
sorisch zumiedest - Vorbereitungen getroffen 
hätten wenden müssen, um dieses Verilieren 
an Terrain hintanzuhalten. Daß es sich hier 
um ein großes Projekt handelt, werden Sie 
aus den Zahlen ersahen. Es ist zu rechnen, 
daß wir jährlich Ca. 350 bis 400 Pflichtschul- 
lehrer in Niiederösterreich brauchen. Wenn 
man berücksichtigt, daß #die katholische Kir- 
che eine konfessionelle Anstalt baut, die als 
zweite Anstalt in Niederosterreich, und zwar 

i r  K r e m ,  bestehen wird - siie hat übrigens 
bereits ein Konzept, das fertig ist -, so bleibt 
für die öffentliche Anstalt voraussichtlich eine 
Kapazität von 250 Abgängen. Das bedeutet 
bei zweijähriger, also ibei viersemestriger 
Führung eine Kapazität von 500 Studieren- 
den. Das bedeutet aber auch, daß näm- 
lich neben den Lehrräumen auch Vor- 
sorge für Unterbringungsmöglichkeiten ge- 
schaffen werden, daß Übungsschulmöglich- 
keiten vorhanden sind. Zweckmäßig wäre 
es natürlich auch, dort ein pädagogisches 
Zentrum für die Lehrerfortbildung zu schaf- 
fcn, also das piidagogische Institut, aiber untcer 
Umständen auch die für  Niederösterreich so 
notwendigen Anstalten für die Heranbildung 
von Kindergärtnerinnen, von Handarbeits- 
lehrerinnen (in diese Lösung miteinzuschlie- 
Ren. Also ein ungeheures Vorhaben! Sie wer- 
den mir beistimmen, wenn iich (sage, daß es 
für den Bund schwierig sein wird, diese gi- 
gantischen Projekte in allen Bundesländern 
zu verwirklichen. Daher ist es doppelt betrüb- 
lich, daß wir bereits in der letzten Doppel- 
reihe stehen. Ich will (das ohne Vorwurf fest- 
stellen. Dia besteht natürilich die sehr aktuelle 
Gefahr, daß Iman gerade in Niederösterreich 
u-ieder einmal mit einem Provisorium wird 
arbeiten müssen, weil ja hier Termine sinld. 
Die Heranbi1,dung der Lehrer an Iden päd- 
agogischen Akademien muß mit 1. September 
1968 durchgeführt werden. Ich bezweifle, daß 
es in den vier Jahren möglich sein wird, in 
Niederösterreich eine solche Anstalt zu bauen. 
Das ist betrüiblich, wenn man bedenkt, wdche 
Lebensdauer solche provisorische Lösungen in 
Osterreich haben. 

Ein Problem noch, das ich auch an Sie her- 
antragen wollte und das mir in letzter Zeit 
etwas unangenehm aufgefallen ist. Es ist im 
Zusammenhang mit der Schulgesetzgebung 
auch eine gewisse hktivierung !der Eltern- 
schaft erfolgt. Im Gesetz selbst sind die Eltern 
in Iden Schulgremien vertreten und es ist da- 
neben doch eine gewisse Steigerung des Inter- 
essw der Elternschaft für alle schulischen 
Probleme erfolgt. Vor allen Dingen sind im 
vergangenen Jahr zahlreiche neue iElternver- 
e h e  in diesem Zusammenhang gegründet wor- 
dtn. Man hat nun versucht, einen Landesver- 
band zu gründen, ]der die einzelnen Elternver- 
eine in ihrer Tätigkeit berät und der sie unter- 
stützt. Es ist nach anfänglichem Scheitern der 
Verhandlungen Lm Februar (dieses Jahres zu 
einer Vereinbarung gekommen, (die sowahl 
die Vertreter der beiden Parteien als auch die 
Vertreter des katholischer. Familienverbandes 
zufriedengestellt bat. Am 30. März fand dann 
die konstiituierende Sitzung (dieses Dachver- 
bandes der niederösterreichischen Elternver- 
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eine statt. Es wupde ein zehngliedriger Vor- 
stand gewählt; sechs Mitglieder sind von 'der 
OVP entsandt und vier geniießen das Ver- 
trauen der Sozialistischen Partei. Ich darf 
i:i diesem Zusammenhang sagen - ich selbst 
war bei diesen Parteiverhandlungen tätig -, 
d a ß  die sozialistiischen Mitglieder wirklich 
willens sind, loyal in  diesem Landesverband 
mitzuarbeiten. Sie haben das zu Beginn zum 
Ausidruck gebracht und ihre Tätigkeit zeigt 
das auch. Leider sind in der letzten Ze'it er- 
folgte Äußerungen des Cbmannes dieses Ver- 
bandes, des Herrn. Prof. Dr. Ernst Werner, 
nicht daz'u angetan, diese Tätigkeit zu för- 
dern. Herr Dr. Werner hat in einem Inter- 
view, das er  der „NiederösterreNichischen 
l'ollrs-Presse" am 2. 11. 1963 gab, U. a. fol- 
grnde Erklärung abgegeben: „Die Sozialisten 
haben sich vor dem Jahr[, 1938 und nach dem 
zweiten Weltkrieg sehr um ldie Elternvereincx 
bc müht und sie betrachten 'diese Institutionen 
als Mittel des politischen Kampfes." An ande- 
w r  Stelle sagt er dann: ..Wenn aber die Or- 
ganisation der Elternschaft den Sozialisten 
überlassen wird, dann wird es eines Tages ein 
bitteres Erwachen geben. Ein so wichtiges 
kulturelles Belangen darE keines,falls ein 
marxistisches Propagandainstrument sein." 
Meine Damen und Herren, wenn das der Vor- 
sitzende einer Körperschaft erklärt, die sich 
auf  Grund einer Partnienvereinbarung zu- 
szmmensetzt, so halte ich das für eine arge 
Entgleisung. Sie werden mir, Herr Kollege 
Stangler, zugeben, wenn ich als Vorsitzender 
dcs Niederösterreichischen Volkshochschul- 
Verbandes eine derart gehässige politische 
Er.klärung abgeben würde, würide das einer 
weiteren Zusammenarbeit in diesem Gre- 
mium sicherlich nicht s,:hr zuträglich sein. Ich 
darf also bitten, daß mon sich solche provo- 
katorischen Erklärungen in Hinkunft über- 

Sehr begrüßenswert isl auch die Stellung- 
rahme des Herrn Kollegen Reiter #in der 
Frage der Differenzierung der einzügig ge- 
fehrten Hauptschulen. Ich muß ihn allerdingc; 
berichtigen. Es gibt in Niederösterreich nur 
50 zweizügig gelührte Hauptschulen, der Rest, 
nsmlich 160. sind einziigig geführte Haupl- 
schulen inklusive der konfessionell geführten. 
Ich glaube, gerade di? Frage „zweizügige 
Y uhrung der Hauptschulen" war in den ver- 
gangcncn Jahrzehnten ein ausgesprochencs 
Politikum, was es tatsächlich nicht ist. Das 
ist cine Frage der Pädagogik und der Scliu- 
oiganisation, aber nie ein politisches Problem. 
Ek ist erfreulich, daß ein so grundsätzlicher 
Wandel auf diesem Gebiei eingetreten ist. Vor 
alien Dingcn geht es darum, daß die Kiiidc-r 
d i t  Möglichkcit haben, einc zweizügig geführt: 

legt. 

__  . <  

Schule zu besuchen. Talentierte Kinder, die 
in; ersten Klassenzug sind, erreichen in der 
Regel eine wesentlich größere Leistungshöhe 
als  die Kinder, die in der einzügig geführten 
Hauptschule sinfd. D>urch die Schaffung von 
Ubertrittsmöglichkeiten ;!us dem ersten Klas- 
scnzug der Hauptschule in die höhere Schule 
~- b-; sehr gutem Gesamterfolg - kommt 
ein neuer Akzent dazu. Es ist also notwen,dig, 
die Kinder, die in die Hauptschule gehen, 
möglichst gut auszubilden, damit sie in der 
L,äge sind, auch den Anforderungen in der 
höheren Schule gerecht zu werden. Das ist j a  
der Zweck, warum 'man heute sagt, daß auch 
:n 'der einzügig geführten Schule die Kinder 
d.:e Nlöglichkeit haben solien, nach dem Lehr- 
plan der ersten Klasse unterrichtet zu wer- 
dein. Aus dieser Maßnahme kommt allerdings 
noch eine zweite Konsequenz dazu, die in 
ihrer Bedeutung für die länmdlichen Gebiete 
noch gar nicht hoch genug erkannt und ein- 
geschätzt wird. Durch die Führung von zwei- 
tLn Klassenzügen in diesen Sprengel-Haupt- 
cchulen wird es systematisch zur Zurück'drän- 
gung un,d zum Verschwinden der bisherigen 
Volksschuloberstufen kommen. Ich glaube. 
;auch hierin liegt ein ech ter Schulfort,schritt. 
Tveil die jetzigen Oberstufen der Volksschulen 
iri der Mehrzahl nicht mt h r  dem entsprechen. 
\i'as wir uns unter einer guten Schule vor- 
si ellc-n. Es sind meist acsgeiaugte Restober- 
i.:ufen, die die besseren Schüler an die Haupt- 
schulen oder die hähexr .  Schulen abgebt.!? 
rinußten und die nun so recht und schlecht ihr 
Leben fristen. Gi'bt es aber noch zweite Klas- 
senzüge, dann ist es fast allen Kindern mög- 
lich, die Hauptschule im zweiten Klassenzug 
ZLI besuchen. Ich darf dicise Entwicklung eben- 
S I )  begrüßen, wie #das Icollege Reiter schon 
getan hat. Ich glaube allerdings, sdaß es not- 
wendig sein wird, schon in nächster Zeit in 
ri;eser Sache gesetzlich tätig zu werden, denn 
die Frage hängt völlig in der Luft; sie muß 
vnm Schulorganisatorischen her - die Mög- 
1 .  iichkeit . haben wir in der Ausführungsgesetz- 
;:ebung des Landes - gesetzlich untermauert 
wcrdcn, sonst tritt ein Kind aus 'dem zweitin 
Klassenzug einer einzügig geführten Haupt- 
xhult. aus und kann kein entsprechendes Ab- 
jjangsztxugnis bekommen, weil auf Grund des 
Schulgesc>tzes gar keine so gegründete Schule 
besteht. Daher muß hier gesetzlich Vorsorge 
i>e t 1-0 f f en w eiid cn. 

Ich darE mit einer Feststellung abschliekn: 
Frcitrig, den 20. Dezember 1963, findet die 
K onslilukrung des Kollegiums des LandPs- 
:;chulrates statt,. Einige Wochen darauf, vor- 
:!ussichtlich iin Jänner -~ wir sind gegenüber 
c!.:>ri gcsctzlichen Vorschrj ften im Verzug, aber 
(>f ist jetzt technisch nicht mchr anders durch- 
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zuführen -, treten dann auch die Kollegien 
der Bezirksschulräte zum erstenmal zusam- 
men. Meine Damen und Herren! Wir Soziali- 
sten begrüßen 'die Einführung von Idemokra- 
tischen Kollegien der Schulverwaltung und 
sind bereit, in  diesen Kolilegien im Interessie 
der Schule wirklich loya! mitzuarbeiten. Für 
fast alle, die (da hineinkommen, wird es Neu- 
land sein, d a  eine Reihe von Leuten, die vor 
dem Jahre 1938 in diesen Kollegien gewirkt 
haben, heute nicht mehr imstande oder nicht 
mehr wdlens sind, hier wieder einzutreten, so 
daß der Großteil nicht !die Erfahrung mit- 
bringt, die ihm eine frühere Tätigkeit gege- 
ben hätte. Was aber an uns Sainialisten liegt, 
wird geschahen, daß in !diesen Kollegien ein 
wirklich guter, Idemokkratischer Geist herrscht, 
ein Geist, der in e rder  Lintie das Interesse 
der Schule unid (das Interesse der Kinder im 
Auge hat, (die uns Mitgliedern dieses Hohen 
Hauses unld den mtgliedern (dieser Schul- 
kollegien besonders am Fenzen biegen. 

Ich hoffe also, daß 'diese Demokratisierung 
der österreichischen Schulverwaltung, diese 
Einrichtung der Kollegien, (die nicht immer 
mit Freude aufgenommen wtupde, dazu bei- 
trägt, für die Schule noch mehr Interesse zu 
wecken unld noch mehr zu tun, als das bisher 
der Fall war. (Beifall bei der SPÖ.) 

PRÄSIDENT TESAR: Zum Wort gelangt 
Herr Abg. Schneider. 

ABG. SCHNEIDER: Meine sehr geehrten 
Damen unld Herren! Ich wende den Versuch 
nachen, mich sehr kurz zu £awsen und bitte, 
mir zu gestatten, innerhalb dieses Budget- 
gespräches einiges iiber die gewerib'lichen Be- 
rufsschulen zu sagen. 

I& wuride dieses Thema nicht nur von mir, 
sondern auch von anderen Herren schon 
mehrfach berührt. Auf (dem Gebiet der ge- 
wefiblichen Berufsschulen scheint mir ldeshalib 
eine sehr wesentliche Bedeutung zu liegen 
- $das wurde schon im Ausschuß vom zu- 
ständigen Herrn Landesrat zum Ausdruck ge- 
bracht -, weil auch die Wirtschaft in ihrem 
Nachwuchs versuchen muß, bestes Menschen- 
material heranzubilden, ldas in einer eicher- 
lich sehr interessanten aber nicht minder 
komplizierten Zeit wird {bestehen müssen. 
Nun ist die Situatiion bei uns in Niederöster- 
reich so, fdaß wir 'den gewerblichen Lehrlin- 
gen ursprünglich in Gebietsbemfsschulen jene 
schulische Susatzbilidung gegeben haben, die 
sie neben (der Meilskrlehre empfangen muß- 
ten; und ,der Zusbanid war nicht sehr befrieidi- 
gend. {Es war so, idaß die Schüler einmal in 
der Woche die Schule )besucht halben, daß 
keine fiachliche Ausrichtung möglich war, weil 
ja alle Berufskreise meistens in einer Schule 

zusammengekommen sind und dort alle 
Sparten einen Unternicht konsumiert haben, 
der fachlich nicht gegliedert war. Das hat zu- 
nächst dam geführt, daß die Wirtschaft schon 
vor Jahren selbst, ohne jede gesetzliche Ver- 
pflichtung - (das möchte ich besonders (unter- 
sfreichen -, nach Weg-n #der Verfjichlichung 
gesucht hat und daß diese Bestrebungen dazu 
geführt haben, an idiie Bildung von Landes- 
berufsischulen heranzugehen, ein Unterneh- 
men, )das nunmehr einen sehr bedeutenden 
Fortschritt genommen hat, aber noch lange 
nicht vor der Vollendung steht. Ich will Ihnen 
nicht (die vielen statistischen Unterlagen vor- 
tragen, die mehr als eine Stunde 'dauern wür- 
den, und ich halbe versprochen, sehr kurz zu 
sein, oibwohl mir niemand böse wäre, so wie 
man auch meinen Vorrejdnern nicht )böse war, 
wenn sie ihr komplettes Referat erstattet ha- 
ben. Ich will es kürzer vensuchen, vielleicht 
gelingt es mir. 

Nun ein paar wenige Ziffern. Wir haben in 
Niederösterreich derzeit 58 gewerbliche Be- 
rufsschulen, davon 29 Gebietsberufsschdlen 
mit .  Fachklassen, eine allgemeine Gebiets- 
berufsschule uad 28 Lanidesberufsschulen. 
Insgesamt werden in diesen Schulen 20.660 
jnnge Menschen mit jenem schulischen Wis- 
scn versor,gt, das sie innerhalb ihrer Lehre 
ZI: bekommen halben. In Iden Landesberufs- 
schulen werden Ca. 60%, id. s. 12.387 dieser 
Nachwuchskräfte, unterrichtet. In der einzigen 
allgemeinen gewerrblichen Klasse sind 54 
Schüler, sie repräsentieren 0,3%. In den Ge- 
bietsberufsschulen mit Fachklassen finden wir 
8219 Schiiler, d. s. 39,8%. Nun hat es schon 
in der Vergangenheit ungeheurer firiamieller 
Anspannungen bedurft, dieses Problem halb- 
wegs eu meistern. Die Kammer der gewerb- 
lichen Wirtschaft als Interexsenvertretung 
ajeser Berufsstände hat als echte wirtschafts- 
föndernde Maßnahme aus ihrem Budget als 
Partner des Landes versucht, wesenblich bei- 
zu tragen, um diese Verfiachlichung henbeizu- 
führen. Ich nehme idavon Abstand, Ihnen ge- 
naue Ziffern zu nennen, obwohl ich sie vor 
mir liegen habe, ich betone nur, idaß unter 
äuDeaster Anspannung der Wirtschaft, also 
des Berufsstandes selbst, ,dieser Weg der  Ver- 
f achlichung, natürlich mit Hilfeileistung des 
Landes, zu einem wesentlichen Erfolg geführt 
hat. In (dieser Entwicklungsperiode, die noch 
lange nicht abgeschlossen war, ist nun durch 
die neuen Schuligesetze eine neue sehr we- 
sentliche Schwierigkeit eingetreten. Ich will 
hier nicht kritisieren, das steht mir nicht zu. 
Diese Gesetze bringen uns (aber neue schwere 
Belastungen, weil sie uns vorschreiben, das 
Polytechnikum auch (diesem Schultyp einzu- 
bauen, und zwar in der Form, als nun nicht 



mehr G bow. 7 Wochenkurse abgehalten wcr- 
dkn, sondern diese Kurse auf 8 Wochen aus- 
zudehnen sind. Das bedeutet mit anderen 
W-orten, daß die Kapazität der einzelnen 
Schulen größenordnungsmäßig um die ent- 
sprechenden Ansätze auszuweiten sind, das 
heiili, daß in Niederösterreich allein für  den 
gcwerblichen Berufsschulsektor ein Betrag 
von rund 130 Millionen notwen'dig ist, nur  
U M  diese Vergrößerung 'der Schulen zu er- 
rriiglichen. Ich darf Ihnen einige wenige Zif- 
fern nennen, weil ich glaube, daß sie von all- 
gtmeinem Interesse sind. Es wird derzeit in 
!?mstetten ein Internat für Ca. 220 Schüler 
? u r  die neu zu eröffnende Landesberufsschu8le 
f ü r  Schlosser gebaut. In diesem Falle ist die 
Kammer der gewerblichen Wirtschaft Bau- 
herr. Das Projekt ist im Rohbau fertig, die 
Eröffnung ist mit Beginn des Schulj'ahres 
19f3,5,1966 vorgesehen. Die Baukosten dieses 
Amstcttiier Gntcrnehmtns sind mit ca. 
15 Millionen S veranschlagt. Wenn ich nun 
c i x  Land als 50 gen Partner ansprechen 
darf ,  so bedeutet s, daß für das Jahr  1963 
:?.5 Millionen S, für  das Jahr  1964 weitere 
2.5 Millionen S und für das Jahr  1965 'wieder 
2.5 Millioncn S an Subventionsraten gegeben 
werden. Das Gesamterfordernis für das Land 
beträgt demnach 7,5 Millionen S. 

Ii1 Langenlois sind die Adaptierungsarbei- 
I( n im Franziskanerklosier fast beendet. An 
Subventionen wurden ,bisher Ca. 6 Millionen S 
gegeben; der h'eubau eines Schulgebäudes ist 
1 "doch äußerst dringend., da keines vorhan- 
den ist. Hier ist der Bauherr das Land Nie- 
6t-rösterreich und der Grundkauf steht vor 
dem cndgültigen Abschluß. Die Baukosten be- 
tiagcn 12 :Millionen S, d.ie Baurate für 1963 
bc-läufl sich auf 2 Millionen S, für 1964 auf 
3 Millionen S und für die Jahre  1965 und 
I C G G  auf 5 bzw. 2 M?llionen S. An dem Bau 
des Berghofcs in Lilieiifel'd ist schon sehr 
hclftige Kritik geübt worden, auf die ich des- 
halb nicht eingehen kann, weil ich nicht dem 
Kontrollausschuß angehöre, 'der diese Ubrr- 
Prüfungen vorgenomineri hat. Der Berghof, 
cii-r als Schuilgebäude adaptiert wurde, wird 
in1 Frühjahr 1964 beziehbar sein. Die Insland- 
seizungsarbeiten haben sehr viel gekostet, 
vielleicht hätte man es billiger machen kön- 

1 - ich stehe nicht an, das einzuräumen -1 
bin aber nicht :in der. Lage, konkret dar- 

über  zu urteilen. Als Bauherr scheint hier 
das Land Niederösterreicli auf. Es wird dort 
eine Malerwerkstätte samt Nebenräumen zu 
schaffen sein, deren Baukosten Ca. 5 Millio- 
n[-n S betragen. Als Baurate wurden für das 
Jahr  1963 knapp 3 Millionen S subventioniert. 
i < ~ r  das .Jahr 1964 wären etwas mehr als 
2 Millionen S notwendig. Das I#ntc>rnat ist füi. 

rund 220 Schiiler bestimmt. Derzeit sind diese 
irr! Stift untergebracht, welches aber bereits 
a.cfgekün'digt hat. Die Gesamtkosten sin,d mit 
18 Millionen S veranschlagt. Ich könnte auch 
hier die Baurate herunterlesen, tue es  aber 
nicht, weil 'es vielleicht nur  auf die wesent- 
lichen Posten ankommt (Landesra t  Kuntrzei: 
1Vcil sie nicht bewilligt wurden) und weil sie 
außerdem nicht bewilligt wurden un'd hier 
nur c,ine Hypothese vorliegt, die aber für ,die 
P!anung, die uns vorschwebt, doch gewisse 
I3 e d c utu ng hat . 
in Pöchlarn ist das Internatsgebäude fer- 

tig, die Klassen sind provisorisch in 'den Tag- 
rt:umen des kammereigcnen Internats unter- 
gebracht, d'aher ist der Neubau eines Schul- 
gc.bäudcs samt Lehrwerkstätten für Tischler 
ur:d für  eine Holzlagc>rhalle dringend notwen- 
ciig. Der Grundkauf s k h t  auch dort knapp 
vor dem Abschluß. Bauherr ist das Lan,d Nie- 
derösterreich, 'die Baukosten sind init 
18>5 Millionen S veranschlagt. Die Eaurateii 
wurden 'auch hier nicht bewilligt, sind dqher 
i :I dis ku t a b el . 

Das größte Sorgenkind in diesem Proble- 
menkreis ist zweifeblos die Landesberufs- 
schule in Theresienfeld bei Wr. Neustadt. Es 
handelt sich hier um jene Schule, die durch 
Landtagsbeschluß die Pflicht hat. den gesam- 
1 txn kaut'männischen Nachwuchs schulisch zu 
versorgen. Diese Landesberufsschule ist heute 
schon ein Monsterg&ilmdc, ich glaube, sie ist 
die größte derartige in Furopa un,d die Cchü- 
irr,  die diese Lehransti 'lt besuchen, sind zif- 
;unmäßig gleich stark wie der Ort selbst. Ab 
1. 1. 1964 werden 790 Schüler die Schule be- 
suchen und auch dort wohnen. Mit den Leh- 
w r n  und dem Ver;waltungspersonal zusam- 
men wird sich die Zahl L'm 880 bewegen. Das 
dürfte ungefähr die Einwohnerzahl der zur 
Yiarklgemeinde erhobenen ehemaligen Orts- 
gt.ineinde Theresienfeld sein. In  dieser Schule 
wurden bisher 6-Wochen-Lehrgänge abgehal- 
lcn und man ist schon damit nicht mehr zu- 
i.cchigekommen, weil ungleich mehr Schüler 
im F1-1andr.I nachgewachsen sind, als man ur- 
:,prünglicli vor Jahren angenommen hat. Man 
niußte daher immer wieder versuchen, die 
Kapazität der Schu,le auszuweiten, um zu- 
:.ächst einmal die Rückstände abbauen zu 
können. PL'un ist das rxxe Schulgcsetz in 
Kraft getreten, wodurch uns eine neue Ver- 
pflichtung auferlegt wind. Die in dieser Frage 
:rr Ton clincr gepflegten Sprache statlgefun- 
:Ic.nen heiklen Verhandlungen wuiTden von 
den schulischen Vertretern Theresienfelds of- 
!'c.n und unmißverständlich geführt, weil j a  
Ieizten Endes nicht mehr getan werden kann. 
.:ls nienschhcnmöglirh ist. Man hat sich auf 
i->inc Uherbrückung geeinigt und will vcr- 
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suchen, ab mit einem Sieben-Wochen-Kurs 
eine Ubergangslösung geschaffen wenden 
kann, um das neue Gesetz nicht zu desavou- 
ieren. Leider kann in der kaufmännischen 
Berufsschule Theresienfeld (diese Zwischen- 
losung nur in der Form idurchgeführt wer- 
den, daß in Wr. Neustadt eine Dependance 
errichtet und dabei die dortige Gebietsberufs- 
schule !in Anspruch genommen wird. Die in- 
ternatsmäßige Unteribringung der Handels- 
lehrlinge ist dort jedoch nicht möglich, weil 
der Schule kein Internat angeschlossen ist. 
Ich will Ihnen auch noch die Zahl der jähr- 
l:ch schulisch zu versorgenlden Lehrlinge mit- 
teilen. Es hanldelt sich um 5700 Schüler. Be- 
dauerlicherweise muß mit dem mit der Lan- 
ciesberufsschule innigst verbundenen Gedan- 
ken des internen Wohnens gebrochen werden 
unld ein Teil der Schüler, bei ldem es zumut- 
bar erscheint, muß täglich vom Heimatort zur 
Schule und wieder zurück fahren. Wir hat- 
ten gehofft, daß dies nur eine ifbergangs- 
losung darstellt, die nicht allzulange dauern 
wind. Leider haben wir im Voranschlag des 
Landes keine Ansatzposten gefunden, die 
diese Hoffnung rechtfertigen. Wir müssen uns 
daher darauf vorbereiten, daß dieser Zustand 
sehr lange dauern wird. 

In lder Landesberufsschule Theresienfeld 
wurde mit Mitteln \der Handelskammer ein 
neuer Speisesaal mit einem Kostenaufwand 
von Ca. zwei Millionen Schilling gebaut, um 
den alten Speisesaal mit Hilfe von Landes- 
mitteln für Schulräume zu adaptieren. Infolge 
neu auftretender Raumschwierigkeiten wunde 
der Versuch unternommen, die Größe des 
Hauses noch besser auszunützen, um etwa im 
Frühling des Jahres 1964 den siebenwöchigen 
Kurs ablaufen lassen zu können und damut 
die Landesschulbehöride und auch das Mini- 
sterium zu respektieren, die in $dieser Frage 
unnachgiebig geworden sinid, wlas uch wohl 
verstehen kann, aber für die betreffenden 
Kreise, die die finanziell? Bedeckung aufbrin- 
gen müssen, natürlich recht unangenehm ist. 
Ich kann Ihnen mitteilen, daß für ein neues 
Internat an dieser Schule allein ein Betmg 
von 26 Millionen Schilling erforiderlich ist. 
Wir  haben uns von seiten der Kammer er- 
laubt, die Aufbringung dieses gewaltigen Be- 
ti,ages in Ratenzahlungen innerhalb von drei 
Jahren vorzuschlagen, und zwar 12 Raten im 
Jahre 1964, 8 Raten im Jahre 1965 und 6 Ra- 
ten im Jahre 1966. 

In Waldegg ist ein Schulgebäude mit allen 
Wirtschaftsräumen iim RGhbau bus zur Dach- 
gleiche fertig. Wir haffen, daß die Inbetrieb- 
nahme des Gebäudes im Jahre 1964 möglich 
sein wird. 

In Neunkirchen soll eine zweite Landes- 

berufsschule für Schlosser entstehen. Es ist 
der Neubau eines Internates vongesehen. Die 
Klassen sind voriderhand im Gebäude der 
Gewerbeschule untergebracht. In diesem Falle 
ist die Kammer der geweriblichen Wirtschaft 
Bauherr. Die Baukosten sind mit 16 Millionen 
Schilling veranschlagt. 

In Mistelbach wirid ebenfalls im Jahre 1964 
für die Landesberufsschule für Schmiede und 
Landmaschinenbau die Fertigstellung eines 
Internates erwartet. Diese wind mit einigen 
Venzögerungen in [den allernächsten Monaten 
erfolgen. Bauherr ist die Kammer der ge- 
werblichen Wirtschaft. Die Baukosten sind 
mit 12 Miillnonen Schilling veranschlagt. Ich 
eispare es mir, die Zahlungsraten vorzulesen. 

Um das begonnene Werk der Verfachli- 
chung des Berufsschulwesens, das praktisch 
nunmehr auch gesebalich fundiert ist, voll- 
enden zu können, sind im Jahre 1964 für die 
von mir genannten Bauvorhaben Bwdgetmit- 
tel in der Höihe von 34 Millionen Schilling 
notwendig. Ich möchte nicht die bestehenden 
gi oßen Schwierigkeiten schildern, aber in die- 
sem Zusammenhang !doch feststellen, daß uns 
von den be td ig tea  Stellen größtes Verständ- 
nis etntgegengebracht wird. S o  sind wir auch 
dem Gewepblichen Berufsschulrat zu großem 
Dank verpflichtet, der in aU1 den Jahren als 
fachliches Instrument jeweils die optimalen 
Möglichkeiten gesucht und ,diese Um Rahmen 
der zur Verfügung stehenden Gelder auch ge- 
funden hat. 

Wie versprochen, möchte ich meine Aus- 
führungen kurz halten, doch müssen Sie mir 
noch erlauben, dem Hohen Haus einen Ge- 
danken zu unterbreiten, weil ich der Mei- 
nung bin, daß dieser geeignet wäre, die finan- 
zielle Belastung zumindest teilweise zu mil- 
dern. Durch die Verlagerung des Schwer- 
gewichtes auf die Landesberufsschulen wurde 
im Laufe lder letzten anderthalb Jahrzehnte 
die finanzielle Last der Errichtung und Er- 
haltung der Berufsschulen immer mehr von 
den Gemeinden auf das Land bzw. auf die 
Hanidelskammer verschoben, da die Gemein- 
den nach der gegenwärtigen Rechtslage nur 
zur Dotierung der Gebietsberufsschulen ver- 
pflichtet sind. Unserer Meinung nach wäre es 
daher dringend notwendig, durch eine Ände- 
rung des Berufsschulbaufondsgese~es auch 
die Gemeinden zur nbernahme eines entspre- 
chenden Teiles der Lasten für den Landes- 
Berufsschulbaufonds zu veranlassen. Ich 
möchte darüber nicht viele Worte verlieren. 
Dieser Fragenkomplex wind zur gegebenen 
Zeit einer sehr gründlichen Beratung unter- 
zogen werden müssen. Wir werden uns ge- 
statten, entsprechende Entwürfe auszuarbei- 
ten. Ich bitte Sie aber schon jetzt, sich mit 
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diesem Gedanken vertraut zu machen. Er Diskussionsredner und der Probleme in den 
wurde von mir bei Gott nicht zu dem Zweck Tagen der Budgetdebatte dem einzelnen Red- 
ausgesprochen, um den Gemeinden eine neue ner eine zeitliche Grenze auferlegen, möchte 
Last aufzubürden, sondern ich glaube, daß die ich meine ganz kurzen Darlegungen schlie- 
Regründun$ gerechtfertigt ist und sich die ßen und die Bitte vortragen, daß Sie sich, 
Möglichkeit ' einer finanziell befriedigenden meine sehr geehrten Damen und Herren, in 
1,osung abzeichnet. Ich überspringe eine Ihrer Handlung, Ihrer Rechtsentscheidung 
gonze Reihe von Dingen, die in dieses Thema und innersten [Einstellung der Bedeutung die- 
ebenfalls hineingehören würden, und habe ser Sache mit vallem Bewußtsein zuwenden. 
mir erlaubt, bei dieser Budgetdebatte das Es ist sicherliich nicht zuviel gesagt, wenn 
Thema des gewerblichen Bemfsschulwesens ich behaupte, daß man elne der größten Ver- 
zu behanideiln, dessen BedEutung nicht nur für pflichtungen dalin zu sehen hat, lder heran- 
die Wirtschaft des Landes, sondern für  die v, achsenden Jugend das bestmögliche Rüst- 
Gesamtheit der Bevölkerung überhaupt nicht zeug zu geben, das sie braucht, um unser 
unterschätzt werden darf, da ja eine gut flo- L,and weiter auszubauen. Wenn wir einen 
rierende Wirtschaft und ein entsprechender gemeinsamen Weg finden, dann wenden wir 
Nachwuchs zu den Fundamenten zählen, auf von seiten der Volkspartei bereit sein, unse- 
denen erst alles andere aufgebaut werlden rcm Lanid in gemeinsmer Verantwortung 
kann. Es mag nicht jedermanns Sache sein, einen Dienst zu erweisen. (Beifall bei der 
den Grad der Wichtigkeit dieses Problems zu 

PRÄSIDENT TESAR: Ich unterbreche die eikennen oder (das nötige Interesse dafür auf- 
zubringen. Viele andere Gesichtspunkte, die Beratungen über den Voranschlag des Landes. ich nicht einmal erwahnen konnte, spielen Die nächste Sitzung des Landtages findet noch eine weitere grun-dsätzliche Rolle, wie moiigen, Donnerstag, Iden 19. Dezember 1963, zum Beispiel die Erlassimg eines Gesetizes zur um 9.30 Uhr statt. Zur Beratung werIden zu- Ausführung von Bestimmungen des Buntdes- nächst ctie in  den letzten Sitzungen der Aus- schulaufsichtsgesetzes, worüber bereits ge- schüsse am 17. Dezember 1963 verabschiede- sprochen wurde. Auch in ,dieser Frage muß ten Vorlagen gelangen. Anschließend werden unvoreingenommen jene Konstruktion ge- die Beratungen über deri Voranschlag mit der schaffen werden, die in der Aufteilung der Gruppe 2 fortgesetzt. Kompetenzen ein richtiges Maß schafft und 
so jedem Iden richtigen Posten zuweist, so 
daß Recht und Pflicht eine sinnvolle Wech- 
selbeziehung erfahren. Da die Vielzahl der 

ÖVP.) 

Die Sitzung ist geschlossen. 
(SchluJ3 der  Sitzung um 20 U h r  3 Minuten.) 


